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CODE ist ein Nachrichtenmagazin, das sich vorwiegend Themen widmet, die in der 
Establishment-Presse einseitig, tendenziös oder gar nicht dargestellt werden. 

CODE ist politisch, wirtschaftlich unabhängig und keinen gesellschaftlichen Gruppierun- 
gen verpflichtet. 

CODE hat weltweit einen Mitarbeiterstab von 80 Korrespondenten und arbeitet mit der 
amerikanischen Zeitung »The Spotlight« und dem Nachrichtendienst »New American 
View« zusammen. a 
CODE bietet einer Reihe jüdischer Journalisten und Rabbiner die Möglichkeit, ihre 
politischen Bedenken gegen den Zionismus zu äußern. Diese jüdischen Autoren gehen 
davon aus, daß der politische Zionismus nichts mit ihrer Religion zu tun hat, und sie halten 
jene nicht für antisemitisch, die gegen den Zionismus vorgehen. 

CODE wird in den Fragen des Antizionismus von jüdischen Persönlichkeiten beraten, die 
der Redaktion ausdrücklich bestätigt haben: »Wir kennen die Zeitschrift und finden darin 
kein Material, das seiner Natur nach anti-semitisch ist, und verstehen die Position, die 
Unterschiede zwischen Zionismus und Judaismus aufzuzeigen. Obwohl wir nicht mit allen 
vertretenen Positionen übereinstimmen mögen, unterstützen wir das Recht darauf, politi- 
sche Ansichten darzustellen.« Dieser Satz wurde von sechs namhaften Rabbinern unter- 
zeichnet. 

CODE verfügt auch auf anderen Gebieten über kompetente Mitarbeiter: Victor Mar- 
chetti, Autor des bekannten Bestsellers über den CIA, war stellvertretender Direktor des 
CIA; Mark Lane, ein bekannter Washingtoner Rechtsanwalt, hat Prozesse wegen der 
Ermordung des US-Präsidenten John F. Kennedy gegen CIA-Mitarbeiter geführt; C. 
Gordon Tether, der für den Finanzteil zuständig ist, arbeitet seit langem für die »Financial 
Times«. 

CODE ist weder antiamerikanisch noch antisemitisch, weder rechts, noch links, auch nicht 
rot, schwarz, grün oder braun. 

CODE ist national, konservativ, patriotisch und dadurch den deutschen Belangen und 
Problemen besonders aufgeschlossen. 


Als Leser von CODE kennen Sie bereits die offene kritische Haltung: dieser Zeitschrift. 
Wir bitten Sie daher, zu überlegen, wer aus dem Kreis Ihrer Familie, Ihrer Bekannten, 
Kollegen und Freunde Abonnent von CODE werden könnte. 


Für Ihre Mühe möchten wir Sie gerne entschädigen. Wenn Sie uns einen neuen Abonnen- 
ten, der noch nicht Bezieher der Zeitschrift war, werben, erhalten Sie als Prämie das Buch 
»Der namenlose Krieg« 
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Exclusives aus Politik und Wirtschaft 


Deutschland 

6  Wiedervereinigung 
- Gegner und 
Wendehälse 


Bundeskanzler Helmut 
Kohl bezeichnet sich als 
»Enkel Konrad Adenau- 
ers«. Und das, obwohl all- 
gemein bekannt ist, daß 
Adenauer nach dem 
Ersten Weltkrieg einen 
westdeutschen Separat- 
staat plante und nach dem 
Zweiten Weltkrieg ver- 
wirklichte. 


SPD - die Partei 
des blanken 


Opportunismus 

Bei den Bonner Parteien 
zeichnet sich besonders 
die SPD durch ihre Vergan- 
genheitsverdrängung aus 
und hat sich damit zur 
Opportunismus-Partei der 
Bundesrepublik entwickelt. 


Oskar Lafontaine: »Ich habe 
Probleme damit, Deutschstäm- 
mige vorrangig aufzunehmen 
vor einem Farbigen.« 
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Der Sieg der Konser- 
vativen in der DDR 


Gewerkschaften als 
trojanisches Pferd 
des Sozialismus 


Die Oder-Neiße- 
Linie als Ursache für 
eine neue Anti- 
Deutschland- 
Kampagne 
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Deutschland 
neutral wie 
Österreich und 
die Schweiz 


Deutschland und 
das Problem mit 
der NATO 


Neben der Problematik 
der polnischen Westgrenze 
ist die Frage der Neutrali- 
tät der zweite Punkt, mit 
denen »unsere Freunde 
und Verbündeten« mit Un- 
terstützung zahlreicher 
Vasallen in West- und Mit- 
teldeutschland versuchen, 
das Schiff der Wiederver- 
einigung in die gewünsch- 
ten Kanäle zu lenken. 


Hetze der Justiz 
gegen einen Arzt 
Eine unliebsame politische 
Meinung reicht in der Bun- 
desrepublik aus, die Ap- 
probation einem Arzt im 
schleswig-holsteinischen 
Sörup zu entziehen. 


Ein nationales 


‚Programm für 


Deutschland 


Richard von Weiz- 
säcker und die 
Bewältigung der 
Vergangenheit 


Mit einem großen Medien- 
spektakel wurde Richard 
von Weizsäcker an seinem 
70. Geburtstag geehrt. 
Der Haupttenor lautet: Er 
hat international die letz- 
ten Zweifel an der Läute- 
rung der Deutschen zer- 
streut. Dabei wird überse- 
hen: Der Bundespräsident 
hat dem deutschen Inter- 
esse soviel geschadet wie 
kein anderer Deutscher je 
vorihm. 
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= 
Die grausame Vertreibung von 
Millionen Deutsche ist für den 
Bundespräsidenten Richard von 


Weizsäcker »eine erzwungene 
Wanderschaft«. 


Hohe Ehrung von 
der zionistischen 
ADL für von Weiz- 
säcker 


Das Ausländer- 
wahlrecht und die 
entmündigung der 
Deutschen 


Finanzen 


26 
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Inflation: Die 
Banker machen 
Schulden 


Ein Ende der 
Schuldenmacherei 
ist nicht in Sicht 
Die Rolle des Öls 
im Nahen Osten 


New-Age 


33 


Die geistige 
Revolution, 

erster Teil 

Die Dokumentation dient 
der Information über eine 
geistige Seuche, die sich 
inzwischen über die ganze 
Welt ausgebreitet hat und 
das Denken der Menschen 
verändert. 


Die kosmologische 
Vision der Zukunft 


Neues vom 
Schottischen Ritus 


Internationales 


45 


48 


49 


Sowjets liefern die 
MiG-29 an Kuba 


Israels Wirtschaft 
am Kreuzweg 

Da eine Beschneidung der 
amerikanischen Hilfe- 
leistung drohend über sei- 
nem Haupt schwebt, er- 
hält Israel in diesen Tagen 
viele Ratschläge darüber, 
wie es seine Volkswirt- 
schaft verbessern kann. 


Neue Beweise für 
die Unschuld von 
John Demjanjuk 


Israel: »Schickt 
mehr Geld!« 

Die Lösung der Wirt- 
schaftsprobleme Israels 
heißt: »Schickt mehr 
Geld!« Die größte Bedro- 
hung für die israelische Si- 
cherheit ist nicht der Palä- 
stinenseraufstand oder die 
zusammengeballte Macht 
arabischer Armeen, son- 
dern das drohende Ge- 
spenst eines wirtschaft- 
lichen Zusammenbruchs. 
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Revisionismus 


Der Prozeß in 
Remscheid 


Ernst Zündel vor 
Kanadas höchstem 


Gericht 


Der in Deutschland gebo- 
rene revisionistische Publi- 
zist Ernst Zündel ver- 
brachte eine Woche im Ge- 
fängnis, als ein Berufungs- 
gericht seine Verurteilung 
wegen’einer »Haß-Straf- 
tat« aufrechterhielt. Er 
befindet sich derzeit gegen 
eine Kaution von 10000 
Dollar auf freiem Fuß, 
während sein Anwalt 
Doug Christie beim höch- 
sten Gericht Kanadas Be- 
rufung eingelegt hat. 


Ernst Zündel muß erfahren, daß 


das kanadische Gesetz ein briti- 
sches Gesetz ist. Es gibt nach 
britischem Recht keine Garantie 
für die Freiheit der Meinungs- 
äußerung. 


54 Der britische Histo- 


riker David Irving 
kämpft gegen die 
Kriegspropaganda 
Unser Mitarbeiter Inter- 
viewte David Irving. Er ist 
der meist gelesene Histori- 
ker im englischen Sprach- 
raum. Neben anderen un- 
glaublichen Enthüllungen 
in diesem Interview 


4.Jahrgang Nr.5 Mai 1990 


Ständige Rubriken 


sprach Irving auch von neu 
entdeckten Tatsachen über 
den »Holocaust« des Zwei- 
ten Weltkrieges, die ihn 
davon überzeugt hätten, 
daß die angeblichen Verga- 
sungen im Konzentrations- 
lager Auschwitz durch die 
Deutschen in Wirklichkeit 
niemals stattfanden. 


\ 
Der britische Historiker David 
Irving beschuldigt seine Kolle- 
gen, nur Informationen aus zwei- 
ter Hand zu verarbeiten und von 
Vorurteilen beherrscht zu sein. 


60 Winston Churchill — 
Kriegsheld oder 
Verbrecher? 
Die Neubewertung der Ge- 
schichte, die heute in Groß- 
britannien langsam Formen 
annimmt, muß in ihrer Un- 
tersuchung von katastro- 
phalen Gestalten wie Chur- 
chill gnadenlos sein. 


Winston Churchill zeichnete sich 
durch Zynismus, Skrupellosig- 
keit, Erbarmungslosigkeit und 
Heuchelei aus. 
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Deutschland- 


Journal 

Weizsäcker will nach Ber- 
lin ziehen; Berlin Haupt- 
stadt, Bonn Regierungs- 
sitz; Dorothee Wilms 
Nachfolgerin von Rita Süß- 
muth?; Wiedervereinigung 
nach Artikel 146 führt zur 
Nichtigkeit aller Gesetze; 
»Kriegsverbrecher« kom- 
men in England vors Ge- 
richt; Bronfman plant 
Deutschland-Konferenz; 
Rente für Ausbildung bei 
der deutschen Wehrmacht; 
Vom Eis droht keine Kli- 
makatastrophe; Nachhilfe 
für Hausbesetzer durch die 
RAF; Genscher will die 
Wende zur SPD; Die Jagd 
auf Dr. Hamer geht weiter. 


Impressum 


Europa-Journal 
Karel Gott und der Kom- 
munismus; Vor einer 
neuen Völkerwanderung; 
Die Seele von Mütterchen 
Rußland; China schickt 
mehr Truppen an die so- 
wjetische Grenze; Kritik 
am Antisemitismus der Pa- 
myat; Rumänische Oppo- 
sition beklagt sich über 
Schwierigkeiten; Sowjeti- 
sches Militär verurteilt fa- 
schistische Verleumder; 
Prinz Charles Okologie- 
Pläne finden keinen Bei- 
fall; Untersuchung gegen 
Offiziere der chinesischen 
Armee; Gorbatschow hat 
unbeschränkte Macht. 


Banker-Journal 
Keine US-Hilfe mehr für 
die Philippinen; Paname- 
sen fordern Reparationen 
von den USA; Dritte Welt 
soll auf höheren Lebens- 
standard verzichten; IWF 
soll Gold der Dritten Welt 
kassieren; Stagnierende 
Produktion Ursache für 
US-Krise; US-Industrie 


findet neue Kunden in der 
Sowjetunion; Klub von Pa- 
ris führt Polens Umschul- 


dung durch; Tschechen leh-: 


nen Schocktherapie des 
IWF ab; Devisen-Umsatz 
32 mal höher als der Han- 
del; Minister fordern An- 
nullierung der Schulden; 
Ein dunkles Zeitalter für 
Lateinamerika. 


Nahost-Journal 

Die Fehler der Israelis und 
Palästinenser; Bewertung 
des Falles John Demjan- 
juk; Henry Kissinger - ein 
untergehender Stern. 


Vertrauliches 
Nordkorea beunruhigt 
über das Schicksal des 
Kommunismus; Die Vor- 
teile der Kernkraft für Ja- 
pan; Bevölkerungspolitik 
durch Tyrannei; UNITA 
nicht für einen Ein-Par- 
teien-Staat; Sri Lanka ver- 
urteilt Amnesty Internatio- 
nal; Noriega hat Status ei- 
nes Kriegsgefangenen; Ja- 
panisches Satelliten-Trio 
kommt in die Umlaufbahn 
der Erde; Seltsame politi- 
sche Spiele in Tunesien; 
Südkorea will sich selbst 
verteidigen; Todesdrohun- 
gen vom Drogen-Kartell 
in Kolumbien. 


66 Leserbriefe 


a l 


Deutschland 


Wieder- 
vereinigung — 


Gegner und 


We 


Frank Falkenberg 


ndehälse 


Bundeskanzler Helmut Kohl bezeichnet sich als »Enkel Konrad Ade- 
nauers«. Und das, obwohl allgemein bekannt ist, daß Adenauer nach 
dem Ersten Weltkrieg einen westdeutschen Separatstaat plante und 
nach dem Zweiten Weltkrieg verwirklichte. Selbst die Zeitung »Die 
Welt«, die im wesentlichen pro Adenauer war und traditionsgemäß 
immer pro CDU und heute als pro Kohl gilt, muß bei einer Bespre- 
chung des Buches »Option für den Westen« des Münchner Historiker 
Ludolf Herbst - erschienen im Deutschen Taschenbuch-Verlag - über 
Adenauers Nachkriegspolitik unter der Überschrift »Was Adenauer 
von der Wiedervereinigung hielt« schreiben: 


»Der Preis dieser Politik (der 
Westintegration) war der be- 
wußte Verzicht auf die Einheit 
Deutschlands. Es ist zu begrü- 
ßen, daß Herbst ohne den Ver- 
such einer Beschönigung klar- 
stellt, daß »diese Politik mit dem 
Vorwurf zu leben hat, einen Teil 
der Nation — der deutschen 
Schicksalsgemeinschaft - einfach 
im Stich gelassen zu haben, nicht 
einmal den Versuch unternom- 
men zu haben, sie vor dem 
Schicksal erneuter Tyrannei zu 
bewahren«.« 


Einseitig für die 
Westintegration 


Und weiter heißt es in der Buch- 
besprechung der »Welt«: »Der 
Vorwurf, Adenauer habe die so- 
wjetischen Vorschläge für ein 
neutrales Gesamtdeutschland - 
»Stalin-Note« vom März 1952 - 
nicht ausgelotet und damit eine 
Chance zur Wiedervereinigung 
aus der Hand gegeben, ziele zu 
kurz. 


Adenauer betrieb gar keine kon- 
struktive Wiedervereinigungspo- 
litik, sondern hatte einseitig für 
die Westintegration optiert, und 
zwar von Anfang an. Im Frühjahr 
1952 entschied sich für ihn gar 
nichts. Alles, was er während der 
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Aufschlußreich, daß die stets 
Adenauer-freundliche, demge- 
mäß westradikale »Welt« heute 
zustimmt, daß Adenauer zu »tak- 
tischen Zwecken« anders redete, 
als er handelte. Zu »taktischen 
Zwecken« wollte er bekanntlich 
der westdeutschen Bevölkerung 
weismachen, daß ein NATO-Bei- 
tritt der Bundesrepublik zur 


deutschen Wiedervereinigung 
führe. 
NATO-Partner 


im Bremserhäuschen 


So versucht jetzt einer der eng- 
sten Helfershelfer Adenauers, 
der ehemalige Delegationsleiter 
bei den Verhandlungen über den 
sogenannten »Deutschlandver- 
trag«, Wilhelm Georg Grewe, 
sich folgendermaßen zu rechtfer- 
tigen: »Die Bundesrepublik ist 
der NATO beigetreten unter der 
vertraglich festgelegten Voraus- 
setzung, daß die Mitglieder des 
Bündnisses zur Wiedervereini- 
gung beitragen würden.« 


Wird der Enkel Adenauers, Bundeskanzler Helmut Kohl, eine 
Wiedervereinigungspolitik mit allen Konsequenzen betreiben 
und nicht wie damals auf einseitige Westintegration setzen? 


Phase der Westintegration in der 
Deutschlandpolitik unternahm, 
diente taktischen Zwecken.« 


Diesem Urteil des Autors ist si- 


cherlich zuzustimmen. 


Welch bloßen Papierwert diese 
»vertraglich festgelegte Voraus- 
setzung« hat, sehen wir gerade in 
diesen Tagen. Aus der Fülle nach- 
folgend nur einige wenige auslän- 


dische Pressestimmen, denen 


man alles andere als West-Feind- 


schaft nachsagen kann. 


So heißt es beispielsweise in der 
Züricher „‚Sonntags-Zeitung”, 
dem größten Schweizer Sonn- 
tagsblatt, unter der Überschrift: 
»Deutsche Wiedervereinigung: 
Die Großmächte im Bremser- 
häuschen«: » Alle möchten heute 
noch schnell auf den seit Wochen 
angefahrenen Reformzug in Ost- 
deutschland aufspringen und sich 
dort ins Bremserhäuschen set- 
zen. Alle versuchen, sich in fast 
panischer Hast irgendwie in die 
Diskussion um die deutsche 
Frage zu drängen: alle - Moskau 
und Washington, London und Pa- 
ris. Denn.alle haben zu spät er- 
kannt, daß die Völker draußen 
auf den Straßen zur Zeit schnel- 
ler denken und handeln als die 
Politiker in ihren Salons. Und 
daß die Annäherung von Bundes- 
republik und DDR bereits ein 
Fait accompli ist: »Deutschland 
einig Vaterland« verwirklicht sich 
mittels zahlloser konkreter, for- 
meller und informeller Schritte 
im Alltag an Ort und Stelle.« 


Die »Schweizer Weltwoche« 
schreibt unter der Überschrift 
»Wandlung«: »Anfang Novem- 
ber noch äußerte sich Francois 
Mitterand wohlwollend über die 
deutsche Wiedervereinigung. 
Jetzt, nach der Durchlöcherung 
der Mauer, sucht er sie mit allen 
Mitteln zu bremsen. Die Franzo- 
sen trauen den Deutschen nicht 
und vermuten, daß ihnen die Ein- 
heit der Nation wichtiger ist als 
die Integration Europas.« 


In der Londoner »Times« heißt 
es im Leitartikel: »Französisches 
Denken ist in den vergangenen 
Wochen von dem Entschluß be- _ 
stimmt worden, einen Weg zu fin- 
den, um Westdeutschland in die 
EG »einzusperren«.« 


Wie der Westen über das franzö- 
sisch-deutsche Verhältnis in der 
EG denkt, beschreibt die »Wash- 
ington Post«: »Ein intelligenter 
Jockei im Sattel eines kräftigen 
Pferdes: das ist das Bild, das Poli- 
tiker in Paris für das französisch- 
deutsche Bündnis gebrauchen. 
Über 30 Jahre hat das Bild fran- 
zösische diplomatische und poli- 
tische Geschicklichkeit bezeich- 
net, in Ergänzung von westdeut- 
scher Wirtschaftsmacht.« 


Auch Washington trat auf die 
Bremse, als die West- und Mittel- 


= deutschen wieder durch die 


durchlöcherte Berliner Mauer 
“ und den Zonen-Stacheldrahtver- 
hau schritten. So schreibt die »In- 
ternational Herald Tribune«: 
»Mit seinem Überraschungsbe- 
“such in Ostdeutschland hat (US- 
Außenminister) Baker-ohne die 
westdeutsche Regierung zu Rate 
zu ziehen — amerikanische Ab- 
sichten signalisiert, den Versuch 


zu machen, die Glaubwürdigkeit ' 


der DDR-Führerschaft zu ver- 
bessern und einem Machtva- 
kuum zuvorzukommen, das ei- 
nen Wiedervereinigungs-An- 


sturm auslösen könnte, wie Be- - 


“ amte sagten.« 


Zuspringer Kohl 
auch als Bremser? 


Und noch einmal die einflußrei- 
che »Washington Post«: »West- 
“ deutschland weiß, daß die Alliier- 
ten versuchen, den ungestümen 
Drang zur deutschen Wiederver- 
einigung zu verlangsamen, und 
zunehmend ärgern sich die West- 
deutschen darüber. Sollen West- 
und Ostdeutschland, fragen sich 
die Deutschen, die einzigen zwei 
Länder sein, die keinen vollen 
: Anspruch auf das Recht der 
Selbstbestimmung haben?« 


. Wie zahlreich sind aber die Brem- 
ser selbst in höchsten Stellen der 
Bonner Regierung? Schließlich 
hat Bundeskanzler Kohl jahre- 

- lang gegen einen neuen deut- 

schen Nationalstaat gewettert, so 

daß es jetzt seltsam klingt, ihn 
von deutscher Wiedervereini- 
gung sprechen zu hören. Ist das 
wieder ein schlaues »Wende«- 

Manöver, worum er sich nach der 

nächsten Bundestagswahl nicht 

im geringsten schert? Eingedenk 

der taktischen Züge seines politi- 

schen Opas, des Separatisten 

Adenauer? . 


Ist nicht auch Kohl im letzten 
Moment auf den fahrenden Zug 
aufgesprungen, um nunmehr als 
Mitfahrer auf die Bremse zu 
drücken? Wie schrieb doch die 
Schweizer »Weltwoche«: »Hel- 
mut Kohl geriet von Tag zu Tag 
stärker unter Zugzwang. Je län- 
ger er sich dem Wunsch seiner 
Bündnispartner beugte und zum 
Thema Wiedervereinigung 
schwieg, um so schwieriger 
wurde seine Position im eigenen 
Land. Schon forderten Schönhu- 
- bers Republikaner, die seine 

- CDU und vor allem die CSU von 
rechts bedrohen, ein vereinigtes 


Deutschland in den Grenzen von 
1937.- im Bundestagswahlkampf 
im November wollen sie damit 
auf Stimmenfang gehen. Da 
sprang Kohl mit seinem Zehn- 
punkteplan zur Wiedervereini- 
gung, den er am 28. November 
vor dem Deutschen Bundestag 
vortrug, in einem Riesensatz auf 
den fahrenden Zug.« 


Es ergäbe eine lange Aufzählung, 
wollten wir im Rahmen dieses Ar- 
tikels alle die wiedervereini- 
gungs-feindlichen Außerungen 
von maßgebenden Politikern al- 
ler Bonner Parteien bis in die 
jüngste Zeit auflisten. Zu fragen 
ist dabei, was ihnen das Grundge- 
setz eigentlich gilt und wie die 
Staatsanwaltschaft bei solch ver- 
fassungswidrigen Reden einfach 
zusehen kann. 


Erinnern wir, allerdings auch nur 
in wenigen herausgegriffenen 
Beispielen, an einige westdeut- 
sche Zeitungen die für eine dau- 
ernde Spaltung von West- und 


„Mitteldeutschland plädiert ha- 


ben. Daran möchten heute natür- 
lich auch diese Wendehälse nicht 
mehr erinnert werden, ebenso 
wenig wie all die Status-quo-Feti- 
schisten im Fernsehen und Rund- 
funk. 


Daran wollen sie nicht 
erinnert werden 


Zitieren wir, fast beliebig heraus- 
gegriffen, einen Artikel von Ma- 
rion Gräfin Dönhoff, der Heraus- 
geberin des Hamburger Wochen- 
blattes »Die Zeit«. Sie schrieb 
unter der‘ Überschrift »Mauer 
und Einheit: Zeit zur Umkehr«: 
»Aber man muß doch einmal 
überlegen, ob die Vorstellung ei- 
ner Wiedervereinigung der bei- 
den Deutschlands wirklich der 
einzige Weg zur Heilung ist - wo- 
bei »Weg« der falsche Ausdruck 
wäre: es ist nämlich kein Weg, 
sondern nur Rezept zum Nicht- 
Handeln, zum: Winterschlaf in 
Permanenz. Unsere politischen 
Vorstellungen sind auf dieser 
Schiene, die ins Niemandsland 
führt, eingerastet, obgleich 
nichts zu erblicken ist, was dem 
Traum von der deutschen Einheit 
Realität verleihen könnte, nicht 
einmal am fernen Horizont.« 


Dann fordert sie, wie auch in 
späteren Jahren immer wieder 
führende Redakteure der »Zeit«, 
einen ausdrücklichen Verzicht 
auf die Wiedervereinigung. 


Als bezeichnend für die »füh- 
rende« Presse in der Bundesrepu- 
blik sei am Rande bemerkt, daß 
der Chefredakteur der Bonner 
»Welt«, Manfred Schell, in sei- 
nem Springer-Blatt einen drei- 
spaltigen Lobartikel auf die Grä- 
fin Dönhoff zu ihrem 80. Ge- 
burtstag verfaßt hat. Überschrift: 
»Charakter und Geschichtsbe- 
wußtsein«. 


Doch auch bei der »Süddeut- 
schen Zeitung« gibt es solche 
Charaktere und Geschichtsken- 
ner. Beispiele? Mehr als genug. 
Wiederum beliebig herausgegrif- 
fen. Robert Leicht - damals Res- 
sortchef für Innenpolitik, inzwi- 
schen nach Norden zur »Zeit« 
gewechselt -: »Der deutsche Na- 
tionalstaat Bismarckscher Prove- 
nienz und die deutschen Einheits- 
vorstellungen des 19. Jahrhun- 
derts sind nicht nur aus außenpo- 
litischen Gründen gegenstands- 
los geworden; es fehlt auch der 
entscheidende innere Antrieb 
der Einheitsbestrebungen, weil 
sich die politischen Wertvorstel- 
lungen fundamental gewandelt 
haben.« 


Das könnte in der Wortwahl, be- 
sonders in den Ausfällen gegen 
Bismarck, auch von Kohl oder 
Lafontaine stammen. Hans Hei- 
gert, jahrelang im Vorsitz der 
Chefredaktion der »Süddeut- 
schen Zeitung«, schrieb bei- 
spielsweise im Leitartikel: »Ver- 
zicht auf Wiedervereinigung, 
trotz des Verfassungsaufrufs, sie 
in Freiheit zu vollenden? Derart 
eng formuliert, löst sich die Frage 
auf, verliert sie ihren historischen 
Rang. Ziel kann in der Tat nur 
sein, die Vereinigung des deut- 
schen Staates überflüssig zu ma- 
chen. Günter Grass sprach dem- 
gegenüber einmal von der deut- 
schen Kulturnation, die zu erhal- 
ten lohnend und auch möglich 
sei. Hinzuzufügen ist: sofern sie 
nicht politisch überfrachtet wird. 
Das alles wird viel, viel Zeit in 
Anspruch nehmen.« 


Auch Bonn muß die 
Vergangenheit bewältigen 


Greifen wir zu den »Nürnberger 
Nachrichten«, die mit ihren 
Kopfblättern in Mittelfranken 
sehr verbreitet sind. Im Kom- 


mentar von einem gewissen Felix 


Hartlieb heißt es: »Alerdings lei- 
det die Union noch immer an die- 
sem Widerspruch zwischen politi- 
schem Handeln und einer Rheto- 


rik, die so tut, als könne das Wie- 
dervereinigungsgebot, das die 
Väter des Grundgesetzes unter 
den seinerzeit noch ganz anderen 
europäischen Verhältnissen in die 
Verfassung dieser Republik 
schrieben, heute als konkrete An- 
weisung verstanden werden. Das 
Selbstbestimmungsrecht in allen 
völkerrechtlichen Ehren — aber 
soll es etwa auch dann den Vor- 
rang haben, wenn die Restaura- 
tion eines im Osten verkleinerten 
Bismarck-Reiches, dem so schön 
beschworenen europäischen 
Frieden zuwiderlaufen sollte?« 


"Nun nur noch ein Sprung nach 


Westfalen, um nach dem Norden 
und dem Süden der Bundesrepu- 
blik auch ein Beispiel aus dem 
Westen zu bringen. Nehmen wir 
die »Neue Westfälische« aus Bie-. 
lefeld, wo Dr. Jürgen Keller- 
meier, Redakteur im Norddeut- 
schen Rundfunkt von Hamburg, 
als Leitartikler immer wieder ha- 
nebüchene Meinungen verbrei- 
ten kann. 


Kellermeier schrieb dort aller- 
dings schon vor fünf Jahren: »In 
seiner umfangreichen Antwort 


. auf die sowjetische Kampagne ge- 


gen die Bundesrepublik hat Au- 
Benminister Genscher einen un- 
gewöhnlich bemerkenswerten 
Satz zur Deutschlandpolitik un- 
tergebracht: »Die Aufgabe, die 
beide deutschen Staaten als Ver: 
antwortungsgemeinschaft für die 
Stabilität im Zentrum Europas 
zu erfüllen haben, verlangt, daß 
sie selbst stabil sind.« 


Was Genscher jetzt in einem offi- 
ziellen Dokument des Auswärti- 
gen Amtes erklärt hat, ist schließ- 
lich die reine Wahrheit: ohne die 
Stabilität der Existenz dieser bei- 
den Staaten, das heißt, ohne die 
Stabilität der Teilung ist gesamt- - 
europäische Stabilität auf abseh- 
bare Zeit nicht möglich.« 


Kellermeier wendet sich dann ge- 
gen »Infragestellung der DDR 
durch Wiedervereinigungsdekla- 
mationen«. Das alles zur Zeit 
Honeckers, dem für die Errich- 


‚tung von Mauer und Stachel- 


draht offenbar ein europäischer 
Verdienstorden für die Stabilität 
auf dem Kontinent gebührt. 


Auch .der Bundesrepublik steht 
noch eine große Vergangenheits- 
bewältigung bevor: die Trennung - 
von all den Wiedervereinigungs- 


gegnern im Fernsehen, Rund- ° :;: 
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funk und in der Presse. 


Partei des 
blanken 
Opportunismus 


Siegfried Gruber 


Nicht nur in den Medien und bei Schriftstellern gab es die berühmten: 


Wendehälse, die nach dem alten Adenauerschen Prinzip handeln: 
»Was kümmert mich das Geschwätz, das ich noch gestern von mir ge- 
geben habe.« Bei den Parteien zeichnet sich besonders die SPD durch 
ihre Vergangenheitsverdrängung aus und hat sich damit zur Opportu- 
nismus-Partei der Bundesrepublik entwickelt. Denn keine der im 
Bundestag vertretenen Parteien - mit Ausnahme der Grünen - hat die 
deutsche Einheit so bekämpft wie die Sozialdemokraten. 


Besonders verwerflich ist dabei 
der Versuch der sozialdemokrati- 
schen Führung, heute so zu tun, 
als ob ihre Führung 1946 in Mit- 
teldeutschland schärfsten Wider- 
stand gegen die »Zwangsvereini- 
gung« mit der KPD zur SED ge- 
leistet hätte. Vergessen werden 
soll und darf nicht, daß dies von 
vielen einfachen SPD-Mitglie- 
dern auch wirklich getan wurde, 
daß die Mehrzahl der führenden 
SPDler sich dagegen vehement 
hierfür einsetzte. 


Laut dem Kurt-Schumacher- 
Kreis Berlin e.V., einer Vereini- 
gung ehemaliger sozialdemokra- 
tischer politischer Häftlinge in 
der DDR, waren 90 Prozent der 
damaligen SPD-Funktionäre für 
diese Vereinigung - während der 
Großteil der Mitglieder dagegen 
war -. Besonders Otto Grote- 
wohl hat sich nach Angaben Her- 
mann Kreutzers, der 1945 die 
SPD in Thüringen gründete und 
heute dem Kurt-Schumcher- 
Kreis vorsteht, für die Zusam- 
menführung der SPD und der 
KPD in der SED eingesetzt und 
sei dann dafür auch mit dem Amt 
des ersten Ministerpräsidenten 
der DDR belohnt worden. Kreut- 
zers Aussagen gipfeln in dem Vor- 
wurf, daß ohne die tatkräftige 
Unterstützung durch die SPD die 
SED gar nicht erst zustande ge- 
kommen wäre. 


Laut Parteitagsprotokoll vom 19. 
und 20. April 1946 sagte das SPD- 
Vorstandsmitglied Max Fechner: 
»Uns ist das Herz erfüllt mit 
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Freude und Dankbarkeit. Nun ist 
es endlich vollendet, das große 
Einigungswerk. Sehnsucht von 


Die SPD half 
damals der SED 


Hunderttausenden wurde ge- 
stillt, der Bruderkampf begra- 
ben, die Einheit geschaffen.« 
Fechner beendete seine Rede mit 
den Worten (laut Protokoll): 
»Wir erheben uns von den Plät- 
zen und stimmen ein in den Ruf: 


“ Die geeinte' sozialistische Arbei- 


terbewegung, die Partei aller 
schaffenden Deutschen, die 
Sozialistische Einheitspartei 
Deutschlands, sie lebe (Stür- 
misch fällt die Versammlung ein) 
hoch, hoch, hoch! (Spontan 


wurde die Internationale gesun- . 


gen.)« Das Abstimmungsergeb- 
nis, mit dem der Vereinigung mit 
der KPD zugestimmt wurde, 
wurde mit »Bravo«-Rufen be- 
grüßt. ; 


Die Wende der SPD 
im Oktober 1989 


Selbst wenn man den Druck der 
Sowjets auf die SPD bei dieser 
Frage ebenso berücksichtigt wie 
der sicherlich unfreiwilligen Zu- 
stimmung einiger der bei diesem 
Parteitag anwesenden Mitglie- 
der, dann ist aufgrund der vielen 
lebenden Zeitzeugen, die zum 
Teil auch heute noch in der SPD 
hohe Posten innehaben und von 
daher als parteipolitisch unver- 


dächtig gelten können, gesichert, 
daß der Großteil der damaligen 
SPD-Führung begeistert mit- 
machte. 


Der Kurt-Schumacher-Kreis 
stellte weiter fest: »Als 1948 bis 
1950 einige Tausend von rechten 
Sozialdemokraten, die im Geist 
von Kurt Schumacher und Ernst 
Reuter der Freiheit, aber nicht 
dem Sozialismus verpflichtet wa- 
ren, auf Veranlassung der SED 
verhaftet wurden, rührte sich bei 
Grotewohl und den Zehntausen- 
den ehemaliger SPD-Funktio- 
näre, die alle eifrig beim » Aufbau 
des Sozialismus tätig waren, 
keine Hand.« 


Und die Befürwortung des SED- 
Regimes und der Kampf gegen 
die deutsche Einheit hat sich bei 
den Sozialdemokraten trotz vie- 
ler anderslautender Reden, die 
jetzt im DDR-Wahlkampf zu hö- 
ren sind, bis Oktober 1989 fortge- 
setzt. Erst als das Volk der DDR 
das stalinistische SED-Regime 
stürzte, drehte sich auch die SPD 
- wie das berühmte Vögelchen im 
Wind. 


Um die Richtigkeit dieses Vor- 
wurfs bestätigt zu bekommen, 
braucht man nur einige Redepas- 
sagen führender West-Sozis nach- 


‘ zulesen. So sagte der jetzige Eh- 
“ renvorsitzende der DDR-SPD, 


Willy Brandt, noch am 11. Sep- 
tember 1988: »Durch den Kalten 
Krieg und dessen Nachwirkun- 
gen gefördert, wurde die Wieder- 
vereinigung zu jener spezifischen 
Lebenslüge der zweiten deut- 
schen Republik.« Und nur drei 
Tage später ergänzte Brandt dies 
mit den Worten: »Wie der Begriff 
Wiedervereinigung zum Grund- 
lagenvertrag in Anspruch genom- 
men wurde, das habe ich in der 
Tat für wirklichkeitsfremd und 
schon deshalb nicht für hilfreich 
gehalten.« 


| Der Wendehals 


Willy Brandt 


Und laut Professor Martin Kriele 
waren die von Brandt 1977 unter 
anderem in der »Zeit« geschrie- 
benen- Artikel »von zwei Grund- 
gedanken durchzogen: Einmal: 
Zwar erhöbe die Idee der Men- 
schenrechte einen universalen 
Anspruch - das bestritt er nicht. 
Aber für die Menschen in den so- 
zialistischen Staaten bleibe die- 
ser Anspruch ein abstrakter. Er 
lasse sich nicht verwirklichen, 


und wir sollten das auch nicht‘: 
Erleichterungen: ' 


wünschen, sondern :uns 


menschlichen 


% 


innerhalb des fortbestehenden 
Systems begnügen. Wer für Men- :, 


schenrechte eintreten wolle, solle’ - 


sein Betätigungsfeld nicht in Ost- 


europa suchen, sondern in der 


Dritten Welt oder bei uns im We-: 
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sten, wo noch viel zu tun bleibe.« 
Das alles hinderte Brandt aber 
nicht daran, nach dem 9. Novem- : 
ber 1989 zu sagen: »Nun wächst ? 
zusammen, was zZusammenge- .: 


hört.« 


Und auch der Kanzlerkandidat 


der SPD, Lothar Lafontaine, a 


steht seinem Vorbild in nichts 
nach. Noch am 19. Dezember des 
vergangenen Jahres, also mehr 
als einen Monat nach Öffnung 


der innerdeutschen Grenze, be- : 


tonte er beim SPD-Bundespartei- °. 


tag in Berlin: »Ich habe nie in 
staatlichen Kategorien gedacht, 


weil sich dies gar nicht mit den ° 
grundsätzlichen Ideen des demo- : 


kratischen Sozialismus in Über- . 


einstimmung bringen läßt.« 


Und laut Informationen aus di- 
plomatischen Kreisen soll Ber- : 


lins Regierender Bürgermeister 


Walter Momper noch im Februar * 
dieses Jahres »unter ausdrückli- 
cher Berufung auf seinen Freund‘ 


Lafontaine« seine Abneigung zur 
Wiedervereinigung gegenüber 
der französischen Regierung mit 


‘den unterschiedlichen »gesell- 


schaftlichen« Systemen und mit 


der »geopolitischen Lage« in 


Deutschland begründet haben. 
1988 sagte Oskar Lafontaine, er 
habe »Probleme damit, Deutsch- 


stämmige vorrangig aufzuneh- _ 


men vor einem Farbigen«. . 


Während Peter Glotz das Wort 
Wiedervereinigung als »wider- 
wärtig« bezeichnete und SPD- 
Fraktionschef Vogel von »leicht- 
fertigem und illusionärem Wie- 
dervereinigungsgerede« sprach, 
sagte Egon Bahr im November 
1988 folgendes hierzu: »Lüge, 
Heuchelei und politische Um- 
weltverschmutzung.« Daß Bahr 
seine Meinung im Laufe der dar- 
auffolgenden Monate nicht geän- 
dert hat, zeigt seine Antwort vom 
Oktober 1989 auf die Frage, 
warum die West-SPD keine Kon- 
takte zur neugegründeten Ost- 
SPD aufnehmen wolle: »Die 
SPD will in anderen Ländern 
nicht konspirativ tätig werden«. 
Man beachte den Passus »in an- 
deren Ländern«. 


Der Sieg der 
Konservativen 


Hans Baader 


Was noch vor wenigen Wochen als reinste Utopie erschien, ist nun 
doch Realität geworden. Die bürgerlich-konservativen Kräfte in der 
. DDR haben bei der Volkskammerwahl am 18. März einen derart 
überwältigenden Sieg errungen, wie es wohl selbst der größte Optimist 
nicht in seinen kühnsten Träumen zu erhoffen wagte. So positiv das 
schwache Abschneiden der SPD zu werten ist, so bedenklich ist doch 
das relativ hohe Abschneiden der SED-Nachfolgeorganisation PDS. 
Doch über eines muß man sich im klaren sein: Der Kampf um 
Deutschland ist noch nicht gewonnen. Ganz im Gegenteil: Der Kampf 
: hat erst begonnen - und er wird schwerer als viele es heute glauben 


(wollen). 


Was bedeutet die absolute Stim-. 


menmehrheit, über die die De- 
mokratische Allianz (bestehend 
aus CDU, DSU und DA) und die 
Liberalen in der Volkskammer 

- verfügen und die wohl zur Wahl 
des CDU-Vorsitzenden Lothar 
de Maiziere zum neuen DDR-Mi- 
nisterpräsidenten führen wird, 
für die Wiedervereinigung? Als 
erstes erscheint es als sicher, daß 
die Wiedervereinigung West- und 
Mitteldeutschlands nun über den 
Artikel 23 des Grundgesetzes er- 
folgen wird. 


Keine sozialistischen 
Utopien 


Dieser besagt: »Dieses Grundge- 
setz gilt zunächst in den Ländern 
Baden, Bayern, Bremen ... In an- 
deren Teilen Deutschlands ist es 
nach deren Beitritt in Kraft zu 
setzen.« So war es auch beim 
»Anschluß« des Saarlands der 
Fall, nachdem sich das saarländi- 
sche Volk am 23. Oktober 1955 
mit ebenfalls überwältigender 
Mehrheit dafür aussprach, aus 
Frankreich aus- und in die Bun- 
desrepublik eingegliedert zu wer- 
den. 


Der zweite Weg, der Anschluß an 
Artikel 146 Grundgesetz, ist da- 
mit aus der Diskussion. Dieser 
Artikel hat folgenden Wortlaut: 
»Dieses Grundgesetz verliert 


„seine Gültigkeit an dem Tage, an 


dem eine Verfassung in Kraft 
tritt, die von : dem deutschen 
- Volke in freier Entscheidung be- 
schlossen worden: ist:« Dieser 


Weg wurde stets von der SPD fa- 
vorisiert, die ironischerweise 
1989 beim 40. Jahrestag des In- 
krafttretens des bundesdeut- 
schen Grundgesetzes eben dieses 
Grundgesetz als »freieste Verfas- 
sung, die es jemals in Deutsch- 
land gab«, gelobt hatte. 

Damit ist den Sozialisten, gleich 
ob sie aus der SPD oder der PDS 
kommen - die sich zum Teil ohne- 
hin nur durch die andere Reihen- 
folge der Buchstaben unterschei- 
den -, die Möglichkeit genom- 
men worden, die Utopien des in- 
ternationalistischen Sozialismus 
auch in der neuen deutschen Ver- 
fassung festschreiben zu lassen. 
Dennoch dürfen diese Kräfte, 
die immerhin 38 Prozent der 
Sitze in der neuen Volkskammer 
der DDR innehaben, nicht unter- 
schätzt werden. Denn ihre Trup- 
pen sind noch immer sehr stark. 


Sozialisten stark in 
den Großstädten 


Vor allem muß man die Unter- 
schiedlichkeit der Wahlergeb- 
nisse in den ländlichen Regionen 
und den Städten berücksichti- 
gen. Während in den ländlichen 
Gebieten die Bürgerlich-Konser- 
vativen die Mehrheit haben, 
sieht es in den Großstädten oft 
ganz anders aus. So bekamen bei- 
spielsweise in Ost-Berlin die SPD 
und die PDS zusammen rund 65 
Prozent der Stimmen: Inanderen 
Städten ist die Mehrheit meist 
nieht ganz zo groß, ‘doch Stim- 
menanteile von zusammen mehr 
als 50 Prozent nicht selten. Bei 


den Kommunälwahlen am 6. Mai 
sind sicherlich nicht wesentlich 
andere Stimmverteilungen zu er- 
warten. 


Zwar ändert dies nichts an der 
landesweiten Machtverteilung, 
doch stärkt dies den Einfluß der 
sozialistischen Kräfte ganz be- 
trächtlich. Denn in einem födera- 
listischen Staat sind die Städte 
von besonderer Wichtigkeit, sei 
es aufgrund ihres Steueraufkom- 
mens, des Verwaltungsapparates 
oder des Einflusses auf Anstal- 
ten, beispielsweise des Verfas- 
sungsschutzes. 


Die Gewerkschaften sind ein an- - 


derer Teil der sozialistischen 
Kampftruppen. So wurde noch 
schnell kurz vor der Volkskam- 
merwahl von der PDS-Mehrheit 
— übrigens mit weitestgehender 
Unterstützung der SPD - ein Ge- 
werkschaftsgesetz durchge- 
peitscht, das diesen ein »Recht 
auf Mitwirkung« bei allen Geset- 
zen und Rechtsvorschriften die 
Arbeits- und Lebensbedingun- 
gen betreffend, zuspricht. Ver- 
gessen werden darf dabei nicht, 
daß die Spitze des Freien Deut- 
schen Gewerkschaftsbundes der 
DDR (FDGB) trotz einiger per- 
soneller Änderungen noch im- 
mer bis zur Führungsspitze mit 
SED-Leuten durchsetzt ist. 


Der Stasi arbeitet 
jetzt für den KGB 


Unterstützung bekommt der 
FDGB durch den bundesdeut- 
schen DGB. So schrieb dann 
auch bereits vor den Wahlen das 
geschäftsführende Vorstandsmit- 
glied der IG Metall, immerhin 


der größten Einzelgewerkschaft. 


in der Bundesrepublik, einen Ar- 
tikel, der die Überschrift trug: 
»Eine neue Perspektive für den 
Sozialismus — Der Zusammen- 
bruch im Osten ist kein Gegenar- 
gument« und in dem der Gewerk- 
schafter »öffentliche Einflußnah- 
men, ja staatliche Intervention in 
die Wirtschaft fordert«. Und ge- 
nau dies war ja der Hauptgrund, 
warum es die DDR wirtschaftlich 
auf keinen : grünen Zweig 
brachte. 


Vergessen werden darf auch 
nicht, daß der Großteil der 
Staatssicherheit : (Stasi) der 
DDR, speziell die Agenten im 
Ausland, nun vom sowjetischen 
KGB: übernommen wurden. Da- 


neben wurde-kurz vor der Wahl 


ein vom PDS-Vorsitzenden Gre- 
gor Gysi geschriebenes Geheim- 
papier bekannt, worin er alle 
Stasi-Leute aufforderte, weiter- 
hin aktiv zu bleiben: »Sie werden 
noch’ gebraucht«; und ihnen ver- 
sicherte, für den Schutz ihrer An- 
onymität sei gesorgt. 


Und auch international wird die- 
ser überwältigende Sieg der bür- 
gerlich-konservativen Kräfte in 
der DDR zu einem verstärkten 
Kampf gegen die Bundesrepu- 
blik führen. Denn die Taktik, spe- 
ziell der Briten und Franzosen, 
letztendlich aber auch die der 
Amerikaner und Sowjets, sah 
doch folgendermaßen aus: 


Die erwartete SPD-Regierung 
sollte in der neuen Verfassung 
und in den diese begleitenden 
Gesetzen und Verordnungen 
einige bestimmte ‘Dinge fest- 
schreiben. Übrigens ist es nicht 
so, daß es bei einem Anschluß 
nach Artikel 23 Grundgesetz 
keine Einflußmöglichkeiten der 
DDR-Regierung gäbe; denn be- 
vor letztendlich am 1. Januar 
1957 der Anschluß des Saarlands 
an die Bundesrepublik erfolgte, 
waren diesem intensive Gesprä- 
che und durchaus auch von der 
saarländischen Regierung gefor- 
derte gesetzliche Anderungen 
bestimmter Punkte in der Bun- 
desrepublik vorangegangen. 


So wollten die Sozialdemokraten 
unter Vorsitz von Ibrahim Böhme 
beispielsweise die Oder-Neiße- 
Linie bedingungslos als polnische 
Westgrenze festschreiben lassen, 
den Israelis weitere Zugeständ- 
nisse machen - beispielsweise in 
der Zustimmung zur Zahlung‘ 
von Wiedergutmachung - und 
vor allem den Gedanken des Na- 
tionalstaates zu Lasten einer 
ebenfalls unbedingten Europä- 
isierung fallen lassen. Verstärkte 
Abrüstung, der weitere Verzicht 
auf Souveränität und Ausbau zu 
einer multikulturellen Gesell- 
schaft waren weitere Forderun- 
gen der Sozialisten. 


Dieses ist nun aber von zwei bür- 
gerlich-konservativen Regierun- 
gen in den zwei der drei Teilstaa- 
ten Deutschlands nicht mehr zu 
erwarten. So erklärte die Bun- 
desregierung bereits in deutli- 
chen Worten, daß sie bei einer 
Wiedervereinigung der Bundes- 
republik mit der DDR nicht be- 
reit sei, eventuellen neuen Repa- ° 
rationsforderungen 


zuzustim- 


| Gewerkschaften 


Trojanisches 
Pferd des 
Sozialismus 


Alfred König 


Wer geglaubt hatte, der Sturz der SED, - oder wie sie sich jetzt ver- 
niedlichend nennt: PDS -, hätte auch zu einem Sieg der freiheitli- 
chen Kräfte in der DDR geführt, sieht sich leider getäuscht. Wenn 
schon, dann kann man höchstens von einer gewonnenen Schlacht in 
einem noch lange währenden Krieg sprechen. Denn quasi durch die 
Hintertür und von vielen unbemerkt, haben sich die Linkssozialisten 
über die Gewerkschaften ein gehöriges Stück Macht in Mittel- 
deutschland gesichert. Mit dem Ziel, zusammen mit dem DGB letz- 
tendlich im wiedervereinigten (Teil- )Deutschland doch noch den 
Sieg des Sozialismus durchzusetzen. 


. So hat die Volkskammer zwar 
bei ihrem verabschiedeten Ge- 
werkschaftsgesetz einen allzu 
großen und offensichtlichen 
Machtzuwachs des Freien Deut- 
schen Gewerkschfatsbundes 
(FDGB) unterbunden. Aber 
dennoch hat der FDGB durch 
das Gewerkschaftsgesetz künf- 
tig in der DDR eine Machtposi- 


"tion, die die des DGB in der 


Bundesrepublik weit übersteigt. 


Rettung für 
die Stalinisten 


Weggefallen sind vor allem zwei 
Punkte, mit denen sich die Ge- 
werkschaften ein »Vetorecht« bei 
allen Parlamentsentscheidungen 
zu Arbeits- und Lebensbedingun- 
. gen der Werktätigen, von Steu- 
ern bis hin zum Umweltschutz 
und sämtlichen Betriebsentschei- 
‚dungen gewähren lassen wollten. 


: : Jetzt haben die Gewerkschaften 


in der DDR »nur noch« ein 
»Recht auf Mitwirkung« bei Ge- 
setzen und Rechtsvorschriften zu 
den Arbeits- und Lebensbedin- 
gungen. Ein für die Gewerk- 
schaften wichtiger Punkt ist jetzt 
aber in der DDR-Verfassung ver- 
ankert, nämlich das Verbot der 
Aussperrung, was bei Tarifver- 
handlungen ein Machtmonopol 
ohnegleichen für die Gewerk- 
schaften bedeutet. 


- Da der FDGB aber noch immer 
_ bis in die Führungsspitze von 
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SED-Leuten durchsetzt ist, 
selbst wenn es einige Abbeset- 
zungen gegeben hat, haben die 
Stalinisten damit einen wichtigen 
Eckpfeiler im neuen Machtge- 
füge der DDR erobert. 


Zusammen mit dem DGB soll 
dann der Großangriff auf alles 
Konservative und erst recht Na- 
tionale in West- und Mittel- 
deutschland gestartet werden. So 
lautete dann auch eine Über- 
schrift in einem von dem ge- 
schäftsführenden Vorstandsmit- 
glied der IG Metall, Siegfried 
Bleicher, verfaßten Artikel: 
»Eine neue Perspektive für den 
Sozialismus -— Der Zusammen- 
bruch im Osten ist kein Gegenar- 
gument.« 


Forderung nach 
einem Mandat 


Bleicher wörtlich: »Zu den ideen- 
geschichtlichen Wurzeln der Ein- 
heitsgewerkschaft gehört (neben 
der Soziallehre der christlichen 
Kirchen und der Philosophie der 
Aufklärung; der Verfasser) unab- 
änderlich die sozialistische Theo- 
rie...In der aktuellen Diskussion 
über eine ideologische Krise der 
Gewerkschaften« wird von inter- 
essierter Seite bewußt das Schei- 
tern des staatsbürokratischen Bü- 
rokratismus mit dem Scheitern 
sozialistischer Theorie identifi- 
ziert. Das ist historisch und poli- 
tisch unhaltbar.« 


Bleicher wendet sich dagegen, 
den auf einer kommunistischen 
Parteidiktatur aufgebauten 
SED-Staat mit dem Sozialismus 
gleichzusetzen. Dieser sei aber 
sehr wohl notwendig, um dem 
Gemeinwohl in einem Staat zum 
Durchbruch zu verrhelfen, zum 
Beispiel durch »öffentliche Ein- 
flußnahmen, ja staatlicher Inter- 
vention in die Wirtschaft«. Damit 
predigt also jemand genau das, 
was seit Jahrzehnten in der DDR. 
gescheitert ist. Sicherlich ist an 
der Wirtschaftsordnung der Bun- 
desrepublik in einigen wichtigen 
Punkten Kritik zu üben, doch ist 
zur Beseitigung dieser Mißstände 
ein neuer Rahmenplan und nicht 
vereinzelte staatliche Interven- 
tionen vonnöten. 


Was Bleicher damit verklausu- 
liert fordert, ist nichts anderes, 
als die Gewährung eines politi- 
schen Mandates für. die Gewerk- 
schaften. Vom Ursprung her wa- 
ren Gewerkschaften aber als 
nicht anderes als Interessenver- 
tretungen eines Berufsstandes 
gedacht, mit Einfluß und gege- 
benfalls »Macht« eben auch nur 
auf dem Gebiet der Arbeitspoli- 
tik, aber nicht auch auf den Ge- 
bieten Asylrecht, $ 218, Auslän- 
derpolitik, so wie es heute tat- 
sächlich der Fall ist. 


Wenn sich die Gewerkschaften 
dann wenigstens parteipolitisch 
neutral verhalten würden, 
könnte man diesen Machtzu- 
wachs auch noch _ tolerieren. 
Doch leider ist gerade das Gegen- 
teil der Fall. Der breitesten Off- 
nung nach links, steht den Kon- 
servativen und Rechten das Tor 
der Gewerkschaften aber nur 
einen Spaltbreit offen. Bei eini- 
gen DGB-Einzelgewerkschaften 
müssen unter bestimmten Um- 
ständen bereits sogar CSU-Sym- 
pathisanten mit Ausschlußver- 
fahren rechnen. 


Kampfgruppe 
gegen rechts 


Wie sehr der DGB in Wirklich- 
keit bereits zu einer »Kampf- 
gruppe gegen rechts« verkom- 
men ist, kann auch einem Bericht 
des bayerischen Innenministe- 
riums entnommen werden. Dort 
steht unter anderem, daß Punker 
in vom DGB gemieteten Bussen 
und mit »Handgeldern« zwischen 
68 und 108 Mark zu Aktionen 
und Demonstrationen gefahren 


-keitsgesetz bewußt in Kauf ge- 
0 


wurden, um dort den politisch 
Andersdenkenden zu »überzeu- 
gen«. Und daß Gewerkschafter. 


bei jedem Versuch, den gesetz- 


lich vorgeschriebenen Parteitag + 


einer rechten Partei oder eine 


sonstige Veranstaltung zu verhin-: 


dern, neben den Kommunisten 


ganz vorne stehen, ist heute lei- 


der traurige Wirklichkeit. Dage- 


gen wurde noch nie ein Demon- . 


strationstransparent des DGB 
oder einer seiner Einzelgewerk- 


schaften gegen den Parteitag ei- ° 
ner radikal-linken Partei gese- 


hen. 


Und daß der DGB es selber mit 


den Gesetzen nicht so genau 


nimmt, bewiesen zahlreiche Vor- 
fälle der jüngeren Vergangenheit, 


besonders der Fall »co op« und ER 


die »Neue Heimat«. 


Jetzt wurde endlich nach vielen 


Monaten der Geheimhaltung Bi 


vom parlamentarischen Untersu- 


chungsausschuß zur Aufdeckung . a 
des Neue Heimat-Skandals der ° 


Abschlußbericht zur Veröffentli- 
chung freigegeben. Ganz kurz ge- 


faßt, wurden dorthin eklatante 5 


Verstöße gegen gesetzliche Be- 
stimmungen seitens der Gewerk- 
schaften festgestellt. 


Demnach hat die gewerkschafts- 
eigene Beteiligungsgesellschaft. 
für  Gemeinwirtschaft AG 
(BGAG) versucht, aus der ange- 
schlagenen Neue Heimat auch 
dann noch Kapital zu schlagen, 
als es schon um die Substanz des 
inzwischen in der Auflösung be- 
findlichen Unternehmens ging. 


Nachdem die BGAG am 1. Ja-  " 


nuar 1985 ihren Anteil an der 
Neuen Heimat auf 98 Prozent er- 
höht hatte, sei das Wohnungsbau- 
unternehmen voll in den BGAG- 
Konzern eingebunden gewesen. 
Die Gründung der BG-Immobi- 
liengesellschaft mbH habe »ent- 
gegen den in der Öffentlichkeit 
geäußerten Bekundungen aus 
Gewerkschaftskreisen« nicht nur 
der Sanierung der Neuen Hei- 
mat, sondern »von Anfang an« 
dem Ziel gedient, »aus den von 
der Neuen Heimat erworbenen 
Wohnungen Gewinne zu erzie- 
len, die dann in den Bereich der. 
BGAG fließen sollen«. 


Wie es abschließend in dem Be- 
richt heißt, sind der Wegfall von 
Bestimmungen des Mieterschutz 
»erstrebt« und Verstöße gegen 
das Wohnungsbaugemeinützig- 


nommen worden. 


We 2 kr 


‚sche 


Ursache 
neuer Anti- 
Deutschland- 
Kampagne 


Hans Wagner 


Wie sich die Zeiten gleichen. Am 31. März 1939 erklärte der dama- 
lige britische Premierminister Chamberlain: »Ich habe jetzt das Haus 
davon in Kenntnis zu setzen, daß im Falle einer Handlung durch die 
Polens Unabhägigkeit deutlich gefährdet würde...die Regierung Sei- 
ner Majestät sich verpflichtet fühlen würde, der polnischen Regie- 
rung unverzüglich alle in ihrer Macht stehende Unterstützung zu ge- 
währen. Ich möchte hinzufügen, daß die französische Regierung 
mich zu der Erklärung ermächtigt hat, sie nehme i in dieser Angele- 
genheit die gleiche Stellung ein wie die britische.« 


Heute, nur rund 51 Jahre später, 
klingt es ähnlich. So erklärte der 
französische Außenminister Du- 
mas: »Diese Grenze ist unantast- 
bar.« Und der französische Ver- 
teidigungsminister  Chevene- 
ment fügte hinzu: »Diese 
Grenze könnte nur durch Krieg 


verändert werden.« 


Bereits kurz zuvor hatte die briti- 
sche Premierministerin den Po- 
len Großbritanien als Garantie- 
macht für die Unverletzlichkeit 
der Oder-Neiße-Linie als polni- 
Westgrenze gegenüber 
Deutschland angeboten. Und 
selbst US-Präsident George 
Bush, der vordergründig stets 
am meisten für die (Teil-)Wie- 
dervereinigung West- und Mit- 
teldeutschlands eingetreten war, 
sah sich bemüßigt zu erklären, 
die Oder-Neiße-Linie sei bereits 
1976 bei der KSZE-Konferenz 
völkerrechtlich anerkannt wor- 
den und seine Regierung garan- 
tiere die Unverletztlichkeit die- 
ser Grenze. 

Damals wie heute bildet sich also 
wegen Polen eine internationale 
Koalition gegen Deutschland - 
und das obwohl das Vorgehen der 


Polen beide Male eindeutig ge- 


gen das Völkerrecht verstieß. 
Während 1939 die seinerzeitige 
chauvinistisch eingestellte polni- 
sche Regierung den Deutschen 
einen Korridor nach Danzig ver- 


wehrte und die Stadt trotz völker- 
rechtlich klaren Votums der Be- 
völkerung mehr und mehr okku- 
pierte, erheben die Polen heute 
Anspruch auf Gebiete, die ihnen 
nach dem Völkerrecht nicht zu- 
stehen. Daß Deutschland bereits 
von sich aus auf andere ihm zuste- 
hende Gebiete verzichtet hat, 
wird dabei einfach übergangen. 


Deutsche Reich besteht 
rechtlich fort 


Treffend hat die »Notverwaltung 
des Deutschen Ostens« kürzlich 
die völkerrechtlich geltende Lage 
skizziert: »Seit 1939 beziehungs- 
weise 1945 können auch durch 
Siegermächte gewaltsam geschaf- 
fene »Realitäten< nur noch dann 
rechtswirksam werden, wenn sie 
dem bestehenden allgemeinen 
Völkerrecht nicht widerspre- 
chen; das allgemeine Völkerrecht 
und da vor allem das zwingende, 
humanitäre Völkerrecht schützt 
eben jetzt weitgehend den Unter- 
legenen vor der Willkür der Sie- 
ger. Danach ist festzustellen: 


1. Das Deutsche Reich ist 1945 
mit der Kapitulation der Wehr- 
macht nicht untergegangen, son- 
dern besteht rechtlich fort. 


2. Die völkerrechtlich gültigen 
Grenzen sind diejenigen des 


Deutschen Reiches nach dem 
Stande vom 1.9.1939 (nach An- 
sicht des Verfassers vom 31. Au- 
gust 1939) einschließlich _der 
freien Stadt Danzig, aber ohne 
Protektorat Böhmen und Mäh- 
ren. Das Gebiet innerhalb dieser 
Grenzen war von allen Nachbar- 
staaten als deutsches Staatsge- 
biet anerkannt; es war fast aus- 
schließlich von Deutschen be- 
wohnt. Völkerrechtlich gültige 
Grenzen können rechtswirksam 
nur mit vorheriger Zustimmung 
der betroffenen Bevölkerung ge- 


ändert werden. Annexionen sind: 


nicht mehr möglich. Sie können 
nie mehr rechtswirksam werden. 


3. Auf Grund der »Wiener Kon- 
vention über das Recht der Ver- 
träge« vom 23.5.1969 sind sogar 
die Friedensverträge von Versail- 
les und St. Germain anzufechten, 
und zwar wegen der darin enthal- 
tenen groben Verletzungen zwin- 
genden, humanitären Völker- 
rechts, nämlich des Selbstbestim- 


.mungsrechtes des deutschen Vol- 


kes. Es müßte danach also vor al- 
lem wegen Westpreußen, Posen, 
Ostoberschlesien, Nordschles- 
wig, Elsaß-Lothringen, Eupen 
und Malmedy, Südtirol usw. neu 
verhandelt werden, während Ge- 
biete innerhalb der Grenzen vom 
1.9.1939 schon wegen der hier 
von vornherein anzuwendenden 
Grundsätze des zwingenden Völ- 
kerrechts überhaupt nicht zur 


‚Debatte stehen.« 


Die Ausarbeitung der »Notver- 
waltung« schließt wie folgt: 
»Nach geltendem zwingenden 
Völkerrecht hat keine Sieger- 
oder Besatzungsmacht das 
Recht, seine Truppen und Ver- 


waltungsorgane noch 44 Jahre. 


nach Abschluß des Waffenstill- 
standes auf fremdem Staatsge- 
biet zu stationieren oder zu belas- 
sen.« 


Beifall für 
Kohls Vorgehen 


Was die »Notverwaltung des 
Deutschen Ostens« hier ausgear- 
beitet hat, ist aber nicht in irgend- 
welchen geheimen Alchimisten- 
küchen verborgen, sondern für 
jeden leicht nachlesbar. Wenn 
jetzt die Polen aber versuchen, ei- 
nen der reichsten deutschen 
Landstriche ohne Gegenleistung 
für sich zu vereinnahmen, so ist 
dies aus ihrer Sicht durchaus zu 
verstehen, ebenso wenn die - 
nicht nur — ehemaligen Gegner 


Deutschlands an einer Zerstük- 
kelung eben dieses Deutschlands 
interessiert sind. 


Umso unverstänklicher ist es 
dann aber, wenn »deutsche« Poli- 
tiker mit diesen Feinden des deut- 
schen Staates gemeinsame Sache 
machen und trotz völkerrechtlich 
eindeutiger Vorgaben bedin- 
gungslos und ohne Ausgleich auf 
mehr als 100.000 Quadratkilome- 


ter urdeutsches Land verzichten 


wollen. Neben der SPD, FDP 
und - natürlich -— den Grünen 
sind hier aber auch gewichtige 
Teile der CDU, allen voran Geiß- 
ler und Süßmuth, zu nennen, 
während dem Vorgehen Bundes- 
kanzler Kohls weitgehend Beifall 
zu zollen ist. 


Der Generslsekretär des Bundes 
der Vertriebenen, Koschyk, hat 
es dargestellt, daß ernstlich an 
eine Rückgabe der ostdeutschen - 
Gebiete wohl nicht zu rechnen 
ist. Maxime eines jeden deut- 
schen Politikers müßte es dann je- 
doch sein, in Verhandlungen 
etwa den Status einer Freihan- 
delszone mit möglichst vielen 
Rechten für die deutsche Minder- 
heit in den dortigen Gebieten so- 
wie einen Ausgleich auf anderen 
Ebenen zu schaffen. 


So war die Absicht Kohls zu be- 
grüßen, in einem eventuellen 
Grenzanerkennungsvertrag auch.- 
die Rechte der deutschen Min- 
derheit ebenso wie den Verzicht 
auf Zahlung weiterer Reparatio- 
nen an Polen - für die es sowieso 
keine völkerrechtliche Hand- 
habe gibt - festschreiben zu las- 
sen. Denn Deutschland hat be- 
reits rund elf Milliarden Mark an 
Polen auf überwiegend freiwilli- 
ger Basis gezahlt. Als letztes 
wurde ihnen praktisch der ge- 
samte 760 Millionen Mark-Kre- 
dit aus der Regierungszeit Hel- 
mut Schmidts erlassen - was an- 
deres bedeutet die Umwandlung 
in wertlose Zloty-Guthaben 
nicht —.: 


Und diese Forderung Kohls als 
»Quatsch« zu bezeichnen, da Po- 
len 1953 ohnehin auf die Zahlung 
von Reparationen verzichtet 
habe, ist auch falsch. Denn erst 
Anfang März bezifferte der pol- 
nische »Verband der Geschädig- 
ten des Dritten Reiches« die 
»Ansprüche« der rund 13 Millio- 
nen polnischen Zwangsarbeiter 
auf deutsche Entschädigungslei- 
stungen auf etwa 537,1 Milliar- 


den Mark. OD + 


1b: 


Deutschland 


Neutral wie 
‚Osterreich und 
die Schweiz 


Beat Christoph Baeschlin 


Die Frage stellt sich: Sind die Deutschen fähig und willens, die große 
Rolle zu übernehmen, die ihnen durch die Ereignisse der letzten Mo- 
ante auf dem Servierbrett dargeboten wird? Seit dem Frühmittelalter 
ist dem deutschen Volk nie mehr eine führende Rolle in Europa ein- 
fach durch die Umstände zugespült worden. Aus tiefer Demütigung 


aufstehend, sieht sich Deutschland unvermutet in eine Führungsposi- _ 


tion von weltweitem Ausmaß versetzt. Deutschland und Japan waren 
die Hauptverlierer des Zweiten Weltkrieges, und nun können sie Sie- 
ger in einer Friedensperiode werden. 


Es ist verständlich, daß diese 
plötzliche Aufwertung Deutsch- 
lands weltweite Unruhe auslöst. 
Aber nicht nur die bisherigen Vor- 
münder der beiden Deutschlän- 
der - Vormünder, die sich zwar 
lauthals als Freunde Deutsch- 
lands ausgaben - sind sehr be- 
stürzt. Auch die Deutschen sel- 
ber erschrecken vor der neuen Si- 
tuation. Ist doch das ganze Ge- 
schwätz der seit 1945 mit immer 
strafferer Disziplin durchgeführ- 
ten »Umerziehung« sozusagen 
über Nacht wie ein zu eng gewor- 
denes Kleid geplatzt. 


‚ Die Feinde der Wieder- 
vereinigung sind mächtig 


Unvermutet sind im Herbst 1989 
Gefühle erwacht, die jahrzehnte- 
lang unter dem Schutt der »Um- 
erziehung« begraben waren. Was 
früher etwas kitschig als die deut- 
sche Seele bezeichnet worden 
war, drängte mit ungestümer 
Wucht an die Oberfläche. Fast 
vergessene Empfindungen ka- 
men wieder zum Vorschein. Freu- 


_ dentränen brachen unwillkürlich 


aus bei Alten und Jungen. Ein be- 
freiendes Gefühl von Jubel und 
Dankbarkeit erfaßte weite Volks- 
teile, die seit Menschengedenken 
nie mehr Anlaß gehabt hatten, 
sich am Gedanken an Volk und 
Vaterland zu freuen. Und das 
Wort »Vaterland« hatte plötzlich 
wieder guten Klang, nachdem es 
jahrzehntelang nicht einmal 
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mehr ausgesprochen werden 


durfte. 


In der ganzen Welt und somit 
auch in Deutschland selber sind 
die. Feinde der. Wiedervereini- 
gung am Werk, um Unruhe und 
Angst vor. dem Zusammenschluß 
der beiden Teile Deutschlands zu 
schüren. Da wird mit Bedacht 
Stimmung gemacht. gegen den 
»Angriffsgeist« der Deutschen, 
gegen den »Übermut eines über- 
mächtigen Deutschlands«, gegen 
das Entstehen des »Vierten Rei- 
ches«. Dieses plumpe Fürchten- 
machen beeindruckt zwar viele 
Leute. Aber es ist offensichtlich, 
daß dieses Schreckgespenst vor- 
wiegend aus der EG-Küche 
stammt. Denn dort sieht man die 
Felle davonschwimmen. 


Ein neutrales Deutschland 
braucht sich nicht mehr der euro- 
päischen Superbürokratie von 
Brüssel unterzuordnen. Und 
wenn Deutschland dort nicht 
mehr mitmacht, kommt das kur- 
zerhand einem Streik des Zahl- 
meisters gleich. Denn wer wird 
zahlen, wenn Deutschland nicht 
da ist? Ein auf eigenen Füßen 
stehendes Gesamtdeutschland 
würde schon deshalb über riesige 
Mittel verfügen, weil es finanziell 
nicht mehr die Milchkuh Euro- 
pas-und der übrigen Welt zu spie- 
len braucht. 


Eine besonders hinterhältige und 
wirksame Art des Fürchtenma- 


chens vor der deutschen Eini- 
gung besteht in der Anheizung 
von Futterneid und Angst um die 
Kaufkraft der D-Mark. Das wirkt 
besonders im innerdeutschen 
Meinungswesen sehr nachhaltig. 
Da wird vorgerechnet, daß die 


Den Schock der Wieder- 
vereinigung bekämpfen _ 


Übernahme der DDR enorme 


Summen Geldes verschlingen 
werde, weshalb nun plötzlich ma- 
gere Jahre kämen, wo es dann 
heißt: »Wiedervereinigung statt 
Butter« oder »Einig Vaterland 
statt höhere Kaufkraft«. Diese 
und ähnliche Unkenrufe sind na- 
türlich mit klarer Absicht in Um- 
lauf gebracht. Die Urheberschaft 
ist nicht schwer zu erraten: Es 
sind Kräfte, die Deutschland für 
alle Zeit am Gängelband führen 
möchten. 


Die eingeschüchterten Westdeut- 
schen und die sich ganz natürlich 
einstellende politische Erregung 
könnten besänftigt werden durch 
eine Berufung auf bekannte und 
vertrauenserweckende politische 
Begriffe und Praktiken. Wenn 
heute ein neutrales Gesamt- 
deutschland als Schreckgespenst 
dargestellt wird, müßte man ein 
Gegenmodell als nachzuahmen- 
des Vorbild nennen, zum Beispiel 
die österreichische und die 
schweizerische Neutralität, und 
sagen, Gesamtdeutschland wird 
die Neutralität Österreichs und 


‚der Schweiz als verpflichtende 


außenpolitischa Maxime über- 
nehmen. Damit würde gewisser- 
maßen eine Ausweitung der be- 
währten österreich-schweizeri- 
schen Neutralität auf Gesamt- 
deutschland stattfinden. 


Die Schweiz und Österreich gel- 
ten als seriöse und zuverlässige 
Staaten. Sie sind wahrhaft neu- 
tral, weil sie weder der NATO 
noch der EG angehören. Wenn 
sich Gesamtdeutschland die au- 
Benpolitische Maxime dieser bei- 
den Staaten zueigen machen 
würde, ‚hieße das, Gesamt- 
deutschland möchte sich moral- 
politisch mit seinen beiden südli- 
chen Nachbarstaaten solidarisie- 
ren. 


In der Praxis wäre das ein Argu- 
ment, dem sich die beiden Haupt- 
mächte USA und Sowjetunion 
nicht entziehen könnten. Denn 
diese sind als erste betroffen, 
müßten sich doch ihre Besat- 


zungstruppen aus den beiden Tei- 


len Deutschlands zurückziehen. : 


Denn erst nach dem Abzug der 
Fremdstreitkräfte wird Deutsch- .: 


‚land wieder ein souveräner Staat - 


sein, um folgenschwere Be- 
schlüsse in gültiger Weise fassen . 
zu können, zum Beispiel Beitritt . 
zu NATO und EG. Re 
Deutschland steht aber heute 
noch unter der Vormundschaft 
der Besatzungsmächte. Deshalb 
ist der Beitritt zur EG ebenso wie 
die Mitgliedschaft beider NATO 
und Warschauer-Pakt völker- 
rechtlich hinkend, da sie von den 
Deutschländern nicht aus freiem 
Willen eingegangen worden sind. 
Zwar tun die Brüsseler EG-Be- 
hörden und die Politiker in Wash- 
ington, London und Paris, als ob 
sie davon nichts wüßten. Das ist 
taktisch begreiflich, aber recht- . 
lich unerheblich. 


Seit den Siegerkonferenzen von 
1945 in Jalta und Potsdam lautet 
der Hauptgrundsatz aller politi- 
schen Weltstrategie: Deutschland 
muß geteilt und handlungsunfä- 
hig gemacht werden. Um diese 


Grundregel den Deutschen bei- . ° 


zubringen, haben die Sieger- 
mächte das gesamte deutsche 
Kulturleben überwacht, um mit 
allem Nachdruck ihre psycholo- . : 
gisch raffinierte Umerziehung be- 
treiben zu können. Da die Deut- 
schen eigentlich ein leichtgläubi- 
ges Volk sind, konnte ihnen eine 
beträchtliche Angst vor sich sel- 
ber anerzogen werden. Das deut- 
sche Volk muß die ihm einge- 
pflanzte Angst vor sich selber 
wieder überwinden. Es muß wie- 
der Selbstvertrauen und Selbst-. 
achtung erlangen. Es muß sich 
zumuten, die ihm in den Schoß 
fallende große Aufgabe mit 
Ruhe, Sorgfalt und gesundem 
Menschenverstand anzupacken. 


Schon aus diesem Grund wäre es 
empfehlenswert, sich zu politi- 
schen Modellen zu bekennen, die 
in der Praxis gute Ergebnisse ge- 
zeigt haben und die international 
einen guten Ruf genießen. Das 
ist bei der österreichischen und 
der schweizerischen Neutralitäts- 
politik eindeutig der Fall. Zudem 
würde auch eine einzigartige 
Entstpannung der internationa- 
len Atmosphäre erreicht, wenn 
mitten durch Europa von den Al- 
pen bis zur Nord- und Ostsee ein 
kraftvoller neutraler Block be-- 
stünde. Das würde in erhebli- 
chem Maße dazu beitragen, im 
europäischen Haus Ruhe einkeh- 
ren zu lassen. Oo 


"Deutschland 


Das Problem 
mitder NATO 


Hans Wagner 


Neben der Problematik der polnischen Westgrenze ist die Frage der 
Neutralität der zweite Punkt, mit denen »unsere Freunde und Verbün- 
deten« mit Unterstützung zahlreicher Vasallen in West- und Mittel- 
deutschland versuchen wollen, das Schiff der Wiedervereinigung in die 
von ihnen gewünschten Kanäle zu lenken. Denn eines ist sicher: So 
lange die beiden deutschen Teilstaaten in einer Konföderation zusam- 
mengeschlossen sind, ist ein Verbleib der Bundesrepublik in der 
NATO oder gegebenenfalls eine assoziierte Mitgliedschaft noch mög- 
lich, ein wiedervereinigtes (Teil-)Deutschland in der NATO dagegen 


nicht. 


Eine der Hauptgründe hierfür ist 
das berechtigte Sicherheitsinter- 
esse der Sowjetunion. Denn ein 
wiedervereinigtes Deutschland 
im Rahmen’ der NATO würde zu 
einem militärischen Ungleichge- 
wicht führen, das zwangsläufig zu 
einer Verschärfung der Gegen- 
sätze führen und auch die Mög- 
“ lichkeit eines dritten Weltkrieges 
vergrößern würde. Denn der 
Druck auf die UdSSR, die prak- 
tisch ganz auf sich alleine gestellt 
wäre, nachdem der Warschauer 
Pakt mehr oder weniger zerbro- 
chen ist, würde zunehmen und 
der Sowjetunion nur zwei Mög- 
lichkeiten lassen: Aufgabe ihrer 
Souveränität und damit Einver- 
leibung durch das kapitalistische 
System Rockefellscher Prägung, 
oder das Beharren auf einem ei- 
genständigen Weg und damit Ver- 
härtung der Fronten. 


Neutralität als 
Idealfall 


Dies führt zwangsläufig zu einer 
modifizierten Neutralität als Ide- 
alfall. Das Szenario sähe wie 
folgt aus: Der gesamte Raum zwi- 
schen der jetzigen Demarkations- 
linie zur DDR und der West- 
grenze der UdSSR wird zur 
kriegswaffenfreien Zone, wobei 
es Deutschland und Polen zuge- 
standen wird, ihre Hauptstädte 
Berlin und Warschau mit Panzer- 
und Flugzeugverbänden sowie 
Flugabwehrraketen zu schützen. 


Alle fremden Streitkräfte verlas- 
sen das Territorium Deutsch- 
lands. Gleichzeitig baut Deutsch- 


land eine Bra auf, die zu Tei- 
len aus Berufssoldaten und zu 
Teilen aus Wehrpflichtigen be- 
steht. Rüstungsobergrenzen, die 
auf dem tiefstmöglichen, aber 
verteidigungsnotwendigen Ni- 
veau liegen sollen, werden mit 
der UdSSR ausgehandelt. Gleich- 
zeitig werden sowohl mit dem 
Warschauer Pakt als auch mit der 
NATO Nichtangriffspakte sowie 
gegenseitige Unterstützungsga- 
rantien bei einer Kriegserklärung 
eines der Militärbündnisse an ei- 
nen der Vertragspartner ER 
schlossen. 


Die Deutschen sollten 
selbst entscheiden 


Man kann in diesem Zusammen- 
hang nur den vom extrem linken, 
zum politisch gemäßigten gewan- 
delten französischen Philoso- 
phen Andr& Glucksmann zitie- 
ren, der in seinem Buch »Die 
Macht der Dummheit« schrieb: 
»Und was die Notwendigkeit be- 
trifft, die Deutschen mit sich 
selbst zu versöhnen, so hätte er 
(Reagan) es denen überlassen 
(sollen), darüber zu reden, für 
die diese Notwendigkeit keine 
Selbstverständlichkeit ist: den 
Vertriebenen zum Beispiel und 
ganz allgemein den jetzigen Ver- 
bündeten, denen es keinesfalls 
mißfällt, wenn die Bundesrepu- 
blik ein wirtschaftlicher Riese 
und politischer Zwergist. 


Setzen gleiche Rechte nicht glei- 
che Pflichten voraus? Vor allem 
für jede Demokratie das Recht, 
ihre Freiheit zu verteidigen, und 


sei es mit dem Leben, und sei es 
atomar? Der Bürger der Bundes- 
republik hat zu entscheiden, 
nicht wir an seiner Stelle?« 


Anders, als es die zumeist gleich- 
geschalteten Vertreter der etab- 
lierten Medien und Parteien dem 
»Otto Normalverbraucher« weis- 
machen wollen, ist der Weltfrie- 
den in den vergangenen Monaten 
nicht stabiler, sondern in Wirk- 
lichkeit anfälliger geworden. 


Für die Sowjetunion 
unannehmbar 


Denn was Bundeskanzler Kohl, 
Verteidigungsminister Stolten- 
berg, Außenminister Genscher, 
NATO-Generalsekretär Wörner 
und letztendlich alle Minister der 
NATO-Staaten wollen, ist für die 
UdSSR unannehmbar. Selbst 
wenn man sich, wie vorgeschla- 
gen, darauf beschränken würde, 
das wiedervereinigte (Teil-) 
Deutschland als NATO-Staat - 
oder der NATO assoziiertes Mit- 
gliedsland - zu belassen, gleich- 


‚zeitig aber die NATO-Gruppen 


nur auf dem Gebiet der jetzigen 
Bundesrepublik zu stationieren, 
während auf dem Gebiet der jet- 
zigen DDR entweder gar keine 
Truppen oder nur deutsche Irup- 
pen stünden. 


Denn dies würde letztendlich 
nichts anderes bedeuten, als daß 
die jetzige DDR Aufmarschge- 
biet gegen die Sowjetunion wäre. 
Die Bedrohung der UdSSR 
würde damit mehrere hundert Ki- 
lometer gen Ostenrücken, da der 
Puffer ihrer in der DDR statio- 
nierten Streitkräfte entfallen 
würde und kein zweiter Puffer, 
beispielsweise durch ein neutra- 
les Deutschland, gegeben wäre. 


Daß ein neutrales Deutschland 
unter Sicherheitsaspekten der 
Idealfall wäre, kann wohl alleine 
aufgrund dieser wenigen nur 
kurz angerissenen Punkte von 
niemandem verneint werden. 


Worum es aber in Wirklichkeit 
geht, nämlich Deutschland nach 
wie vor keine Souveränität zuzu- 
gestehen, wird aus einer Analyse 
Henry Kissingers deutlich. Der 
Rockefeller-Günstling schrieb 
nämlich folgendes: »Japan zum 
Beispiel könnte innerhalb kür- 
zester Zeit unabhängig von sei- 
nen bestehenden Streitkräften 
den Status einer militärischen Su- 
permacht erreichen. Ein eigen- 


ständiges, vereinigtes Deutsch- 


land wäre in der gleichen Lage. 


= Ein Deutschland jedoch, das Teil 


der NATO wäre, würde unter ei- 
nem Rüstungskontrollschirm von 


. Verbündeten ruhen, die eifrig 


darauf bedacht wären, daß 
Deutschland die beschlossenen 
Beschränkungen auch einhält.« 


Wer wird für Deutsche. 
Selbstmord begehen? 


Die Vorteile sieht Kissinger 
darin, daß es dann eine Zone zwi- 
schen Rhein und Elbe gäbe, die 
nur leicht militarisiert wäre, so- 
wie eine entmilitarisierte Zone 
auf dem jetzigen Gebiet der 
DDR. Dies würde aber im Klar- 
text nichts anderes bedeuten, als 
daß Deutschland seiner eigenen 
Verteidigungsbereitschaft  be- 
raubt auf die Gunst anderer Staa- 
ten angewiesen und Opfer ir- 
gendwelcher Krisen wäre. Würde 
es zu einem nicht für alle Zukunft 
auszuschließenden neuen Kalten 
Krieg kommen, würde sich dies 
wieder über Deutschland entla- 
den, ohne daß die Deutschen mit 
eigener militärischer Stärke ei- 
nen ausgleichenden Puffer spie- 
len könnten. 

Das Gegenargument, daß ein mi- 
litärisch starkes Deutschland sich 
schließlich auch mit einem der 
beiden anderen militärisch star- 
ken Bündnisse gegen den dritten 
Block zusammenschließen 
könnte, ist auch abwegig, da der 
andere Block noch immer stark 
genug wäre, ein wirksames Ab- 
wehrschild aufzubauen. Auch 
bieten sich aufgrund Gorbat- 
schows Initiative sehr gute Mög- 
lichkeiten für eine sehr weitge- 
hende Abrüstung. Wenn man die 
Armeen und die atomaren Waf- 
fen wirklich auf das niedrigst- 
mögliche Niveau begrenzt, bie- 
ten drei nebeneinanderliegende 
Blöcke sogar ein noch mehr an Si- 
cherheit als zwei. Zumal wenn 
man bedenkt, daß Deutschland 
mit Abstand noch immer der 
kleinste dieser drei Blöcke und 
damit die »Gefahr eines deut- 
schen Imperialismus«, wie er im- 
mer als Ausrede vor eigenem 
Herrschaftsdenken angegeben 
wird, ausgeschlossen wäre. 


Damit würde sich auch die Frage 
des Staatssekretärs im US-Vertei- 
digungsministerium, Fred Ikle, 
von selber lösen. Dieser hatte vor 
zwei Jahren gefragt: »Wer wird 
Selbstmord begehen um die 
Deutschen zu verteidigen’« DI 
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Weizsäcker will 
nach Berlin 
ziehen 


Bundespräsident Richard von 
Weizsäcker überlegt, seinen 
Amtssitz nach Berlin ins dortige 
Schloß »Bellevue« zu verlegen. 
Der in Reichstagsnähe liegende 
Sitz des Präsidenten war während 
seiner ersten Amtszeit nach hefti- 
ger Kritik des Haushaltsaus- 
schusses mit hohen Summen re- 
stauriert worden. 


Nach weiteren Informationen, 
die vor allem vom linken CDU- 
Flügel und von der FDP kom- 
men, soll von Weizsäcker gesamt- 
deutscher Bundespräsident wer- 
den und unbeschadet des Arti- 
kels 54 Absatz 2 Grundgesetz die- 
sen Posten auch noch nach Ende 
seiner eigentlichen Amtszeit 1994 
innehaben können - notfalls mit 


Änderung oder einem Zusatz. 


zum Grundgesetz -. 


Argumentiert wird wie folgt: Von 
Weizsäcker habe sich wie kein 
Präsident zuvor Verdienste um 
das deutsche Volk erworben und 
besonders im Ausland viele Vor- 
behalte gegen die Bundesrepu- 
blik abgebaut. Von daher wäre es 
gerade jetzt, wo die Nachbarstaa- 
ten Furcht vor einem zu starken 
Deutschland haben, nur richtig, 
mit einer »Ausnahme-Verlänge- 
rung angesichts der historischen 
Ereignisse« mit von Weizsäcker 
ein Signal zu setzen. oO 


Berlin 
Hauptstadt, 
Bonn 

Ö o. 
Regierungssitz 
Zuverlässigen Informationen zu- 
folge soll die SPD bei einer Wie- 
dervereinigung darauf bestehen 
wollen, daß Berlin zwar Haupt- 
stadt werden könne, der Regie- 
rungssitz. aber in Bonn bleiben 
müsse. Angesichts der »histori- 


schen Belastung« sei es der Aus- 
söhnung mit den europäischen 


- Nachbarn’ und vor allem auch mit 


“N Israel nicht sinnvoll, den Regie- 
14 


rungssitz in eine Stadt zu verle- 
gen, »in der die Beschlüsse für 
die Führung der beiden Welt- 
kriege gefaßt wurden«. 


Angesichts der Tatsache, daß 
Berlin die »altangestammte« 
Hauptstadt ist und der Großteil 
der deutschen Bevölkerung dies 
auch weiter so haben will, könne 
zwar Berlin wieder pro forma 
Hauptstadt werden, die »eigentli- 
che politische Macht« solle aber 
in Bonn bleiben. Die Verlegung 
des Sitzes des Bundespräsiden- 
ten nach Berlin würde die Stadt 
stark genug aufwerten. Auch die- 
sen Plan sollen weite Teile der 
CDU-Linken sowie der Freide- 
mokraten unterstützen. 


Neben diesen politischen Grün- 
den gebe es jedoch auch handfe- 
ste praktische Gründe. Ange- 
sichts der ohnehin vorhandenen 
Wohnraum- und Büroraumnot 
sowie der anziehenden Kauf- und 
Mietpriese wäre der notwendige 
Umzug von mindestens rund 
150.000 Personen kaum zu be- 
werkstelligen ohne zu einem 
Chaos zu führen. Daneben wür- 
den dann die ganzen. Gebäude 
und vor allem auch die Botschaf- 
ten der fremden Staaten in Bonn 
ungenutzt herumstehen. Mög- 
lichkeiten, diese Gebäude mit 
Firmenverwaltungen oder ähnli- 
chem zu besetzen, bestünden da- 
gegen kaum. Und schließlich 
würde ein Umzug nach Berlin be- 
sonders den Einzelhandel Bonns 
stark treffen. Geschätzt wird, 
daß mindestens ein Drittel der 
Einzelhandelsgeschäfte in so ei- 
nem Fall schließen müßten. 


Um den Bürgern Mitteldeutsch- 
lands aber nicht den Eindruck zu 
vermitteln, ihre Geschicke wür- 
den aus dem »Westen« bestimmt 
und sie hätten nichts mehr zu sa- 
gen, soll der Bundesrat seinen 
ständigen Sitz nach Berlin verle- 
gen und.sollen auch im Berliner 
Reichstag wichtige Bundestags- 
sitzungen stattfinden. Auch die 
Wahl des Bundespräsidenten soll 
in Berlin erfolgen. 


Bronfman plant 
Deutschland- 
Konferenz 


Der Präsident des. Jüdischen 
Weltkongresses, Edgar Bronf- 
man, will am 8. Mai, dem Jahres- 
tag der Kapitulation der deut- 


schen Wehrmacht 1945, eine Son- 
derkonferenz in Berlin abhalten, 
auf der er eine »bedeutsame 
Rede« über die »jüdische Per- 
spektiven der Frage der deut- 
schen Vereinigung« halten will. 


Interessant hierzu: Die israeli- 
sche Regierung versucht alles, 
Bronfman, der in der Vergangen- 
heit stets eine wohlwollende Hal- 
tung gegenüber der DDR-Regie- 
rung innenahm, zu überzeugen, 
daß er mit einer derartigen Kon- 
ferenz »diplomatisches Porzel- 
lan« zerschlagen würde. 


Bronfman erkärte nun aber, er 
werde sich von seiner Idee nicht 
abbringen lassen. Einer müsse 
der Welt mitteilen, daß die deut- 
sche Einheit »nicht von ihrem hi- 
storischen Kontext gelöst« wer- 
den dürfe. 


Dorothee 
Wilms 
Nachfolgerin 
von Rita 
Süußmuth? 


Die derzeitige Bundesministerin 
für innerdeutsche Beziehungen, 
Dorothee Wilms, hat beste Chan- 
cen Nachfolgerin von Rita Süß- 
muth als Bundestagspräsidentin 
zu werden, sollte diese nach ei- 
nem CDU-Sieg bei den nieder- 
sächsischen Landtagswahlen wie 
geplant ins dortige Kabinett ein- 
treten. Für sie spricht, daß sie 
von Bundeskanzler Kohl sehr ge- 
schätzt wird und ihr Ministerium 
nach der Wiedervereinigung oh- 
nehin aufgelöst werden soll. 


Zweiter Favorit für dieses Amt ist 
der jetzige Vorsitzender der 
CDUJ/CSU-Bundestagsfraktion,. 
Alfred Dregger. Hintergrund ist, 
daß sich bereits jetzt sehr viele 
Fraktionskollegen über den Füh- 
rungsstil des 69jährigen ärgern. 
Da viele der älteren CDU-Abge- 
ordneten, die zu den Hauptstüt- 
zen Dreggers gehören, für die 
kommende Legislaturperiode 
nicht mehr kandidieren, böte 
sich so die wohl letzte Möglich- 
keit, den CDU-Rechten ohne 
Gesichtsverlust wegzuloben. 


Dregger selber soll von derarti- 
gen Plänen nicht besonders be- 
geistert sein. Er möchte lieber 
das mit einer ansehnlichen 


Machtfülle ausgestattete Amt u 
des Fraktionsvorsitzenden behal- 


ten, anstatt ein mehr oder weni- . 


ger reines Repräsentationsamt 
wahrzunehmen und sich dort 
auch noch mit den Grünen her- 
umärgern zu müssen. DO 


Wiedervereini- 
gung nach 


Artikel 146 führt 
zur Nichtigkeit 
aller Verträge 


Eine Wiedervereinigung der Bun- 
desrepublik mit der DDR nach 
Artikel 146 Grundgesetz würde - 
zur Nichtigkeit aller bisherigen 
Verträge der beiden Staaten für 
das neue Deutschland führen. - 
Diese Ansicht vertritt zumindest 
Professor Hartmut Schiedermair, 
einer der führenden Völkerrecht- 
ler der Bundesrepublik. Laut 
Schiedermair, der an der Kölner 


Universität das Institut für Inter- | 


nationales Völkerrecht leitet, . 
ginge bei einer derartigen Wie- _ 
dervereinigung »nicht nur die 
DDR als Staat unter, sondern 
auch die Bundesrepublik 
Deutschland. Es entstünde ein -.. 
neuer Staat. Nach dem Völker - 
recht wäre dieser neue Staat 
Deutschland von allen Verträgen .; 
und Verpflichtungen frei - ganz 
wenige Dinge ausgenommen. ° 
Damit würde die Mitgliedschaft 
in der Europäischen Gemein: 
schaft erlöschen; neue Aufnah- 
meverhandlungen müßten ge- . 
führt werden. Dieses Deutsch- . 
land wäre aber zum Beispiel auch 
vom Warschauer Pakt frei.« 


Auch für die Frage der Oder- 
Neiße-Linie hätte dies große 
Konsequenzen. »Denn auf die- 
sem Weg würde auch die Grenz- 
garantie des Bundestages hinfäl- 
lig. Die Grenzfrage wäre wieder 
offen. Ebenso wäre der Görlitzer 
Vertrag, in dem die DDR die pol- 
nische Grenze garantiert, ungül- 
tig.« Ein Anschluß nach Artikel 
23 Grundgesetz hätte all diese 
Folgen nicht. 


Entschieden wies Schiedermair 
die Behauptung zurück, der Arti- 
kel 23 würde einen »Anschluß« 
der DDR an die Bundesrepublik 
bedeuten. Schiedermair hierzu: 
»Das ist grob falsch. Tatsächlich 
wird eine Lösung nach Artikel 23 


der eigenen Geschichtlichkeit 
der DDR gerecht. Er garantiert- . 


in Verbindung mit Artikel 28 


(‚Die verfassungsmäßige Ord- 
nung in den Ländern muß den 
Grundsätzen des republikani- 
schen, demokratischen und so- 
zialen Rechtsstaats im Sinne die- 
ses Grundgesetzes entsprechen«) 
- den Bestand der föderalisti- 
schen, in Länder gegliederten 
Struktur Deutschlands. Nach 146 
wäre sie keineswegs gesichert; 
dann würde in langer Prozedur 
eine neue Verfassung geschrie- 
ben, und niemand weiß heute, ob 
am Ende ein föderalistischer 
oder ein zentralistischer Staat 
stünde.« m) 


»Kriegs- 
verbrecher« 
kommen in 
England vors 
Gericht 


Das britische Parlament hat jetzt 
die Möglichkeit geschaffen, daß 
Männer und Frauen, die nach 
1945 nach Großbritannien einge- 
reist sind und die britische Staats- 
bürgerschaft angenommen ha- 
ben, wegen »Kriegsverbrechen« 


. vor Gericht gestellt werden kön- 


nen. Bislang war dies nicht mög- 
lich, da nach britischem Recht 
ein Brite keine Kriegsverbrechen 


. begangen haben konnte und von 


daher auch kein Gerichtsverfah- 
ren gegen ihn eingeleitet werden 


: .. konnte. 


Wie verlautet, soll sofort gegen 
‚drei Greise, die während des 
Zweiten Weltkriegs auf deut- 
scher Seite kämpften, eine derar- 
tige Anklage vorbereitet werden. 
Gegen 75 andere, hauptsächlich 
Balten, würden jetzt die Ermitt- 
lungen aufgenommen. mal 


Rente für 
Ausbildung bei 


‚der Deutschen 
_ Wehrmacht 


Nach den vielen seltsamen Ge- 
richtsentscheidungen der vergan- 
genen Monate, endlich mal wie- 
der eine positive. Wie das Bun- 


: dessozialgericht jetzt entschied, 


gilt die Teilnahme an einem Wehr- 
ertüchtigungslager der ehemali- 
gen nationalsozialistischen Par- 


teiorganisationen als »militäri- 
scher Dienst«. Diese Zeit müsse 
daher rentensichernd als Ersatz- 
zeit auf die gesetzliche Renten- 
versicherung angerechnet wer- 
den. [ 


Nachhilfe für 
Hausbesetzer 
durch die RAF 


Daß RAF-Terroristen auch nach 
zwölfjähriger Haftzeit nicht un- 
bedingt geläutert sein müssen, 
zeigt der Fall Roland Mayers. 
Die dänische Polizei glaubt, daß 
militante Hausbestzer in Kopen- 
hagen Kontakte in die deutsche 
Terrorszene und hier besonders 
zu Roland Mayer haben, der seit 
Dezember 1988 wieder auf 
freiem Fuß ist. 


Bei der Stürmung zweier besetz- 
ter Häuser in Kopenhagen fand 
die Polizei auch ein Protokoll 
über ein Treffen Mayers mit 
Hausbesetzern in Kopenhagen 
am 7. Oktober des vergangenen 
Jahres. Nach Auswertung dieses 
Protokolls glaubt die dänische 
Polizei, daß der RAF-Terrorist 
eine Art Berater für den militan- 
ten Teil der Hausbesetzer-Szene 
sei, der möglicherweise sogar Ter- 
ror-Anschläge_ vorbereite. Die 
Hausbesetzer sagen dagegen, 
daß Mayer lediglich über die 


. Lage der RAF-Gefangenen in 


deutschen Gefängnissen berich- 
tet habe. ö 


Genscher will 
die Wende 
zur SPD 


Einer der Hauptverlierer der 
DDR-Wahlen ist auch Bundesau- 
Benminister Hans-Dietrich Gen- 
scher. Der frühere FDP-Vorsit- 
zende hatte »ganz fest« mit ei- 
nem Sieg der SPD bei den Volks- 
kammerwahlen Mitte März ge- 
rechnet, der darin auch »Auswir- 
kungen auf die politische Land- 
schaft in der Bundesrepublik« ha- 
ben werde. Nicht zufällig sei der 
Vorsitzende der Ost-SPD, Ibra- 
him Böhme, von »Wendelin« 
Genscher empfangen worden. 


Wie weiter zu erfahren war, soll 
der »heimliche Vorsitzende der 


FDP« geplant haben, nach einem 
klaren Wahlsieg der Ost-SPD 
seine Partei zu veranlassen, ohne 
Koalitionsaussage in die im De- 
zember dieses Jahres stattfinden- 
den Bundestagswahlen zu gehen. 
Die Argumentation sollte wie 
folgt lauten: Die West-CDU habe 
sich unfähig gezeigt, mit einer 
von der Ost-SPD geführten 
DDR-Regierung die notwendi- 
gen Schritte zu einer möglichst 
raschen Wiedervereinigung »der 
beiden deutschen Staaten« 
durchzuführen. 


Da diese größte Aufgabe des 
deutschen Volkes seit Beendi- 
gung des Wiederaufbaus« aber 
nicht an parteipolitischem Ge- 
zänk scheitern dürfe, wollte Gen- 
scher den Informationen zufolge 
»die von einem Sieg der Ost-SPD 
ausgehende Sogwirkung für die 
West-SPD« ausnutzen und seine 
Partei und nicht die Grünen als 
Koalitionspartner der SPD auf- 
bauen. Nach dem Sieg der kon- 
servativen »Demokratischen Al- 
lianz« (DA) in der-DDR seien 
nun aber die Bundestagswahlen 
zugunsten der CDU gelaufen 
und eine Ablösung Kohls nur 
über eine sogenannte »Ampel- 
Koalition« von SPD, FDP und 
den Grünen zu erreichen, die 
aber von allen Beteiligten ver- 
neint werde. 


Also bleibe der FDP, um in der 
nächsten Legislaturperiode auch 
noch an der Regierung beteiligt 
zu sein, nichts anderes übrig, als 
bei der CDU zu bleiben, was 
Genscher »gewaltig gegen den 
Strich« gehe. Dies sei dann auch 
der Grund gewesen, warum der 
Bundesaußenminister am Abend 
der Volkskammerwahl unsicht- 
bar blieb und nichts von sich hö- 
ren ließ. 


Die Jagd 
auf Dr. Hamer 
geht weiter 


Die Jagd auf den Kölner Krebs- 
arzt Dr. Ryke Geerd Hamer, dem 
vor einigen Jahren die Approba- 
tion entzogen wurde und dessen 
»Eiserne Regel des Krebs« bis 
heute nicht nachgeprüft wurde, 
geht weiter. Erst kürzlich führte 
die Kölner Staatsanwaltschaft die 
vierte Hausdurchsuchung bei Ha- 
mer durch. Der Vorwurf lautet 
auf ‘Körperverletzung, da Ha- 


wesen zu sein, einen jungen 
Mann aus Hamburg behandelt 
haben soll. Laut der Staatsan- 
waltschaft soll Hamer im Rah- 
men der Behandlung dem an 
Krebs erkrankten jungen Mann 
abgeraten haben, entgegen dem 
Rat der ihn bislang behandeln- 
den Arzte (alles Schulmediziner) 
keine Chemotherapie an dem mit 
Krebs befallenen Bein durchfüh- 
ren zu lassen. Wenig später habe 
dem jungen Mann dann: aber das 
Bein amputiert werden müssen, 
was, so die Staatsanwaltschaft, 
nicht notwendig gewesen wäre, 
hätte der Mann auf den Rat sei- 
ner Ärzte gehört. 


Hamer bestreitet diese Vorwürfe. 
Vielmehr habe er dem jungen 
Mann nur von seinen Forschungs- 
ergebnissen — wonach dieser auf 


einem tiefgreifenden Konflikt- 


schock beruht und nach Lösung 
dieses Schocks von alleine wieder 
ausheilt, sehr vereinfacht ausge- 
drückt - erzählt, ihm zur Ruhig- 
stellung des Beines eine Schiene 
dagelassen und ihm abgeraten, 
das Bein amputieren zu lassen. 
Er hätte den jungen Mann aber 
keineswegs behandelt. 


Die ermittelnde Staatsanwältin 
Mösch ist aber anderer Meinung 
und schrieb Personen, deren 
Adressen bei der Hausdurchsu- 
chung gefunden wurden und die 


- sich an Hamer um Rat gewandt 


hatten, an und wollte wissen, in- 
wieweit Hamer sie behandelt 
habe. Frau Mösch wollte von ei- 
ner Dame sogar wissen, ob Dr. 
Hamer ihr sein Buch verkauft 
habe - es muß erwähnt werden, 
daß dieses Buch in jeder Buch- 
handlung gekauft werden kann 
und nicht etwa auf dem Index 
steht -. j 


In einer Aktennotiz hielt ein von 
Frau Mösch angeschriebener 


Mann fest, er habe bei dem Ver- : 


hör den Eindruck gewonnen, 
»daß Frau Oberstaatsanwältin 
Mösch den Fall Hamer sehr hoch 
aufhängen möchte und Dr. Ha- 
mer zum Staatsfeind erklärt ha- 
ben möchte. Insbesondere habe 
sie die Hausärztin des Herrn $. 
sehr aggressiv angegangen und 
verlangt, sie solle umfassend Aus- 
kunft geben. Die Kölner Staats- 
anwaltschaft verneint dies natür- 
lich und besteht darauf, daß Ha- 
mer nicht anders behandelt 


werde, als alle anderen auch, ge- . . 


gen die ein Ermittlungsverfahren' 
läuft. oO 


Br 


mer, ohne hierzu berechtigt ge: ° 


we 


Justiz | 


Hetze gegen 


einen 


Hans-Joachim Gerdesheim 


rzt 


Man muß sich als Arzt nicht unbedingt gegen die Schulmedizin stellen, 
um Schwierigkeiten zu bekommen, es reicht schon eine unliebsame 
politische Meinung aus, die Approbation entzogen zu bekommen. 
Beispiel hierfür ist.der im schleswig-holsteinischen Sörup praktizie- 
rende praktische Arzt Hans Pedersen. 


»Die Verfolgung politischer Geg- 
ner wegen gemeinrechtlicher De- 
likte wie Mord, Diebstahl, Un- 
treue ist als politische Justiz viel 
gebräuchlicher als die Verfolgung 
wegen rein politischer Vergehen 
wie Landes- und Hochverrat.« 
Dieses Zitat stammt von dem an- 
gesehenen Völkerrechtler Profes- 
sor Grimm, der in seinem Buch 
»Politische Justiz - Die Krank- 
heit unserer: Zeit« weiter 
schreibt: 


»In den Prozessen geht es darum, 
daß eine bestimmte politische 
Einstellung betraft werden soll. 
Man greift deshalb meistens zu 
der Methode, daß ein strafbarer 
Tatbestand unterschoben oder 
. aufgebauscht wird, um das sonst 
nicht zu begründende politische 
Urteil als Straftat hinstellen zu 
können ..: Bei den politischen 
Prozessen ist daher immer ein 
Doppeltes zu unterscheiden, der 
eigentliche politische Prozeß um 
den es in Wirklichkeit geht, und 
der immer ein Machtakt gegen- 
über dem politischen Gegner ist, 
und den Tatbestand des Strafge- 
setzbuches, den die Urheber des 
Prozesses entlehnen, um dem 
Prozeß nach außen eine Rechts- 
form zu geben. 


Der eigentliche politische Prozeß 
entbehrt des konkreten Tatbe- 
standes. Denn es darf im Rechts- 
staat einen derartigen politischen 
Prozeß schon deshalb gar nicht 
geben, weil es sich in diesen Fäl- 
len immer um ein Meinungsde- 
likt handeln würde, die Verfol- 
gung eines Meinungsdeliktes 
aber nicht zulässig ist. Der Tatbe- 
stand des politischen Prozesses 
ist einfach und brutal: »Ich habe 
die Macht, Du bist mein politi- 
scher Gegner. Du bist mir unbe- 
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quem. Ich will Dich vernichten.« 
Alles andere ist juristische Form, 
ist Mißbrauch der Justiz zu politi- 
schen Zwecken.« 


Diese etwas längere Einleitung 
kennzeichnet leider nicht nur das 
Vorgehen der Justiz in totalitären 
Staaten, sondern auch das, was 
derzeit in der Bundesrepublik ge- 
schieht. Hintergrund ist — wie 
sollte es auch anders sein - der 
Holocaust. 


Ist es bisher üblich gewesen, 
Leute, die die millionenfache 
Vergasung der Juden bezweifel- 
ten, wegen »Beleidigung«, »Ver- 
unglimpfung des Andenkens Ver- 
storbener«, »Volksverhetzung« 
und anderer »Gesetzesverstöße« 
zu Geld- und sogar Haftstrafen 
zu verurteilen, so hat sich die 
schleswig-holsteinische Justiz 
jetzt etwas besonderes ausge- 
dacht. 


Drohen mit der Psychiatrie 
wie beim KGB 


Dem in Schleswig-Holstein prak- 
tizierenden dänischen Arzt Hans 
Pedersen, der es wagte, anhand 
des Leuchter-Berichts den Wahr- 


heitsgehalt der angeblichen »ge- 


sicherten historischen Erkennt- 
nis« von sechs Millionen. von den 
Nationalsozialisten ermordeter 
Juden zu bezweifeln, wurde kur- 
zerhand das Ruhen der Approba- 
tion angeordnet. 


Begonnen hatte alles im vergan- 
genen Jahr, als der schleswig-hol- 
steinische Sozialminister Uwe 
Jansen (SPD) mit Unterstützung 
des Geschäftsführers der Arzte- 
kammer, Karl-Werner Ratschko, 
das Ruhen der Approbation Pe- 


dersens betrieb. Beide stimmten 
darin überein, daß ein Arzt »un- 
würdig« sei, wenn er die Existenz 
von Gaskammern in deutschen 
Konzentrationslagern bestreitet. 


In einem Schreiben vom 19. Ok- 
tober 1989 forderte Jansen den 
Mediziner auf, sich psychiatrisch 
untersuchen zu lassen und schlug 
gleichzeitig einige diesbezügliche 
Termine vor - nachdem eine vor- 
her durchgeführte amtsärztliche 
Untersuchung keine Anzeichen 
für eine Geisteskrankheit erken- 
nen ließ —. Im November 1989 
ordnete der SPD-Minister dann 
das Ruhen der, Approbation Pe- 
dersens und die sofortige Vollzie- 
hung der Anordnung an. Für je- 
den Fall der Zuwiderhandlung 
wurde dem Mediziner ein 
Zwangsgeld von 5.000 Mark 
(Höchstsatz) angedroht. 


Hiergegen hatte Pedersen natür- 
lich Klage beim Verwaltungsge- 
richt Schleswig erhoben. Wie sich 
zeigte, erfolglos. Lediglich bei 
der sofortigen Vollziehung des 


Ruhens der Approbation bekam : 


Pedersen Recht; so heißt esin der 
Entscheidung »Von Verfassungs 
wegen liege es jedenfalls nahe, 
für die Dauer des vorläufigen 
Rechtsschutzverfahrens ... von 
Maßnahmen des Verwaltungs- 
zwanges abzusehen ... Auch wäre 
beim Schritt in den eigentlichen 
Vollzug zu bedenken gewesen, 
daß dem Antragsteller (Peder- 
sen) kein Fehlverhalten in seinen 
behandlungsbezogenen Arzt- 
pflichten vorgeworfen worden 
ist.« 


Die seltsamen Wege 
des Rechtsstaates 


»Die in den Anklageschriften an- 
geführten Äußerungen des An- 
tragstellers über die grauenvol- 
len, systematischen Massen- 
morde an Millionen von Juden in 
den Konzentrationslagern des 
Dritten Reiches sind dem ärztli- 
chen Berufsbild (vgl. $ 1 Abs. 1 
BAO) entgegengesetzt, wie der 
Antragsteller zutreffend in der 
Ruhensanordnung im Einzelnen 
ausgeführt hat.« 


Pikant an dem Fall ist folgendes: 
Bei der Richterin Dessau, die 
ebenso wie die Richter Petter 
und Dieckhoff an der Entschei- 
dung beteiligt war, soll es sich 
nach Angaben der »Söruper 
Rundschau«, einer regelmäßig 
von Pedersen herausgegebenen 


Zeitschrift, um eine Jüdin han- 
deln. 


t 


Weiter heißt es in der Entschei- - 
dung: »Gerade von einem Arzt, _ 


dessen Aufgabe es ist, Leiden zu 
heilen oder zu lindern, Leben zu 
erhalten und zu schützen, wird er- 
wartet, daß er weder verach- 
tende, verhöhnende, herabset- 


zende und beleidigende Äuße- 


rungen über andere Rassen von 
sich gibt, noch Menschengrup- 
pen, die in besonderem Maße 
Leiden und Qualen erdulden 
mußten, in der dargestellten 
Weise diskriminiert.« 

Pedersen stellte die verständliche 
Frage: »Wenn es für die Würde 
des Arztes unverzichtbar ist, »Le- 
ben zu erhalten und zu schützen« 
- warum ruht dann nicht die Ap- 
probation von Tausenden von 
Arzten, die ungeborenes Leben 
vernichten und an Abtreibung 
verdienen?« 


Wie seltsam die Wege des 


»Rechtsstaats« Bundesrepublik .:: 


sind, sollen folgende Außerun- 
gen Pedersens darstellen: »Hin- 


tergrund der ganzen Affäre ist :\- 


eine jahrelange Hetzkampagne 
gegen mich und meine Familie. 
Mein Kollege Dr. Grünewälder 
verbreitete 1985 einen vor Ver- 
leumdungen strotzenden Zei- 
tungsartikel über mich (so be- 
zeichnete Dr. Grünewälder Pe- 
dersen unter anderem als »Nazi- 
Arzt« und warf ihm vor, aktiv am 
Schmuggel von Nazi-Literatur 
von Dänemark nach der Bundes- 
republik beteiligt zu sein; der Ver- 
fasser). 


In der Zwischenzeit haben sich 
unter Führung unserer beiden 
Dorfpastoren Muhs und Krull 
verschiedene antifaschistische 
Grüppchen gebildet, wobei sogar 
die Unterstützung von Terrori- 
sten propagiert wurde. Wohn- 
haus und Praxis wurden mir 
mehrfach mit Parolen besprüht, 
alle möglichen Anklagen mit 
Meineid und falschen Zeugen- 
aussagen zusammengebastelt. 
Dies erreichte den Höhepunkt 
nach dem Urteil gegen Dr. Grü- 
newälder: eine Nachbarin legte 
sich auf den Boden und be- 
hauptete, ich hätte sie bewußtlos 
geschlagen. 


Mein werter Kollege, sein Sozius 
beziehungsweise dessen Ehefrau 
attestierten entsprechend, und es 
wurden erneut Hetzveranstaltun- 
gen im Pastorat gegen mich abge- 
halten. m 


« 


Deutschland 


Ein nationales 
olitisches 


rogramm 


Klaus Randers 


Als eine der wenigen recht agilen Bewegung des nationalen deutschen 
Lagers entpuppt sich seit einiger Zeit der »Verein zur Förderung Deut- 
scher Interessen in Garching. Nun ist im Rahmen der Arbeit dieses 
“ Vereins von dem Gründer der Wissenschaftlichen Buchgemeinschaft, 
Professor Ernst Anrich, unter dem Titel »Das ist erforderlich - Denk- 
schrift für ein nationales politisches Programm« eine sehr interessante 
Ausarbeitung erschienen, die nachfolgend kurz vorgestellt werden 

soll. Um die Aussagen von Professor Anrich möglichst unverfälscht 
darzustellen, wird im folgenden die chronologische Reihenfolge des 


Buches eingehalten. 


Im Vorwort begründet Professor 
Anrich die Notwendigkeit einer 
derartigen Denkschrift. Durch 
die von den etablierten Parteien 
durchgesetzten Schwierigkeiten 
zur Gründung einer neuen Partei 
sowie aufgrund der subjektiven 
'Eitelkeiten der jeweiligen Partei- 
gründer »hat sich deshalb ein 
kleiner Kreis von Besorgten ent- 
schlossen, ohne jede Rücksicht 
auf Wahlerfolge, das heißt Wäh- 
- lerneigungen, oder sonstige Ge- 
fährdungen, also in voller Unab- 
hängigkeit, nachfolgend das vor- 
zulegen, was nach seiner Mei- 
nung objektiv geschehen müßte, 
um dieser weit fortgeschrittenen 
Gefährdung unseres Volkes ent- 
gegenzutreten. 


Im Punkt 1 (»Zur biologischen 
Bewahrung des deutschen Volkes 
und Volkstums«) geht Professor 
Anrich auf die jeweiligen Grund- 
lagen eine jeden Volkes ein und 
zeigt auf, wie gefährlich die über- 
bordende Zahl von Fremdarbei- 
tern nicht nur für die deutsche 
Kultur, sondern auch für die des 
jeweiligen Heimatlandes des 
Fremdarbeiters ist. Auch weist 
Professor Anrich nach, daß das 
Zurücksenden von : Gastarbei- 
tern absolut nichts mit unmorali- 
schem Handeln zu tun hat. 


* »Kein Fremdarbeiter ist gekom- 
“men, und das mit vollem Recht, 
um Deutschland zu »helfen«, son- 
dern um sich zu helfen durch die 
hier zur Verfügung stehende Ar- 


beit und deren Entlohnung. 
Diese Gegenseitigkeit schafft 
keine moralischen überwirt- 
schaftlichen Überschüsse.« Auch 
müsse der jetzt bereits zum Teil 
gegebene Anspruch auf Erwerb 
der deutschen Staatsbürgerschaft 
»ausdrücklich ausgeschlossen« 
werden, da für die deutsche 
Staatsangehörigkeit das Abstam- 
mungsprinzip gelte und nicht wo 
er geboren sei. 


Die Grundlagen 
unseres Volkes 


Punkt 2 lautet »Zur geistigen Si- 
cherung der Bewahrung und Ent- 
faltung unseres Volkes« und bein- 
haltet die Bildungspolitik. So 
schreibt Professor Anrich: »Die 
Menschen eines Volkes sind von 
Natur aus in unterschiedlicher 
Weise begabt. Die derzeitige Be- 
hauptung von der Gleichheit und 
der daraus gefolgerten notwendi- 
gen formellen äußeren Chancen- 
gleichheit der Menschen ist, so 
»human« sie gemeint ist, durch- 
aus diesen verschiedenen Bega- 
bungen gegenüber objektiv inhu- 
man und hat subjektiv für viele 
einzelne davon Betroffene inhu- 
mane Folgen.« 


Eine sei zum Beispiel »die Über- 
füllung der höheren Schulen und 
insbesondere der Universitäten. 
Und zwar die Überfüllung mit 
den diesen Aufgaben aus ihrer 
anderen Begabung nicht Ge- 


wachsenen sowie mit der Erzeu- 
gung von Zehntausenden trotz 
abgelegten Abiturs wegen völli- 
gen Mangels der Ausbildungs- 
plätze an Hochschulen und Uni- 
versitäten nicht zum Studium 
Zugelassenen.« Wichtiger sei 
vielmehr die zweckgerichtete 
Ausbildung, der vor allem die 
Vermittlung von einem ausge- 
prägten Allgemeinwissen vorän- 
geht, ohne das viele Gymnasia- 
sten mit einem Notendurch- 
schnitt von 1,1 Prozent dennoch 
nicht für ein. Studium geeignet 
seien. 


Ein besseres Allgemein- 
wissen ist gefragt 


Ein weiterer Grund für das nach- 
lassende Bildungsniveau sei 
auch, daß die Möglichkeit zur 
Wahl und Abwahl bestimmter Fä- 
cher vielfach von den Schülern 
gerade nicht zur Vorbereitung 
größerer spezieller Leistungsfä- 
higkeit gewählt werde, sondern 
»bilanziert« nach dem möglichst 
leichten Durchkommen zum und 
sodann durch das Abitur. 


Notwendig ist freie 
Geschichtsforschung 


Punkt 3 dieser Schrift lautet wie 
folgt: »Die volle Herstellung der 
Freiheit des Denkens, des Fra- 
gens, des Erforschens und des 
Zur-Erörterung-Stellens«. In die- 
sem Punkt weist Professor An- 
rich nach, daß trotz immer wie- 
der geäußerter gegenläufiger 
Meinungen, die Bundesrepublik 
sei der bislang freiheitlichste 
Staat auf deutschem Boden, dies 
eben nicht der Fall ist. »Jeden- 
falls auf politisch-weltanschauli- 
chem, geisteswissenschaftlichem 
Gebiet. Darin wieder insbeson- 
dere in der Einschränkung der 
freien Geschichtsforschung und 
der freien Darlegung aller ihrer 
Erarbeitungen.« 


Auch habe keineswegs jeder das 
Recht, sich aus zugänglich ge- 
machten Forschungen und Quel- 
len ungehindert zu unterrichten 
über den Stand dieser Fragen. 
Denn die umfangreichen und in 
wichtigen  Veröffentlichungen 
durchaus mit wissenschaftlichen 
Methoden erarbeiteten Kritiken 
an diesen Meinungen über die 
Kriegsschuldfrage, die Einzigar- 
tigkeit der Kriegsverbrechen ... 
werden, veranlaßt durch eine, bis 
zu einem gewissen Grade un- 


sichtbare, aber wirksame Macht- 
regie, in den Medien nicht be- 
sprochen, im Buchhandel nicht 
ausgelegt - also vielen ohne Be- 
rücksichtigung ihres Rechtes auf 
freien Zugang entzogen.« 


Dies betreffen beispielsweise 
auch das Leuchter-Gutachten, in 
dem der einzige amerikanische 
Gaskammerexperte zu dem 
Schluß kommt, in Auschwitz, Bir- 
kenau und Majdanek seien keine 
Menschen vergast worden, als 
auch andere in diese Richtung ge- 
hende. Da die Sechs-Millionen- 
Zahl »allgemein anerkannt« sei, 
bedeute ein Leugnen dieser Zahl 
die Beleidigung eines ganzen Vol- 
kes. Und schon sei unter Umge- 
hung der grundgesetzlich garan- 
tierten Freiheit der Forschung 
eine Möglichkeit zur Untersa- 
gung derselben gefunden wor- 
den. »Das Ergebnis in beinahe 
der gesamten Bevölkerung: Un- 
vollständigkeit des Wissens, teil- 
weises Frageverbot der Vervoll- 
ständigung, damit erzwungener 
Wissensverzicht, damit ange- 
nommrener Wissensverzicht.« 


Professor Anrich stellt die be- 
rechtigte Frage, wenn also dies 
und vieles andere wirklich so ab- 
gesichert sei, »so bedarf dies alles 
doch keiner tabumäßigen und 
zum Teil gesetzlich geschützten 
Dogmatisierung, sondern es 
kann den Kritikern und Zweif- 
lern mit der vollen Aufdeckung 
der Geschehnisse und der Be- 
rechnungen siegend begegnet 
werden«. 


Die Medien und die 
Mehrheitsmeinung 


In Punkt 4 wird »Mehr Demokra- 
tie in Presse, Rundfunk und Fern- 
sehen« gefordert. Angesichts der 
immer enger zusammenrücken- 
den Welt und der Vielzahl der Ge- 
schehnisse sei der Einzelne gar 
nicht mehr in der Lage, die gan- 
zen Informationen hierüber al- 
leine zusammenzutragen, son- 
dern sei vielmehr auf die Medien 
angewiesen. »In dem größten 
Teil der Presse wird diese dritte 
Pflicht, die Scheidung zwischen 
objektiven und allseitigen : Be- 
richt und subjektiver Bearbei- 
tung, nicht vorgenommen und 
dadurch schon die erste: Pflicht, 
der.objektiven allseitigen Berich- . 
terstattung, verletzt.« 


Auch werde nur über das berich- : - 


tet, was ins eigene vorgeschrie- : 


11,3% 
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bene Weltbild passe. So werde 
beispielsweise über einige Pro- 
zesse, so den Zündel-Prozeß in 
Kanada und den Ochsenberger- 
Prozeß in Österreich, überhaupt 
nicht berichtet. Und dies, ob- 
wohl in Meinungsumfragen oft- 
mals eine deutliche Mehrheit der 
Bevölkerung, die eigentlich die 
Demokratie ausmachen, zu vie- 
len Punkten eine ganz andere 
. Mehrheitsmeinung herrscht, als 
in den Medien und den Parla- 
menten vorgetragen. 


 »Jedoch«, so Professor Anrich, 


»die hinter der Presse stehende 
riesige Kapitalmacht macht es so 
gut wie unmöglich, andere Zei- 
tungen dagegen zu gründen. Im 
Gegenteil: Es verschwinden im- 
mer mehr selbständige Blätter; 
und sie macht es zweitens denen 
diese Presse so Beherrschenden 
möglich, durch das bewußte Wei- 
tertreiben aller noch so berechtig- 
ten Klagen wegen Nichtobjektivi- 
tät oder bewußter Rechtsverlet- 
zung bis in die höchste Gerichts- 
instanzen für Kläger das Klagen 
unmöglich zu machen wegen des 
Zeitaufwands und vor allem der 
unter Umständen entstehenden 
ungeheuren Kosten.« Das glei- 
che gilt sinngemäß auch für Fern- 
sehen und Rundfunk. 


Punkt 5 beinhaltet die »Siche- 
rung der deutschen Sprache« und 
Punkt 6 die »Sicherung der deut- 
schen Landwirtschaft und des 
Bauerntums«. So sei die Zahl der 
Bauernhöfe von 1960 bis 1987 
von 1.355.000 Höfe auf etwa 
682.900 zurückgegangen und die 
Zahl der im Bauerntum verwur- 
. zelten Menschen im gleichen 
Zeitraum von etwa fünfeinhalb 
Millionen auf nur noch 2,8 Millio- 
nen. 


Mehr Demokratie 
im Staat 


Erforderlich sei die »sofortige 
Einsetzung der Mittel, die bisher 
. zum Aufkaufen der nicht absetz- 
:. baren Überproduktion oder zum 
" Stillegen von Bauernhöfen und 
Bodenflächen aufgebracht wor- 


Eis 


den sind, zur Unterstützung die- 
ser. Umstellung der landwirt- 
schaftlichen Produktionsweise 
von einer chemisch verdorbenen 
auf gesund erzeugte Produktion. 
Das heißt: Ausgleich der anbe- 
fohlenen Minderung der Erträge 
durch Zuschüsse zu den dadurch 
etwas teurer werdenden Angebo- 
ten, bis der normale Einbau von 
echt erforderlichem Preis in die 
gesamte wiedergesundete innere 
Handelsorganisation von Ver- 
kauf und Kauf stattgefunden 
hat.« 


Punkt 7: »Zur Herstellung der 
wirklichen Demokratie: mehr 
Demokratie im staatlichen Le- 
ben«. »Es ist der Grundsatz der 
Demokratie, daß die Bestim- 
mung der Politik vom gesamten 
Volk, allen seinen mündigen Ein- 
zelnen auszugehen hat, daß die 
»Souveränität« voll auf dem Volk 
und, für diese Handeln, bei den 
im Augenblick lebenden Volkszu- 
gehörigen liegt.« 


Tatsächlich sei aber die Mitwir- 
kung des Volkes überaus be- 
grenzt, nämlich nur auf die alle 
paar Jahre stattfindenden Wah- 
len. Auch die Parteien, die laut 
Artikel 21 des Grundgesetzes ei- 
gentlich »bei der politischen Wil- 
lensbildung des Volkes« mitwir- 
ken sollen, sind »in Wirklichkeit 
inzwischen zu beinahe staatli- 
chen allein dies wirkenden Orga- 
nen geworden. Dies ist daran er- 
kenntlich, daß sie vom Staat, also 
allen Steuerzahlern, auch denen, 
die sie nicht wählen oder nicht 
wählen möchten, durch Millio- 
nen Wahlkampfkostenhilfe nicht 
unterstützt, sondern weitgehend 
ermöglicht und durch diese 
selbstbeschlossene Stärke gegen 
Versuche neuer Parteibildungen 
weitgehend gesichert werden.« 


Die Abhängigkeit von 
der Partei 


Und auch der Abgeordnete, der 
eigentlich nur seinem Gewissen 
verantwortlich sein soll, werde 
dadurch, daß er einen Vollzeitbe- 
ruf habe und nicht mehr seiner 
gelernten. Tätigkeit nachgehen 
könne, weitgehend abhängig von 
der Partei, und damit sei das Ab- 
stimmungsverhalten weitgehend 
vorbestimmt. Auch falle die Ent- 
scheidung ohnehin bereits vorher 
in den Fraktionen, so daß die 
Bundestagsdebatten nur eine Ali- 
bifunktion gegenüber dem Volk 
hätten. 


Dagegen ist nach Professor An- 
richs Ansicht erforderlich, daß 
eine grundlegende Reform der 
Parlamentsarbeit dahingehend 
erfordern müsse, »daß der Abge- 
ordnete wieder wenigstens’bis zu 
einem gewissen Grad in seinem 
eigenen Beruf verbleiben kann. 
Daß dies nicht sachfremde Kon- 
struktion ist, zeigt, daß die hessi- 
sche CDU - zum Entsetzen wei- 
ter Kreise der CDU selbst und al- 
ler anderen Parteien - dies als 
Möglichkeit zu erwägen und 
schon zu bearbeiten wagt.« 


Des weiteren spricht sich Profes- 
sor Anrich für mehr Volksent- 
scheide, für eine Senkung der 
Fünf-Prozent-Klausel auf drei 
Prozent (»Zur Verhinderung rei- 
ner Absurdparteien reicht dieser 
Schutz aus«), allgemein mehr 
wirkliche Demokratie aus. Nach- 
folgend führt Professor Anrich 
aus, wie das rechte Lager in der 
Bundesrepublik daran gehindert 
wird, sich zu einer starken politi- 
schen Kraft aufzubauen. - 


Sehr interessant sind Professor 
Anrichs Ausführungen zu Punkt 
8 »Zur Industrie- und Arbeitsver- 
fassung«. Fehlerhaft in der Ent- 
wicklung der Gewerkschaften sei 
folgendes geworden: »Durch die 
Erteilung einer solchen Autono- 
mie an Teile entgegen der Tatsa- 
che, daß das, was zwischen ihnen 
entschieden wird, in keinerWeise 
nur sie selbst betrifft, sondern 
stets das Wohl, das Funktionieren 
der gesamten Volkswirtschaft, 
das Wohl aller. Die machtmäßige 
Überziehung, sei es von der Ka- 
pitalseite, sei es von der Arbeits- 
kraftseite aus, kann zum Ruin 
der Volkswirtschaft, danach zum 
Ruin dieser Teile, danach zur Not 
aller Einzelnen führen. 


Gewerkschafts-Imperalis- 
mus statt Demokratie 


Die heutigen Gewerkschaften 
sind, trotz des Bestehens nur je- 
weiliger fachlicher Einheitsge- 
werkschaften und daraus einer 
gesamten Einheitsgewerkschaft, 
Zusammenschlüse wiederum 
nur eines Teils der Arbeiterschaft 
von 90 Prozent bis 20 Prozent. 


Wieso also überträgt die Tarifau- 


tonomie die Tarifpartnerschafts- 
fähigkeit nur den Gewerkschaf- 
ten beziehungsweise der Ge- 
werkschaft und somit nur einem 
Teil der Arbeiterschaft? Wieso ist 
es demokratisch berechtigt, daß 


Abstimmungen über Tarifver- 


träge oder Streiks nur abgehalten 
werden in diesem gewerkschaft- 
lich organisierten Teil der Arbei- 


terschaft eines Betriebs oder ei-. 


ner Betriebsbranche und nicht in 
und von der Gesamtarbeiter- 
schaft des Betriebs, beziehungs- 
weise der Betriebsart? Mit wel- 
chem demokratischen Recht ver- 
sehen treten die Streikposten der 
Gewerkschaften dem arbeitswil- 
ligen anderen Teil nicht als Aufru- 
fende zum Streik, sondern viel- 
fach als mit Gewalt ihren Arbeits- 
willen Hindernde entgegen? 


Das ist nicht Demokratie, son- 
dern Imperialismus eines Teils, 
nach der Lage der Dinge: Ge- 
werkschaftsimperialismus.« 


Dies sowie das von den Gewerk- 
schaften beanspruchte Eingriffs- 


recht durch Einsatz gewerk- & 


schaftlicher Machtmittel zu allge- 


mein politischen Fragen (zum 


Beispiel Asylrecht, Schulgestal- 


tung) führe zu einem politischen °; 
Mandat, das die Gewerkschaften ©; 


eben nicht haben (dürften). 


Notwendig sei von daher eine Be- 
schränkung der Tarifautonomie 
und vor allem die Teilnahmebe- 
rechtigung eines dritten Tarifpart- 
ners bei den Tarifverhandlungen: 
nämlich Vertreter des Volkes, die 


darauf achteten, daß bei den Ver- - 3, 


handlungen nicht der jeweils stär- 
kere den schwächeren »über den 
Tisch ziehe«, sondern es zu ei- 
nem Abschluß komme, der auch 
im Interesse der Gesamtheit 
liege. 


Beim Punkt 9, dem »Problem der 


Arbeitslosigkeit«, plädiert An- 
rich dafür, die Voraussetzungen 


für den Erwerb von Arbeitslösen- ' 


hilfe schärfer zu gestalten, vor al- 
lem was die Möglichkeit der Ver- 
weigerung einer neuen angebote- 
nen Arbeitsstelle, auch an einem 


anderen Wohnort, betrifft. So . 


müßte Arbeitslosen, die eine an- 
gebotene Stelle nicht antreten 
oder durch ihr Verhalten eine 
neue Entlassung provozieren, 
der Anspruch auf den weiteren 
Bezug von Arbeitslosengeld so- 
fort ersatzlos gestrichen werden. 
Und die Sozialhilfe dürfte nur ge- 
gen entsprechende Arbeitslei- 
stung für das Gemeinwohl ge- 
zahlt werden. 


Etwas unüberlegt erscheinen da- 
gegen die Gedanken zum Punkt 
10  »Wiederherstellung der 
Rechtssicherheit«. Dort wird 
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auch die Todesstrafe gegen jeden 
Gewaltverbrecher, also auch für 
Entführer und Geiselnehmer, 
verlangt. Wenn aber bereits die 
Entführung oder Geiselnahme 
unter Todesstrafe gestellt wird, 
führt dies zwangsläufig dazu, daß 
der Kidnapper sein Opfer mit Si- 
cherheit töten wird. Denn 
schließlich könnte es ihn identifi- 


zieren und damit zu einer Über-. 
führung beitragen. Also muß der _ 


Täter dieses Risiko aus seiner 
Sicht zwangsläufig ausschließen. 
Von daher ist in derartigen Fällen 
das »Steigerungsprinzip« der 
Strafe richtig und aufgrund des 
Schutzes der unschuldigen Opfer 
notwendig. 


Probleme mit den 
Alliierten 


Im Punkt 11 »Schärfste Überprü- 
fung der Entwicklungshilfe« for- 
dert Professor Anrich, daß Ent- 
wicklungshilfe nur noch zweckge- 
bunden und an Staaten erfolgen 
darf,” die eine freiheitliche 
Rechtssordnung ‚haben; ausge- 
nommen hiervon soll die »reine 
Hungerhilfe« bleiben. 


Im Punkt 12 »Die Wiedervereini- 
gung Deutschlands zu einem 
deutschen Nationalstaat« weist 
Professor Anrich nach, daß die 
Zerreißung Deutschlands nach 
1945 nicht nur aufeinen Anti-Hit- 
ler-Effekt' zurückzuführen, son- 
dern vielmehr jahrhundertealtes 
Ziel der Gegner Deutschlands 
war. Zur Verhinderung der Wie- 
dererlangung der Souveränität 
sei der Passus in den 1952 abge- 
schlossenen Deutschlandvertrag 
übernommen worden: »... wer- 
den die drei Mächte zusammen- 
wirken, um mit friedlichen Mit- 
teln ihr gemeinsames Ziel zu ver- 
wirklichen: ein wiedervereinigtes 
Deutschland, das eine freiheitli- 
che demokratische Verfassung 
ähnlich wie die Bundesrepublik 
besitzt«. Und jetzt kommt es: 
»Und das in die europäische Ge- 
meinschaft integriert ist«! Damit 
habe man den Status quo für alle 
Zeiten festnageln wollen, da es 
die UdSSR nicht erlauben 


‘ könne, die DDR aus dem War- 


schauer Pakt zu entlassen, damit 
diese dann in den West-Pakt ein- 
tritt. 


Wie - entgegen anderslautender 
Propaganda - friedliebend das 
Deutsche Reich in Wirklichkeit 
sei, zeige sich aus den Arbeiten 
dreier nichtdeutscher Historiker: 


Pirifim Sorokin berechnete vom 
12. Jahrhundert bis 1925 die 
Kriegsjahre der führenden euro- 
päischen Nationen und hieraus 
die Anteile: Spanien 67 Prozent, 
Polen 58 Prozent, England 56 
Prozent, Frankreich 50 Prozent, 
Rußland 46 Prozent, Holland 44 
Prozent, Italien 36 Prozent und 
Preußen-Deutschland nur 28 Pro- 
zent. 


Die europäische 
Kriegs-Statistik 


Quincy Wright summierte die 
Kriege von 1480 bis 1940 auf 278. 
Hieran waren beteiligt: England 
zu 28 Prozent, Frankreich zu 26 
Prozent, Rußland zu 22 Prozent, 
Spanien zu 23 Prozent und Preu- 
Ben-Deutschland nur zu acht Pro- 
zent. 


Kurt Arnade von der Universität 
New York zählte von 1480 bis 
1956 382 Kriege: An 78 beteiligte 
sich England, an 73 Frankreich, 
an 64 Spanien, an 62 Rußland, an 
52 Österreich, an 30 Polen und 
nur an 23 Preußen- Deutschland. 


Bezüglich der Oder-Neiße- 
Grenze und der seit über 700 Jah- 
ren zum Deutschen Reich gehö- 
renden Gebiete östlich hiervon 
weist Professor Anrich auf fol- 
gendes hin: »Am 5. Dezember 
1952 faßte der Bundestag folgen- 
den Beschluß: Die dem Friedens- 
vertrag vorgreifenden Verände- 
rungen des deutschen Staatsge- 
bietes werden nicht anerkannt. 


Sie haben keine Rechtsgültig- 


keit. Die Wiedervereinigung 
Deutschlands darf sich nicht auf 
die Wiedervereinigung der deut- 
schen Gebiete diesseits der Oder- 
Neiße-Linie mit der Bundesrepu- 
blik beschränken.« 


Das Recht auf 
Heimat 


Auch sei seit dem jüngeren Völ- 
kerrecht von 1928 eine einseitige 
Annexion völkerrechtlich verbo- 
ten. Auch haben die Polen auf- 
grund ihrer eigenen Argumenta- 
tion keinen Anspruch auf das 
jetzt immer wieder von ihnen ins 
Gespräch gebrachte »Besitz- 
recht« oder »Heimatrecht«. Bei 
der ersten Austreibung Deut- 
scher durch Polen aus ihrem 1919 
durch das Versailler Diktat an Po- 
len übergebene Gebiet setzten 
sie als Mindestdauer der Entste- 
hung eines Heimatrechts 150 


Jahre fest, denn nur den Deut- 
schen, die schon vor 1772 im 
Lande ansässig gewesen waren, 
sollte unmittelbares Bleiberecht 
zukommen - die Polen halten 
aber die deutschen Ostgebiete 
erst seit 45 Jahren besetzt -. 


Welcher ade Politi- 
ker wagt es, den Polen und den 
Alliierten dieses obige ebenso 
wie das folgende zu sagen, daß 
nämlich Deutschland völker- 
rechtlich auf eine Wiedervereini- 
gung in den Grenzen vom 31. Au- 
gust 1939 bestehen könnte, da die 
Eingliederung Österreichs und 
der Tschechoslowakei in das 
Deutsche Reich völkerrechtlich 
korrekt erfolgt und von den da- 
maligen Staaten auch anerkannt 
wurde. 

Im Punkt 13 »Die deutsche Euro- 
papolitik« fordert Professor An- 
rich, daß diese für alle Staaten of- 
fen sein muß und nicht nur auf 
westliche ausgerichtet sein dürfe. 
Auch dürfe kein Staat in dem Zu- 
sammenschluß benachteiligt wer- 
den, müsse Deutschland die volle 
Souveränität erlangen und damit 
ein gleichberechtigter Partner 
sein. Auch dürfe zugunsten der 
Europäisierung nicht auf das im 
Interesse der Deutschen liegende 
verzichtet werden.« 


Im Punkt 14 »Das Grunderfor- 
dernis« gibt Professor Anrich 
noch einmal schlagwortartig die 
vorherigen Punkte wieder. 


Das also ist in stark gekürzter 
Form der Inhalt der insgesamt 
160seitigen »Denkschrift für ein 
nationales politisches Pro- 
gramm«. Aus Verständnisgrün- 
den wurden die Punkte, an denen 
Professor Anrich Kritik übt, 
größtenteils vorgestellt und weni- 
ger die Programmvorschläge. 
Diese ergeben sich aus den Kri- 
tikpunkten von ganz alleine. Ins- 
gesamt kann man wohl sagen, 
daß dies derzeit wohl der weitge- 
hendste und ausgereifteste Pro- 
grammentwurf seitens des natio- 
nalen Lagers ist und trotz einiger 
an ihm zu übender Kritikpunkte 
Basis für eine wahrhaft nationale 
Partei sein kann. 


Verein:zur Förderung deutscher Inter- 
essen e.V., Postfach 1311, D-8046 
Garching. 


Wie geht es weiter 
mit der DM, 
Dollar, Yen, 


"Schweizer Franken? 


Wie ist die Konstellation der 
Deutschen Mark? 


Welche Disharmonien 
erwartet die deutsche 
Währung? 


Gibt es in den Jahren 1989 
und 1990 Gefahren für die 
DM? 


Ist es ratsam in den nächsten 
Jahren den Dollar zu horten 
oder US- Aktien zu 
erwerben? 


Wird die Schweiz am 
europäischen ECU- 
Abenteuer teilnehmen? 


Werden die Japaner 
letztendlich die USA 
wirtschaftlich und finanziell 
total kontrollieren? 


Wird der japanische Yen den 


Dollar als Weltwährung 
ablösen? 


Welche Rolle spielt die 
Weltbank in den 
kommenden Jähren? 


Eine Dokumentation auf 
kosmobiologischer Basis 
versucht die kommenden 
Entwicklungen an der Börse 
zu untersuchen und 
Tendenzen für die 
Weltwährungen aufzuzeigen. 


Was passiert mit dem Geld, 
den Aktien, welche 
Parallelen gibt es zu 
vergangenen Ereignissen. 
Dies sind die Themen der 
Dokumentation 

DIE ZUKUNFT DER 
WELTFINANZEN 

von Otto Munkwitz. 


Die Dokumentation erhalten 
Sie für 60 DM bei 


Otto Munkwitz 
Kappenmühle 7 
D-6403 Flieden. 


Richard von Weizsäcker 


Bewalti 


der 


sung 


Vergangenheit 


Alfred König 


- Am 15. April ist Bundespräsident Richard von Weizsäcker 70 Jahre alt 
geworden. Mit einem großen Medienspektakel ist der Jubilar geehrt 
worden. Ein Haupttenor lautete immer: Er hat international die letz- 
ten Zweifel an der Läuterung der Deutschen zerstreut. Durch seine 
Anerkenntnis, daß es zwar keine Kollektivschuld, so aber doch eine 
Kollektivverantwortung gebe, die Deutschen im Dritten Reich eine 
große Schuld auf sich genommen hätten, die bis heute noch nicht abge- 
tragen sei und ein besonders behutsames Vorgehen der Deutschen auf 
dem internationalen Parkett notwendig mache, wurde er im Inland 
von den mächtigen Umerziehungsmedien und natürlich im Ausland 
von den dortigen etablierten politischen Kräften massiv unterstützt 
und zu einem quasi »Musterdeutschen« stilisiert. Dabei sieht die Wirk- 
lichkeit ganz anders aus: Richard von Weizsäcker hat dem deutschen 
Interesse so viel geschadet wie kein anderer Deutscher je vor ihm! 


Nachfolgend eine ganz kurze Bi- 
lanz: So soll von Weizsäcker wäh- 
rend der letzten Tage des Zweiten 
Weltkriegs, als hunderttausende 
sich mit letzter Kraft versuchten, 
die mordende, brandschatzende, 
plündernde und vergewaltigende 
bolschewistische Soldateska in 
ihrem Vormarsch zu stoppen und 
Millionen Zivilisten die Flucht 
aus den Ostgebieten in die ver- 
gleichsweise sicheren von den 
Westalliierten okkupierten Teile 
Deutschlands zu ermöglichen, 
nach fundierter Ausarbeitung ei- 
nes Freiburger Historikers Fah- 
nenflucht begangen haben. 


Die Schattenseiten 
des Präsidenten 


Dann hat er die Vertreibung der 
Deutschen aus den Ostgebieten, 
die mehrere Millionen Tote for- 
derte, verharmlosend als »er- 
zwungene Wanderschaft« be- 
zeichnet; die Niederlage des 
Zweiten Weltkriegs als »Tag der 
Befreiung« bezeichnet; und war 
nach erdrückenden Indizien als 
Regierender Bürgermeister Ber- 
lins und später als Bundespräsi- 
. dent auch weiterhin gesetz- und 
verfassungswidrig als Gesell- 
schafter der Robert-Bosch-Stif- 
tung tätig und nahm damit Ein- 
fluß auf die Geschäfte des Bosch- 
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Unternehmens, das mittelbar an 
der Herstellung von »Gehirnen« 
für Lenkraketen für den Iran-Irak- 
Krieg beteiligt war; nachdem er 
bereits vorher bei dem Chemie- 
konzern Boehringer in leitender 
Stellung tätig war, als dieser das 
Mittel »Agent Orange« produ- 
zierte, mit dem die Amerikaner im 
Vietnam-Krieg tausende von Viet- 
namesen vergifteten. 


Sympathien für die 
Linken 


In seiner Rede zum 40. Jahrestag 
des Inkrafttretens der bundes- 
deutschen Verfassung sagte von 
Weizsäcker: »Am 8. Mai 1945 hat 
das Deutsche Reich bedingungs- 
los kapituliert«, obwohl an die- 
sem Tag lediglich die deutsche 
Wehrmacht kapitulierte. Dieses 
eine Wörtchen Unterschied hat 
aber große Konsequenzen. Wäh- 
rend nämlich bei einer Kapitula- 
tion von lediglich der Wehrmacht 
das Deutsche Reich in seinen 


Grenzen vom 31. August 1939 . 


völkerrechtlich fortbesteht, wäre 
dies bei einer Kapitulation des 
Deutschen Reichs vollkommen 
anders. Denn dann würde streng 
genommen der Frontverlauf an 
diesem Tag die Grenzen Deutsch- 
lands kennzeichnen, und 
Deutschland bestünde nur noch 


aufgrund der Gunst der vier Sie- 
germächte. 


Tiefen Einblick in das wahre 
Denken des Richard von Weiz- 
säcker gibt auch ein Schreiben, 
daß er dem »Bündnis 90«, einem 
Zusammenschluß linker und lin- 
kester Vereinigungen in der 
DDR, anläßlich einer Großkund- 
gebung Ende Februar dieses Jah- 
res zukommen ließ. In diesem 
Schreiben drückte der Bundes- 
präsident seine Bewunderung 
darüber aus, daß die drei im 
»Bündnis 90« zusammenge- 
schlossenen Bewegungen - die 
Reste des Neuen Forums, Demo- 
kratie Jetzt und Initiative für 
Frieden- und Menschenrechte - 
gewaltlos die Freiheit erstritten 
hätten. 


Wer ist nun dieses »Bündnis 90«? 
Alle drei darin zusammenge- 
schlossenen Gruppen wollen die 
deutsche Wiedervereinigung erst 
in einer späteren, noch nicht 
übersehbaren Zeit. Fast zur sel- 
ben Stunde, in der »Bündnis«- 
Gründer Jens Reich das Weizsäk- 
ker-Schreiben vorlas, verließen 
die wichtigsten Mitglieder des 
Neuen Forums in Dresden diese 
Gruppierung, weil sie »die linke 
Position der Führung des »Neuen 
Forum< nicht mehr ertragen« 
konnten. Im übrigen wurde das 
Neue Forum’ von den bundes- 
deutschen. Grünen mit 350.000 
Mark unterstützt. 


In einem Interview mit der »Fi- 
nancial Times« wandte sich der 
Bundespräsident gegen eine Fest- 


legung auf Artikel 23 des Grund- 


gesetzes als einzigen Weg zur Ein- 
heit West- und Mitteldeutsch- 
lands und kritisierte die »sehr es- 
kalierte Debatte«. Eine überha- 
stete Wiedervereinigung unter 
einseitigem ökonomischen 
Druck würde zu einem Gesamt- 
gebilde mit einem in seinem 
Selbstbewußtsein kranken Teil 
führen. Bei der Wahl zur Volks- 
kammer am 18. März zeigte das 
»Volk der DDR«, wie es die Lin- 
ken immer nannten, dann aber, 
daß es sich als »Deutscher« fühlt 
und so schnell wie möglich zu- 
sammengeschlossen werden will. 


Kritik an antideutschen 
Außerungen 


Wenig später erkärte von Weiz- 
säcker, daß Deutschland keine 
Gebietsansprüche gegen Polen 
habe und die Oder-Neiße-Linie 


die Westgrenze Polens sei - ge- 
naugenommen stimmt der erste ° 
Teil sogar, denn Polen erhebt Ge- 
bietsansprüche auf urdeutsche 
Gebiete und nicht Deutschland - 
Anspruch auf polnische -. Und ° 
bei der an ihm erfolgten Verlei- 
hung des »Geusenpfennigs«, der 
in Erinnerung an den niederlän- 
dischen Widerstand im Zweiten 
Weltkrieg verliehen wurde - der 
sich unter anderem darin äu- 
ßerte, daß deutsche Säuglinge 
mit den Köpfen aneinanderge- 
schlagen und dadurch getötet 
wurden -, erklärte von Weizsäk- 
ker im niederländischen Vlaar- 
hingen, daß die Mittellage 
Deutschlands in Europa allzu- 
lange Grund für Spannungen ge- 
wesen sei und er von daher Sor- 
gen der Nachbarstaaten vor ei- 
nem wiedervereinigten Deutsch- 
land verstehe. 


Wörtlich sagte der Bundespräsi- 
dent: »Als Deutsche werden wir 
unseren Weg im klaren Bewußt- 
sein der geographischen und hi- 
storischen, der politischen und 
menschlichen Erfahrung gehen, 
daß unsere Schritte niemals uns 
alleine betreffen.« Vielmehr 
müsse die Wiedervereinigung im 
Sinne der europäischen Einigung 
erfolgen. 


Bei seinem Besuch der Tsche- 
choslowakei, dem ersten Besuch 
eines deutschen Staatsoberhaup- 
tes nach Ende des Zweiten Welt- 
kriegs in der CSSR, wurde von 
Weizsäcker erneut nicht müde, 
sich zwar wiederum gegen eine 
deutsche Kollektivschuld auszu- 
sprechen, nichtsdestotrotz aber 
das »von den Nationalsozialisten 
im Namen Deutschlands began- 
gene Unrecht« zu beklagen. Kein 
Wort fand von Weizsäcker dage- 
gen über das von den Tschechen 
begangene Unrecht an den Deut- 
schen, so zum Beispiel die Ver- 
treibung von mehr als dreiein- 
halb Millionen Sudetendeut- 
schen und der Ermordung zigtau- 
sender. 


Zwar muß zugestanden werden, 
daß sich der tschechische Präsi- 
dent Havel und einige andere 
tschechische Politiker, so etwa 
der stellvertretende Ministerprä- 
sident Carnogursky, bereits vor- 
her ausdrücklich für die an den 
»Deutschen begangenen Grau- 
samkeiten« entschuldigten, doch 
rechtfertigt- dies nicht die von 
Weizsäcker erneut begangene 
einseitige Schuldzuweisung 
Deutschlands. oO 


Richard 
von Weizsäcker 


Hohe Ehrung 
von der 
zionistischen 


ADL 


Das offizielle Mitteilungsblatt 
des Rates der zionistischen B’nai 
B’rith-Loge in Südkalifornien, 
»B’nai B’rith Record«, berichte- 
tete unter der Überschrift »Jo- 
seph Award delivered - ADL 
team travels to Bonn to honor 
West German president« (»Jo- 
sephpreis verliehen: ADL Team 
reist nach Bonn, um westdeut- 
schen Präsidenten zu ehren«) in 
seiner Februar-Ausgabe 19%: 


Mitdeutschen aus der Geschichte 
lernen«. 


Der Josephpreis für Menschen- 
rechte, eine internationale Aus- 
zeichnung wird jenen verliehen, 
deren Lebenswerk »die Verbesse- 
rung menschlicher Beziehungen 
und die Wahrung oder das Wachs- 
tum der Menschenrechte« gewe- 
sen ist. Er wurde zum Gedenken 
an I. S. und Anna K. Joseph von 
deren Kindern, Burton M. Jo- 
seph und Betty Greenberg, ge- 
stiftet. 


Während die Delegation der 
ADL in Bonn war, traf sie auch 


. mit Beamten der westdeutschen 


Regierung, Beamten der ameri- 
kanischen Botschaft und jüdi- 
schen Gemeindevorsitzenden zu- 
sammen. Zu diesen zählten Dr. 
Jürgen Sudhoff, der Staatssekre- 
tär im Auswärtigen Amt, und 


Die ADL (Anti-Defamation- 
League) der B’nai B’rith hat den 
Josephpreis für Menschenrechte 
an den westdeutschen Präsiden- 
ten Richard von Weizsäcker ver- 

liehen, den sie »das Gewissen sei- 
“ nes Landes« nannte - ein Führer, 
der der »Wahrheit direkt in’s 
Auge geschaut hat«. 


Die Ehre wurde Dienstag, dem5. 
Dezember, während einer 
Lunch-Zeremonie im Amtssitz 
des Präsidenten in Bonn von ei- 
ner Delegation der ADL verlie- 
hen, der der nationale Vorsit- 
zende der Liga, Burton S$. Levin- 
son, der nationale Direktor, Ab- 
raham H. Foxman, und der eh- 
renamtliche nationale Vorsit- 
zende, Burton M. Joseph, vor- 
standen. : 


Präsident von Weizsäcker hat 
zahlreiche öffentliche Außerun- 
gen gemacht, die, so Mr. Levin- 
son, »resonieren mit der Führung 
im Interesse der Demokratie, die 
nationale Verantwortung für den 
Holocaust zu übernehmen, und 
er hat mutig und unmißverständ- 
lich darauf bestanden, daß seine 


Heinz Galinski, Führer der jüdi- 
schen Gemeinde der Bundesre- 
publik. Die Abordnung reiste 
nach Berlin, um sich mit Herrn 
Galinski und anderen jüdischen 
Führern aus West- und Ost-Ber- 
Jin zu treffen. 


Die Gruppe der ADL war auch 
Gast eines Empfangs, der am 
Montag, dem 4. Dezember, vom 
amerikanischen Botschafter Ver- 
non Walters zu ihrer Ehre gege- 
ben wurde, sowie bei einem wei- 
teren Empfang am Dienstag, 
dem 5. Dezember, dessen Gast- 
geber der israelische Botschafter 
Benjamin Navon war. Die 
Gruppe traf sich auch mit Beam- 
ten des Amtes von Kanzler Hel- 
mut Kohl. 


Frühere Gewinner des Joseph- 
preises sind Hubert H. Hum- 
phrey Golda Meir, Andrei Sakha- 
rov, Anatole Scharansky, Elie 
Wiesel, Menachem Begin, Roy 
Wilkins, Bayard Rustin, Henry 
M. Jackson, Isaac Stern, Zubin 
Mehta, Arthur F. Burns, Teddy 
Kollek und George P. Schultz. 
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G) Politik und Wirtschaft 


Europa- 


Journal 


Karel Gott 
und der 
Kommunismus 


Der in Österreich, Schweiz und 
in der Bundesrepublik verehrte 
Karel Gott mußte in den Nieder- 
landen eine Tournee abbrechen, 
weil er dem Magazin »Prive« er- 
klärt hat: »Ich bin mit vollem 
Herzen Kommunist. Ich spreche 
fließend Russisch... In höchstens 
sechs Jahren wird ganz Europa 
gezwungen sein, Russisch zu ler- 
nen, auch ihr Holländer, weil 
dann die Russen bestimmen, was 
in den Niederlanden passiert.« 


Vor einer neuen 
Volker- 


wanderung 


Der Augsburger Bischof Stimpfle 
sieht eine neue Völkerwanderung 
auf Europa zukommen, »wie sie 
die Welt noch nicht erlebt hat«. 
Vor etwa 1100 Bundeswehrsolda- 
ten sagte Stimpfle, in den näch- 
sten 20 bis 30 Jahren seien etwa 
120 Millionen Araber, Afrikaner 
und Asiaten in den europäischen 
Wirtschafts- und Kulturraum ein- 
zugliedern. Schon heute bewege 
sich eine »Woge von verzweifel- 
ten Arbeitssuchenden« aus der 
dritten Welt auf die wohlhaben- 
den Länder zu. OD 


Die Seele von 
Mütterchen 
Rußland 


»Das Reich hat seinen großen 
Geist verloren, denn es befindet 
sich in einer Krise. Aber die Seele 
der Nation ist lebendig, erhalten 
durch Mütterchen Rußland; nur 
Rußland ist ewig.« Mit diesen Be- 
merkungen begann Stanislaw Ku- 
nyajew, der Direktor des chauvi- 
nistischen russischen Monatsblat- 
tes »Nash Sovremennik« sein In- 
verview mit der italienischen Ta- 
geszeitung »La Repubblica«. 

»Wir sind keine Nationalisten, 
... denn Nationalismus ist nur etwas 
“ ‚für kleine Nationen«, sagt er. 
»Wir sind Patrioten«, weil Patrio- 
tismus die Grundlage des russi- 
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schen Reiches ist. »Viele Völker 
haben sich dem Reich des Zaren 
angeschlossen, um ihre Existenz 
abzusichern. Rußland bedeutete 
für sie Schutz, nicht Aggression. 
Diese Politik ermöglichte es, 
Rußland Tausende von Jahren zu 
überleben, während alle Reiche 
des Westens, von Karl dem Gro- 
Ben bis zum Dritten Reich, tau- 
sendmal zusammenbrachen. Ge- 
heiligt ist unser Geist der stärker 
ist als das Blut. Ein Geist, der zur 
Vereinigung und zur Gewinnung 
der Menschen fähig ist wie das 
Christentum. Rußland spricht in 
der Tat wie Jesus Christus: 
Kommt zu mir und habt Teil an 
meinem Geist.« 


»Rußland sollte sich zuerst um 
sich selbst kümmern und dann 
um andere«, meint er. »Es war 
eine große Erleuchtung als die 
Mütter der Reservisten, die we- 
gen der Krise im Kaukasus aufge- 
rufen wurden, rebellierten und 
protestierten. Der Geist des 
Überlebens taucht wieder auf, 
zusammen mit einem neuen rus- 
sischen, natürlichen und gesun- 
den Egoismus.« 


Kunyajew lobte die antisemiti- 
sche Gruppe Pamyat als »eine et- 
was unkultivierte- aber sehr pa- 
triotische Gruppe, die sehr nütz- 
lich werden kann«. OD 


China schickt 
mehr Truppen 
an die 
sowjetische 
Grenze 


Die Chinesische Kommunisti- 
sche Partei hat einen geheimen 
Plan ausgearbeitet, der damit be- 
ginnt, in diesem Frühjahr weitere 
18 Divisionen Soldaten längs der 
chinesisch-sowjetischen Grenze 
aufmarschieren zu lassen, 
schrieb das Blatt »Cheng Ming«. 
Der Schritt spiegelt die wach- 
sende Besorgnis in Peking über 
die politische Umwälzung in der 
UdSSR und Osteuropa und über 
die Möglichkeit eines neuen Auf- 
standes in China wider. 


Das Blatt schreibt: »Informatio- 
nen aus militärischen Kreisen, 
die ziemlich schockierend sein 
können, aber noch nicht bewie- 
sen sind, besagen, daß die CKP 
bereits im Geheimen einen Plan 
aufgestellt hat, ab Frühjahr 18 Di- 


visionen längs der chinesisch-so- 
wjetischen Grenze ausschwär- 
men zu lassen. Eine strategische 
Stabsgruppe, die sich aus führen- 
den Mitarbeitern des Hauptquar- 
tiers des Generalstabs, der Abtei- 
lung für allgemeine Logistik und 
anderer wichtiger Abteilungen 
zusammensetzt, traf insgeheim 
an einem wichtigen Abschnitt der 
chinesisch-sowjetischen Grenze 
ein.« 

Die Spitzenführung der CKP hat 
auch beschlossen, die Beziehun- 
gen der Partei zu ihrem sowjeti- 
schen Gegenstück herabzustu- 
fen, heißt es in diesem Artikel. 
Die CKP hat auch verschiedene 
Dokumente herausgegeben, die 
sich mit der Krise des Sowjet- 
blocks befassen: Erstens, eine 
Analyse der drastischen Verände- 
rungen in Osteuropa und der Fall 
Rumänien; zweitens, Aussagen, 
die besagen, daß Gorbatschow 
für die Veränderungen in Osteu- 
ropa verantwortlich ist; drittens, 
die fünf Grundsätze als Leitlinie 
der Beziehungen zwischen den 
Völkern müssen immer noch zu- 
grundegelegt werden, wenn man 
es mit Ländern des Ostblocks zu 
tun hat; viertens, osteuropäische 
kommunistische Parteien unter- 
schieden sich von der CKP in der 
Art, in der sie Macht ergriffen, 
und daher kann man den Fall Ru- 
mänien und den »Zwischenfall« 
auf dem Tiananmen-Platz am 4. 
Juni 1989 nicht in einem Atemzug 
nennen; fünftens, die CKP be- 
steht darauf, daß die Art und 
Weise wie der »Zwischenfall« 
vom 4. Juni angepackt wurde kor- 
rekt war; sechstens, wenn wieder 
einmal Unruhe in China aus- 
bricht, muß sie unverzüglich und 
erbarmungslos niedergeschlagen 
werden; siebtens, es ist erforder- 
lich eine Innenpolitik in die Tat 
umzusetzen im Hinblick auf die 
Beibehaltung der Stabilität, ein- 
schließlich einer strengen Preis- 
überwachung. oO 


Kritik am 
Antisemitismus 
der Pamyat 


Die ukrainische nationale Bewe- 
gung Rukh weist warnend darauf 
hin, daß Kräfte in Moskau versu- 
chen, Progrome gegen die ziem- 
lich große jjidische Gemeinde 
der Ukraine zu organisieren. Die 
Warnung erfolgte, als der Führer 
der Rukh, Anatoli Dotsenko, auf 
einer Massenversammlung von 
70.000 Menschen in Kiew, der 


größten Demonstration gegen 
den Antisemitismus, die jemals 
abgehalten wurde, sprach. Dot- 
senko warnte, daß »Moskauer 
Kreise« und »konservative 
Kräfte« versuchen auf ukraini- 
schem Boden einen »extremen 
Nationalismus« und »Antise- 
mitismus« anzuheizen, um »Spal- 
tungen nationaler und religiöser 


Art« in der Ukraine herbeizufüh- * 


ren. Dotsenko verurteilte die rus- 
sische chauvinistische Organisa- 
tion Pamyat als beispielhaft für 
die Kräfte, auf die er sich be- 
ziehe. 

Die Demonstration war die erste 
genehmigte Demonstration der 
Rukh-Bewegung, die erst am 9. 
Februar 1990 als legaler »formlo- 
ser Verband« eingetragen wor- 
den war. DO 


Gorbatschows 
unbeschränkte 
Macht 


Der Oberste Sowjet der Sowjet- 
union stimmte für eine Verstär- 
kung der Macht für die Präsident- 
schaft Michail Gorbatschows. 
Gorbatschow hat damit mehr per- 
sönliche Macht über das sowjeti- 
sche Reich als je ein Diktator zu- 
vor. Dies dürfte eine der interes- 
santesten Formen von Demokra- 
tie sein. 


Wie aus Geheimdienstkreisen in 
Europa bekannt wurde, besteht 
das Schlüsselelement in dem 
neuen Gesetz darin, einen Präsi- 
dentschaftsrat, ein ausführendes 
Organ einzurichten, das an die 
Stelle des betehenden Präsi- 
diums des obersten Sowjets tritt. 
Gegner des Gesetzes erklärten 
im Parlament in der der An- 
nahme vorausgehenden De- 
batte, daß der neue Präsident- 
schaftsrat in Wirklichkeit »ein Po- 
litbüro auf präsidentialer Ebene« 
sein wird, wobei die traditionelle 
Herrschaft auf Parteibasis auf ein 
ausführendes Organ des Staates 
übertragen wird. 

Obwohl noch keine Einzelheiten 
darüber bekannt sind, wer in der 
neuen Körperschaft tätig sein 
wird, kann davon ausgegangen 
werden, daß es eine Mischung 
von Zivil-, Militär-, und ‘KGB- 
Personal sein wird. Kurz zusam- 
mengefaßt: Die Form für die dik- 
tatorische Herrschaft wird präsi- 
dential, in der Substanz aber eine 
ausführende Diktatur des zivi- 
len-militärischen Präsident- 
schaftsrats sein. m) 
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| Untersuchung 


gegen Offiziere 
chinesischen der 


Armee 


Gegen 1500 bis 3000 Offiziere der 
Volksbefreiungs-Armee wurde 
eine Untersuchung eingeleitet 
wegen ihrer Verwicklung in den 
Demonstrationen auf dem Tia- 
nanmen-Platz im Mai-Juni 1989. 


General Xu Qinxian der 38. Ar- 
mee, der Krankheit vortäuschte 
anstatt Truppen gegen die De- 
monstranten zu entsenden, sitzt 
jetzt eine lange Haftstrafe im Ge- 
fängnis von Qinchen ab. Mehr als 
200 höhere Offiziere der zentra- 
len Militärkommission, der Ab- 
teilungen für allgemeines Militär- 
wesen und allgemeine Logistik 
und des Militärbezirks von Pe- 
king rieten alle von der Anwen- 
dung von Gewalt ab, ebenso wie 
sieben hohe im Ruhestand le- 


. bende Militärbeamte und Chinas 


einzige beiden noch lebende Mar- 
schälle. 


Um mit den Schwierigkeiten in 
der Armee fertig zu werden, ord- 
net das kommunistische Regime 
an, daß die militärische Ausbil- 
dung zu 70 Prozent politisch und 
nur zu 30 Prozent militärisch sein 
soll. 

In einem Kommentar in der »Li- 
beration Army Daily« wird be- 
richtet, daß die Entwicklungen in 
Osteuropa und in der Sowjet- 
union die Armee erschüttert hät- 
ten. »Erfolg oder Niederlage des 
Sozialismus ist zu einer Frage all- 
gemeiner Besorgnis geworden. 
Einige Genossen sind ziemlich 
verwirrt über solche Fragen, wie 
die der Zukunft des sozialisti- 
schen Systems.« Es gibt Pro- 
bleme bei der Unterstützung der 
Partei durch die Armee. 


Präsident Yang Shangkun, des- 
sen 27. Armee den Sturmangriff 
auf Tiananmen anführte, steht in 
der Armee deutlich unter Druck. 
Der Londoner »Observer« be- 
richtet, Yang habe nur eine sehr 
begrenzte Kampferfahrung und 
seine Laufbahn sei politisch ge- 
wesen. Armeeführer sagten in 
Privatgesprächen, ihre Truppen 
hätten bei der Razzia auf Tianan- 
men nicht das Feuer eröffnet, 
oder die Panzer seien mit abge- 
deckten Geschützen gefahren. 

Rekrutenanwerber für die Garni- 
son Peking wurden im Frühjahr 


gewarnt, keine »gesetzlosen« 
Elemente, jene die an den De- 
monstrationen teilgenommen ha- 
ben oder die gegen das sozialisti- 
sche System »Unheil stiften«, 
heranzuziehen. Die Führung der 
bewaffneten Volksarmee, die vor 
einigen Jahren ins Leben gerufen 
wurde, um mit Bürgerunruhen 
fertig zu werden, wurde gesäu- 
bert und mit 20.000 regulären 
Soldaten verstärkt, nachdem das 
Kriegsgesetz in Peking »aufgeho- 

OD 


“ ben« worden war. 


Rumänische 
Opposition 
beklagt 

sich über 
Schwierigkeiten 


»Zwei unserer Mitglieder wur- 
den vor zwei Monaten getötet. 
Wir arbeiten unter enormen 
Schwierigkeiten«, erklärte Cor- 
neliu Coposu, Vorsitzender der 
größten Oppositionsgruppe in 
Rumänien, der Nationalen Bau- 
ernpartei. Coposu sagte, zwei 
Mitarbeiter seiner Partei seien in 
der Moldaustadt Bacau während 
einer landesweit abgehaltenen 
Demonstration zur Unterstüt- 
zung der herrschenden Nationa- 
len Rettungsfront zu Tode geprü- 
gelt worden. 


Die größten Oppositionsparteien 
behaupten, verschiedene. neue 
Parteien seien lediglich Tarnung 
für die Nationale Rettungsfront, 
die nach der gewaltsamen De- 
zember-Revolution zur Macht ge- 
kommen ist. »Es gibt ständig Be- 
drohungen und Angriffe. Vorge- 
stern griffen Banden von organi- 
sierten Straßenlümmels einige 
unserer Hauptdienststellen 'in 
der Provinz an”, berichtete Radu 
Campeanu, Vorsitzender der Li- 
beralen Partei. 

Die Oppositionsparteien wieder- 
holten ihre Anschuldigung, daß 
sich die Front wie der ehemalige 
Diktator Ceausescu verhalten, 
der in der Revolution gestürzt 
und hingerichtet wurde. i 
»Wir hegen starke Befürchtun- 
gen, daß die Wahlen nicht fair 
sein werden«, sagte Campeanu, 
einer der fünf Vizepräsidenten 
der Interimsregierung. Er fügte 
hinzu, seine Partei plane an den 
Europarat in Straßburg zu appel- 
lieren, »ein paar Hundert Beob- 
achter« zu den Wahlen zu entsen- 
den. DO 


Sowjetisches 
Militär 
verurteilt 
faschistische 
Verleumder 


Die stärkste Warnung seitens der 
sowjetischen militärischen Füh- 
rung bis heute, daß die Dinge in 
der Sowjetunion zu weit gegan- 
gen seien, erfolgte in einer Zu- 
sammenfassung von Punkten in 
der Ausgabe der Tageszeitung 
des Verteidigungsministeriums 


: »Krasnaya Zvezda«. Schwerpunkt 


der Anklage war eine von im Ru- 
hestand lebenden Marschällen 
und Generalen, darunter Mar- 
schall Nikolai Ogarkow, unter- 
zeichnete Erklärung, in der ein 


neuer Film mit dem Titel »Straf- - 


niki« (»Schießer«) scharf verur- 
teilt wird. das Thema des Films ist 
das sowjetische Militär im Zwei- 
ten Weltkrieg, seine Brutalität 
und Ermordung von Deserteuren 
und Überläufern, die gegen das 
Militärgesetz verstoßen hatten. 


Die mit »Wir Veteranen des gro- 
ßen vaterländischen Krieges« un- 
terzeichnete Erklärung verurteilt 
die »Fälschung« der Kriegspe- 
riode durch Direktor Lew Dani- 
low. »Sogar die faschistische Pro- 
paganda hätte nicht so weit ge- 
hen können. Dies übertrifft sogar 
Goebbels.« 


In der Erklärung wird gewarnt: 
»Wir geben den wlassowschen 
Deserteuren (der von General 
Wlassow kommandierten Armee 
von Überläufern der Roten Ar- 
mee) gegenüber nicht klein bei.« 
Kategorisch wird festgestellt: 
»Solche Filme dürfen nicht das 
Recht haben auf der Leinwand 
vorgeführt zu werden.« 


Die gleiche Ausgabe der »Kras- 
naya Zvezda« enthält einen län- 
geren Artikel voller Unmut über 
die Tatsache, daß als Folge der in- 
neren Unordnung und der bluti- 
gen Zwischenfälle innerhalb der 
bewaffneten Streitkräfte 59 Offi- 
ziere im vergangenen Jahr gestor- 
ben sind. Die Zeitung veröffent- 
licht auch einen Brief, in dem die 
liberalen Medien angegriffen 
werden, weil sie niemals etwas 
über »faschistische Schurken« 
schreiben, die auf den Gräbern 
sowjetischer Soldaten herum- 
trampeln. 


Niemals zuvor sind bei Angriffen 
auf die Liberalen oder Kosmopo- 
litiker diese als »Faschisten« eti- 
kettiert worden. oO 


Prinz Charles 
Okologie-Pläne 
finden keinen 
Beifall 


Am Vorabend der Ankunft von 
Prinz Charles in den Vereinigten 
Staaten im Februar wiesen briti-. 
sche Farmer mit überwältigender 
Mehrheit einen Vorschlag, die 
»chemische Landwirtschaft« aus- 
laufen zu lassen und sie durch »or- 
ganische Landwirtschaft« zu er- 
setzen, zurück. Auf einer Ver- 
sammlung der National Farmers 
Union kanzelte ein Redner nach 
dem anderen den organischen 
Ackerbau ab und sagte, dies 
könnten sich nur die »wohlha- 
benden Wenigen« leisten: und 
wies warnend darauf hin, daß ein 
Auslaufen der Benutzung von 
Chemikalien in der Landwirt- 
schaft die Lebensmittelversor- 
gung in Großbritannien ernsthaft 
gefährden würde. 


Der Farmer Peter Needham aus 
Cheshire stellte fest: »Chemika- 
lien sind absolut notwendig, 
wenn wir die Menschen hierzu- 
lande ernähren wollen. Hungrige 
Menschen sind nicht sehr grün.« 


Ein anderer Farmer sagte, die Er- 
träge an Steckrüben, Kartoffeln 
und Getreide würden in einem 
Jahr um 25 Prozent sinken und 
über einen Zeitraum von zwei 
Jahren um 45 Prozent, wenn die 
Verwendung von Chemikalien in 
der Landwirtschaft auslaufen 
sollte. Andere Redner warnten 
vor Lebensmittelknappheit falls 
eine bedeutsame Verschiebung 
hin zum organischen Ackerbau 
erfolgen sollte. 


Die Prinz-Charles-Lobby in an- ° 
throposophischen Gruppierun- 
gen wie die British Organic Far- 
mers and Organic Growers Asso- 
ciation und der Soil Association 
wetterten gegen die Zurückwei- 
sung der organischen Landwirt- 
schaft durch die National Far- 
mers Union. Es sei »kurzsichtig« 
und »typische Reaktion der kon- 
ventionellen Bauern, die vor Ver- 
änderungen Angst haben«. DI 
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Ausländerwallrechi 


 Entm 


undigung 


der Deutsc 


Siegfried Gärtner 


Staatsangehörige aus der Türkei können auch für ihre in der Heimat 
lebenden Kinder Kindergeld in der Bundesrepublik beanspruchen, 
wenn die Söhne und Töchter in der Berufsausbildung sind und monat- 
lich über 750 DM verdienen. Das Bundessozialgericht in Kassel stützte 
sich dabei auf das deutsch-türkische Abkommen über die soziale Si- 


cherheit. 


Stellen Sie sich das einmal umge- 
kehrt vor: Sie würden in der Tür- 
kei leben und der türkische Staat 
sollte für Ihre in Hamburg oder 
Stuttgart lernenden oder studie- 
renden Kinder Kindergeld be- 
zahlen. Nehmen wir einmal ge- 
sprächsweise wirtschaftliche Ver- 
hältnisse und Umstände an, die 
seit Jahrzehnten Millionen von 
Deutschen zur Niederlassung in 
der Türkei veranlassen würden. 


Die Türkei steht 
nur als Beispiel 


Nehmen wir ferner an, weitere 
Millionen von Mittel- und Nord- 
europäern machten sich zum 


Wohnungswechsel nach Anato- 


lien und an den Bosporus bereit, 
weil die wirtschaftliche Lage dort 
einen solchen Schritt als überaus 
vorteilhaft erscheinen ließe. Set- 
zen wir weiterhin voraus, der tür- 
kische Staat wäre bisher den Ein- 
wanderern in großzügigster 
Weise durch Kindergeldzahlun- 
gen und ein dichtes soziales Netz 
entgegengekommen. 


Nun würden diese Einwanderer 

- auch noch volle politische Rechte 
und die doppelte Staatsbürger- 
schaft verlangen. 


Wir können ganz sicher sein, daß 
beim geringsten Widerstand des 
türkischen Volkes gegen eine sol- 
che Entwicklung dieselben Mas- 
senmedien, die die Deutschen 
heute ununterbrochen beuteln 
und madig machen, lautstark ihr 
tiefgefühltes Verständnis für den 
türkischen Protest verkünden 
würden. 


- Von Abwehr des Neo-Kolonialis- 
mus wäre da-die Rede, von teuto- 
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nischer Anmaßung, von grober 
Mißachtung des Gastgeber- und 
Verletzung des Gastrechts, von 
der skrupellosen Überfremdung 


einer bodenständigen Kultur : 


durch kalten VOrBEhaNImperla- 
lismus. 


Die Türkei steht hier nur als Bei- 
spiel. Wir können ebensogut je- 
des andere Land Südeuropas 
oder der »dritten Welt« einset- 
zen. Die publizistische Reaktion 
wäre dieselbe. Niemand würde 
die Türken oder andere Gastvöl- 
ker in solchem Falle der Frem- 
denfeindschaft, des Rassismus, 
der Intoleranz bezichtigen, son- 
dern die Zensuren würden je- 
weils umgekehrt verteilt. Nie- 
mand käme je auf den Gedan- 
ken, von der Türkei zu fordern, 
sie hätte jede Art von Überfrem- 
dung ihres Volkes und Landes als 
selbstverständliche Sühne für hi- 
storische Sünden klaglos hinzu- 
nehmen. Niemand würde dabei 
den moralischen Knüppel vom 
»türkischen Völkermord an den 
Armeniern« hervorziehen, um 
das Gastgeberland knieweich zu 
klopfen und jede Art von Kapitu- 
lation zu erpressen. 


Im Gegenteil: Gerade in diesen 
Monaten erleben wir, wie die 
gleichen Politiker und Massen- 
medien, die volksbewußten 
Deutsche niedermachen, die Li- 
tauer, Letten und Esten bewun- 
dern und bestärken, die ihre 
durch sowjetische Gewalt unter- 
drückte nationale Identität wie- 
der erringen wollen. 


An dieser Stelle sei eine Zwi- 
schenbemerkung gestattet: Hier 
ist weder die Zeit noch der Ort, 
das Vorgehen der Türken gegen 
ihre armenische Minderheit im 


Jahr 1915 historisch zu untersu- 
chen oder gar moralisch zu wer- 
ten. Skepsis ist am Platze, denn 
die Türkei war im Ersten Welt- 
krieg ein Verbündeter des Deut- 
schen Reiches, und die antideut- 
sche Greuelpropaganda lief 
schon damals auf Hochtouren. 


-Es ist die deutsche 


Existenzfrage 


Aber eines erscheint jedenfalls si- 
cher: Ein Ausländer, der sich un- 
terstünde, durch die Türkei zu 
reisen und dabei ständig auf den 
»Armeniermord im Ersten Welt- 
krieg« hinzuweisen, täte gut 
daran, einen dicken Verbandska- 
sten mitzunehmen, wahrschein- 


- lich aber würde er die türkische 


Grenze nicht mehr lebend errei- 
chen. 


Und hier erhebt sich eine Frage, 
es ist die deutsche Existenzfrage 
schlechthin: Warum reagieren 
alle anderen Völker der Welt auf 
beliebige Anfeindung »normal«, 
nur wir Deutschen nicht? 


Warum lassen wir es uns seit 45 
Jahren gefallen, daß die Ge- 
schichte anderer Staaten und Völ- 
ker, aber auch restlos aller, mit 
Selbstverständlichkeit historisch 
und politisch betrachtet wird, nur 
unsere eigene theologisch oder 
vielmehr pseudo-theologisch? 


Das Zünglein 
an der Waage 


Warum stopfen wir nicht ener- 
gisch allen jenen Heuchlern und 
Pharisäern den Mund, die jedes- 
mal moralisierend die Augen ver- 
drehen, sobald von deutschen 
Dingen und von deutscher Ge- 
schichte die Rede ist? Denn die 
Folgen dieses ewigen Schuldge- 
winselsn sind ja handgreiflich. 
Über die EG gibt Bonn Stück um 
Stück der Teilsouveränität wie- 
der preis, die es nach dem Krieg 
von den Besatzungsbehörden zu- 
rückerhalten hatte. Die deutsche 
Wirtschaft wird schon lange kon- 
trolliert. 


Die EG bestimmt, was herge- 
stellt und verkauft werden darf, 
sie »genehmigt« oder verbietet 
nationale Hilfen für Industrie- 
zweige und Betriebe. 


Gewiß, die anderen EG-Staaten 
unterliegen denselben Bestim- 
mungen, aber sie ziehen wenig- 


stens einen Nutzen aus der $a- 
che, da die Bundesrepublik prak- 
tisch der einzig wirkliche Netto- 
zahler der Gemeinschaftskasse 
ist, 


Wenn nun von interessierter 
Seite immer stärker das Auslän- 
derwahlrecht gefördert und vom 
Straßburger »Europa-Parla- 
ment« beschlossen wird, so müs- 
sen wir uns über die Folgen für 
Deutschland völlig im klaren -» 
sein. Denn das sogenannte Aus- 
länderwahlrecht, das zum Bei- 
spiel die Grünen unterschiedlos 
allen Fremden gewähren wollen, 
»woher sie auch kommen«, be- 
deutet im Klartext die gänzliche 
Entmündigung des deutschen 
Volkes. Das heißt, die Selbstbe- 
stimmung würde den Deutschen 
auch in dem bescheidenen Rah- 
men entzogen, in dem sie bisher 
möglich war. 


Das politische Recht der Deut- 
schen hierzulande, durch Wahlen 
über ihre Geschicke zu bestim- 
men, soweit dies eben durch Ur- 
nengänge möglich ist, soll zu Fall 
gebracht werden. 


Denn man muß sich doch nur ein- 
mal vorstellen, daß Millionen 
von Ausländern aus Südeuropa, 
Afrika und Kleinasien sich in der 
Bundesrepublik aufhalten, wäh- 
rend jeweils nur wenige tausend 
deutsche Staatsbürger etwa in 
Spanien oder Italien leben. Diese 
Millionen Ausländer würden bei 
Wahlen immer »das Zünglein an 
der Waage« bilden, sie würden je- 
weils den Ausschlag im antideut- 
schen Sinne geben. 


Zwar sind die Begriffe »Links 
und Rechts« spätestens seit der 
Weimarer Zeit überholt, da zum 
Beispiel die NSDAP völlig jen- 
seits von links und rechts stand, 
aber behalten wir einmal die al- 
ten Zuordnungen als groben Ra- 
ster bei. Dann wird klar, daß die 
Ausländer stets mehrheitlich 
»links« wählen würden. Eine Ab- 
lösung einer etwaigen rotgrünen 
Koalition in Bonn wäre dann 
kaum mehr möglich. Das freie 
Hereinfluten der Asylanten aus 
aller Welt wäre dann unaufhalt- 
sam. Denn gerade das ist es, was 
die »Grünen«, angebliche Okolo- 
gen, ganz ungeschminkt fordern. 


Unsere Forderung muß also in er- 
ster Linie lauten: »Gegen die 
Entmündigung und Versklavung 
des deutschen Staatsvolkes! Für 
die Wiedervereinigung unserer 


“ 


Nation und den Abzug aller frem- 
den Truppen aus Ost und West als 
erster Voraussetzung für eine 
wahre Selbstbestimmung.« 


In engem Zusammenhang mit 
dem Ausländerwahlrecht steht 
die ebenso lautstark geforderte 
doppelte Staatsbürgerschaft für 
Ausländer. Da inzwischen klar 
geworden ist, daß die große 
Mehrheit der fremden Staatsan- 
gehörigen keinerlei Lust ver- 
spürt, die deutsche Staatsbürger- 
schaft anzunehmen, das heißt 
»Deutscher zu werden«, was im- 
mer man unter diesem Zauber- 
streich verstehen mag, wollen 
einflußreiche Kreise Ausländern 
die doppelte Staatsbürgerschaft 
anbieten. Denn diese Kreise, un- 
terstützt von den Massenmedien, 
muten zwar den Deutschen mit 
Selbstverständlichkeit zu, ihre 
nationale Identität und kulturelle 
Eigenart zu opfern, bei den Aus- 
ländern dagegen haben sie in die- 
ser Hinsicht offenkundig Hem- 
mungen. 


Dummheit, Unwissenheit 
und fehlende Solidarität 


So wird hier die »doppelte Staats- 
bürgerschaft« in die Debatte ge- 
worfen, um den Anreiz für Aus- 
länder zu erhöhen, in der Bun- 
desrepublik zu bleiben. In der 
Praxis aber würde dies bedeuten, 
Ausländern zu gestatten, voll bei 
deutschen Angelegenheiten mit- 
zubestimmen, solange ein Hier- 
bleiben vorteilhaft erscheint, je- 
doch sofort »die Platte zu put- 
zen«, um -es einmal burschikos 
auszudrücken, sobald die Lage 
hierzulande mulmig wird, aus 
welchen Gründen auch immer. 
Wir können es auch kurz so aus- 
drücken: »Absahnen wollen« 
ohne letzte Verantwortung und 
Verpflichtung! 


Was zeigt uns also die tägliche 


Wirklichkeit? Ein offener Anti- 


germanismus erhebt immer un- 
verhüllter sein haßerfülltes 
Haupt. 


In zahlreichen Sendungen ver- 
sucht das Fernsehen, den Groll 
des Volkes über das hemmungs- 
lose Wirtschaftsasylantentum auf 
die deutschen Umsiedler abzu- 
lenken. Da werden plumpe Neid- 
gefühle der Einheimischen ent- 
facht, indem die Mattscheibe 
zum Beispiel Spätaussiedler am 
Schalter zeigt, denen in einer pe- 
netrant langen Zeremonie zahl- 


reiche Hunderter hingeblättert 
werden. Von Wohnungsnot ist da 
plötzlich die Rede, obwohl Hun- 
derttausende von Wohnungen 
leerstehen, da wir seit 1970 min- 
destens drei Millionen Deutsche 
durch Sterbeüberschuß verloren 
haben. 


Diesen deutschen Umsiedlern 
gegenüber hören wir plötzlich 
nichts mehr von Menschlichkeit 
und notwendiger Toleranz. Ob- 
wohl gerade sie mit zahlreichen 
Kindern den einzigen Lichtblick 
hinsichtlich einer zukünftigen 
Rentenkatastrophe bieten, wer- 


den sie mit Ausländern und Wirt- 


schaftsasylanten in einen Topf ge- 
worfen. Was ist der Grund für 
diese Kampagne? 


Gewissen Hintermännern und 
Drahtziehern paßt es nicht, daß 
überhaupt Deutsche in die Bun- 


desrepublik kommen, denn ge-- 


rade diese Menschen bringen 
Kinder und eine deutsche Gesin- 
nung mit. Beides brauchen wir 
dringend. Aber eben dies hat im 
Konzept der antideutschen .Ma- 
fia keinen Platz. Sie würde lieber 
heute als morgen den deutschen 
Aussiedlerstrom gestoppt sehen. 
Dafür sollen Fremde aus allen 
Weltteilen in diesen von alliierten 
Mächten besetzten deutschen 
Restraum einrücken. 


Und die deutsche Bevölkerung? 
Sie ist in einem erschütternden 
Maße unpolitisch. Unpolitisch 
sein heißt vor allem, der politi- 
schen Unterscheidungsfähigkeit 
ermangeln. Viele haben sich be- 
reits der Kampagne gegen deut- 
sche Spätaussiedler angeschlos- 
sen - aus Dummheit, aus Unwis- 
senheit und fehlender nationaler 
Solidarität. Denn die Deutschen 
wurden in den letzten Jahrzehn- 
ten konsequent zu nationalpoliti- 
schen -Analphabeten erzogen. 
Und daher merken sie gar nicht, 
wenigstens zum großen Teil, daß 
unser Deutschland planmäßig 
entdeutscht wird. 


Dereinigte Länder des Deutfchen Oftens im Deutfchen Reich 


Oftpeeußen, Weltpreußen, Pommern, Oft-Beandenburg, Pojen, 
Niederfchlefien, Oberfhleflen und Sudetenland 


Das Deutsche Reich ist 1945 keineswegs untergegangen, besteht vielmehr rechtlich 

fort, ist jedoch durch das seither anhaltend völkerrechtswidrige Verhalten der Sie- 

germächte handlungsunfähig. Weder die Bundesrepublik Deutschland (BRD) noch 

die Deutsche Demokratische Republik (DDR) noch die Republik Österreich (RÖ) wol- 

len das DeutscheReich vertreten, sondern stets nur für ihr eigenes Teilstaatsgebiet 
handeln. 


Nach über zehnjähriger Vorarbeit sind daher am 23. Mai 1981 die „Vereinig- 

ten Länder des Deutschen Ostens im Deutschen Reich” (amtliches Kürzel: 

VLDO; amtlicher Kurzname: Vereinigte Ostdeutsche Länder) als vierter 
deutscher Nachkriegsteilstaat gegründet worden. 


Was politische Parteien und Vereine wie die Vertriebenen-Landsmannschaften, aber 
auch ostdeutsche Grundbesitzer- und andere Geschädigten-Gemeinschaften nie- 
mals vermögen, das nimmt der Bundesstaat VLDO wahr: staatliche Vertretung der 
ostdeutschen Reichsgebiete gemäß dem unverzichtbaren Selbstbestimmungs- 
recht der Völker. Dabei sind die VLDO notgedrungen ein bis auf weiteres außerhalb 
ihres eigenen Gebietes wirkender Staat. Ihre Staatsvertretung handelt deshalb 
gleich einer Exilregierung, womit keine Minderung ihres staatlichen Ranges ver- 
bunden ist. 


Jeder Deutsche erhält gegen Fundstellen-Angabe dieser Anzeige und 

Übersendung von DM 5,00 in BRD-Briefmarken (oder in Geldscheinen 

beliebiger Währung) an die Gemeinschaft Deutscher Osten (GDO), 

öffentlichrechtliche Körperschaft ostdeutschen Verfassungsrechtes, 

Maximilianstraße 14 in D-8900 Augsburg, eine ausführliche Auskunft 

über die rechtlichen und politischen Grundlagen des ostdeutschen 
Exilstaates. 


An die Ostdeutsche Staatskanzlei (Dipl.-Ing. Breitkopf), Louise- 
Schroeder-Straße 17 inD-2000 Hamburg 50, wenden sich jene der GDO 
verpflichtend angehörenden Deutschen, die die schwierige exilstaatliche 
Arbeit in notverfassungsgemäßer Weise selbsttätig unterstützen wollen. 


Geldhilfen für den ostdeutschen Staat nur an die Gemeinschaft Deutscher Osten 


(GDO) auf deren alleiniges Konto 2336650 bei der Bayerischen Vereinsbank 
Augsburg (Blz 720 200 70)! Danke! 


Endlich ist das Buch über den islamischen 
Ansturm auf Europa erschienen. Auch die 
europäischen Komplizen dieser Invasion 
werden da beim Namen genannt sowie 
die Methoden, um Einwanderer und 
Asylanten anzulocken und seßhaft zu 
machen. 
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Preis 19,- DM/17,- Sfr. Direkt beim 

Verlag (Porto und Verpackung inbegr.) 

oder im Buchhandel. 


| "Inflation. 


- Banker 


machen 
Schulden 


C. Gordon Tether 


Bemühungen der Regierungen der Inflation Einhalt zu gebieten, ha- 
ben wenig Zweck, solange es den internationalen Bankern gestattet 
wird, weiterhin ein Meer von Schulden zu schaffen. 


Als der amerikanische Präsident 
Ronald Reagan Anfang der acht- 
ziger Jahre die Zügel der Regie- 
rung in den Vereinigten Staaten 
übernahm, hatte er sich dazu ver- 
pflichtet in der Leitung der offi- 
ziellen Finanzangelegenheiten 
des Weißen Hauses eine Rück- 
kehr zu den traditionellen Werten 
herbeizuführen. Besondere Be- 
tonung sollte auf die Beseitigung 
der aus den Carter-Jahren vererb- 
ten großen Defizite im Bundes- 
haushalt gelegt werden. 


Es kann kaum einen spektakulä- 
reren Gegensatz zwischen Ver- 
sprechen und Halten dieses Ver- 
sprechens gegeben haben. Dies 
war nicht das völlige Versagen, 
das Legat des Vorgängers von 
Reagan, Jimmy Carter, - ein De- 
fizit von etwa 80 Milliarden Dol- 
lar pro Jahr - zu verbessern. Es 
kam noch viel schlimmer. 


Das in den acht Jahren, in denen 
Reagan im Weißen Haus resi- 
dierte, aufgerissene Loch betrug 
nicht weniger als 184 Milliarden 
Dollar pro Jahr. Der Bericht über 
das, was auf dem Gebiet der ame- 
rikanischen Zahlungsbilanz ge- 
schah, ist ebenso unrühmlich. 
Der Fehlbetrag. der Einnahmen 
gegenüber den Ausgaben auf die- 
sem entscheidenden Sektor ging 
weit über das hinaus, was jemals 

. verzeichnet wurde; und als ein 
Jahr auf das andere folgte, waren 
alle Anzeichen dafür vorhanden, 
daß die Dinge so bleiben würden, 
wie sie waren. 


Interessanterweise gab, es jen- 
seits des Atlantiks, im Vereinig- 
‘ten Königreich, Großbritannien, 
‚ eine Entwicklung, die sehr viel 
mit der in Amerika gemeinsam 
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hatte. Die Thatcher-Regierung 
übernahm zu Beginn der achtzi- 
ger Jahre ihr Amt und hatte sich 
in ähnlicher Weise dazu verpflich- 
tet, auf dem Finanzsektor eine 
Rückkehr zur Orthodoxie herbei- 
zuführen. 


Es wurde noch 
viel schlimmer 


Als Tochter eines Krämers an der 
Straßenecke, so wurde verkün- 
det, sei sich Mrs. Thatcher sehr 
der Tugend bewußt, Einkommen 
und Auskommen im Gleichge- 
wicht zu halten - auf Haushalts- 
ebene ebenso wie auf Regie- 
rungsebene. 


Was dies betrifft, so wurde die 
Verpflichtung auf dem Sektor des 
Staatshaushalts voll in die Tat um- 
gesetzt. Der Staatshaushalt des 
Vereinigten Königreichs ver- 
zeichnet nämlich schon seit Jah- 
ren einen beträchtlichen Über- 
schuß - es ist das erste Mal seit 
Beginn des Zweiten Weltkriegs, 
daß er schwarze Zahlen schreibt. 
Bei der Zahlungsbilanz sahen die 
Dinge jedoch ganz anders aus. 


Tochter eines Krämers 
an der Straßenecke 


Dort wurde ein gewaltiges Defi- 
zit erzeugt. Unter Berücksichti- 
gung der Unterschiede in der 
Wirtschaftsgröße der beiden Län- 
der liegt es jetzt so hoch, wie das 
Defizit, das sich in den letzten 
Jahren in den Vereinigten Staa- 
ten angesammelt hat. Und hier 
wie.dort gibt es keine Entschuldi- 
gung dafür, die Hand und Fuß 
hat. 


Nun, so könnte man sehr wohl 
fragen, haben die gleichen Politi- 
ker sich dieses mutwillige Abwei- 
chen vom graden und engen Pfad 
erlaubt, die soviel Aufhebens um 
die Notwendigkeit gemacht hat- 
ten, solche Abweichungen zu ver- 
meiden? Die Antwort muß darin 
gesehen werden, 'daß ihnen die 
gewaltige Reichweite für ein 
scheinbar risikoloses Abtrünnig- 
werden, die ihnen das spektaku- 
läre Wachstum des internationa- 
len Geldmarktes verschaffte, be- 
wußt wurde. 


Bevor er im vergangenen Jahr, 
nach einer Auseinandersetzung 
mit Mrs. Thatcher über Rat- 
schläge, zurücktrat, hatte der Fi- 
nanzminister Nigel Lawson regel- 
mäßig Besorgnisse über die noch 
nie dagewesene Verschlechte- 
rung in Großbritanniens Zah- 
lungsbilanz mit der Begründung 
zurückgewiesen, ein solches Mur- 
ren sei anachronistisch. Was da- 
bei übersehen wird, sagte er, sei, 
daß es heutzutage ein internatio- 
nales Bankwesen gibt, das immer 
bereit steht solche Erscheinun- 
gen auf Jahre hinaus, wenn auch 
nicht für immer, zu finanzieren. 


Keine Probleme mit 
Schulden-Finanzierung 


Offizielle Apologeten für den 
Hang der USA zur Defizit-Finan- 
zierung sind nicht immer so gera- 
deheraus gewesen. Bezeichnen- 
derweise hatte jedoch der Auf- 
satz, der bei der Preisverleihung 
von 1989 der Monatszeitschrift 
»Review« der American Express 
Bank den ersten Preis erhielt, 
zum Hauptthema die These, daß 
die Finanzierung des Zahlungs- 
bilanzdefizits nicht länger als 
ernsthaftes Problem anzusehen 
sei. Heutzutage könne man we- 
gen des Anstiegs der weltweiten 
Ersparnisse — kurz durch Anlei- 
hen bei der internationalen 
Bankgemeinde - leicht mit die- 
sem Problem fertigwerden. 


Was bei dieser neuen Art die 
Dinge zu betrachten heraus- 
kommt, ist von weit mehr als aka- 
demischer Bedeutung. Es hat die 
größte Relevanz zu der Frage, 
wieviel Bedeutung angesichts 
dessen, was sich in den Vereinig- 
ten Staaten, dem Vereinigten Kö- 
nigreich und anderswo an der In- 
flationsfront ereignet hat, dem 
Comeback der Moralität bei der 
Behandlung des Staatshaushalts 
beizumessen ist. 


- Nach der orthodoxen Theorie auf 


dem Gebiete des Geldwesens ° 


war die Haupttriebfeder der In- 
flation - ja fast die einzige, über 
die es sich lohnt zu reden - die 
Schaffung von Papiergeld durch 
den Staat, die sich aus der offi- 
ziellen Finanzierung von Defizi- 
ten in den Abrechnungen des 
Staatshaushalts ergab. 


Aber dies ist offensichtlich nicht 
mehr die einzige Form der über- 
mäßigen Kreditbeschaffung, um 
die sich die gute Sache der Ein- 
dämmung der Inflation Sorgen 
machen muß. Ein solcher Kredit 
kann jetzt in riesigen Mengen in 
jedes Land eingeführt werden, 
das in Bezug auf den internatio- 
nalen Geldmarkt eine Politik der 
offenen Tür betreibt. 


Die britische Erfahrung liefert 
Beweise für die Wahrheit dieser 
Einschätzung. Dort ist das 
Tempo der Inflation gerade in 
den Jahren gewaltig gestiegen, in 
denen die Konten des Staatshaus- 
halts einen spektakulären Über- 
schuß aufwiesen, der geblieben 
ist. 


Es braucht nicht gesagt zu wer- 
den, daß dies nicht heißen soll, 
daß Maßnahmen, die getroffen 
werden, um die Haushaltsdefi- 
zite nach unten zu drücken, wie 
sie das Weiße Haus jetzt durchzu- 
führen plant, nicht willkommen 
sind. Sie sind klar und deutlich 
ein Schritt in die richtige Rich- 
tung auf einem Gebiet dessen 
Gesundheit für den Stand der 
Dinge an der Inflationsfront von 
lebenswichtiger Bedeutung ist. 


Die Realität ist jedoch, daß die ° 


Verantwortlichen wahrscheinlich 
in eine Lage versetzt werden, wo 
sie gegen einen gewaltigen Strom 
schwimmen müssen, der sich aus 
den Tätigkeiten der internationa- 
len Bankgemeinde ergibt. 


Wie stark die darin liegende In- 
flationsbedrohung ist, kann an 
dem Tempo ermessen werden, 
mit dem sich die auf dem interna- 
tionalen Geldmarkt kursierende 
Geldmenge ausdehnt. So hat sie 
sich in der zweiten Hälfte der 
achtziger Jahre auf die beträchtli- 
che Höhe von 5.500 Billionen 
Dollar verdoppelt. 


Die Gewalt, die die internatio- 
nale Bankgemeinde auf globale 
Angelegenheiten ausübt, ist so 
stark, daß man ihr den Status der 
heilige Kuh zubilligen muß. D 
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Schulden 


Ein Ende ist 
nicht in Sicht 


C. Gordon Tether 


Die Megabanken haben sich jetzt weitgehend von der Schuldenkrise 
der dritten Welt, die vor einem Jahrzehnt vor ihren Augen explo- 
dierte, freigemacht. Aber sie halten die borgenden Länder an der 


Angel. 


Als die Dritte-Welt-Krise 1982 
mit Mexikos Entscheidung, eine 
totale Nichterfüllung seiner Aus- 
landsverpflichtungen zu verkün- 
den, ausbrach, bestanden Be- 
fürchtungen, daß das gesamte 
Bankwesen ernsthaft unterhöhlt 
werden könnte. Ausgelöst durch 
die Explosion der Ölpreise in den 
Jahren 1973 und 1974 waren viele 
der führenden nordamerikani- 
schen und europäischen Banken 
ebenso eine große Anzahl unbe- 
deutender Banken tief in den An- 
sturm der Entwicklungsländer 
Geld zu leihen hineingeraten. 


Die Krise ist 
Vergangenheit 


Die Sorge bestand darin, daß 
eine Beunruhigung unter ihren 
Deponenten über den Schaden, 
der den Bilanzen zugefügt wer- 
den könnte, zu einem Massen- 
exodus der Gelder aus den Ban- 
ken führen und diese dadurch 
zwingen könnte, ihre Pforten zu 
schließen. In einigen Fällen kam 
es auch tatsächlich dazu. Von den 
Zentralbanken schnell durchge- 
führte Stützungsmaßnahmen ver- 
hinderten, daß. die Umwälzung 
jene kataklystischen Proportio- 
nen annahm, die es leicht hätte 
annehmen können. 


Aber es wurde bald offensicht- 
lich, daß die Beseitigung des 
Schlamassels lange Zeit in An- 
spruch nehmen würde, und daß 
in der Zwischenzeit das ganze 
Bankwesen höchst verwundbar 
bleiben würde. ‚Fast ein Jahr- 
zehnt später kann gesagt werden, 
daß, soweit es die Geldverleiher 
betrifft, die Krise der Vergangen- 
heit angehört. 


Es ist richtig, daß keine wirksame 
Rückzahlung der Schulden er- 


folgt ist. Fälligkeitsdaten wurden 
weiter gerollt, um einer direkten 
Nichtanerkennung vorzubeugen, 
und nicht gezahlte Zinsen wur- 
den als zusätzliche Darlehen be- 
handelt. So ist die Gesamtsumme 
mit etwa 2,2 Billionen Dollar be- 
trächtlich höher, als sie es 1982 
war. 


Großbanken nicht mehr 
so gefährdet 


Aber die meisten der großen 
Banken haben seitdem Jahr für 
Jahr große Zuweisungen an 
Rückstellungen für zweifelhafte 
Forderungen vorgenommen, und 
sich auch auf dem sogenannten 
Markt zweiter Ordnung von an- 
deren-Dritte-Welt-Papieren zu je- 
dem Preis, der erzielt werden 
konnte - oft nur 10 bis 20 Prozent 
des Nennwerts -, getrennt. Die 
Folge davon ist, daß sich ihre Ge- 
fährdung auf einen derart niedri- 
gen Stand verringert hat - üblich- 
erweise nicht mehr als 10 bis 20 
Prozent -, daß für sie die Krise 
beseitigt ist. Sie hätten natürlich 
gerne, daß ein Teil ihrer Dritte- 
Welt-Schulden. zurückgezahlt 
wird. 


Aber sie haben akzeptiert, daß 
diese praktisch genommen nicht 
beitreibbar sind, und haben die 
sich daraus ergebenden Lücken 
in ihren Strukturen wieder wett- 
gemacht. 


Für die Darlehensnehmer sieht - 


die Sache jedoch ganz anders 
aus. Die internationale Banking- 
Brüderschaft veranlaßte schleu- 
nigst die großen Kanonen des In- 
ternationalen Währungsfonds 
(IWF), der Weltbank und des 
Zentralbankwesens dazu, die arg 
betroffenen Länder, die ihre 


Schwierigkeiten dadurch gemil- 


dert sahen, daß sie zur Nichter- 
füllung schritten, in ihrem Vorge- 
hen zu stoppen. 


Folglicherweise wurden diese 
Länder seitdem gezwungen, sich 
den Wirtschaftsdisziplinen zu un- 
terwerfen, die den Fortschritt, 
den sie vorher gemacht hatten, 
indem sie ihren allzu oft verzwei- 
felt niedrigen Lebensstandard 
anhoben, plötzlich wieder ins Ge- 
genteil verkehrten. 


Erst kürzlich haben die Gläubi- 
gerländer erkannt, daß es bei all 
diesen Umständen sinnvoll ist, 
Abschreibungen von Verschul- 
dungen der dritten Welt in die 
Wege zu leiten, um den Rückzah- 
lungsvereinbarungen wenigstens 
den Anschein der Glaubwürdig- 
keit zu verleihen. Dieser New 
Look präsentierte sich in der 
Form der Regelungsvorschläge 
des amerikanischen Finanzimini- 
sters Nicolas Brady, die in dem 
vor wenigen Monaten bekannt- 
gegebenen Mexico-Schulden- 
plan ihren Ausdruck fanden. 


Schritt in die 
richtige Richtung 


Die neue Verfahrensweise ist ein 
Schritt in die richtige Richtung. 
Aber sie reicht bei weitem nicht 
aus, um die Schuldnerländer von 
der Angel zu lassen. Um die Teil- 
entlastung zu bekommen, die der 
Brady-Plan vorsieht, müssen sie 
dazu bereit sein, sich weiterhin 
den harten Disziplinen zu unter- 
werfen, die von jener Institution 
erlassen wurden, die das Maga- 
zin »Time« mit dem Etikett 
»Schuldenpolizei« versehen hat: 
dem IWF. 


So gibt es in diese Richtung kein 
Entkommen von ihren Gläubi- 
gern — und es ist daher keine 
Übertreibung, zu sagen, daß für 
sie, so wie die Dinge stehen, die 
Schuldenkrise dazu bestimmt zu 
sein scheint, bis Ende des Jahr- 
hunderts und sogar darüberhin- 
aus weiterzurollen. 


Was dies angesichts der Tatsache, 
daß ihre Gläubiger sich effektiv 
herausgewunden haben, so unge- 
heuerlich macht, ist, daß der drit- 
ten Welt nicht die ganze Schuld 
für das, was geschehen ist, ange- 
lastet werden kann. Ein Großteil 
der Schuld - vielleicht sogar der 
Löwenanteil - liegt bei den Geld- 
verleihern. Es war ihre Gier, die 
sie dazu veranlaßte, sich in einer 


wahren Darlehensorgie zu erge- : | 
hen bei der die Erfordernisse der 


traditionellen Bankenvorsicht 
völlig außer Acht gelassen 
wurde. 

Zinsen stufenweise 

kräftig angehoben 


Außerdem war es auf Grund der :- 


geldpolitischen Exzesse, die die 
Gläubigerländer sich Anfangs 
der achtziger Jahre leisteten, daß 
die Banker in die Lage versetzt 
wurden, die Zinsbelastungen auf 
ihre Darlehen an die dritte Welt. 
stufenweise auf astronomische 
Höhen - auf zwei- bis dreimal so - 
hohe Prozentpunkte anzuheben, 
wie zu dem Zeitpunkt, als die 
Darlehen gewährt wurden, vor- 
gesehen war. 

Wenn man sieht, daß ein großer 
Teil des in der Geldverleihungs- 
orgie an die dritte Welt stecken- 
den Geldes durch normale Bank- 
buchhaltungsvorgänge -oder aus 
dem blauen Dunst heraus - ge- 
schaffen wurde, und daß das 
Bankwesen über die Darlehens- 
periode als Ganzes hinweg eine 
beträchtliche Vergütung erzielt 
hat, dann scheint eines klar zu 
sein: Es ist höchste Zeit, daß die 
internationale Bankgemeinde 
und die hinter ihr stehenden offi- 
ziellen Organisationen über eine 
Begleichung der Schulden der 
dritten Welt nachdenken, die der 
Welt das Problem ein für allemal 
von den Schultern nimmt - und 
zwar bald. > 


Es ist wichtig zu begreifen, daßes 
nicht nur die Schuldner der drit- 
ten Welt sind, die einer solchen 
Aktion bedürfen. Tatsache ist, 
daß solange die Krise die Ent- 
wicklungsländer in einer wirt- 
schaftlichen Zwangsjacke hält, 
sie ihre Einfuhren aus den indu- 
strialisierten Ländern erheblich 
einschränken müssen. 


Was dies für die 
USA bedeutet 


Im Falle der Vereinigten Staa- 
ten selbst ist der Schaden be- 
sonders schwerwiegend. Ihre 
Ausfuhren in diesen wichtigen 
Teil ihres Exportmarktes ha- 
ben sich in den letzten Jahren 
um mehr als ein Drittel verrin- 
gert- unvermeidlicherweise zu 
einem beträchtlichen Teil auf 
Kosten der Wirtschaftstätig- 
keit und der Beschäftigung, 
die siedaheimerzeugen. OD 
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Banker- 
Journal 


Minister 
fordern 
Annullierung 
der Schulden 


Auf einer Zusammenkunft in 
Dakka, Bangla Desh, riefen Mi- 
nister aus30 von 42 der am wenig- 
sten entwickelten Länder zu ei- 
ner sofortigen Annullierung ihrer 
Schulden als dringende Priorität 
sowie zu einer Verdoppelung der 
offiziellen Entwicklungshilfe und 
zu weiteren Darlehen auf. Die 
Forderungen sollen auf der zwei- 
ten UN-Konferenz über LDC 
(Least developed countries) in 
Paris vorgelegt werden, berich- 
tete die »Financial Times«. 


Andere Forderungen beinhalte- 
ten den Zugang zu den Ver- 
brauchsgütermärkten, zollfreie 
Behandlung von Exporten und- 
Befreiungen von Quoten und 
Höchstgrenzen. Vor der Pariser 
Zusammenkunft wird eine 
Mannschaft von »vier Ministern 
die Geberländer bereisen und die 
betreffenden Regierungen über 
das Ausmaß der Probleme, in 
den am wenigsten entwickelten 
Ländern unterrichten«. 


In den achtziger Jahren wuchs 
die Bevölkerung in diesen 42 
Ländern nur um 2,5 Prozent, 
während sich die Schulden von 36 
auf 65 Milliarden Dollar fast ver- 
doppelten. Oo 


US-Industrie 
findet neue 
Kunden in der 
- Sowjetunion 


Ein großer amerikanischer Un- 
ternehmer der Zulieferindustrie 
für das amerikanische Verteidi- 
gungsministerium, dessen Pro- 
gramm bei den drastischen Be- 
schneidungen des Verteidigungs- 
haushaltes auslaufen, hat gerade 
einen Vertrag zur Lieferung ähn- 
licher Ausrüstungen mit der So- 
wjetunion abgeschlossen. 


General Motors hat zugestimmt, 
den Sowjets bis zu 600 seiner Tur- 
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binenmotoren Modell 250-C20 
für einen neuen sowjetischen 
Hubschrauber zu liefern. Die 
Motoren werden in der Diesel 
Allison Division von General 
Motors im US-Bundesstaat In- 
dianapolis gebaut. 

Diese Abteilung von General 
Motors ist der Hauptvertrags- 
partner für die Motoren für den 
Osprey  Schrägstellrotor-Hub- 
schrauber V-22, eine Mischung 
aus Hubschrauber und Flugzeug 
mit feststehendem Flügel. Es 
handelt sich hierbei um das 
größte Militärprogramm, das aus 
dem US- NENNE 
gestrichen werden soll. 


Keine US-Hilfe 
mehr für die 
Philippinen 


Der ‘philippinische Außenmini- 
ster Raul Manglapus klagte die 
amerikanische Bush-Regierung 
und den US-Senator Robert 
Dole an und vertrat die Ansicht, 
daß die Vereinigten Staaten eine 
Verringerung ihres Lebensstan- 
dards in Erwägung ziehen soll- 
ten, um ihren Auslandshilfe-Ver- 
pflichtungen gegen ihre traditio- 
nellen Verbündeten - besonders 
den Philippinen gegenüber - 
nachkommen zu können. Er rea- 
gierte auf einen Vorschlag von 
Dole, die Hilfeleistungen an Is- 
rael, Ägypten, die Philippinen, 
Türkei und Pakistan um jeweils 
fünf Prozent zu kürzen, um -Pa- 
nama und die neuen Demokra- 


- tien in Osteuropa zu unterstüt- 


zen. 
Präsidentin Corazon Aquino 
hatte warnend darauf hingewie- 
sen, daß ein Versagen der USA, 
den Hilfeverpflichtungen nach- 
zukommen, die Aussichten auf 
eine Vereinbarung bezüglich der 
US-Stützpunkte auf den Philippi- 
nen beeinträchtigen könnte. 


»Als Bob Dole sagte, die Unter- 
stützung der Freiheit sei nicht 
zum Nulltarif zu haben, fühlen 
wir uns veranlaßt jeden daran zu 
erinnern, daß wir hier schon seit 
1903 zum Nulltarif in der Haupt- 
verteidigungslinie für Amerikas 
Freiheit stehen«, meinte Mangla- 
pus. Befragt, was er tun würde, 
wenn die Vereinigten Staaten die 
vorgeschlagenen Kürzungen tat- 
sächlich durchführen würden, 
sagte Manglapus: »Die Philippi- 
nen werden wissen, was sie zutun 
haben.« oO 


Dritte Welt 

soll auf höheren 
Lebensstandard 
verzichten 


Die Entwicklungswelt wird we- 
gen der »Umweltkrise« niemals 
den Lebensstandard des fortge- 
schrittenen Teils erreichen, sagt 
der Chef der strategischen Pla- 
nung der Weltbank, Francisco Sa- 
gasti, auf einer Konferenz im 
Center for Human Ecology an 
der University of Edinburgh. 


»In den nächsten ‚Jahrzehnten 
sehe ich endlose Schlachten zwi- 
schen Nord und Süd über die ge- 
waltigen Unterschiede im mate- 
riellen Lebensstandard voraus«, 
äußerte Sagasti. Er bestand dar- 
auf, daß die Welt ein neues Sy- 
stem »umweltfreundlicher« An- 
reize und »grüner Steuern« sowie 
größerersEnergieausnutzung« 
benötige. Er verwies auf Schwe- 
den, das pro Kopf nur die Hälfte 
der Energie der USA verbrauche 
aber einen ähnlichen Lebensstan- 
dard habe. 


Sagasti rief weiterhin zu einer in- 
ternationalen Strategie der 
»Öko-Entwicklung« auf und wies 
eindringlich darauf hin, daß 
»Umweltsicherheit« als größtes 
Problem der Welt an die Stelle 
der Ost-West-Beziehungen tritt. 

; m) 


IWF soll Gold 
der dritten Welt 
kassieren 


Die amerikanische Bush-Regie- 
rung will, daß der Internationale 
Währungsfonds (IWF) den Ent- 


wicklungsländern sage und 
schreibe drei Millionen Unzen 
Gold stehlen soll. 


Die USA verlangen, daß bevor 
dem IWF weitere Gelder bewil- 
ligt werden, die in Zahlungsrück- 
stand geratenen Länder mit einer 
Strafe belegt werden müssen. Sie 
schlagen vor, daß der IWF drei 
Millionen Unzen Gold, die er im 
Namen des Sudans, Zambias, Pe- 
rus, Liberiens, Panamas, Viet- 
nams, Guyanas, Somalilands, 
Sierra Leones und Kambodschas 
verwahrt, verkauft. 

Der IWF führt dieses Gold zu 46 
Dollar pro Unze in seinen Bü- 
chern. Da der Marktpreis jetzt 


bei 413 Dollar. pro Unze liegt, 
wäre jedes Land um etwa 367 
Dollar für jede Unze Gold, die 
der IWF in seinem Namen ver- 
wahrt, betrogen. Das 
Street Journal« bemerkt dazu: 
»Es ist nicht ganz klar, wie der Er- 
lös aus dem Verkauf verrechnet 
werden wird, um mit den rück- 


ständigen Zahlungen fertig zu : 
DO 


werden.« 


Tschechen 
lehnen 
Schocktherapie 
des IWF ab 


Tschechoslowakische Regie- 
rungsbeamte haben damit begon- 
nen, die vom Internationalen 
Währungsfonds (IWF) befürwor- 
tete »Schocktherapie« zurückzu- 
weisen. Der erste Vizepräsident 
Valtr Komarek, ein höherer Wirt- 
schaftsberater von Präsident Va- 
clav Havel, sagte auf einer von 
der Prager Wirtschaftsschule ver- 
anstalteten internationalen Kon- 
ferenz über Handel und Investi- 
tionen: »Wenn eine Marktwirt- 
schaft sofort beginnen würde, 
dann würde dies zu einem Todes- 
kampf der Wirtschaft führen.« 


Komarek wies warnend darauf 
hin, daß mindestens ein Drittel 
der Produktion des Landes zer- 
stört und ein Wirtschaftschaos 
eintreten würde. Komarek, der 
für die Wirtschaftspolitik des 
Landes die Gesamtverantwor- 
tung trägt, meinte, der Fort- 
schritt zu einer Marktwirtschaft 
sei wichtig, aber die Befreiung 
des Marktes sei kein Selbstzweck 
und müsse dem weiter gefaßten 
Ziel einer Erhöhung des nationa- 
len Wohlstands untergeordnet 
werden. 

Die Londoner »Financial Times« 
berichtete: »Er wies alle Anre- 
gungen, daß die Regierung die 
Marktkräfte einfach von der 
Leine und den Dingen ihren Lauf 
lassen könnte zurück. Es seinicht 
durchführbar, die Politik einfach 
auf der Grundlage der Friedman- 
schen Wirtschaftsdoktrin zu be- 
treiben.« 

»Wir werden nicht versuchen erst 
ein Wirtschaftserdbeben herauf- 
zubeschwören, um dann zu se- 
hen, wer überlebt. Wir sollten auf 
zivilisierte Weise überleben. Die 
Entwicklung sollte in Form.eines 
wohl vorbereiteten Prozesses vor- 
angehen, den wir beeinflussen 
können«, meint Komarek. 


»Wall 


Der »Daily Telegraph« schrieb: 
»Es wird in der’ Tschechoslowakei 
keine Revolution ä la Thatcher 
geben, gelobte Marian Calfa, der 


Premierminister. Er versicherte .° 


den neuen Gewerkschaften in 
Prag, daß die Regierung einen 
abgestuften Weg zur Marktwirt- 
schaft statt der von Vaclav Klaus, 
dem monetaristischen Finanzmi- 
nister, favorisierten Schnellstra- 
ßen-Annäherung beschreiten 
werde.« 
Calfa sagte, die »Werde-schnell- 
„  reich«-Firmen seien eine Bedro- 
hung für die Zukunft. oO 


Ein dunkles 
Zeitalter für 
Lateinamerika 


»Der größte Teil Lateinamerikas 
scheint auf ein Versagen der De- 
mokratie und einen Sturz in ein 
neues dunkles Zeitalter zuzusteu- 
ern«, schrieb Davon Ronfeldt, 
ein Geopolitiker in der Rand Cor- 
poration, einem kalifornischen 
Think-Tank. »Seine Meilensteine 
werden Gewalttätigkeit und 
Chaos unter einer neuen Genera- 
tion von Diktatoren sein.« 


Ronfeldt ist ein Schützling von 
Luigi Einaudi vom amerikani- 
schen Außenministerium. Als 
Einaudi vor 15 Jahren bei Rand 
war, heckte man dort Drehbü- 
cher aus, um die südamerikani- 
schen Staaten gegenseitig in ei- 
nen »zweiten Krieg des Pazifik« 
zu stürzen. 


Jetzt argumentiert Ronfeldt in ei- 
ner vom Latin American Center 
der Florida University veröffent- 
lichten Untersuchung: »Wenn 
die Vereinigten Staaten und die 
UdSSR. nicht mehr in Erschei- 
nung treten, wird Ideologie der 
Stärke verblassen,während der 
Rassismus, der Regionalismus 
und die Religion sich als Motive 
zur Gewalt verstärken werden. 
Daher würde sich nicht nur der 
weltweite Terrorismus gegen Ein- 
zelpersonen verstärken, sondern 
auch das Massaker von Gruppen 
und Gemeinden wäre dann eine 
lebensfähigere und wünschens- 
werte Option für einige Extremi- 
sten. Dies würde Völkerwande- 
rungen und Flüchtlingsströme 
auf breiter Basis auslösen.« 


Ronfeldts Argumentation ist 
falsch, da die Bush-Regierung 
die Intervention in Panama und 
anderswo mit sowjetischer Ak- 


zeptanz höhergeschraubt hat. 
Die geringe Wirtschaftshilfe oder 
Besorgnis um den wirtschaftli- 
chen Holocaust, die in der Re- 
gion vorhanden zu sein pflegen, 
verdampfen jetzt. Daher könn- 
ten die pessimistischen Erwar- 
tungen von Rand fast berechtigt 
oder zumindest dunkle Ahnung 
dessen sein, was man dort herbei- 
zuführen plant. DO 


Stagnierende 
Produktion 
Ursache für 
US-Krise 


Die Ursache für die wachsende 
amerikanische Finanz- und Steu- 
erkrise ist in der Stagnation der 
Industrieproduktion zu sehen, 
meint Henry Aaron von der 
Brookins Institution, der kürz- 
lich vor der American Economic 
Association sprach. . 


Nachdem er einen Überblick 
über den Rückgang der Produk- 
tionsgewinne gegeben hatte, die 
in den Jahren von 1950 bis 1973 
im Schnitt 2,5 Prozent und von 


1973 bis 1988 ein Prozent betru- 


gen, sagte Aaron: 

»Wäre der Bruttoausstoß pro 
Stunden in den Vereinigten Staa- 
ten von 1973 bis 1988 so schnell 
gestiegen wie das in den Jahren 
von 1950 bis 1973 geschah, dann 
wäre heute die Produktion um 
ein Fünftel höher als sie tatsäch- 
lich ist. Die Staatseinkünfte lä- 
gen bei den derzeitigen Steuer- 
sätzen 1988 unter 200 Milliarden 
Dollar, höher als das jetzt der Fall 
ist. Auslagen wären wegen der 
verminderten Zinsen auf eine 
kleinere Schuld um einige zehn 
Milliarden Dollar geringer. Bei 
anderen Ausgaben stünden die 
Vereinigten Staaten 1988 mit ei- 
nem Haushaltsüberschuß anstatt 
einem Defizit von 155 Milliarden 
da.« 

Aarons Wendepunkt von 1973 
stimmt zeitlich in etwa mit der 
wachsenden Akzeptanz der Dok- 
trin der »nachindustriellen Ge- 
sellschaft«, dem Olschock. von 
1973 bis 1974 und der sich darauf 
ergebenden Dezimierung der 
Produktionsbasis, den sich an- 
sammelnden Auswirkungen des 
Herausziehens von Geldern aus 
der Infrastruktur und anderen 
politischen Maßnahmen überein, 
die später von der Finanzaelite als 
»gesteuerter Verfall« kodifiziert 
wurden. m 


Klub von Paris 
führt 
Umschuldung 
durch 


Polen unterzeichnete mit den 
Gläubiger-Regierungen des 
Klubs von Paris ein Abkommen, 
das die Rückzahlungen einer Re- 
kordsumme von 9,4 Milliarden 
Dollar an Staatsschulden neu re- 
geln soll. Der Vorsitzende des 
Klubs von Paris, Jean Claude 
Trichet, Chef des französischen 
Finanzministeriums, appellierte 
nach Unterzeichnung der Ver- 
einbarung an die Handelsban- 


ken, Bedingungen einzuräumen, * 


die mindestens ebenso günstig 
sind. Trichet sagte, das neue Ab- 
kommen beinhalte 3,4 Milliar- 
den Dollar an Zinszahlungen, die 
bis 1989 geschuldet wurden und 
mit denen Polen in Rückstand 
geraten sei, und decke 100 Pro- 
zent des Hauptkapitals und der 
Zinszahlungen, die von jetzt bis 
Ende März fällig werden. 

Polen schuldet dem Klub von Pa- 
ris rund 27 Milliarden Dollar sei- 
ner Auslandschulden von 40 Mil- 
liarden Dollar. 

»Es ist die außergewöhnlichste 
Vereinbarung, die wir jemals ge- 
troffen haben«, sagte Trichet und 
nannte das Abkommen 'histo- 
risch. Der Klub von Paris erwar- 
tet nun, daß die Handelsbanken 
alle Zinszahlungen, die-Polen ih- 
nen schuldet, aufschiebt - etwas 
was noch niemals für irgendein 
anderes Land: bisher getan 
wurde. oO 


Devisen- 
Umsatz 32mal 
größer als 

der Handel 


Der Devisen-Umsatz ist jetzt 
32mal größer als der Welthandel, 
heißt es in einer Studie der Bank 
für International Settlements, 
über die die »Financial Times« 
berichtete. 

Der Tagesumsatz aus dem Devi- 
sen-Handel, der größtenteils aus 
Arbitrage - Ausnutzung von 
Kursunterschieden an verschie- 
denen Börsenplätzen - und Spe- 
kulation besteht, betrug ab April 
1989, als 14,97 Billionen Dollar 
gehandelt wurden, 640 Milliar- 
den Dollar; auf das Jahr umge- 
rechnet wäre das eine astronomi- 


sche Summe von 177,5 Billionen 
Dollar pro Jahr. 

Im Gegensatz dazu beliefsich der 
Welthandel in Gütern und: 
Dienstleistungen im letzten April 
nur auf 460,9 Milliarden Dollar, 
oder weniger als 20 Milliarden 
pro Tag, oder 5,5 Billionen Dol- 
lar pro Jahr. Der Handel in ei- 
gentlichen Waren — das heißt 
ohne die Einbeziehung „von 
Dienstleistungen - ist weit gerin- 


ger. 
Mehr als die Hälfte des Welt- 
marktes im Devisenhandel er- 
folgt durch die USA, Großbritan- 
nien, Japan und die Schweiz. In 
nur drei Jahren, von März 1986 
bis April 1989, hat sich der Devi- 
senhandel dieser Länder mehr 
als verdoppelt; Japans Devisen- 
handel wuchs um 140 Prozent, 
Amerikas um 120 Prozent, Groß- 
britanniens um 108 Prozent. 
Etwa 90 Prozent der Geschäfts- 
abschlüsse hatten mit dem Dollar 
zu tun. 

Erstaunliche 58 Prozent der 
Deals waren »Sofort«-Ab- 
schlüsse — Geschäfte, die inner- 
halb von 48 Stunden abgewickelt 
werden mußten. Das bedeutet, 
daß fast 400 Milliarden Dollar 
pro Tag in andere Hände gehen 
müssen. m 


Panamesen 
fordern 
Reparationen 
von den USA 


Einwohner von Chorrillo, des ar- 
men und vornehmlich schwarzen 
Bezirks von Panama .City, der 
von den eindringenden amerika- 
nischen Streitkräften ausge- 
bombt wurde, haben sich zu ei- 
nem Verband organisiert und ver- 
langen nachdrücklich Reparatio- 
nen von den USA. Der Leiter des 
Verbandes äußerte, daß im Ge-. 
gensatz zu der von der amerikani- 
schen Regierung verbreiteten 
Propaganda die Amerikaner, 
nicht die Noriega unterstützen- 
den Dignity Battalions Chorrillo 
zerstört haben. 

Bei der Satellitenregierung En- 
dara seien ihre Ersuchen um Hil- 
feleistung auf taube Ohren gesto- 
Ben, sagen sie. Als sie darum ba- 
ten, ihnen zurückzugeben was 
auch immer an persönlichem Ei- 
gentum gerettet wurde, sagte 
man ihnen: »Lesen Sie die Zei- 
tungen in sechs Monaten, um her- 
auszufinden, wo die Betroffenen 
ihr Eigentum abholen können.«D 
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Naher Osten 


Die Rolle 


des Ols 


L. Fletcher Prouty 


Oberst L. Fletcher Prouty, ehemaliger Verbindungsoffizier des ameri- 
kanischen Verteidigungsministeriums zum CIA, war den größten Teil 
seiner langen Laufbahn in verschiedenen amtlichen Funktionen im 
Nahen Osten tätig. Im nachstehenden Artikel gewährt er einmaligen 
Einblick in die Entwicklung und die dem arabisch-israelischen Kon- 
flikt zugrundeliegenden Strömungen. 


Der Staat Israel wurde am 14. 
Mai 1948 proklamiert. Am näch- 
sten Tag brach zwischen Israel 
und seinen arabischen Nachbarn 
ein Krieg aus. Während dieser 
Auseinandersetzung sperrte Is- 
rael die irakische Ol-Pipeline an 
deren Mittelmeer-Terminal in 
Haifa ab. Der weitgehend nach 
Europa gehende Export von Öl 
aus den Ölfeldern in Kirkuk, 
Irak, wurde dadurch unterbro- 
chen. 


Bedeutung der 
Handlung Israels 


Weil diese äußerst wichtige Pipe- 
line Gebiete durchquerte, die 
von dem neu proklamierten Staat 
beansprucht werden, konnte Is- 
rael vom Irak Transitgebühren 
für das durch sein Territorium be- 
förderte Ol verlangen. Oder al- 
ternativ konnte es das Durchlauf- 
recht überhaupt verweigern. Is- 
rael wählte den letzteren Weg 
und demonstrierte vor der Welt 
die Macht der strategischen »Bar- 
rieren<-Rolle der nicht Öl erzeu- 
genden Länder in der Aufrechter- 
haltung oder Steuerung des kost- 
baren Ölstroms. 


Israels Schließung der Pipelines 
im Jahr 1948 zwang die Olerzeu- 
ger dazu, sich für den Öltrans- 
port aus den Produktionsstätten 
im Persischen Golg auf Supertan- 
ker umzustellen. Aber das Um- 
fahren des Kaps der Guten Hoff- 
nung in Südafrika auf der Route 
zu den Hauptmärkten in Europa 
war eine Reise, die Tausende von 
Meilen länger war. 


Die Bedeutung der Handlung Is- 
raels - daß es eine Kraft war mit 
der man im Nahen Osten rechnen 
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mußte - blieb den Vorstandsmit- 
gliedern der Olgesellschaften, 
den »Sieben Schwestern«, oder 
den Ol produzierenden Ländern 
nicht verborgen. Von dem Tage 
an waren die Pipelinenetze des 


"Nahen Ostens für israelische An- 


griffe verwundbar. Der neue 
Staat Israel war zum Mitspieler 
im größten aller Spiele — der 
Schlacht um Geld und Macht auf 
internationaler Ebene — gewor- 
den. Israels Handlung bewies, 
daß eine abgesperrte Pipeline 
fast immer höhere Preise für Ol 
bedeutete. 


Ein kurzer Abriß über die Ent- 
wicklung der Ölindustrie in der 
Region ist erforderlich, um die 
Ereignisse, die sich während und 
nach dem Zweiten Weltkrieg ab- 
spielten, zu verstehen. 


Kurz nach der Geburt des moder- 
nen Staates Saudi-Arabien gin- 
gen amerikanische Olsucher am 
23. September 1933 bei Jubail, an 


der Ostküste unmittelbar nörd- 
lich von Ras Tanura an Land. 
Nachdem sie eine geologische 
Struktur namens Damman 
Dome ausfindig gemacht hatten, 
die Öl im Überfluß versprach, er- 
warb die amerikanische Mann- 
schaft von den Saudis eine 320 
Quadratmeilen große Konzes- 
sion. 


Das blühende Geschäft 
mit Saudi Arabien 


Die Struktur hielt, was sie ver- 
sprach, und innerhalb von fünf 
Jahren verwandelte sich die Ge- 
gend in eine blühende Ge- 
meinde. Eine sechszöllige Pipe- 


line förderte das Öl zur Küste bei 
al-Khobar, von wo es per Last- 
kahn zu den Raffinerien der Bah- 
rain Petroleum Company 
(BAPCO) transportiert wurde. 
Auf diese bescheidene Weise be- 
gann der Export des saudi-arabi- 
schen Ols. 


Bedeutung des Öls 
im Zweiten Weltkrieg 


Die kleine Gruppe der Ölmän- 
ner, die einen Gesellschaftsver- 


“trag mit Standard Oil of Califor- 


nia hatten, gaben ihrem neuen 
Unternehmen den Firmennamen 
California Arabian Standard Oil 
Company, und dieser juristischen 
Person wurde die Konzession er- 
teilt. Der Name der Firma än- 
derte sich 1944 zu dem bekannte- 
ren Namen - Arabian American 
Oil Company (Aramco) - es war 
die gewinnträchtigste Firma, die 
jemals von Menschen geschaffen 
wurde. 


Bald wurden größere Pipelines 
gebaut, die Rohöl nach Ras Ta- 
nura, einem kleinen Stückchen 
Erde längst der Ostküste des Per- 
sischen Golfs förderten, wo eine 
große  Hafenanlage gebaut 
wurde. Die Ankunft des ersten 
Tankers gab König Ibn Saud die 
Gelegenheit zu seinem ersten Be- 


such in der Anlage am 1. Mai 


1939. Der Ausbruch des Krieges 
führte bald zur Einstellung des 
dortigen Betriebes. 


Washington hielt jedoch ein 
wachsames Auge auf dieses Ge- 
biet. Im Herbst 1943 wurde die 
amerikanische Regierung sehr 
besorgt über den gewaltigen 
Aderlaß an amerikanischen Ol- 


Israels Pre- 
Menachem 


Camp David: 
mierminister 
Begin umarmt Ägyptens 
Präsident Anwar Sadat und 
US-Präsident Jimmy Carter 
klatscht Beilfall. 


feldern, den die Kriegsanstren- 
gungen erforderlich machte. An- 
fang 1943 ordnete Präsident Fran- 
klin D. Roosevelt an, daß eine 
amerikanische Bodenuntersu- 
chungsmannschaft die Ölfelder 
untersuchen und dabei versu- 
chen sollte, die Moral der kleinen 
Bereitschaftsgruppe amerikani- 
scher Olmänner zu stärken, die 
den Krieg damit verbrachten, 
sich an der Konzession bei Ras 
Tanura festzuhalten. (Der Verfas- 
serdieses Artikels schloß sich der 
Mannschaft auf dieser Reise an). 
Auf Grund der Befunde der Un- 
tersuchungsmannschaft befahl 
Roosevelt den Bau einer großen 
Raffinerie, die in’der Lage sein 
sollte 50.000 Barrel pro Tag dort 
zu erzeugen. Er traf auch mit Kö- 
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nig Ibn Saud an Bord des Kreu- 
zers »Quincy« der amerikani- 
schen Kriegsmarine im Roten 
Meer zusammen, um das Abkom- 
men zu besigeln. 


Diese bedeutsamen Ereignisse 
werden von den Historikern oft 
übersehen. Es war das einzige 
Mal, während des zweiten Welt- 
kriegs, daß der US-Präsident mit 
dem Führer eines neutralen Lan- 
des zusammentraf, und er tat es 
mit einem Ziel im Sinne -den Zu- 
gang zum Öl. Dies unterstreicht 
die extreme Bedeutung, die er 
der amerikanischen Entwicklung 
der arabischen Ölfelder sowohl 
in Kriegszeiten als auch zur Er- 
weiterung der amerikanischen 
Interessen nach dem Kriege bei- 
maß. 


Von Bedeutung für 
den Ölpreis 


Im Jahre 1945, vor Kriegsende, 
riefen Texaco und Socal, die an 
einem beschleunigten Plan arbei- 
teten, die Trans-Arabian Pipeline 
Company, als Tapline bekannt, 
ins Leben. Die Planung der 
Route dieser strategischen Pipe- 
line brachte wegen der wachsen- 
den Spannung zwischen Arabern 
und Juden in der Region schwie- 
rige diplomatische Probleme mit 
sich. Die Planer der Pipeline be- 
fürchteten jüdische Einmischung 
in den Betrieb der Pipeline, falls 
ihre Route potentielles jüdisches 
Territorium überqueren oder 
nahe an diesem vorbeiführen 
sollte. 


Der Bau von Tapline wurde wäh- 
rend des arabisch-israelischen 
Krieges von 1948 gestoppt, bis 
eine Ausweichroute gefunden 
werden konnte. Schließlich ge- 
statteten Syrien und Libanon 
1949, daß die Ölleitung von 
Saudi-Arabien durch Jordanien, 
Syrien und Libanon nach Sidon 
an der syrischen Mittelmeerküste 
verlaufen durfte. Syrien befand 
sich natürlich nunmehr in der 
Lage, einen Einfluß in Form von 
Transitgebühren auszuüben. 


Der größte Teil des Nahost- Öls 
wird in Europa verkauft. Die Öl- 
produktion im Nahen Osten ist 
und war immer unbedeutend für 
die USA, abgesehen von der da- 
mit zusammenhängenden Aus- 
wirkung arabischer Ölpreise auf 
den Weltmarktpreis des Ols. Da- 
her ist ein wirtschaftlicher Be- 
trieb des großen Netzes von 


Pipelines von den Ölfeldern des 
Iraks, Kuwaits, Saudi-Arabiens 
und des Irans für die Wirtschaft 
Europas von wesentlicher Be- 
deutung. Auch der Weltmarkt- 
preis des Öls steigt und fällt im 
allgemeinen mit der Ölflut aus 
dem Nahen Osten. 


Der Schließung des Haifa-Termi- 
nals der irakischen Ol-Pipeline 
von Kirkuk durch die Israelis 
folgte die Sabotage an dem ande- 
ren Zweig dieses großen Pipeline- 
systems durch Syrien im Jahre 
1957. Dadurch wurden mehr als 
500.000 Barrel Ol pro Tag aus 
dem Irak abgeschnitten. Kurz da- 
vor, 1956, wurden durch die Suez- 
krise 1.500.000 Barrel pro Tag, 
die über den Suez-Kanal nach 
Europa gelangen sollten, abge- 
schnitten. 


Die Probleme mit 
dem Ölpreis 


Als Folge davon erhöhte sich der 
Preis von Rohöl 1957 noch ein- 
mal. Gegen Ende des Jahres lie- 
fen die Öltransporte durch den 
Kanal wieder normal und die Pi- 
peline aus dem Irak durch Syrien 
war wieder voll im Betrieb. Dies 
hatte eine Schwemme auf dem 
Markt zur Folge, die verursachte, 
daß der Preis sich 1960 wieder auf 
1,80 Dollar pro Barrel einpen- 
delte. Bis spätestens 1971 war der 
Preis auf 2,80 Dollar gestiegen 
und stieg 1973, vor dem Aus- 
bruch des arabisch-israelischen 
Krieges,. noch einmal auf 3,01 
Dollar. 


Trotz dieser deutlichen Preisan- 
stiege betrugen die tatsächlichen 
Kosten für die Erzeugung eines 
Barrel Öl und der Einfüllung in 
den Laderaum eines Tankers bei 
Ras Tanura, einschließlich aller 
Abschreibungen und Kapitalan- 
lagen 15 Cents. Dieser große Un- 
terschied zwischen den Kosten 
und dem Preis des Ols ist sehr 
wichtig, wenn man die »Energie- 
krise« begreifen will, die bald 
den Westen treffen sollte, angeb- 
lich als Folge des »arabischen Ol- 
Embargos«. 


Der Einfluß Rockefellers 
und Kissingers 


Zu diesem entscheidenden Zeit- 
punkt kam ein neuer Faktor in 
die Gleichung hinein. Syrien 
schloß im Mai 1970 Tapline, die 
größte Pipelineanlage des Nahen 


Ostens. Wieder mußten Tankerin 
die Bresche springen, und die 
Preise für saudi-arabisches und 
kuwaitisches Ol stiegen von 2,30 
auf 3,33 Dollar pro Barrel. 


Die Kooperation 
der Spediteure 


Etwa zur gleichen Zeit teilte der 
Aramco-Konzern dem damali- 
gen US-Präsident Richard Nixon 
und seinem Berater für nationale 
Sicherheit, Henry Kissinger, mit: 
»Jede Erhöhung der amerikani- 
schen Militärhilfe an Israel wird 
eine kritische und nachteilige 
Auswirkung auf unsere (amerika- 
nischen) Beziehungen mit den 
gemäßigten ölproduzierenden 
Ländern haben.« 


Über die Vergangenheit der jüdi- 
schen Drohung mit der Unterbre- 
chung des Olnachschubs um den 
Zweiten Weltkrieg zu beenden, 
und die Schließung der iraki- 
schen Pipeline durch die Israelis, 
die die strategische Umleitung 
von Tapline zur Folge hatte, 
konnte man nicht so leicht hin- 
wegsehen. 


Viele Leute glaubten damals, der 
dramatische Anstieg der Ölpreise 
in den siebziger Jahren sei die 
Folge der Manipulationen einer 
Verschwörung unter den Ölge- 
sellschaften gewesen, die der 
Organization of Petroleum Ex- 
porting Countries (OPEC) ange- 
hören. Andere argwöhnten, 
Henry Kissinger, ein Schützling 
der Rockefeller-Dynastie habe 
seine Hand im Spiele gehabt, als 
er versuchte in Amerika herge- 
stellte Waffen und Munition an 
die ölreichen Länder zu verkau- 
fen und Geschäfte für seine Kun- 
denbank, Chase Manhattan, auf- 
zureißen. 


Dies mag tatsächlich eine Rolle 
bei den Preisanstiegen gespielt 
haben, aber was oft übersehen 
wird ist, daß der Preis des Ols nie- 
mals eine Funktion der Produk- 
tionskosten ist und selten, wenn 
überhaupt, von Angebot oder 
Nachfrage beeinflußt wird. Die 
Ölpreise werden nämlich durch 
die OPEC und durch andere ver- 
worrene Manöver wie Pipeline- 
schließungen durch Israel festge- 
legt. Aber der bedeutsamste und 
am wenigsten untersuchte Faktor 
ist die Verfügbarkeit von Trans- 
portmitteln. Ein Barrel Ol an der 
Pier von Ras Tanura ist weder 
dem Wesen nach, noch mit ande- 


ren Maßstäben gemessen, sehr 
viel wert, aber sein Wert erhöht 
sich auf sagen wir einmal 20 Dol- 
lar, wenn das Öl nach Rotterdam 
oder an einen Schlüsselbestim- 
‚mungsort gebracht wird. 


Die Transportbarone können 
Preise an der Zapfstelle erzeu- 
gen, die wenig mit den Kosten 
des Produktes an der Bohrstelle 
zu tun haben. Dies trifft auf das 
Olgeschäft wie auf jedes andere 
zu und vielleicht noch mehr. Da- 
her möchten die Ölerzeuger über 
mehr als eine wirtschaftliche 
Transportmethode verfügen, um 
die Transportpreise mit wettbe- 
werbsfähigen Mitteln unter Kon- 
trolle zu halten. 


Man weiß aus der Erfahrung mit 
der Geschichte des amerikani- 
schen Eisenbahnwesens, daß der 
Spediteur in der Lage ist, das sich 
an Bord befindliche Produkt als 
Pfand zu behandeln, für den das ° 
Lösegeld - die Frachtrate - fest- 
gelegt werden kann, so wie es der 
Markt jeweils verträgt. 


Daher haben die Tankerbarone, 

die den Transport des arabischen 
Öls in der Gewalt haben, ein In- 
teresse daran, dafür zu sorgen, 

daß die Pipelines - die einzige Al- 
ternative — geschlossen werden 
und geschlossen bleiben. Israel 
und Syrien haben sich als willige 
Mithelfer erwiesen. 


Freilich werden die Erzeugerlän- 
der ihre eigenen Pipelines nicht 
schließen. Aber, so wie die Staats- 
grenzen im Nahen Osten gezogen 
sind, gibt es Pufferstaaten, oder 
Transitschranken, zwischen allen 
Erzeugerländern und dem Mit- 
telmeer. Diese Pufferstaaten ha- 
ben die Auswahlmöglichkeit, 
Transitgebühren zu erheben oder 
die Pipelines abzusperren. Sol- 
che Aktionen spielen den Tanker- 
betreibern in die Hände. 


Und alle diese Faktoren kamen in 
den siebziger Jahren ins Spiel. 
1971 war der angesetzte Preis für 
ein Barrel Saudi-Ol 2,23 Dolar. 
1980 betrug das gleiche Barrel 
28,67 Dollar. Und doch betrugen 
während jener Energiekrise die 
Gewinnungskosten des saudiara- 
bischen Öls stets durchschnittlich 
weniger als ein Dollar pro Barrel. 

Wie wurde der Preisanstieg in die 
Wege geleitet? 


Anfang Oktober 1973 brach zwi- 
schen Arabern und Israelis wie- 
der ein Krieg aus. Am 11. Okto- 
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ber wurde in Wien bekanntgege- 
ben, die Araber hätten alle Ol- 
transporte aus dem Nahen Osten 
mit einem Embargo belegt. Es 
dauerte nicht lange und die Autos 
standen an den Tankstellen quer 
durch die Vereinigten Staaten 
Schlange. 


_ Die konstruierte 
Energiekrise 


Es war Anfang 1973, vor dem is- 
raelisch-arabischen Krieg, als 
sich die Dinge in Bewegung setz- 
ten. Im April hielt die National 
Defense Transportation Associa- 
- tion in Washington eine Sonder- 
sitzung ab. Alle Öl verbrauchen- 
den Interessengruppen wurden 
gebeten, einen Vertreter dort hin- 
zuschicken. Der Verfasser dieses 
Artikels nahm als Vertreter der 
Eisenbahnindustrie an dieser Sit- 
zung teil. Dort waren Vertreter 
von Luftfahrtlinien, Schiffahrtsli- 
nien, des Militärs, und von Re- 
gierungsstellen. Aus dem Stab 
des Weißen-Hauses der Nixon- 
Regierung sagte uns Charles Di 
Bona USN (derzeitiger General- 
direktor des American Petro- 
leum Institute), daß uns eine 
ernsthafte Olknappheit bevor- 
stünde, und daß der Olpreis sich 
noch vor Jahresende um das 
Zwei- oder Dreifache erhöhen 
werde. 


Um etwa die gleiche Zeit hatten 
die führenden Persönlichkeiten 
des Center for Strategic and In- 
ternational Studies (CSIS) an der 
Georgetown University bereits 
mit der Arbeit an einem höchst 
ehrgeizigen - und ungewöhnli- 
chen - vierjährigen Seminar, das 
sogenannte Federal Staff Energy 
Seminar, begonnen. Dies war 
eine faszinierende Propaganda- 
masche. 


CSIS hatte ein großes nationales 
Energieprogramm begonnen, 
um die Daten darüber, »wie un- 
sere fossilen Brennstoffe erzeugt 
werden, über die Funktion des 
nationalen Energiesystems und 
über neue Horizonte der Ener- 
gieforschung«, zu zentralisieren. 
Einladungen wurden an fast alle 
Dienststellen der Ministerien 
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und sonstiger Regierungsstellen, 
alle Vorsitzenden der Kongress- 
ausschüsse, Ausschußmitglieder 
und andere Personen versandt. 


Die Araber waren 


schuldlos an der Öl-Krise 


Diese große Gruppe wurde zu- 
sammengestellt, um die »Parteili- 
nie« für die bevorstehende 
»Energiekrise« zu vertreten. Der 
interessante Aspekt der ganzen 
Sache war, daß sie schon begon- 
nen hatte, bevor die »Krise« ein- 
traf. Der Verfasser nahm an all 
diesen Sitzungen teil, die sich 
über vier Jahre, bis 1978, er- 
streckten und ich bewunderte die 
Art, wie CSIS die Energiekrise 
voraussah. Während der Unter- 
suchungen auf Kongreßebene, 
die sich mit der Ursache des dra- 
matischen Anstiegs der Ölpreise 
befaßten, enthüllte ein Wort- 
wechsel zwischen Howard Page, 
der Exxon von 1950 bis 1970 im 
Nahen Osten vertrat, und ver- 
schiedenen US-Senatoren die 
wahre Natur des Krisenszena- 
rios. 


Page stellte fest, daß die Indu- 
strie Ol, die »zweite sehr reich- 
lich vorhandene Flüssigkeit auf 
Erden«, davor bewahren muß, so 
leicht erhältlich zu sein, daß sein 
Preis praktisch auf Null herab- 
sinkt. Die- Senatoren erfuhren, 
daß die Ölgesellschaften hart ge- 
arbeitet hatten, um das Embargo 
als ernsthafte Bedrohung für die 
Versorgung der Welt darzustel- 
len. Page wurde gefragt, ob der 
Ausstoß nicht von den leitenden 
Angestellten der Erzeugerfirmen 
bestimmt werde. Er antwortete: 
»Nein, mein Herr. Das taten die 
Leute im Außendienst. Als die 
Tanks voll wurden, sperrten sie 
den Zulauf ab.« 


Mit anderen Worten, die Araber 
haben das Öl nicht gesperrt. Als 
die Tanks voll waren hatten sie 
keine Möglichkeit es zu bewe- 
gen. Es waren nicht die Olbeam- 
ten, die die Nachfrage abschätz- 
ten und dann bewußt entschie- 
den diese mit Produktionsquoten 
zu decken. Die Produktions- 
menge wurde von »den Schiffen, 
die hereinkamen, um das Ol zu 
laden«, oder, in diesem Falle, die 
sich weigerten, das Ol zu laden, 
bestimmt. 


Der Verfasser stieß auf weitere 


Beweise für diese erstaunliche - 


Enthüllung, als er 1982 in Lon- 


don an der International Trans- 
port Conference teilnahm. Diese 
fand unter der Schirmherrschaft 
der bedeutendsten Transportor- 
ganisation der Welt, dem Charte- 
red Institute of Transport, statt. 


Ich nahm an einem Seminar über 


den »Transport des Erdöls« teil 
und war erstaunt darüber, daß 


nur sieben andere unter den Hun- - 


derten von Teilnehmern das glei- 
che Seminar ausgewählt hatten. 
Der Redner, Leiter einer der 
größten und mächtigsten Trans- 
portgesellschaften, die eine rie- 
sige Flotte von Supertankern be- 
herrscht, sagte rundheraus, daß 
die Araber niemals ein Embargo 
über das Öl verhängt hatten. 
Schon der Gedanke daran sei lä- 
cherlich, da dies ihre einzige Ein- 
kommensquelle ist. 


Das Spiel geht 


- immer weiter 


In jenen hektischen Jahren von 
1974 bis 1976 wurden die Tanker 
zurückgehalten bis das richtige 
Gebot - der richtige Preis — auf 
dem Tisch lag. Dann erst wurde 
das Ol abgeholt und weiterbeför- 
dert. Aber auch dann, so führte 
unser Redner aus, wurde der Be- 


-stimmungsort dieser .beladenen 


Tanker per Funk geändert, wenn 
Nachfrage und die Preise in die 
Höhe gingen. 


Aus diesen Tatsachen kann man 
sehr viel lernen. Es hatte Jahre 
gedauert, um dieses Niveau der 
Kontrolle zu entwickeln. Alles 
hatte seinen Anfang genommen, 
als der neue Staat Israel 1948 in 
Haifa die irakische Pipeline abge- 
sperrt hatte. Dies könnte sogar 
ein Faktor sein, der der unge- 
wöhnlichen zeitlichen Festlegung 
der Proklamierung des Staates Is- 
rael zugrundeliegt. Zwischen Is- 
rael und Syrien war es für diese 
beiden Länder möglich gewor- 
den, alle Pipelines von den Ölfel- 
dern des Nahen Ostens zum Mit- 
telmeer und somit nach Europa 
abzusperren. 


Das Spiel geht weiter. Heute 
steht vielmehr Ol zur Verfügung 
als 1973. Neue Quellen wurden 
entdeckt und die Vorkommen in 
vielen Ländern sind größer als je 
zuvor. In den letzten 15 Jahren 
sind mehr riesige Olquellen ent- 
deckt worden als bei allen frühe- 
ren Funden zusammengenom- 
men. Wenn das Ol frei fließen 
dürfte, wie das bei Nichtvorhan- 
densein einer Steuerung von au- 


ßen der Fall wäre, dann würde 
die weltweite Schwemme auf 
dem Markt den Ölpreis auf den 
Stand vor 1973 zurückdrücken. 


Die unsichere Situation 
verspricht Profite 


Aber das wird nicht geschehen. 
Es wurde ein Bündnis geschlos- 
sen, und das läuft unter dem Na- 
men Friedensabkommen ° von 
Camp David. Die USA gewähr- 
ten Agypten zwei Milliarden Dol- 
lar pro Jahr, um den Suez-Kanal 
in seiner derzeitigen geringen 
Größe zu belassen, damit die 
Durchfahrt von Supertankern 
nicht möglich ist. Sie bewilligten 
auch in wirksamer Weise Israel 
mehr als drei Milliarden Dollar 
pro Jahr, um den Nahen Osten in 
Aufruhr und die Pipelines in ih- 
rem Einflußbereich - und dazu 
gehört der Libanon - trocken zu 
halten. 


Syrien hält aus eigenen Gründen, 
die durch sein Territorium laufen- 
den Pipelines trocken. Da keine 
Möglichkeit besteht, Ol mit Pipe- 
lines nach Europa zu fördern, 
werden die Ölerzeuger des Na- 
hen Osten dazu gezwungen, Su- 
pertanker einzusetzen. Dadurch 
hat das Supertanker-Konsortium 
diese riesigen Öltransporte in der 
Gewalt, und kann den Weltpreis 
des Ols auf einem künstlich ho- 
hen Niveau halten. 


Ich habe in diesem Artikel keinen 
Versuch unternommen, die 
scheinbar endlosen politischen 
Probleme im Nahen Osten abzu- 
handeln, aber das, was ich gesagt 
habe, mag zu der Erklärung die- 
nen, woran es liegt, daß es seit 
der Gründung Israels von An- 
fang an andauernde und ernst- 
hafte Unruhen in der Region 
gibt. Dies ist ein Teil der Kosten, 
die wir alle berappen müssen, um 
den hohen Ölpreis aufrechtzuer- 
halten. 


Unsere Besorgnis um das 
Ölangebot und den Preis verhüllt 
den Nutzen, für die ganze Welt, 
eines friedlichen Nahen Ostens -, 
der friedlich wäre ohne die Mani. 
pulationen der Ölbarone und ih- 
rer willigen Verbündeten in ih- 
rem Bemühen, die Produktion 
und den Transport des Ols zu ih- 
rem höchstmöglichen Profit zu 
gestalten. Sie wollen aber die 
Dinge so haben, wie sie sind, und 
Israel gedeiht in der derzeitigen 
Umgebung. DO 
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New-Age 


Die geistige 
Revolution 


Erster Teil 


Werner Nicolai 


Diese Dokumentation dient der Information über eine geistige Seu- 
che, die sich inzwischen über die ganze Welt ausgebreitet hat und in 
subtiler Weise das Denken der Menschen verändert. Durch eine 
ständig wachsende Zusammenarbeit der »Vordenker« und »Missio- 
nare« der New-Age-Bewegung sollen »alte Strukturen« beseitigt und 
ein »Neues Zeitalter« eingeleitet werden. Ein »neu transformierter« 
Mensch schickt sich an, mit Hilfe diverser Psychotechniken, »be- 
wußtseinserweiternder« Drogen und mit dem Beistand »unsichtba- 
rer Führer« die Welt unter einem »Weltdirektor« zu vereinigen. Die- 
sem Ziel dienen zahlreiche Einrichtungen, Begegnungsgruppen, 
Kurse, Vorträge, Lehrgänge und Bücher. 


Unter der Bezeichnung »Esote- 
rik« - das heißt: geheim, nur für 
Eingeweihte zugänglich - findet 
man'in den Buchhandlungen be- 
reits mit etwa 10.000 Titeln - von 
»Alchemie«, »Astrologie« und 
»Autogenes Training« über 
»Kabbala«, »Okkultismus« und 
»Positives Denken« bis hin zu 
»Spiritismus«, »Wiedergeburt« 
(»Reinkarnation«) und »Zen- 
Buddhismus« - alles, was als 
eine Art Vorschule und Einstim- 
mung in das »Neue Denken« zu 
betrachten ist. Mittlerweile be- 
trägt der Umsatz dieser esoteri- 
schen Literatur bereits acht Pro- 
zent des Gesamtumsatzes der 
Verlage. 


Freier Markt der 
Ideologien 


Worum geht es in der New-Age- 
Bewegung? Die Antwort geben 
uns zwei Autoren, Elmar Gruber 
und Susan Fassberg« in. ihrem 
Buch »New-Age-Wörterbuch — 
300 Schlüsselbegriffe von A-Z«, 
Herderbücherei. Sie zählen zu 
den Führungskräften dieser Be- 
wegung: 


»Im New-Age geht esum ein kon- 
sequentes Umdenken und 
Neuordnen der bisher verfolgten 
Ziele und Werte, die alle Lebens- 
bereiche umfassen: Religion, 
Wissenschaft, Psychologie, Oko- 
logie, Technologie, Wirtschaft 
usw. Im Zuge dieser Strömung 
hat sich ein Wortschatz herausge- 


men Zeitaufwands in der Lage, 
sich einen umfassenden Über- 
blick über das komplexe, ver- 
ästelte und in allen (Regenbo- 
gen)-Farben schillernde New- 
Age-Phänomen zu verschaffen. 


Denn darin ist so ziemlich alles 
an lIdeenverschnitt enthalten, 
was derzeit -auf dem »freien 
Markt« der Weltanschauungen 
und Ideologie angeboten wird. 
Deshalb sollten wir unsere Auf- 
merksamkeit auf die drei wichtig- 
sten Fragen richten, deren Beant- 
wortung einen Überblick ermög- 
licht: 


Erstens, Änderungen des Den- 
kens und Handelns durch verän- 
derte Sprache? Zweitens, wo lie- 
gen die Wurzeln der New-Age- 
Bewegung? Drittens, handelt es 
sich um eine »Sanfte Verschwö- 
rung« (Titel eines Standardwer- 
kes von M. Ferguson) oder um 
ein satanisches Komplott? 


Das »Blut des grünen Löwen« ist nach alchemistischer Über- 


lieferung der »hermetische Mercurius«, den der Löwe zu- 
sammen mit der Sonne ausspeit. 


bildet, der aus einem eigentli- 
chen Jargon, aus Wortneuschöp- 
fungen und vorhandenen Begrif- 
fen besteht, die zum Teil eine ver- 
änderte Bedeutung erlangen.« 

Kaum jemand ist wegen des enor- 


Die veränderte 
»neue« Sprache 


Das in der Einleitung verwen- 
dete Zitat ist dem »New-Age- 


Wörterbuch« entnommen, wel- 
ches rund 300 Schlüsselbegriffe 
erläutert. Für den, der sich etwas 
eingehender mit der New-Age- 
Bewegung befassen will, ist esun- 
entbehrlich. Einige von diesen 
Schlüsselbegriffen — nachfolgend 
zitiert — sollen lediglich einen 
Eindruck vermitteln von dieser 
neuen »Fremdsprache«: 


Bewußtseinsevolution, Bioener- 
getik, Encounterprogramm, 
Morphogenetisches Feld, Para- 
digma, Selbstorganisationsdyna- 
mik, Synergie, Thanatologie, 
Transpersonale Psychologie, Wis- 
senskunst. 


Diese wenigen Beispiele mögen 
genügen. Wir werden uns mit den 
für ein Verständnis wichtigen 
New-Age-Codewörtern 
sen. 


Daß die Voraussetzung für die 
Veränderung des Denkens die 
Sinnveränderung der Worte ist, 
hat man schon früher gewußt. Ni- 
colas de Bonneville, einer der Ur- 
heber der Französischen Revolu- 
tion und bedeutender Freimau- 
rer, erklärte: »Um die Revolu- 
tion zu machen, muß man damit 
beginnen, den Sinn des Wortes zu 
verändern.« 


Doch brauchen wir nicht soweit 
in die Vergangenheit zurückzuge- 
hen. Ein im Hinblick auf seine 
Auswirkungen besonders über- 
zeugendes Beispiel der Gegen- 
wart ist zweifelsohne das so- 
genannte zweite Vatikanische 
Konzil. Es schuf und verwendete 
in der Tat eine neue Sprache, die 
der Sprache der Kirche bis etwa 
1960 nicht mehr glich. Damit 
wurde ein neues Denken vorbe- 
reitet, ein neuer, anderer Glaube 
vermittelt. 


Die alt-hergebrachte Liturgie 
wurde durch den sogenannten 
Novus Ordo Missae ersetzt, Ka- 
techismen, Religions- und Ge- 
sangbücher von Grund auf umge- 
arbeitet und - um Rückfälle in 
den traditionellen Glauben 
zweckmäßig auszuschalten - alle 
alten Bücher, Schriften und Do- 
kumente katholischen Inhaltes 
aus den »renovierten« Kirchen- 
räumen verbannt, verhökert 
oder vernichtet. Inzwischen ha- 
ben viele der jüngeren Menschen 
infolge der »konziliaren« und 
»nachkonziliaren« »Säuberungs- 
welle« und Umerziehung kaum 
noch einen Zugang zum Glauben 
ihrer Vorfahren. 
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Daß hier teilweise bereits enge 
Verbindungen zur New-Age-Be- 
wegung bestehen, mögen diese 
Beispiele aus dem Buch von Con- 
stance Cumbey »Die sanfte Ver- 
führung — Hintergründe und Ge- 
fahren der New-Age-Bewe- 
gung«, Asslar, erhärten: 


Die Wölfe in 
Schafskleidern 


»Bei der Lektüre von Hesburgh, 
Matthew Fox, Fontinelli und ei- 
ner Vielzahl anderer römisch- 
katholischer »entwickelter« oder 
»transformierter« Theologen ge- 
langt man sehr bald zu der Über- 
zeugung, daß Papst Pius X. nicht 
bloß ein Würdenträger, sondern 
ein Prophet war. Die kenntnisrei- 
chen, fundierten Warnungen die- 
ses Papstes in der Enzyklika »Pas- 
cendi dominici gregise (Über 
den Modernismus«) fanden kein 
Gehör, und die Wölfe in Schafs- 
kleidern konnten ungehindert in 
die katholische Hierarchie ein- 
dringen. Mit ähnlichen Metho- 
den hat eine Fülle von Mitstrei- 
tern der New-Age-Bewegung 
selbst in gläubigen Kreisen Zu- 
gang zu protestantischen Predi- 
gerseminaren und Kanzeln ge- 
funden.« 

Als ein weiteres Beispiel füge ich 
folgende Zitate bei, die für sich 
selbst sprechen. Unter dem 
Motto »New-Age-Gedankengut 
in der Kirche« wurde das Pro- 
gramm der Begegnungsstätte 
»Lucelle« in Basel - ein angeb- 
lich katholisch orientiertes Insti- 
tut -in der Vorschau Juli-Dezem- 
ber 1986 wie folgt angekündigt: 


»Unser 
Konzept« 


Lucelle, Lucis cella, Zelle des 
Lichts, 1124 als Zisterzienserklo- 
ster von Bernhard von Clairvaux 
gegründet, im Verlauf der Fran- 
zösischen Revolution und der 
nachfolgenden Säkularisierung 
aufgehoben und als Steinbruch 
abgetragen, soll zu neuem Leben 
erwachen. Lucelle soll zu einer 
Begegnungsstätte werden für 
Menschen, die auf der Suche 
sind. 
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Der Stein der Weisen entsteht durch ein Vereinigung von Sol 


und Luna im Zeichen des Löwen. 


Auf der Suche nach sich selbst 
und ihrem tieferen Wesenskern, 
auf der Suche nach Sinn für ihr 
Leben; auf der Suche nach Mög- 
lichkeiten, wie sie ihre Vergan- 
genheit fruchtbar machen und 
sich mit ihr aussöhnen können; 
auf der Suche nach einem Weg, 
wie sie ihr Leiden an Unvollkom- 
menheit und Grenzen zu einer 
Kraftquelle umgestalten können. 


Lucelle soll zu einem Ort wer- 
den, an dem ein neues Bewußt- 
sein entstehen und ausstrahlen 
kann: Das Bewußtsein, daß die 
ganze Welt ein vernetztes System 
und gleichsam ein Organismus 
ist, der leidet, solange seine Glie- 
der leiden; das Bewußtsein, daß 
nur derjenige, der selber heil und 
ganz zu werden bereit ist, einen 
wirklichen Beitrag zum Heilwer- 
den der Welt leistet; das Bewußt- 
sein, daß wir an jenem Wende- 
punkt angelangt sind, an dem alle 
Menschen guten Willens zusam- 
menarbeiten müssen, damit wir 
die tiefgreifende ökologische 
Krise und die Bedrohung des 
Weltfriedens überwinden kön- 
nen. 
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Lucelle soll zu einem Ort wer- 
den, dessen Ziel die ganzheitli- 
che Heilung, die Einheit von Heil 
und Heilung ist. 


Erziehung zur 
neuen Zeit 


Diesem Ziel soll die Integration 
verschiedener Methoden und 
Wege dienen: Spirituelle Ange- 
bote, die zur Erfahrung der gött- 
lichen Wirklichkeit in uns führen 
und deren heilende Potentiale 
wir wecken sollen; religiös-kon- 
templative Methoden, die zur 
persönlichen Gottes- und Chri- 
stusbegegnung hinführen sollen; 
selbsterfahrungsbetonte Ange- 
bote, die zur bewußten Gestal- 
tung von Beziehungen und zu 
größerer menschlicher Nähe be- 
fähigen sollen. 


“ Trägerschaft: Die Arbeit in Lu- 


celle wird konzipiert, getragen 
und verantwortet vom St.-Katha- 
rina-Werk, Basel. Das St.-Katha- 
rina-Werk ist ein katholisches 
Säkularinstitut _(Weltgemein- 
schaft). 
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Aus dem Kursangebot: Erzie- 


hung zur »Neuen Zeit« Die 


Menschheit befindet sich an ei- 
nem Wendepunkt. Ein durchgrei- 
fender Wandlungsprozeß muß 
stattfinden, wenn wir die drän- 
genden Probleme meistern wol- 
len. Wir fragen nach Orientie- 
rungsmöglichkeiten und Haltun- 
gen, die uns in unserem erzieheri- 
schen Alltag eine Hilfe sein kön- 
nen. 


New Age und Christentum: Was 
heißt »New Age«? Wie können 
wir dieses Phänomen aus christli- 
cher Sicht deuten? Welche Aufga- 
ben haben die Christen in dieser 
Zeit? - Leitung: Dr. David 
Steindl-Rast, Benediktiner- 
mönch, Mount Saviour, USA, 
bekannt durch sein Engagement 
in der New-Age-Bewegung und 
seinen Einsatz für den Frieden. 


Tagung zur zentralen Stellung 
Christi im Kosmos: Die Welt er- 
scheint im neuen wissenschaftli- 
chen Weltbild unserer Tage im- 
mer mehr als Organismus. Auf- 
gabe der Kirche wäre es, diesen 
als den wachsenden mystischen 
Leib Christi zu verkünden. Kos- 
mos und Menschheit als Organis- 
mus-Herz Jesu, Christus, Mitte 
des Kosmos, Selbstentfaltung als 
Dienst an der Menschheit, 
Dienst an der Menschheit als 
Selbstentfaltung. 


Hingabe und Loslassen und Ver- 
trauen ist nötig, um offen und 
empfänglich für Leben zu sein. 
Selbstwahrnehmungs- und Bewe- 
gungsübungen sollen uns dabei 
helfen, unser Herz zu öffnen und 
die Kraft fließen zu lassen. Thera- 
peutische Selbsterfahrung. Be- 
ginn mit Fasten-Schweigetage.« 


Umpbrüche und 
Wandlungen 


Ein drittes Beispiel-aus dem Jahr 
1971 läßt erkennen, wie die »Kir- 
chen Erneuerer« vorgehen, um 
durch Schulungskurse die Errun- 
genschaften des Vatikanums II 
unter das Volk zu bringen. Hier- 
bei steht nicht so sehr die verän- 
derte Sprache im Vordergrund, 
als vielmehr die raffinierte Me- 
thode der Programmgestaltung. 
Die Themen sind so gewählt, daß 
sie Glaubenslehren berühren, 
die, obwohl dogmatisch fixiert, 
dennoch als nicht festgelegt dis- 
kutiert und »hinterfragt« wer- 
den. 

Wird auf diese Weise die persönli- 
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che Meinung über den Glauben 
gestellt, kann auf seinen Trüm- 
mern die »Neue Welteinheitsreli- 
gion« errichtet werden. Das erste 
Thema zum Beispiel lautet: 
»Umbrüche und Wandlungen in 


: der Moraltheologie seit dem 


Zweiten Vatikanum«. 


Aus dem Vortrag des Referenten 
(Professor für Theologie) greife 
ich folgende Stichworte heraus: 
Umbrüche und neue Fragen in 
der speziellen Moraltheologie; 
Ringen um einen mehr der 
Schrift angepaßten Glaubensbe- 
griff; Neue Bewertung der ande- 
ren Konfessionen und auch der 
Atheisten durch das Konzil; Ver- 
zicht "auf jeden Glaubenszwang 
und jede unfaire Manipulation; 
Neue Gruppierungen der 
Menschheit durch alle bisherigen 
Gruppen hindurch; Menschen 
bona et mala fide aus allen La- 
gern; Probleme der Evolution 
und der Revolution; Christliches 
Gewissen und Krieg, Todes- 
strafe, Rassendiskriminierung; 
Punktuelle Wortwahrheit und 
christliche Lebensechtheit; Rin- 
gen um Neuansätze in der Sexua- 
lität; Neue Sicht von Gesetz und 
Rat. 


»Die Moraltheologie gleicht ei- 
nem Bauplatz. Das Umbauver- 
langen wird durch den lange ge- 


 stauten Nachholbedarf verstärkt. 


Der Hl. Geist hat den Bauplan. 
Wir müssen uns in seinem Lichte 
vorantasten.« 


Es fällt auf, daß der Terminus 
»neu« hier fünfmal verwendet 
wird. Einen Satz aus der Zusam- 
menfassung eines Votrages eines 
Fuldaer Professors will ich noch 
anfügen, denn er macht deutlich, 
daß es zunächst darum geht, 
»alte Strukturen« aufzubrechen 
und zu verändern, um dann et- 
was Neues an deren Stelle zu set- 
zen: 


»Der Wille Gottes leuchtet nicht 
immer aus kirchlichen Weisungen 
auf. Auch die kirchliche Autori- 
tät hat sich im Bereich der au- 
thentischen Lehrverkündung 
und bei pastoralen Weisungen als 
unzulänglich, starr, rückständig, 
gelegentlich ja sogar als irrig er- 
wiesen.« 


Damit waren zugleich die Wei- 
chen gestellt für eine (pseudo)re- 
ligiöse Unterweisung der Ju- 
gend, die mehr und mehr unver- 
bindlich wurde und deren verwäs- 


“serte Inhalte diskutiert werden 


konnten. Mit dem Sprengstoff 
»Zweifel« gelang es nach und 
nach, einen weltweiten Prozeß 
der Entmissionierung in Gang zu 
setzen, dessen Ende nicht abzu- 
sehen ist. Erinnern wir.uns, daß 
die alte Schlange im Paradies 
ebenso vorging: 


»Durchaus werdet ihr nicht ster- 
ben; so wahr Gott lebt, an wel- 
chem Tage ihr von der Frucht es- 
set (und eure sittliche Unabhän- 
gigkeit beweist), werden euch die 
Augen aufgehen (im Lichte der 
menschlichen Intelligenz), ihr 
werdet sein wie Gott (durch den 
menschlichen Fortschritt), indem 
ihr Gutes und Böses erkennt 
(und selbstherrlich darüber ent- 
scheidet).« 


Wandel auf allen 
Ebenen 


Zum schrittweisen Verständnis 
der dahinter stehenden Ideologie 
wenden wir uns nun der Analyse 


' einiger Schlüsselwörter der New- 


Age-Terminologie zu. Das viel- 


. leicht wichtigste heißt 


Transformation: Es bezeichnet 
den »Wandel auf allen Ebenen 
durch die anbrechende neue 
Zeit«. Die beabsichtigte Um- 
wandlung bezieht sich auf den 
Menschen und seine hergebrach- 
ten Denkgewohnheiten und ent- 
sprechenden Institutionen. Mit 
der Beobachtung des eigenen Be- 
wußtseins »beginnt eine psychi- 
sche Neustrukturierung, die 
nicht allein auf der Ebene des Be- 
wußtseins beschränkt zu bleiben 
braucht, sondern unser Gehirn 
und unseren Körper mit einbezie- 
hen kann«. 


Marilyn Ferguson, eine der Pro- 
tagonistinnen der New-Age-Be- 
wegung, unterscheidet vier 
Hauptstufen: 


Erstens: »Einstieg als Auslöser, 
der alte Konzepte und liebge- 
wonnene Vorstellungen ins Wan- 
ken bringt«. Auf der zweiten 
Stufe helfen »Lehrer« weiter, 
durch Psychotechniken und das 


Stadium spiritueller Traditionen. . 


Drittens: Darauf folgt die Inte- 
gration, in der man beginnt, sich 
nunmehr einem »inneren Füh- 


rer« zuzuwenden und ihm zu ge-" 


horchen. Die letzte Phase ist die 
der »Verschwörung«, wobei mit 
dem »Paradigmenwechsel« ein 
neues »Bewußtsein« anhebt, das 


‘in Aktion treten will, um auch an- 


deren Menschen »zum Wohle der 
Gemeinschaft« Transformation 
zu offerieren. Transformierte 
Menschen mit einem »neuen Be- 
wußtsein« sind dann die Missio- 
nare der New-AgeBewegung. 


Workshop: Hier kommen Perso- 
nen zusammen, die in »Selbster- 
fahrungsgruppen« die angebote- 
nen Theorien ver- und erarbei- 
ten. Dabei spielen Körperarbeit, 
Psychotechniken und spirituelle 
»Techniken« eine besondere 
Rolle. Es herrscht ein großes An- 
gebot entsprechend der Nach- 
frage, und die Preise sind oft 
enorm, so daß New-Age-Spitzen- 
kräfte zu Millionären werden. 
Von ihnen ist selbst ein Interview 
nur zu einem horrenden Preis zu 
haben. Besonders gefragt sind 
Wochenendseminare über den 
New-Age-Spiritismus, »Spirit- 
Channeling« genannt, die für 275 
Dollar bei Jach Pursel zu haben 
sind. Ihm bringen diese Sitzun- 
gen mit 600 bis 800 Teilnehmer 
»dank seiner transzendenten Un- 
terhaltungskünste im Schnitt 
190.000 Dollar«. j 


Paradigma: (Griechisch: Vor- 
bild) Dieser zunächst in der Wis- 
senschaft verwendete Begriff be- 
schreibt »eine Konstellation von 
Überzeugungen, Wertvorstellun- 
gen und Techniken eines be- 
stimmten _Wissenschaftsberei- 
ches«. Es ist ein Erklärungs- be- 
ziehungsweise Denkrahmen des 
naturwissenschaftlichen Weltbil- 
des, das für überholt angesehen 
wird. Im Wissenschaftsbereich 
sind damit auch spezielle For- 
schungsprogramme gemeint, de- 
nen paradigmatische Hypothe- 
sen zugrundeliegen. Indem das 
Paradigma auch auf das Gebiet 
der Philosophie und des Glau- 
bens angewandt wird, erhält man 
ein geeignetes ‘Instrument für 
eine dem New-Age gemäßen und 
für notwendig erklärten »Para- 
digmenwechsel«. Die bisherige 
»Konstellation von Überzeugun- 
gen und Wertvorstellungen« ist 
danach unbrauchbar geworden 
und im Sinne einer »Welteinheits- 
religion« abgelöst. 


Die Wurzeln von 
New-Age 


Prozeßtheorie: Diese Theorie 
von Arthur Young enthält ein sol- 
ches Paradigma. Sie »überbrückt 
die Kluft zwischen Wissenschaft, 
Mythologie und Philosophia pe- 


rennis und berücksichtigt die 
transpersonalen Phänomene und 
Erscheinungen, die von der ge- 
genwärtig akzeptierten Wissen- 
schaft nicht erklärt werden kön- 


.nen«. 


Transpersonale Psychologie: Sie 
stellt die Persönlichkeitsentfal- 
tung und Selbstverwirklichung in 
den Mittelpunkt. Transzenden- ° 
tale Bedürfnisse und Spiritualität 


sind Bestandteile der Selbstent- 


faltung des Menschen, der da- 
nach seinen Weg wählt oder än- 
dert. Dazu gehören Grenzerfah- 
rungen, mystische Erlebnisse 
und dergleichen. 


Omega: Diese Begriff ist von be- 
sonderer Bedeutung. Er ist bei 
»Teilhard de Chardin der göftli- 
che Brennpunkt an der Spitze des - 
Universums, auf den alle Evolu- 


tion hinzielt und der zugleich im  . 


Innern eines jeden Elementes 
des Universums als radikale 
Energie wirksam ist«. Für ihn.ist 
das All ein raumzeitliches Sy- 
stem, »dessen Innenseite orga- _ 
nisch-psychischer Natur ist«. Die _ 
Grundlage der Evolution ist der 
»Prozeß der Verinnerlichung des 
vom Geist Gottes beseelten Welt- 
stoffes«, der im Punkt »Omega« 
seine höchste Vereinigung durch 
Liebe erreicht. Hier nun »be- 
ginnt die Geburt des planetari- 
schen Geistes, der sich seiner 
Göttlichkeit bewußt ist«. 


Christus nennt sich zwar in der 
Offenbarung das »A und das O«. 
Im Griechischen: »Ich bin das Al- 
pha und das Omega«. »Omega« 
ist darin der letzte Buchstabe. 
Was gemeint ist, lesen wir in der 
Offenbarung: »Ich bin der Erste 
und der Letzte.« Teilhard de 
Chardin mißbraucht den Begriff 
des biblischen »Omega« bezie- 
hungsweise deutet ihn um, indem 
er den Terminus »Omega« mit ei- 
nem neuen Bedeutungsinhalt 
versehen zum Träger »neuer« 
Ideen, ja sogar zum Vehikel eines 
»neuen« Glaubens macht. 


Bevor wir auf den semantischen . 
Betrug von New-Age eingehen, 
sehen wir uns zunächst den Pro- 
totyp einer jeden Lüge, Täu- 
schung, Irreführung und Heuche- 
lei genauer an und exemplifieren 
ihn am Beispiel der Versuchung 
im Paradies: »Die Schlange war 
listiger als alle Tiere des Feldes, 
die Gott der Herr gemacht hatte. 
Sie sagte zur Frau: »Hat Gott 
wirklich gesagt: Ihr dürft von kei- 
nem Baum des Gartens essen” 
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Die Frau antwortete der 
Schlange: »Von den Früchten der 
Bäume des Gartens dürfen wir 
essen. Nur bezüglich des Bau- 
mes, der in der Mitte des Gartens 
steht, hat Gott befohlen: Davon 
dürft ihr nicht essen, ja sie nicht 
einmal anrühren, sonst müßt ihr 
sterben.« Die Schlange erwiderte 
der Frau: »Keineswegs werdet ihr 
sterben, vielmehr weiß Gott, daß 
euch die Augen aufgehen wer- 
. den, sobald ihr davon eßt, und 
daß ihr wie Gott werdet, indem 
ihr erkennt, was gut und böse 
ist.«« 


Das Verlangen nach 
der verbotenen Frucht 


Da stellt der Versucher anfangs 
die harmlos anmutende Frage: 
»Hat Gott wirklich gesagt?« Der 
Versucher heuchelt Erstaunen, 
um die Frau neugierig und zu- 
gleich stutzig zu machen. Er stellt 
sich unwissend oder unzurei- 
chend informiert. Die in der Frag 
enthaltene Lüge (»von keinem 
Baum«) fordert die Frau zur 
Richtigstellung heraus. Die Dis- 
kussion kann beginnen: »Keines- 
wegs werdet ihr sterben.« 


Der Versucher stellt die Strafan- 
. drohung Gottes als wohl nicht 
ernst gemeint hin. Den Tod als 
Folge der Gebotsübertretung 
leugnet er. Er gibt vor, Mitwisser, 
ja Vertrauter Gottes zu sein. In 
der Frau versucht er das Ver- 
trauen auf Gott und sein Wort zu 
untergraben und zu erschüttern. 


»Daß auch die Augen aufgehen 
werden ...«, der Teufel — Versu- 
- cher, der sich hinter der Schlange 
verbirt - verheißt wachsende Er- 
kenntnis. Er stellt gleichsam die 
.. Weichen für die nun folgende 
Überrumpelung: »Sobald ihr da- 
von eßt, werdet ihr sein wie 
Gott...« 
Der Versucher stellt als das höch- 
ste Ziel die aus eigener »freier« 
Entscheidung und mit eigener- 
‚Kraft zu erringende Gottgleich- 
heit vor Augen, vorausgesetzt, 
. der Mensch wirft die ihm ange- 
‘ legten Fesseln göttlicher Gebote 
ab. »Indem ihr erkennt, was gut 
-und böse ist...« 
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se Evi oc Ä 
. Baphomet. Pantheistisches und magisches Bild des Absoluten. 
Auf der Stirn und unter der Fackel das Zeichen des Makrokos- 
mos oder das Pentagramm mit Spitze nach oben als Symbol der 
menschlichen Intelligenz. 


Offensichtlich will er Eva glau- 
ben machen, daß das Böse die Er- 
gänzung des Guten sei. Mit der 
Erkenntnis von gut und böse wird 
von ihr das vorher Gesagte asso- 
ziiert, daß nämlich der Mensch 
darüber stehe, sie beurteilen und 
beherrschen kann. 


Zusammenfassend kann man in 
der Versuchung ein Grundmuster 
herauslesen. Es war die Absicht 
des Diabolos, im Menschen das 
Verlangen nach der verbotenen 
Frucht zu wecken, nach Macht 
(Reichtum) und höherer Er- 
kenntnis, das Streben nach 
Selbstbestimmung und -verwirk- 
lichung anzustacheln, um ihn zu 
verleiten, aus eigener Kraft das 
Leben mit alls einen Möglichkei- 
ten selbst zu gestalten und aus- 
zukosten. 


Schließlich wollte der Teufel die 
Menschen von sich abhängig. - 
anstatt von Gott - machen und 
unterjochen, um durch sie seine 


widergöttliche Herrschaft auf Er- 
den aufzurichten. Darum hat der 
Sohn Gottes die dreifache Versu- 
chung zugelassen, um des Teufels 
Macht zu brechen. Das Evange- 
lium berichtet, daß Jesus ver- 
sucht wurde, seine Kraft, Wun- 
der zu wirken, zur eigenen Sätti- 
gung zu mißbrauchen und Steine 
in Brot zu verwandeln, sich von 
der Zinne des Tempels herabzu- 
stürzen, um seine außergewöhn- 
lichen Fähigkeiten unter Beweis 
zu stellen. Zuletzt bot der Teufel 
die Herrschaft über die Welt an, 
sofern sich Jesus durch einen 
Kniefall unterwerfen und ihn an- 
beten werde. 


Die Irrlehre der 
Gnostiker 


Im weiteren Verlauf unserer Un- 
tersuchung werden wir immer 
wieder auf das Grundmuster 
teuflischer Verführung stoßen, 
wie sie in der Heiligen Schrift be- 


zeugt wird; denn die Erstversu- - 
chung im Paradies und die Versu- 
chung Jesu in der Wüste haben 
sich in.der Heilsgeschichte in tau- 
sendfachen Abwandlungen und 
Varianten immer wiederholt. Die 
Stammeltern unterlagen der 
Heimtücke des Versuchers inmit- 
ten des Paradieses: Jesus wider- 
stand nach vierzigtägigem Fasten 
in der. Einöde. Auch dies müssen 
wir bedenken, um zu erfassen, 
welche Mühe und Anstrengun- 
gen es unseren Herrn und Hei- 
land schon zu Beginn seines Erlö- 
sungswerkes gekostet hat, uns 
aus der satanischen Knechtschaft 
zu befreien. Wer also Jesus nach- 
folgt, ihn anbetet und ihm dient, 
wird mit seiner Hilfe alle feurigen 
Pfeile des Bösen auslöschen kön- 
nen. 


Die Irrlehre der Gnostiker, Gno- 
sis genannt, enthält jüdische, 
christliche, persische, babyloni- 
sche, ägyptische und griechische 
Elemente. Sie ist dualistisch, weil 


in ihr ein Lichtgott einem bösen 


Gott gegenübersteht. Die Welt. 
der reinen Geister und Lichtwe- 
sen entstammen dem Lichtgott 
durch Emanation (Ausstrahlung, 
Ausströmung). Das böse Urprin- 
zip, auch Demiurg (Weltbildner) 
bezeichnet (bei den Persern »Ah- 
riman« genannt), erschuf die Ma- 
terie. Die Lichtwesen, die sich 
von ihrem Ursprung entfernten, 
verbanden sich mit der »bösen« 
Materie und wurden Menschen 
mit Leib und Seele. Folgerichtig 
besteht die Erlösung darin, daß 
sich die Lichtwesen von der Ma- 
terie, dem Körper, wieder tren- 
nen müssen. Diese Aufgabe voll- 
bringen sie selbst durch Askese, 
Weihen, Reinigungsriten und 
Zauberformeln. Erforderlich ist 
die Kenntnis der Weltzusammen- 
hänge. 


Zu den hier skizzierten Grundzü- 
gen gnostischer Irrtümer, hinter 
denen sich Luzifer verbirgt, ein- 
mal als Lichtgott, ein anderes 
mal als Demiurg, um mit weißer 
oder schwarzer Magie und ande- 
ren Tricks Beute zu machen, füg- 
ten andere Irrlehrer weitere Ele- 
mente hinzu. 


Wie unübersichtlich die Gnosis 
schließlich wurde, macht Hans 
Baum deutlich: »Von vornherein 
muß leider der weithin verbrei- 
tete Irrtum ausgeräumt werden, 
daß die Gnosis ein in sich ge- 
schlossenes Ganzes sei ... Davon 
kann keine Rede sein. Im Hause 
Satans gibt es keine Universalität 


mit gemeinsamen Nenner. Die 
Gnosis ist ein mit Widersprüchen 
und einer Vielzahl von kaum 
koordinierbaren Einzelnennern 
ausgestatteter monströser Plura- 
lismus.« 


Der Gnosis sind zuzurechnen die 
Manichäer (3. Jahrhundert), die 
Paulicianer (7. Jahrhundert), die 
Bogumilen und die Albingenser 
beziehungsweise Katharer (12. 
Jahrhundert). 


Geschickt verpackten sie ihre fal- 
sche Lehre in ein Märchen, in die 
Erzählung vom Gral. Sie wurde 
in unzähligen Abwandlungen ver- 
breitet und bot auf diese Weise 
: die Möglichkeit, ganz bestimmte 
Inhalte gezielt weiterzugeben. 
Der Name des Wolfram von 
Eschenbach ist mit der Gralsdich- 
tung verknüpft, und bis heute hat 
kaum jemand bemerkt, welches 
Kuckucksei er und einige andere 
Dichter des Mittelalters der Chri- 
stenheit ins Nest praktiziert ha- 
ben. 


Die Botschaft der 
Samaragdenen Tafel 


Die Symbolik des »Himmelsstei- 
nes« spielt eine bedeutende 
Rolle. Zunächst ist da der ge- 
heimnisvolle Stein, aus dem der 
Gral »entsprungen« ist, der zu- 
vor das »Diadem Luzifers 
schmückte und den seine Scha- 
ren zurückzugewinnen trachte- 
ten, der schon im Urzustand, im 
irdischen Paradies, im Besitze 
Adams war, aber auch ihm verlu- 
stig ging«. Die Symbolik der 
»Himmelssteine« reicht vom iri- 
schen Königsstein über den römi- 
schen »Lapis niger« bis hin zum 
schwarzen Stein der Kaaba, dem 
religiösen Zentrum des Islam. 


Der Gral selbst erscheint als ein 
unstofflicher Gegenstand mit ge- 
heimnisvollen Kräften, als »Him- 
melsstein« beziehungsweise 
»Stein des Lichtes«, als mit Gold 
oder Edelsteinen verzierte 
Schale oder Becken. Für manche 
ist es der Abendmahlkelch Chri- 
sti oder die heilige Lanze. Doch 
J. Evola, ein profunder Kenner 
des Gralsmysteriums meint: 


»Daß dieser Bedeutungsgehalt 
von Traditionen jenseits des Chri- 
stentums herrührt und äußerlich 
sich mit einer Stimmung verbin- 
det, die man schwerlich auf die 
christliche Frömmigkeit zurück- 
führen könnte - dies zeigt sich 


eindeutig aus der Gesamtheit der 
Gralslegenden.« 


Einer weniger bekannten Über- 
lieferung zufolge wir der Gral mit 
der Katharerfestung in den Pyre- 
näen, dem Montsegur, in Verbin- 
dung gebracht. Um den Gral wie- 
derzugewinnen, hätten die Heer- 
scharen Luzifers die Festung be- 
lagert, um den smaragdenen 
Stein, der bei dessen Aufstand 


-zur Erde gefallen war, ihrem Für- 


sten zurückzugeben. 


An dieser Stelle ist es wohl ange- 
bracht, auf einen New-Age-Be- 
griff hinzuweisen, der zur Gnosis 
und zum Gralsmysterium eine 
Brücke zu bilden scheint. Es han- 
delt sich um den Begriff der Sma- 
ragdenen Tafel. Es handelt sich 
dabei um eine Tafel, »auf der Her- 
mes Trismegistos die Grundge- 
setze des Kosmos eingraviert ha- 
ben soll. Die Botschaft der Sma- 
ragdenen Tafel gilt als Grundtext 
der gesamten abendländischen 
Esoterik«. 

Hermes Trismegistos, der »drei- 
mal Größte«, zeigt seinen Pferde- 
fuß, natürlich unbeabsichtigt. 
Wieder einmal äfft er den Welten- 
schöpfer nach, der auf dem Sinai 


die beiden steinernen Tafeln mit 
den zehn Geboten Moses über- 
gab. Mit Geboten hat Luzifer 
nichts im Sinn, aber da er sich 
den Anschein gibt, als habe er die 
Welt zumindest miterschaffen, 
graviert er die »Grundgesetze des 
Kosmos« ein, die da lauten: 1. 
Wie oben so unten. 2. Alles in der 
Welt ist polar. 3. Zwischen den 
Polen herrscht ein Kraftfluß, der 
ein Neues, ein Drittes entstehen 
läßt. 4. Alles im Kosmos läuft 
zyklisch, rhythmisch ab und un- 
tersteht dem Gesetz der Balance 
und Ausgewogenheit. 


Der Orden der 
Tempelritter 


Nach Wolfram von Eschenbach 
werden vom Gral alle Tempelrit- 
ter gespeist: »Sie leben von ei- 
nem Steine. Wenn er zum Tisch 
gebracht wird oder magisch auf 
ihm erscheint, erhält jeder Ritter 
gerade das, was .er am meisten 
ersehnt. Die an den Gral gebun- 
dene Gabe des Lebens erweist 
sich auch in der Heilung tödlicher 
Verwundungen: der Gral kann 
das Leben erneuern und in über- 
natürlicher Weise verlängern.« 


Adam Welshaupt, ehemaliger Jesuit, Erindatsa am 1. Mai 1776 


die Geheimgesellschaft der Illuminaten. 


Auch die mittelalterlichen Trou- 
badoure waren Übermittler von 
kirchenfeindlichen Ideen durch 
ihre Lieder. Ihre Tradition setzte 
sich im 14. Jahrhundert als bür- 
gerlicher Meistergesang fort. 


Über den Orden der Tempelrit- 
ter, der seine Initiations-Rituale 
ebenfalls dem Gralsmysterium 


. entlehnte, die - wie es scheint - 


den Einflüssen einer arabisch-is- 
lamischen Umgebung unterla- 
gen, wäre gleichfalls zu berich- 
ten. Doch mag es genügen, wenn 
wir lesen, was das »New-Age- 
Wörterbuch« über diesen Orden 
aussagt: 


»Templer - Orden der »Armen 
Ritterschaft Christi vom Salomo- 
nischen Tempel«. 1118 von Hugo 
von Payen gegründet. Die T. be- 
schützen die Pilger auf ihren Rei- 
sen ins Heilige Land ... Bei der 
Rückkehr nach Frankreich ent- 
wickelte sich der Orden zu einer 
wichtigen sozialen und politi- 
schen Macht und gründete sich 
auf esoterisches Wissen, das die 
ersten T. entweder von islami- 
schen Eingeweihten (der Islam 
der Frühzeit war gnostischem 
und esoterischem Geistesleben 
viel aufgeschlossener als die 
christliche Kirche) vermittelt be- 
kamen, oder, einer spekulative- 
ren These folgend, daß sie auf- 
grund archäologischer Funde im 
salomonischen Tempel selbst zu 
Geheimnissen des alten Tempels 
kamen. Fortan waren sie als die 
»Templer«, die Hüter und Bewah- 
rer dieser esoterischen Geheim- 
nisse bekannt. Nachdem die 
Macht und der Einfluß derTT. sich 
zu stark ausgeweitet hatte, wurde 
der Orden vom französischen Kö- 
nig und dem Papst nach allen Re- 
geln eines Staatsstreiches zer- 
schlagen, die Tempelritter ver- 
haftet und ihr Besitz beschlag- 
nahmt. Heute leiten sich einige 
Richtungen der Freimaurerei 
von einem englischen bezie- 
hungsweise schottischen Zweig 
der T. ab, nachdem es einigen 
Templern gelungen sein soll, vor 
dem Streich nach England zu flie- 
hen und die Arbeit des Ordens im 
Geheimen fortzusetzen.« 


Von der Hermetik, benannt nach 
dem bereits erwähnten Hermes 
Trismegistos, führt der Irrweg zu 
den Rosenkreuzern. Auch sie 
sind im New-Age-Wörterbuch 
vertreten. Deshalb können wir 
sie nicht übergehen. nach ]. 
Evola (»Das Mysterium des 
Grals«) bezeichnen sich die Ro- 
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senkreuzer als eine »Bruder- 
schaft von Wesen, die in den Städ- 
ten der Menschen sichtbar und 
unsichtbar weilen«, denn »Gott 
hat sie mit einer Wolke bedeckt, 
um sie vor der Niederträchtigkeit 
der Menschen zu schützen«. 


Mitglied kann nur werden, wer 
die richtige Absicht und den rech- 
ten Willen hat und des Bündnis- 
ses würdig ist. Wenn er es für gut 
hält zu.sterben, erwählt der Ro- 
senkreuzer eine Person, die fähig 
ist, seine Funktion weiter zu ver- 
körpern. Deshalb hat er keine 
Bedürfnisse, ist den Krankheiten 
und dem Alter nicht unterworfen 
und somit unsterblich. Der Or- 
den hat einen geheimnisvollen 
»Imperator«, »dessen Namen 
und Wohnsitz unbekannt bleiben 
sollen«. 


Die Jünger der 
. »Meister« 


Der legendäre »Christian Rosen- 
kreuz« trägt an der Seite des neu- 
erstandenen Königs das Abzei- 
chen der Templer und des Parsi- 
valschiffes, nämlich eine weiße 
Fahne mit rotem Kreuz. Auch 
das Gralstier, die Taube, fehlt 
nicht. Die Ritter des Goldenen 
Steines schwören dem wiederent- 
standenen König die Treue. 


Die zahlreichen Orden und Ge- 
heimbünde, die im Mittelalter 
oder schon im Altertum ihre Wur- 
zeln haben, stehen miteinander 
in Verbindung. Von hier aus läßt 
sich, wie wir noch sehen werden, 
die enge Verflechtung mit der 
New-Age-Ideologie nachweisen. 


Im 19. Jahrhundert war es die 
Russin Helena Petrovna Bla- 
vatsky, die die Ideen der Rosen- 
kreuzer aufgriff, mit indisch- 
ägyptisch-afrikanischen Elemen- 
ten anreicherte und mit Hilfe ei- 
nes »Meisters«, der ihre Bücher 
»diktierte«, niederschrieb. Sie 
gründete 1875 die christentums- 
feindliche »Theosophische Ge- 
sellschaft« und gab in London die 
Zeitschrift »Luzifer«, die sie 
selbst redigierte, heraus. Ihre bei- 
den mehrbändigen Werke »Ge- 
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Jakob Bernhard 
nach einem Stich. 


von Molay, der letzte Templer-Großmeister, 


heimlehre« und »Die entschlei- 
erte Isis« enthalten okkultisti- 
sches, gnostisches und pseudo- 
wissenschaftliches.Ideengut. Sie 
starb 1891. 


Unter ihrer Nachfolgerin Alice 
Bailey breitete sich die Theoso- 
phische Bewegung weiter aus. 
Alice Bailey schrieb annähernd 
zwei Dutzend Bücher mit präzi- 
sen Anweisungen für die Jünger 
der »Meister« in der zweiten 
Hälfte des 20. Jahrhunderts - un- 
serer heutigen Zeit. Seit dieser 
Zeit zeigt Alice Bailey wie He- 
lena Petrovna Blavatsky einen 


tiefsitzenden Haß auf das überlie- . 


ferte Christentum und eine ent- 
schlossene Ergebenheit an die 
Sache des Okkultismus und der 
östlichen Mystik. 


Sie gründete die »Arkanschule«, 
die »Gruppe der neuen Weltdie- 
ner«, »Triangles« und »World 
Goodwill« (»Weltweiter guter 
Wille«). Damit ihre Schriften 
eine weitere Verbreitung fänden, 
wurde 1922 die »Lucifer Publi- 
shing Company« (»Luzifer-Ver- 
lagsgesellschaft«) gegründet. 


Alice Bailey starb im Jahr 1949 
im Alter von 69 Jahren. 

Bis 1975 sollten ihre Lehren ge- 
heimgehalten, dann aber überall 
bekanntgemacht werden. Die 
darin enthaltenen Anweisungen 
reichen von der Notwendigkeit 
der Errichtung einer neuen Welt- 
ordnung über den Gebrauch des 
Regenbogens als Erkennungs- 
symbols bis hin zu konkreten Plä- 
nen für die weltweite Güterver- 
teilung, luziferische Einweihun- 
gen, eine Theologie der neuen 
Weltreligion. Auch die Lahmle- 
gung oder Vernichtung der Reli- 
gionen, die sich nicht in die neue 
Weltreligion einbinden, ließen, 
war darin vorgesehen. 


Die Verkündigung 
der Botschaft 


Wie wir sehen, hat die New-Age- 
Bewegung mit und durch Alice 
Bailey bereits vor dem Zweiten 
Weltkrieg die entscheidende Aus- 


“ richtung erhalten und ihre Jünger 


scheinen ihre Anweisungen be- 
folgt zu haben, um »die Welt für 
Luzifer einzunehmen«. 


Man kann eine dreifache Zielset- 


zung bei der Theosophischen Ge- 
sellschaft erkennen: 


Die Menschheit soll ohne Unter- 

schied der Rasse, Religion, des 
Geschlechtes und der Nation 
eine einzige Bruderschaft bilden. 


Allerdings steckt dahinter der 
aus der Aufklärung stammende, 


- während der Französischen Re- 


volution barbarisch in die Tat um- 
gesetzte freimäurerische Ge- 
danke einer Weltbruderschaft, 
die den Absolutheitsanspruch 
des Christentums und damit Jesu 
Christi radikal zurückweist und 
mit allen Mitteln bekämpft. Da- 
her kann es für die Theosophen 
nur eine Welteinheitsreligion 
ohne das Christentum geben. 


Das Studium der Religionen und 
Philosophien lassen sich die 
Theosophen angelegen sein. Da- 
bei wird Christus als einer von 
vielen Religionsstiftern angese- 
hen. Mit der Förderung der »ver- 
gleichenden Religionswissen- 
schaft« erfolgt eine Relativierung 
und Einebnung, wie sie überall 
festzustellen ist, auch und beson- 
ders in sogenannten christlichen 
Kreisen. 


Man bemüht sich darum, die un- 
bekannten Naturphänomene 
und Gesetze als auch die im Men- 
schen verborgenen Kräfte und 
Möglichkeiten zu erforschen und 
nutzbar zu machen. Daß damit 
die  okkultisch-hellseherischen 
Potentiale gemeint sind, versteht 
sich von selbst. 


Ergänzend sei noch gesagt, daß 
die Theosophie vorgibt, einen 
Zugang zum Göttlichen mittels 
Erleuchtung oder Erkenntnis zu 
ermöglichen. Rudolf Steiner, der 
ursprünglich der Theosophischen 
Gesellschaft angehörte, hat mit 
seiner Anthroposophie ähnliche 
Ideen vertreten und ist mit sei- 
nem Bemühen, damit esoteri- 
sches Ideengut in alle Bereiche 
des öffentlichen Lebens einzu- 
pflanzen, recht erfolgreich gewe- 
sen zum Beispiel durch die Er- 
richtung der sogenannten 
»Freien Waidorfschulen«. 


Für die New-Age-Bewegung war 
das Jahr 1975 sehr wichtig, weil 
Alice Bailey ihren Jüngern die 
Erlaubnis erteilt hatte, »ihre ver- 
borgenen Kammern zu verlassen 
und die Botschaft vom neuen 
Zeitalter (New-Äge) in der gan- 
zen Welt zu verkünden«. DO 


New-Age 


Kosmologische 


Vision 


der Zukunft 


Robert Muller 


Rund siebenhundert Erwachsene und Kinder kamen im letzten Som- 
mer in San Jose, Costa Rica, zusammen und bildeten das, was sie »eine 
globale Familie« nannten, »die sich zum ersten Mal traf, um ihr Enga- 
gement für Arbeit im Dienste des Friedens erneut zu bekräftigen«. Sie 
gehören zur Familie der Freunde und Förderer einer der jüngeren Mit- 
glieder des UN-Systems, der Friedensuniversität der Vereinten Na- 
tion. Dr. Robert Muller ist Rektor der Friedensuniversität. Er war 
vorher beisitzender Generalsekretär für wirtschaftliche und soziale 
Entwicklung bei den Vereinten Nationen. 


Während wir uns dem Jahr 2000 
nähern, schlage ich vor, daß wir 
diese letzte Dekade mit Visionen 
und Aktivitäten ausfüllen, deren 
Ziel es ist, das nächste Jahrtau- 
send zu dem kosmischen, geisti- 
gen Jahrtausend dieses Planeten 
zu machen, um auf diese Weise 
den Erwartungen Gottes oder 
des Kosmos gerecht zu werden. 
In diesem Sinn möchte ich eine 
Anzahl größerer Konferenzen 
oder Bemühungen in Vorschlag 
bringen, die von den Vereinten 
Nationen nicht ins Auge gefaßt 
werden. Frieden, Abrüstung, Be- 
völkerung, Umwelt, wirtschaftli- 
che Entwicklung, sind alles Be- 
reiche, um die sich die Vereinten 
Nationen kümmern. Aber es gibt 
noch eine ganze Liste anderer 


Themen, die behandelt werden 


sollten im Hinblick auf eine adä- 
quate Vorbereitung des nächsten 
Millenniums. 


Eine neue Kosmologie 
und Philosophie 


Alserstes sollte man eine größere ' 


Konferenz über eine neue Kos- 
mologie vereinbaren. Dort 
könnte man hören, was die Physi- 
ker, die Biologen, Wissenschaft- 
ler anderer Disziplinen und sol- 
che, die mit neuen Kosmologien 
hervorgetreten sind, zu sagen ha- 
ben. Aus ihrer aller Ansichten 
könnte sich ein gemeinsamer 
Nenner ergeben. Sie alle sind zu 
sehr wichtigen Erkenntnissen ge- 
langt. Aber diese Erkenntnisse 


sind je nach dem Standpunkt ih- 


res Berufes verschieden. Sie kön- _ 


nen physikalischer, biologischer, 
spritiueller, sozialer, politischer 
und anderer. Natur sein. Am 
Schluß einer solchen Konferenz 
würden wir besser verstehen, was 
der Kosmos während unseres 
nächsten Evolutionsabschnitts 
von uns erwartet. 


An zweiter Stelle würde ich eine 
größere Konferenz über eine 


.neue Philosophie, eine globale 


Philosophie, empfehlen. Philoso- 
phie, das ist die Art und Weise, 
wie wir leben. Wie sollten wir, 
global ausgedrückt und im Lichte 
unseres phantastischen Wissens 
gesehen, auf diesem Planeten le- 
ben? Wo sind die großen Weisen 
unserer Zeit zu finden? Wo die 
positiven Philosophen, die uns 
eine Erklärung und eine Sinnge- 
bung für unser Leben und Hoff- 
nung für die Zukunft bringen? 


Eine neue Soziologie 
und Anthropologie 


An dritter Stelle sehe ich die Not- 
wendigkeit einer neuen Soziolo- 
gie, die uns helfen würde, die Be- 
deutung und die Rolle all der 
zahlreichen Gruppen, Rechtsper- 
sönlichkeiten, Berufe und Insti- 
tutionen, die es auf diesem Plane- 
ten gibt, zu verstehen. Die mei- 
sten von ihnen sind dazu be- 
stimmt, einen Beitrag zum Erfolg 
unseres Planeten zu leisten. Viele 
von ihnen wissen dies nicht und 


haben sich nicht einmal die Frage 
gestellt, warum sie existieren, 
warum sie entstanden sind, wäs 
ihre letztliche Absicht und ihr 
Beitrag im gesamtmenschlichen 
Strukturgefüge sein sollte. 


Viertens brauchen wir eine neue 
Anthropologie, so wie es Marga- 
ret Mead vorschlägt. Wir brau- 
chen Weltfeste, so wie sie im Fa- 


_ milienleben, in den Religionen 


und in den Nationen gefeiert wer- 
den. Die Menschen und die Welt 
müssen gemeinsame Paradig- 
men, gemeinsame Ideale und 
Bezugspunkte für die Zukunft 
entwickeln. Die Wissenschaft 
von der Gemeinschaftstrasse läßt 
noch vieles zu wünschen übrig. 
Wir wissen mehr über Stammes- 
systeme als über das Mensch- 
heitssystem. 


Fünftens brauchen wir eine ge- 


samtmenschliche Biologie, eine 
Wissenschaft vom menschlichen 
Leben auf diesem Planeten. Wir 
erforschen mehr Tiere und Mi- 
kroben als daß wir uns dem Funk- 
tionieren der menschlichen Spe- 
zies widmen. Für die Biologen ist 
dies Sache der Politiker. Dem 
sollte nicht so sein. Die Biologen 
sollten uns in aller Offenheit und 
Ehrlichkeit sagen, wie die 
menschliche Spezies von ihrem 
Standpunkt als Experten des Le- 
bendigen aus funktioniert. Wenn 
sie es für die Fische und die Säu- 
getiere tun, können sie es auch 
für die Menschen tun. 


Eine Welt- oder 
kosmische Spiritualität 


Ich hoffe, daß die religiösen Füh- 
rer zusammenkommen werden 
und noch Ende dieses Jahrhun- 
derts die kosmischen Gesetze de- 
finieren, welche all ihren Glau- 
bensrichtungen gemeinsam sind. 
Sie sind lange Zeit Experten des 
Kosmos und Deuter der himmli- 
schen Mächte gewesen. Sie soll- 
ten den Politikern sagen, was die 
kosmischen Gesetze sind, was 
Gott, die Götter, oder der Kos- 
mos von den Menschen erwartet. 


Wir müssen auch hoffen, daß der 
Papst noch vor dem Jahr 2000 zu 
den Vereinten Nationen kommen 
wird, um für alle Religionen und 
geistigen Richtungen auf diesem 
Planeten zu sprechen und der 
Welt eine religiöse Vorstellung 
davon zu geben, inwiefern das 
dritte Jahrtausend ein spirituelles 
Jahrtausend sein sollte, ein Jahr- 


tausend, das die Integration und 
die Harmonie der Menschheit 
mit der Schöpfung, der Natur, 
dem Planeten, dem Kosmos und 
der Ewigkeit erleben wird. 


Wir brauchen eine neue Weltpoli- 
tik und ein neues politisches Sy- 
stem. Dieser Planet ist in einem 
unglaublichen Maße ein Opfer 
der Mißwirtschaft. Wenn die Ver- 
einigten Staaten so verwaltet wür- 
den, wie es für die Welt der Fall 
ist, wäre es schon zur Katastro- 
phe gekommen. Niemand würde 
verstehen, wie fünfzig Staaten - 
und die Welt zählt deren 160 - je- 
der mit einem eigenen Präsiden- 
ten, einer eigenen Flagge, einer 
eigenen Armee, einer eigenen, 
absoluten Souveränität, jemals 
zusammenarbeiten könnten. 
Stellt Euch vor, die US-Regie- 
rung in Washington sei nichts an- 
deres als eine Art UNO, ohne 
jedwede Autorität. 


Nur, diese Katastrophe existiert, 
und zwar auf Weltebene, und es 
ist Zeit, daß wir dies einsehen. 
Ich freue mich, daß der Autor des 
Buches : »Planethood«, Ken 
Keyer, zu dieser Schlußfolgerung 
kommt und uns den Weg zeigt zu - 
einer politischen Erneuerung die- 
ses Planeten. Die Geburt der Eu- 
ropäischen Gemeinschaft, die 
Jean Monnet als einen ersten 
Schritt zu einer Weltgemein- 
schaft ansah, ist ebenfalls ein Zei- 
chen der Hoffnung. 


Eine angemessene 
planetarische Verwaltung 


Wir. benötigen eine angemes- 
sene, planetarische Verwaltung. 
Private und multinationale Fir- 
men müssen in bezug auf die Ver- 
waltung des Planeten vor ihre 
Verantwortung gestellt werden. 
Sie halten sich nur für verant- 
wortlich für Gewinne und Aktio- 
näre. Nun, es wird aber immer of- 
fensichtlicher, daß dieser Planet 
nicht.zum Zwecke des Profitma- 
chens erschaffen wurde. 


Wir brauchen eine neue Philan- 
thropie, die der ganzen Welt zu- 
gute kommt. Die Leute geben 
von ihrem Wohlstand und ihrem 
Geld einem Krankenhaus, einer 
ortsansässigen Universität, einer 
nationalen Stiftung oder einem 
sonstigen, nationalen Zweck. 
Aber die Welt bekommt nichts. 


Die Friedensuniversität hier im 
waffenfreien Costa Rica ist eine 
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- Kosmologische 
Vision 
der Zukunft 


der schönsten und nützlichsten 
Projekte auf Erden. Aber wo sind 
die Philanthropen, die sich dafür 
interessieren? Und doch muß ge- 
rade hier, an dieser Universität, 
eine neue Wissenschaft des Frie- 
dens für diesen Planeten entwik- 
kelt und es müssen Tausende von 
Friedensstiftern für eine ganze 
Reihe von Berufen ausgebildet 
werden. Die Menschen müssen 
die Finanzierung dessen, was 
- dem Wohl der ganzen Welt dient, 
selbst in die Hand nehmen. Wir 
verfügen nicht einmal über ein 
zwischen den Regierungen ver- 
einbartes Weltbudget. 


Nun, wenn dann die Regierun- 
gen nichts von einem Weltbudget 
wissen wollen, so mögen die Phi- 
lantropen und die einfachen 
Leute das ihre tun, damit ein sol- 
ches zustande kommt. Auf diese 
Weise wird eine neue Demokra- 
tie, eine Weltdemokratie, entste- 
hen. 


Eine globale neue 
Welterziehung 


Wir benötigen eine neue Welter- 
ziehung. Eine globale Erzie- 
hung, insbesondere die Erzie- 
hung der Kinder im Sinne unse- 
rer globalen Heimat und unserer 
menschlichen Familie, ist auf 
. dem besten Wege, Fortschritte zu 
machen. Aber wir müssen noch 
weitergehen. Wir brauchen eine 
kosmische Erziehung, so wie sie 
die Religionen und Menschen 
wie Maria Montessori vorausge- 
sehen haben. 


Wir brauchen eine holistische Er- 
ziehung, die die Ganzheit des 
Universums und des Planeten 
lehrt. Ich freue mich darum be- 
sonders, daß einer. der ersten Ab- 
solventen der Robert-Muller- 
Schule in Arlington, Texas, die 
mein »world core curriculum« 
lehrt, das Wort ergreifen wird, 
um die Gründung der »Vereinten 
Nationen der Jugend« anzukün- 
digen. Wie ermutigend! 


-. Wir brauchen eine neue, globale 


Informationspolitik. Außerirdi- 
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sche Beobachter wären entrü- 
stet, wenn sie die falschen Infor- 
mationen erhielten, die weltweit 
verbreitet werden. Wir benötigen 
eine ehrliche, objektive Informa- 
tionspolitik, um unseren Weg und 
unser Verhalten richtig zu bestim- 
men und nicht eine für alle mögli- 
chen Zwecke manipulierte Nach- 


“ richtenübermittlung. Eine ange- 


messene Informationspolitik und 
ebensolche Medien sind ein An- 
liegen von höchster Wichtigkeit. 
Die UNO und ihre 32 Sonder- 
agenturen und Weltprogramme 
kommen dem, was ein solches In- 
formationssystem sein sollte, am 
nächsten. 


Eine neue 
Weltethik 


Wir brauchen eine neue Welt- 
ethik. Was vielleicht gut für die 
Vereinigten Staaten oder die So- 
wjetunion ist - wie etwa der Be- 
sitz von Atomwaffen, kann in 
höchstem Maße schlecht für un- 
seren Planeten sein. Ich bin über- 
zeugt, daß Gott oder der Kosmos 
diesen Planeten nicht dazu ge- 
schaffen hat, damit er all diese 
nuklearen Sprengkapseln in sei- 
ner Erde, seinen Gewässern, sei- 
ner Atmosphäre und morgen in 
seinen Sternen bereithält. 


Unseren politischen Führern 
muß beigebracht werden, daß sie 
nicht nur ihrem Volk und der 
Menschheit gegenüber verant- 
wortlich sind, sondern ebenfalls 
Verantwortung tragen für den Er- 
folg des kosmischen Prozesses, 
der auf diesem Planeten vor sich 
geht. Sie können ihm ein Ende 
setzen oder ihn fördern. Wir 
brauchen eine neue globale Wis- 
senschaft und Technologie. Die 
Wissenschaftler und Technolo- 
gen müssen eine kosmische Ver- 
antwortung übernehmen. Das 
was sie bewirken, kann richtig 
oder falsch für die Menschheit 
sein und für unsere weitere kos- 
mische Entwicklung. Sie müssen 
selbst an die siebente Generation 
denken. 


Wir brauchen eine neue Weltwirt- 
schaft »Oikos«, Okonomie, heißt 
soviel wie Führung des Haus- 


halts. Unser Haushalt ist jetzt der | 


Planet. Wir brauchen eine neue 
Weltwirtschaft, die allen Men- 
schen ein würdiges kosmisches 
Leben ermöglicht und die es ih- 
nen erlaubt, die Funktionen zu 
erfüllen, für die sie geboren sind. 
Dies geht weit über die neue in- 


ternationale Wirtschaftsordnung 
hinaus. Es ist eine Neustrukturie- 
rung der Wirtschaft auf unserem 
Planeten. Wir haben die Auf- 
gabe, Ordnung in unser Haus, 
den Planeten, zu bringen. 


Eine neue 
Weltkunst 


Wir brauchen eine Renaissance 
der Kunst ähnlich der italieni- 
schen Renaissance, die wieder 
Harmonie in die Dinge hinein- 
bringt. Die moderne Kunst war 
der Ausdruck unserer analyti- 
schen Periode. Wir zerlegten al- 
les. Jetzt müssen wir wieder alles 
harmonisch zusammenbringen. 


Wir brauchen eine holistische, 
universale, kosmische Kunst, die 
unseren Glauben, unseren Sinn 
für Schönheit und unser planeta- 
risches, humanistisches und kos- 
misches Bewußtsein so zum Aus- 
druck bringt, wie es alle großen 


Dichter, Schriftsteller, Maler, 
Musiker und Bildhauer der Ver- 
gangenheit getan haben. 


Das klassische Buch von Richard 
Bucke »Cosmic Consciousness« 
gibt eine ganze Liste solcher 
Menschen wieder. Wir brauchen 
auch Welthymnen. Einige der 
existierenden, Blutdurst und Ge- 
walttätigkeit inspirierten Natio- 
nalhymnen, müssen neu ge- 
schrieben werden. 


Wir brauchen eine neue Weltpsy- 
chologie. Wir müssen den Plane- 
ten und die Menschheit mehr als 
alles andere lieben lernen. Noch 
lehrt man uns, eine Nation oder 
Gruppe oder Religion zu lieben, 
und wir sind ihretwegen bereit, 
andere Menschen, andere kosmi- 
sche Gemeinschaften zu töten. 
Dies verstößt gegen die Natur 
und gegen kosmische, göttliche 
Gesetze. Wir müssen die Mensch- 
heit lieben, wir müssen den 
Planeten lieben, wir müssen das 
Universum lieben und während 
der kurzen Jahre, die wir auf die- 
sem Planeten verbringen, deren 
Werkzeuge sein. Eine völlig neue 
Weltpsychologie muß unsere 
wahren gefühlsmäßigen Prioritä- 
ten festlegen. 


Eine neue 
Lebenskunst lehren 


Wir müssen den Kindern unseres 
Planeten eine neue Lebenskunst 
lehren, ihnen die Großartigkeit 


des Lebens nahebringen, ihnen 


sagen, wie dankbar sie dafür sein ... 


sollten, daß sie heute in dieser 
Zeit eines großartigen Universal- 
bewußtseins und eines unglaubli- 
chen Wissens leben, daß es ihre 
Aufgabe sein wird, die wahren 
Verwalter des Planeten zu sein, 
daß jeder von ihnen eine kosmi- 
sche Einheit ist, oder, wie Pablo 
Casales es ausdrückte, »ein wah- 
res Wunder, ein potentieller Leo- 
nardo oder Beethoven. Daher 
könnt ihr kein anderes, ähnliches 
Wunder verletzen und noch weni- 
ger töten«. 


Wir alle sind Wunder, Mikrokos- 
men des Universums. Dies muß 
den Kindern gelehrt werden, da- 
mit sie zu dem Veranwortungsge- 
fühl heranreifen, für das sie gebo- 
ren sind. Wir müssen sie auch Ge- 
nügsamkeit und eine einfache Le- 
bensweise lehren, damit sie die 
herrliche Schöpfung Gottes nicht 
zerstören oder ungebührlich be- 
lasten. Wir sollten den Fußstap- 
fen des hl. Franz folgen, der vor 
800 Jahren lebte und predigte. 
Wir sollten »Voluntary Simpli- 
city« von Duane Elgin lesen. Ein 
einfaches, genügsames Leben, 
gelebt von fünf Billionen Men- 
schen, wären der imposanteste 
Beitrag zum Umweltschutz auf 
diesem Planeten. 


Im nächsten Jahrhundert sollte 
jeder Mensch wissen, daß er ein 
Werkzeug Gottes sei, sei es als 
Mutter, die einer neuen kosmi- 
schen Einheit das Leben schenkt, 
oder als Vater, der in seiner Fami- 
lie neue kosmische Einheiten 
großzieht, oder als Erzieher 
neuer, kosmischer Einheiten, 
oder als Arzte oder Staatsdiener 
oder Künstler. Dann werden wir 
das Leben in seinem vollen Wert 
erkennen, und Kinder wie Er- 
wachsene werden stolz darauf 
sein zu leben. Dann werden die 
Menschen ihre eigene kosmische 
Einheit so achten, wie es Buck- 
minster Fuller tat, als er zu je- 
mand, der ihm Zigaretten anbot, 
sagte: »Ich werde nie etwas tun, 
was das Funktionieren der voll- 
kommenen, kosmischen Einheit, 
die mir vom Universum ge- 
schenkt wurde, beeinträchtigen 
könnte.« 


Als Schlußfolgerung möchte ich 
sagen, daß wir den inzwischen 
populär gewordenen Satz »global 
denken, lokal handeln« durch 
diesen anderen ersetzen sollten: 
»Kosmisch denken, global und 
lokal handeln«. 
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Freimaurerei 


Neues vom 
Schottischen 


Ritus 


Peter Blackwood 


Viele sind der Ansicht, daß die Freimaurerei nichts anderes als Hexe- 
rei ist, die von Männern praktiziert wird, die »über jeden Zweifel erha- 
ben« sind. Sie mögen glauben, daß wir es hier mit irgendeinem giganti- 
schen Schwindel zu tun haben. Aber diese Ansicht wird die Flut nicht 
aufhalten. In den letzten 20 Jahren sind internationale Politik und Fi- 
nanzen so brutal, so äußerst irrational geworden, daß es schwer fällt, 
die fortgesetzte Akzeptanz einer solchen Politik durch die herrschen- 
den Eliten zu erklären, wenn man einmal davon absieht, daß diese Eli- 
ten von enggestrickten Netzwerken im Zaum gehalten werden, die auf 
mehr als eine Weise zusammenkommen, um die Grundströmung der 


Strategie eingehend zu erörtern. 


So ist denn die Angelegenheit, 
den intellektuellen Einfluß des 
Freimaurertums loszuwerden, 
für das Überleben der menschli- 
chen Rasse zu einer der größten 


. Dringlichkeiten geworden. Jeder 


Freimaurer, der beim Lesen die- 
ser Zeilen wütend wird, steht ent- 
weder in einem solch niedrigen 
Grad, daß er nicht weiß, worüber 


- „er so verärgert ist, oder er erach- 
tet das Überleben des Freimau-. 


rertums als wichtiger als das 
Überleben der menschlichen 
Rasse und beweist damit mein 
Argument. 


Solange die 
Öffentlichkeit mitspielt 


Alle drei hier besprochenen Bü- 
cher sind ziemlich typisch für den 
freimaurerischen Strom, indem 
sie darauf abzielen, den Leser da- 
von zu überzeugen, daß solange 
die Öffentlichkeit mitspielt, der 
Mythos die historische Wahrheit 
hinreichend einsetzen kann, und 
daß eine Glaubensstruktur für ei- 
nen rigorosen wissenschaftlichen 


Gedanken eintreten kann. Mi- . 


chael Baigent vertritt diesen 
Punkt kühn in einem seiner Kapi- 
tel, während die beiden anderen 
Autoren dies etwas verdeckter 
tun. Diese Denkungsart nimmt 
ganz einfach, als Faktum der 
menschlichen Existenz, an, daß 
es keine Wirklichkeit gibt, daß 
Wirklichkeit rein subjektiv ist. 


Daher die freimaurische Faszina- 
tion mit Zeichen und Symbolen. 


Man sticht in die Voodoo-Puppe 
ein, die ein Symbol für das beab- 


sichtigte Opfer ist. Das Opfer 
stirbt. Daher hat das Symbol ei- 
nen wirklichen Einfluß auf die 
reale Welt. Oder etwa nicht? War 


‘ es wirklich das Symbol, das auf 


das Opfer einwirkte? Oder war 
es nicht vielmehr die todbrin- 
gende Gewalt des Hasses, die er- 
wiesenermaßen die mächtigsten 
psychosomatischen Wirkungen 
freigibt, wenn ein ganzes Volk 
über einen herfällt und darauf 
wartet, daß man stirbt? 


Vom Tempel 
zum Freimaurertum 


Zwei der drei hier besprochenen 
Bücher befassen sich mit einem 
unglücklichen Land, das in den 
letzten 200 Jahren so behandelt 
wurde, als sei es ein Mythos, 
nämlich Schottland, das seit dem 
Act of Union (Vereinigungsge- 
setz) von 1707 wirksam zum 
Schweigen gebracht wurde. Das 
geht so weit, daß viele gebildete 


Europäer nicht einmal. wissen, 
daß der Name sich auf ein separa- 
tes Land bezieht. Sie glauben, es 
sei ein geographisches Gebiet ir- 
gendwo in Nordengland. Solch 


ein Mythos ist die ideale Geburts- 
stätte eines Mythos, der als der 
Schottische Ritus bekannt ist. 


In dem Buch »The Temple and 
the Lodge« möchte Michael Bai- 
gent uns mit den oberflächlich- 
sten Beweisen davon überzeu- 
gen, daß der verbotene Templer- 
Orden in Schottland Unter- 
schlupf gefunden habe, und daß 
eine gerade Linie vom Tempel 
zum Freimaurertum des Schotti- 
schen Ritus verlaufe. Michael 
Baigent scheint so glücklich zu 
sein, sich mit einer Periode schot- 
tischer Geschichte zu befassen, 
über die aus ursprünglichen, zeit- 
genössischen Quellen so spärlich 
berichtet wird: das Zeitalter von 
Robert the Bruce und William 
Wallace (spätes 13. und frühes 14. 
Jahrhundert), daß er damit da- 
von kommt, etwa tausendmal die 
Worte »könnte wohl gewesen 
sein« zu verwenden. 


Für den entscheidenden Einfluß 
der Templer auf die schottische 
Geschichte kann Michael Brai- 
gent nur dürftige Beweise vor- 
bringen. Wäre ihr Einfluß so ge- 
wesen, wie er behauptet, dann 
wäre-Schottland wirklich von der 
Landkarte verschwunden, denn 
das Wesen der Templer-Politik 
bestand stets darin, ganz gleich 
auf welches Stück Land sie ihre 
Hände hatten, an den Meistbie- 
tenden zu verscherbeln. 


Die Banker und die 
schwarze Magie 


Der Tempel, 1120 im Nahen 
Osten gegründet, war ein Arm 
der großen alexandrischen und 
syrischen dynastischen Finanzin- 
teressen, wie es heute die »Vene- 


. zianische Finanz« ist. Die Templer 


waren Banker, Wucherer, die 
noch höhere Zinsen als die Juden 
verlangten - welche die einzigen 
waren, denen offiziell gestattet 
wurde, Zinsen auf Darlehen ein- 
zuziehen -. Wie für viele Londo- 
ner oder Wall Street Wucherer 
heute, war die schwarze Magie 
für sie weit mehr als ein Hobby, 
wie Roberto Calvi bezeugt hätte, 
würde er noch leben. 


Wollte man sich nun die Männer, 
die die Katastrophe von 1707 ver- 
ursachten, die Männer die 
Schottland verrieten, genauer be- 
trachten, dann mag es wohl sein, 
daß freimaurerische Netzwerke 
mit im Spiel waren und besonders 
Edinburgh, das ein Außenposten 
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der »Venezianischen Partei ist. 
Aber das muß nachgewiesen wer- 
den und zwar nicht durch Bai- 
gents  Hals-über-Kopf-Metho- 
den. 


Unser Autor möchte uns einre- 
den, der im Exil lebende Temp- 
ler-Orden und nicht die schotti- 
schen Armeen selbst sei 1314 für 
den Sieg bei Bannockburn gegen 
die Engländer verantwortlich ge- 
wesen, obwohl Baigent selbst zu- 
gibt, daß »die genauen Einzelhei- 
ten dessen, was bei Bannockburn 
geschah, verschwommen sind. 
Es gibt keinen Augenzeugenbe- 
richt mehr und vorhandene 
Zeugnisse aus zweiter oder drit- 
ter hand sind verzerrt und ver- 
wirtt«. 


Aber plötzlich lesen wir: »Alle 
Beweise deuten darauf hin, daß 
der entscheidende Eingriff durch 
eine Reserve berittener Männer 
erfolgte«. Welche Beweise? Wir 
lesen: »Der Zusammenbruch der 
Engländer scheint verursacht 
worden zu sein ... einfach durch 
Furcht. Es ist kaum glaubwürdig, 
daß Bauern und Schlachten- 
bummler eine derartige Furcht 
hätten einflößen können. Ande- 
rerseits wäre sie sicherlich durch 
ein Kontingent von Templern ein- 
geflößt worden.« 


Wie die jüngsten Ereignisse in 
Osteuropa gezeigt haben, ist ein 
in Wut geratenes Volk, das um 
das bloße Überleben als Nation 
kämpft, der furchterregendste 
Augenblick auf Erden. 


Die alte 
gnostische Mär 


In seinem ersten Bestseller 
»Holy Blood, Holy Grail« stellte 
Baigent eine noch ungeheurere 
Behauptung auf, nämlich, daß 
Erzherzog Otto von Habsburg, 
der Anwärter auf den österrei- 
chisch-ungarischen Thron, tat- 
sächlich ein Blutsnachfolger von 
Jesus Christus sei, der nicht - 
‚schreibt Baigent - am Kreuze 
starb, sondern floh und heira- 
tete. Raten Sie mal, wen: Maria 
Magdalena! 
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So abscheulich wie diese alte gno- 
stische Mär ist, Baigent plap- 
perte sie geschickt nach und 
flickte seine »Forschung« zusam- 
men, wie ein wirklicher kleiner 
Teufel. Wenn er nur nicht den 
Drang verspürt hätte, die Über- 
bleibsel der »Forschung« in »The 
Temple and the Lodge« zu ver- 
brauchen. Plötzlich werden wir, 
ohne ersichtlichen Grund, von 
den britischen Inseln ins 14. Jahr- 
hundert zurückversetzt, nach 


Amerika, und zu den Freimau- 
rern, die laut Baigent jenen Kon- 
tinent schon bevölkerten, bevor 
irgendjemand klug genug war, 
dorthin zu gelangen. 


Sollen wir Baigents.Versicherung 
Glauben schenken, daß der Eı- 
folg des amerikanischen Revolu- 
tionskriegs der Nichtbereitwillig- 
keit britischer Freimaurer zuzu- 
schreiben ist, gegen ihre freimau- 
rischen Brüder auf der anderen 
Seite zu kämpfen? Dies hießt 


krass abzustreiten, daß es hier . 


um irgendwelche realen Dinge 
der Politik ging. 


Graham Lowry hat in seinem 
Buch »How the Nation Has Won« 
nachgewiesen, in welchem Um- 
fang die Kolonisten, vom allerer- 
sten Tag, als sie den Fuß auf ame- 
rikanischen Boden gesetzt hat- 
ten, wußten, daß die unerträgli- 
chen politischen Strukturen, die 
sie dorthin gebracht hatten, bald 
zu einem Entscheidungskampf 
mit der britischen Krone führen 
würden. 


Der Architekt der Revolution 
selbst, Benjamin Franklin, den 
Baigent einen Erzfreimaurer 
nennt, war ein vielseitiger Ge- 
lehrter, der in seiner Zeit wegen 
seiner gründlichen wissenschaft- 
lichen Arbeit als »der amerikani- 
sche Prometheus« bekannt war. 
Franklin und sein Netzwerk tra- 
ten in Hunderte von Organisatio- 
nen ein, übernahmen diese und 
leiteten sie. Es bestand eine Not- 
wendigkeit für geheime Gesell- 
schaften ein präzises strategi- 


sches Ziel zu erreichen. Das Ziel 
war die Republik. Das Freimau- 
rertum war eine betehende Ge- 
heimstruktur, in die Franklin ein- 
drang und die er sein Leben lang 
leitete. Die Welt war seine Tas- 
tatur, und er spielte darauf. 


Kann Satan das 
höchste Wesen sein? 


Dies bringt uns zu einem 
tödlicheren Band. Giuliano Di 
Bernardo, aus Bologna, ist an- 
scheinend ein freimaurerisches 
»Schwergewicht«. Nach dem 
Buchumschlag ist er Freimaurer 
des 33. Grades und lebenslanges 
Mitglied des Supreme Council of 
the Scottish Rite (Oberster Rat 
des Schottischen Ritus). Er hält 
den Lehrstuhl für Philosophie 
der Wissenschaft an der Universi- 


tät von Trento inne und war Vize-' 


kanzler dieser. Universität. Nach 
seinem Foto zu urteilen, sieht er 
ganz wie der syrische Magier aus. 
Ich kann seinen Studenten nur ra- 
ten, fluchtartig in Deckung zu ge- 
hen, in etwas Sicheres, wie Phy- 
sik. Jedenfalls mag Di Bernardo 
Akronyme, das schlimmste da- 
von ist T.G.A.O.T.U.: The Great 
Author of the Universe, ein We- 
sen, das die weniger Aufgeklär- 
ten unter uns immer noch hart- 
näckig Gott nennen. 


Nach dem ich Di Bernardos Bü- 
cher gelesen habe, würde ich ein 
anderes Akronym für den Schot- 
tischen Ritus _ vorschlagen: 
T.E.R.FT.U.O.PL.LS.A.E.: 

The English Rite for the Under- 
mining of Political Leadership in 
Scotland, and Elsewhere (Der 


. Englische Ritus zur Untergra- 


bung der Politischen Führung in 
Schottland und anderswo). 


Kein Konkurrenzkampf 
mit der Kirche 


Da er aus Italien kommt, wo das 
Freimaurertum unter beträchtli- 
chem Druck seitens der gesünde- 
ren Elemente in der Kirche steht, 
scheint es-Di Bernardos Ziel zu 


sein, nachzuweisen, durch Scho- ° 


lastik, daß das Freimaurertum 
auf keinen Fall eine Religion ist 
und daß die Kirche ihm daher 
den Konkurrenzkampf ersparen 
sollte. 


Indem ich dem Leser Di Bernar- 


dos verworrenes Argument er- 


spare, ziehe ich einmal seine vor- 
eilige Schlußfolgerung: »Es ist ty- 


pisch für jede Religion hypothe- 
tisch die Existenz einer Gottheit 
anzunehmen; aber das Freimau- 
rertum benötigt nur als Mindest- 
bedingung die Akzeptanz der re- 
gulativen Valenz des Höchsten 
Wesens ... eine Bejahung des 
nicht exklusiven Regulativismus 
bietet den großen Vorteil eine 
wahre Toleranz zu akzeptieren, . 
die nicht durch Positionen wie 
Deismus gewährleistet werden 
kann«. 


Ich habe noch nicht ganz heraus- 
gefunden, was Begriffe wie »re- 
gulativ« und »Valenz« eigentlich 
bedeuten, aber die allgemeine 
Strömung ist klar genug. 


Wer ist das Höchste Wesen? Ich 
möchte das wissen. Was sind 
seine Eigenschaften? 1986, in ei- 
ner schriftlichen Entscheidung 
des amerikanischen Forth Circuit 
Court of Appeals in Virginia, be- 
schrieb Richter Butzner den 
Glauben eines Häftlings an Satan 
als verfassungsmäßig geschütztes 
Recht, an ein Höchstes Wesen 
(Supreme Being) zu glauben. 


In der Tat huldigen alle Hexen 
und Zauberer einem Höchsten 
Wesen. Sein Name ist Satan. 
Nun, auch einem Statement mit 
der Überschrift: »Freimaurertum 
und Religion« (1. Juni 1985) der 
United Grand Lodge of England 
(Vereinigte Großloge von Eng- 
land), die Di Bernardo als »die 
höchste freimaurerische Autori- 
tät ... Mutterloge der Welt« be- 
zeichnet, hat das Freimaurertum 
»keine theologische Doktrin und 
... wird auch nicht zulassen, daß 
sich eine freimaurerische Dok- 
trin entwickelt«. 


Toleranz mit einem 
bösen Gott 


»Theologie« ist ein griechisches 
Wort und setzt sich zusammen 
aus Theos und Logos, das heißt 
Gott und Wort: »Wörter über 
Gott«, man diskutiert über Gott, 
um richtig zu verstehen, was 
seine Natur ist. So, wenn Gott 
tatsächlich, wie die Freimaurer 
sagen, Autor des Universums ist, 
aber es ist ihnen als Freimaurer 
nicht gestattet seine Natur zu be- 
gründen, dann kann das nur be- 
deuten, daß »Toleranz« auch im- 
pliziert, daß ein böser Gott gedul- 
det werden kann. 


Wenn ein Mann hereinkommt 
und sagt: »Ich bin bereit mich 


den Five Notions of Masonry 
(Fünf Gedanken des Freimaurer- 
tums) zu unterwerfen, und - oh, 
ja - mein Höchstes Wesen ist Sa- 
tan«, dann gibt es absolut nichts, 
was ihn daran hindern kann. Di 
Bernardo führt weiter aus, daß 


die Erklärung der English Mot- 


her Lodge »die Bedeutung eines 
konstituierenden Akts ... und ei- 
nes Grundsatzdokuments an- 
nimmt, das für alle Gerichtsbar- 
keiten gilt«, und so müssen wir 
‘ihn beim Wort nehmen. 


In dem gleichen Dokument aus 
dem Jahre 1985 stellt die English 
Lodge (Englische Loge) fest: 
 »Das Freimaurertum behauptet 
nicht durch geheimes Wissen, 
oder mit anderen Mitteln zum 
Seelenheil zu führen. Die Ge- 
heimnisse des Freimaurertums 
befassen sich mit modalen Eigen- 
schaften der Erkenntnis und 
nicht mit dem Seelenheil.« 


‘ Mit dem Seelenheil vielleicht 
nicht, aber was ist mit der ewigen 
Verdammnis? Wenn das Freimau- 
“ rertum da ist, um ein ethisches 
Ideal zu fördern, wie unser Autor 
unaufhörlich behauptet, was ist 
seine Ethik, wenn es schon kein 
Seelenheil gibt? ‘Wie beurteilt 
man, was ethisches Verhalten ist? 
Bedeutet Ethik die Regeln des 
freimaurerischen Gesetzbuches 
anzuerkennen? Hexenversamm- 
lungen haben einen präzisen Eh- 
renkodex, den sie Ethik nennen, 
der Lohn dessen, was sie Sünde 
zu nennen pflegen, der in jedem 
Falle Tod bedeutet. 


Wenn sich die Loge auf den Be- 
griff »Seelenheil« bezieht, dann 
nur um ihn zu verformen. 


Sowohl die christlichen - mit Aus- 
nahme einiger extremen Varian- 
ten des Calvinismus - als auch die 
hebräischen Religionen haben 
eine hochentwickelte Auffassung 
vom Seelenheil, die auf dem Ge- 
danken der guten Tat beruht. Da 
Gott das Gute ist, Gott der Gute 
ist, gefällt man ihm am besten 
durch positive Handlungen, um 
das Los unserer Mitmenschen zu 
- verbessern. Es gibt keine 
Grenze, keine Begrenzung, kein 
Ende zu dem Guten, an das der 
Mensch fähig ist zu denken, und 
das er tun kann; daher ist der 
Mensch frei. Sein Wille wird nicht 
vorbestimmt, weder als Einzel- 
wesen noch als Spezies. 


Der Gedanke an die unendliche 
Macht der Seele, durch konkrete 


Taten in dieser realen Welt weit 
über ihre früheren Zustände hin- 
aus emporzusteigen, ist Seelen- 
heil, eine Bewegung der Seele 
die nicht vorbestimmt ist. Wie 
kann dann Di Bernardo sagen, 
daß »freimaurerisches Denken 
als solches, sowohl dem Gedan- 
ken eines persönlichen fürsorgli- 
chen Gottes als auch dem Gedan- 
ken an das Seelenheil des Men- 
schen fremd ist, es sei denn, er 
zerstöre sein eigenes Argument, 
daß es keinen Widerspruch zwi- 
schen christlichen oder hebräi- 
schen Lehren und seiner eigenen 
gibt?« 


Ein Schlachtfeld zwischen 
Gott und Teufel 


Aber kann es überhaupt so etwas 
wie freimaurerisches Denken als 
solches geben? Kann es einen 
freimaurerischen Teil des Gei- 
stes, und einen christlichen oder 
hebräischen Teil des Geistes ge- 
ben? Hat man erst einmal den 
Gedanken an das Seelenheil ak- 
zeptiert, kann man ihn dann wäh- 
rend einer der bizarren Rituale 
vergessen? Wie kann der Geist 
gegen sich selbst geteilt werden? 


Nun, natürlich kann er das: Es 
wird klinische Schizophrenie und 
in schweren Fällen paranoische 
Dissoziation, Störung der Asso- 
ziation, Doppelbewußtsein ge- 
nannt, so wie man es bei von der 
Mutter dominierten Impulsmör- 
dern findet. Dieser Dualismus 
kann die Form des »religiösen« 
Glaubens annehmen, die sich der 
Psychose nähert und dieses in vie- 
len Fällen direkt herausfordert, 
wie in den gnostischen, nominell 
christlichen Sekten wie Catharis- 
mus. 


Für die Gnostiker ist die Welt ein 
Schlachtfeld zwischen Gott und 
dem Teufel, wobei keiner fähig 
ist, den anderen zu erledigen; da- 
her muß man ein wenig dem ei- 
nen, ein wenig dem anderen op- 
fern. Für den Dualisten ist das 
menschliche Wesen ein Schlacht- 
feld zwischen dem Körper und 
der Seele, der Körper ist unrein, 
die Seele ist rein, man muß den 
Körper kasteien und entwürdi- 
gen - genau das Gegenteil des jü- 
disch-christlichen Gedankens an 
den Körper als Tempel der Seele. 


Um diesen beiden voneinander 
getrennten Welten einen Sinn zu 
geben, muß ein Schlüssel vorhan- 
den sein, das geheime Ding, das 


Ding, das man nur als als Gnosti- 
ker (von dem griechischen Wort 
»wissen«) kann, indem man ein- 
geweiht wird — mit anderen Wor- 
ten, indem man ein Freimaurer 
und daher per Definition unfrei 
wird. 


Ist die Freimaurerei' 
zu rechtfertigen? 


Di Bernardo ist ziemlich gut 

darin, in seine eigenen Fallen zu 

tappen. Er hat sich in seiner Ein- 

führung bereits eine Falle ge- 

stellt. »Ist die Existenz des Frei- 
maurertums noch zu rechtferti- 
gen?«, fragt er, und antwortet 

sich selbst: »Jeder der diese 

Frage stellt, kennt die wahre Na- 
tur des Freimaurertums nicht, die 

initiatisch und daher nicht auf ir- 
gendeinen politischen Zeitab- 
schnitt begrenzt ist. Man könnte 

behaupten, da amerikanische 

Freimaurer für die Unabhängig- 
keit ihres Landes kämpften und 

sie auch erreichten, daß es für das- 
Freimaurertum keinen Grund 

mehr gibt in Amerika zu beste- 
hen. Aber für das Freimaurer- 
tum, als initiatische Gesellschaft 

verstanden, mag es oder mag es 

kein politisches oder soziales En- 
gagement geben, und dies ist auf 
jeden Fall zweitrangig zu den 

wahren Zielen, die es verfolgt.« 


Die unendliche Macht 


der Seele 


Ist die Existenz des Freimaurer- 
tums zu rechtfertigen? Wenn es 
kein politisches oder soziales En- 
gagement, aber andere »wahre 
Ziele« hat, was sind diese dann? 


Da Di Bernardo Freimaurer des | 


33. Grades ist, sind wir auf alle 
Fälle dazu berechtigt, ihm diese 
Frage zu stellen. 


Was er uns soeben beschrieben 
hat, ist seinem eigenen internen 
Eingeständnis nach ein alter 
Kult, eines der vielfältigen syri- 
schen oder ägyptischen Geheim- 
nisse, dessen einziges Ziel es ist, 
sich selbst zu verewigen durch ein 
verworrenes Gewebe von seltsa- 
men persönlichen »Freundschaf- 
ten«. Es gibt einen Weg hinein, 
aber keinen hinaus, außer den 
Tod. Dadurch verewigt sich die 
Elite, die zu den Riten zugelas- 
sen wird auch selbst. Dies ist das 
Wesen einer Geheimgesellschaft, 
und nur die geltenden Presse-Ge- 
setze hindern mich daran, meine 
Gedanken noch freier, oder wenn 


man so will noch farbenfreudiger, 
zum Ausdruck zu bringen. 


Das Geheimnis 
ist nicht gut 


Was die Frage der Geheimhal- 
tung betrifft, so scheint es, daß 
die fünf Gedanken des Freimau- 
rertums Freiheit, Toleranz, Brü- 
derschaft, Transzendenz, initiati- 
sche Freiheit sind. Das letztere 
wirft jedes feine Gebäude nieder, . 
das das Freimaurertum um die 
vorhergehenden spinnen mag. 
Wenn das Freimaurertum das 
Christentum scheut, weil es so 
universal wie möglich sein will, 
dann wünscht es seine eigene spe- 
zielle Auffassung so weit wie 
möglich unter der Menschheit 
auszubreiten. Wenn nicht, 
warum nicht? 


Wenn das Geheimnis gut ist, 
dann muß das bekanntgemacht 
werden. Warum darf es nicht je- 
der Mensch kennen? Die Wahr- 
heit ist, daß das Geheimnis nicht 
gut ist. Es ist schlecht. Es ist zu al- 
lererst durch die Tatsache 
schlecht, daß eine Klasse von 
Leuten durch das Geheimnis die 
übrige Menschheit ausschließen 
kann; dies ist eine antirepublika- 
nische Auffassung und ist per 
Definition schlecht. 


Die einzige Einschränkung, die 
wir hierzu machen können, ist, 
daß es zu Kriegszeiten für eine 
sehr kurze Zeit notwendig ist von. 
einem operationellen Stand- 
punkt aus strengstes Geheimnis 
zu bewahren. 


Aber Di Bernardo hat, wie ich 
schon sagte, diese Dringlichkeits- 
grenze speziell ausgeschlossen. 


Zweitens, wenn das Geheimnis 
gut wäre, dann wäre es etwas, 
was man offen bekennen oder zu- 
mindest seiner Frau im Ehebett 
erzählen kann, da die Bibel uns 
nicht nur sagt, sondern be- 
stimmt, daß Mann und Weib eins 
sind. Aber man kann nicht, man 
darf nicht, und der Lohn für das, 
was sie Sünde nennen, ist der 
Tod. Andernfalls wäre das Ge- 
heimnis bekannt, und das Ge- 
heimnis ist nicht bekannt. 


Daher widerspricht nach ihrer ei- 
genen Aussage das freimaureri- 
sche Schweigegelübde den Leh- 
ren der christlichen und hebräi- 
schen Religion, die besagen, daß 
der Mensch eines Geistes ist, und 
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- Freimaurerei 


Neues vom 
Schottischen 
- Ritus 


daß er im Angesicht Gottes offen 
sein muß. Was bedeutet offen im 
Angesicht seines Mitmenschen? 
Für die Hebräer und die Christen 
ist der Mensch nach dem Eben- 
bild Gottes gemacht. 


Ritualbestattung 
und Wiedergeburt 


Einige Beispiele von Eiden, die 
in der Edinburgh Lodge um 1711 
abgelegt wurden, werden von 
David Stephenson in seinem nie- 
derdrückenden Buch angegeben: 
»Du sollst ihn zur Geheimhal- 
tung beschwören, indem Du da- 
mit drohst, daß die Sonne am Fir- 
mäment ein Zeuge gegen ihn sein 
wird, und die ganze dann gegen- 
wärtige Gesellschaft und 
ebenso die Freimaurer ihn mit Si- 
cherheit ermorden werden«. 
Und weiter: »Um die Schlüssel 
davon zu bewahren, unter keiner 
geringeren Qual, als daß meine 
Zunge unter meinem Kinn her- 
ausgeschnitten wird, und daß ich 
innerhalb des Hochwasserstand- 
zeichens bestattet werde, wo kein 
Mensch es wissen wird. Dann 
gibt er wieder das Zeichen, in- 
dem er seine Hand längst der 
Kehle unter seinem Kinn her- 
zieht, was anzeigen soll, daß sie 
durchgeschnitten wird falls er 
sein Wort bricht.« 


Stephenson selbst schreibt: »Ein 
Zentralthema bei vielen Einwei- 
hungsfeierlichkeiten war Ritual- 
tod ‚und Wiedergeburt ... Wenn 
man diese Punkte zusammen- 
fügt, dann ist es wahrscheinlich, 
daß das freimaurerische Ritual 
des 17. Jahrhunderts den Kandi- 
daten in eine Art von Ritualtod 
verwickelte mit anschließendem 
Wiederauferstehen von den To- 
ten oder Wiedergeborenwerden 
in die Welt des Freimaurertums 
hinein, indem er aus dem Grab 
heraus in die fünf Punkte der 
Bruderschaftsumarmung geho- 
ben wurde. Ritualbestattung, der 
Totenkopf zur Schau gestellt, um 
die Sterblichkeit zu betonen, von 
den Toten emporgehoben zu wer- 
den und vielleicht den Kandida- 
ten Hirams Körper bei einer ne- 


44 


kromantischen Suche nach den 
geheimnisvollen Schlüsseln zum 
Freimaurertum selbst exhumie- 
ren zu lassen.« 


Variante des 
antiken Todeskult 


Ich glaube, es steht uns frei, die 
Vergangenheitsform durchlau- 
fend durch die Gegenwartsform 
zu ersetzen ..., da die Freimaurer 
selbst auf der absoluten Konti- 
nuität ihrer Riten über die Jahr- 
hunderte oder gar Jahrtausende 
hinweg bestehen: der Gestank 
des Grabes als Parole für den Ein- 
tritt in eine »unschuldige gesell- 
schaftliche Versammlung«. Was 
Stephenson soeben beschrieben 
hat, ist eine Variante des antiken 
Todeskults des Nahen Osten. 
Wer wird getötet, wessen Leiche 
wird ausgegraben, welche Narko- 
semittel werden angewendet, um 
den »Tod« des Einzuweihenden 
hervorzurufen? So ist das auch 
bei Hexenversammlungen. Häß- 
liches Zeug, und man möchte 
nicht irgendwo in der Nähe sein, 
wenn es geschieht. 


David Stephenson, der Direktor 
des Center for Scottish Studies an 
der University of Aberdeen ist, 
ließ sein Buch von der Cam- 
bridge University Press veröf- 
fentlichen, was seltsam anmutet 
für einen Mann, der sagt, er sei 
über den »Anglozentrismus« in 
der Geschichte der Freimaurer 
besorgt. Vielleicht kann das alles 
rituell erklärt werden. Eines 
steht fest: Stephenson ist Plura- 
list. Man wird ihn nicht dabei er- 


“ wischen, daß er sagt, was er per- 


sönlich von diesen seltsamen 
Dingen hält, mögen sie gut oder 
schlecht sein. 


Während ich glaube, daß Ge- 
schichte eine Wissenschaft ist; sie 
gehört zur Suche nach der Wahr- 
heit. Die Wahrheit beginnt mit ei- 
nem selbst, und damit, daß man 
sagt, auf welcher Seite man steht. 


Stephenson schreibt heiter und 
vergnügt: »Die Qualen des Ein- 
tritts in Mysterienkults in der an- 
tiken Welt hatten Schmerz, Angst, 


Erniedrigung .und Erschöpfung 
als Hilfen für sich verändernde 
Einstellungen _ ausgenutzt, 
ebenso wie es Gehirnwäschetech- 
niken von heute tun ... das Ele- 
ment der Erniedrigung und rau- 
hen Rüpelei (ist dies eines von 
Mr. Stephensons Euphemismen 
für homosexuelle Vergewalti- 
gung?), die man gewöhnlich bei 
dieser Art von Zeremonien fin- 
det ... können würdelose, aber 
geformte wichtige Elemente in 
dem Ritual mit seriösen Funktio- 
nen sein, und ihre psychologische 
Zugkraft zeigt dadurch, daß sie 


“ heute noch bestehen bei Einwei- 


hungspraktiken in viele Berufe, 
Schulen, Universitäten und an- 
dere Gruppen, ungeachtet der 
Feindschaft moderner Auffassun- 
gen gegenüber unwürdigem Ver- 
halten.« 


Kotau gegenüber 
dem Zeitgeist 


Was meint er mit »Feindschaft 
moderner Auffassungen gegen- 
über unwürdigem Verhalten«? 


Ist etwas an der Würde falsch? In 
der Tat, die »moderne Auffas- 
sung« der Heiligkeit des mensch- 
lichen Lebens und folglich der 
Unverletzbarkeit des Körpers - 
was die Unverletzbarkeit des 
Körpers, wenn er tot ist, die Hei- 
ligkeit der Gräber, einschließt -, 
ist mehrere Tausend Jahre alt. Ju- 
dentum und sokratischer Ge- 
danke, die Grundlagen des Chri- 
stentums, entstanden als Pole- 
mik gegen genau jene geheimnis- 
vollen initiatischen Religionen, 
für die es heute den Begriff Frei- 
maurertum gibt. 


Der Kotau Stephensons gegen- 
über jedem modernen Trend in 
der Geschichtsschreibung ist be- 
stimmt kein würdiges Verhalten. 
Er schreibt: »In den letzten Jahr- 
zehnten haben die Historiker 
mehr und mehr erkannt, daß In- 
teressen der Renaissance in The- 
men wie Astrologie, Zauberei 
und Alchimie ... nicht mit peinli- 
cher Verlegenheit als unglückli- 
che Verirrungen am Rande der 
Renaissance abgetan werden soll- 
ten. Solche Belange werden jetzt 
als zentral zum Verständnis. der 
ganzen Einstellung der Renais- 
sance ... zur Welt gesehen.« 


Welche Historiker? Wann haben 
sie »mehr und mehr« erkannt? 
Dieses »mehr und mehr« beginnt 
mit der Geschichtsschreibung 


des 20. Jahrhunderts, die von sol- ° 
chen Leuten beherrscht wird, be- 
sonders nach dem Zweiten Welt- 
krieg, die dem Einfluß des briti- 
schen. Geheimdienstes ünterlie- 
gen. 


Ein letzter Punkt: Stephenson 
stellt fest, er habe »Scotland’s 
Century« geschrieben, um nach- 
zuweisen, daß die Ursprünge des 
modernen Freimaurertums nicht 
englisch, sondern schottisch sind, 
und er führt folgende »schottisch- 
freimaurerischa »Früherschei- 
nungen« auf: 


»Früheste Verwendung des Wor- 
tes »Loge« im modernen freimau- 
rerischen Sinne; früheste amtli- 
che Protokollbücher; Früheste 
Versuche Logen auf nationaler 
Ebene zu organisieren; Früheste 
Beispiele von »Nichtaktiven«, die 
den Logen beitreten; Frühester 
Nachweis, der das Logen-Frei- 
maurertum mit spezifischen ethi- 
schen Gedanken verbindet, die 
mit dem Gebrauch von Symbo- 
len erklärt werden; Frühester 
Nachweis, der darauf hindeutet/ 
daß einige das Freimaurertum als 
finster oder verschwörerisch« 
erachteten. 


Furchtbares Zeug. Sich damit zu 
brüsten, wie die politische Füh- 
rung des Heimatlandes von den 
Engländern in Mehl gerollt und 
sauber gebraten wurde! Das ist 
der Grund, warum ich als neuen 
Wahlschlager für Schottland - ob- 
wohl er vielleicht in Italien, oder 
vielleicht Frankreich nicht so 
glatt heruntergehen- würde - die 
bescheidene Frage gestellt habe: 
»Sind Sie ein Mann oder ein Frei- 
maurer?«. Nachdem ich den Her- 
ren Baigent, Stephenson und 
Konsorten die letzten paar Jahr- 
hunderte lang eine mehr als faire 
Anhörung gewährt habe, wird 
das wirkliche Schottland jetzt 
bitte aufstehen? m) 


Bei den besprochenen Büchern über 
Freimaurerei handelt es sich um fol- 
gende Titel: »The Temple and the 
Lodge« von Michael Baigent und Ri- 
chard Leigh, Arcade Publishers, New 
York; »The Origins of Freemasonry: 
Scotlands Century, 1590-1710« von 
David Stephenson, Cambridge Uni- 
versity Press, New and Cambridge; 
»Freemasonry and Its Image of Man. 
A Philosophical Investigation« von 
Giuliano Di Bernardo, Freestone 
Press, Tunbridge Wells, England. 
Außerdem der Hinweis auf das Buch 
»Der namenlose Krieg«, das im Dia- 
gnosen-Verlag, Leonberg, erschie- 
nen ist und einen Gesamtüberblick 
über die Thematik gibt. 
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Kuba 


‚Sowjets liefern 


MiGs 


Mike Blair 


»Perestroika« und »Glasnost« mögen sowjetische Nebenbegriffe für 
Freiheit und Unabhängigkeit für Osteuropa sein, aber in Amerikas 
Hinterhof, in der Karibik, scheint es für die Führer des Kreml Geschäft 
wie üblich zu sein. Eine Sendung von sechs der modernsten sowjeti- 
schen Jagdbomber vom Typ MiG-29 wurde von den Sowjets von Niko- 
lajew am Schwarzen Meer ins kommunistische Kuba verschickt. 


Die MiG-29 hat einen Kampfra- 
dius von über 640 km und eine 
Spitzengeschwindkeit von 2430 
Kilometern pro Stunde. Sie sind 
ohne Schwierigkeiten in der 
Lage, Ziele in Florida anzugrei- 
fen. Sie können mit 500-Kilo- 
Bomben bestückt werden. 


Eine Verletzung 
von Abkommen 


Die MiG-29 ist für Angriffsein- 
sätze konstruiert, was ihre Liefe- 
rung nach Kuba zu einer direkten 
Verletzung der zwischen dem 
ehemaligen US-Präsidenten 
John F. Kennedy und dem ehe- 
maligen sowjetischen Minister- 
präsidenten Nikita $. Chruscht- 
schow getroffenen Abkommen 
führt, die 1962 die sogenannte ku- 
banische Raketenkrise beendete. 
Mit der Beendigung der Krise 
war Chruschtschow bereit Atom- 
raketen aus Stützpunkten auf 
Kuba zu entfernen und in der Zu- 
kunft keine Angriffswaffen mehr 
in das rote Inselreich zu liefern. 


Kennedy stimmte zu, die Rake- 
tenstützpunkte in der Türkei ab- 
zubauen und gelobte, daß die 
Vereinigten Staaten nicht in 
Kuba einmarschieren werden. 
Die Lieferung der offensiven 
MiG-29 nach Kuba stellt daher 
eine direkte Verletzung des Ken- 
nedy-Chruschtschow-Abkom- 
mens dar. 


Was die Dinge noch verschlim- 
mert ist, wie aus Kreisen der 
Nachrichtendienste verlautet, 
daß die sechs Düsenjagdbomber 
die ersten einer Gesamtzahl von 
36 sind, die die Sowjets nach 
Kuba zu liefern gedenken. Sie 
umfassen drei Geschwader. Aus 


Angriffszwecken gedacht seien. 
Offensichtlich machen die So- 
wjets ihr Versprechen gegenüber 
dem kubanischen Diktator Fidel 
Castro wahr. 


Präsident George Bush sind Pi- 
nos Enthüllungen bekannt, da er 
den kubanischen General selbst 
interviewt hat, als er Vizepräsi- 
dent in der Reagan-Regierung 
war. Man nehme zur Kenntnis, 
daß Bush ein ehemaliger Direk- 
tor der CIA ist. Während der aus- 
gedehnten Besprechungen wies 
Del Pino warnend darauf hin, 
daß die kubanische Luftwaffe 
Vorausplanungen hat, die Home- 
stead Air Force Base in Florida 
und die Guatanamo Bay Naval 


Das ist eine sowjetische MiG-29, einer der modernsten 


Jagdbomber der Welt, die Moskau an Kuba liefert. 


zwei Quellen weiß der amerikani- 
sche Nachrichtendienst über die 
Angriffsnatur der sowjetischen 
MiG-29 Bescheid. 

Im vergangenen Herbst flog ein 
desertierender sowjetischer Pilot 
eine MiG-29 in die Türkei. In aus- 
gedehnten Besprechungen mit 
Experten des amerikanischen 


Geheimdienstes legte er den of- 


fensiven Charakter der moder- 
nen sowjetischen Düsenma- 
schine in allen Einzelheiten dar. 


Vorausplanung für 
einen Angriff der USA 


Außerdem teilte der Brigadege- 
neral Rafael del Pino Diaz, der 
ehemalige stellvertretende Kom- 
mandeur der kubanischen Luft- 
streitkräfte der im Mai 1987 in die 
Vereinigten Staaten desertierte, 
dem amerikanischen Geheim- 
dienst mit, Moskau plane Kubas 
Luftstreitkräfte mit drei Ge- 
schwadern der MiG-29 zu moder- 
nisieren, die in erster Linie zu 


Base an der Ostspitze von Kuba 
anzugreifen, wenn die Vereinig- 
ten Staaten jemals in einen Krieg 
mit dem Castro-Regime eintre- 
ten sollten. 


Während des kürzlich erfolgten 
militärischen Eingreifens der 
USA in Panama wurde bekannt, 
daß die Kubaner zu der Zeit 
Pläne hatten, einen amerikani- 
schen Kernreaktor in Florida zu 
bombardieren, falls Kuba von 
US-Streitkräften angegriffen 
werden sollte. 

Bei seinen Besprechungen gab 
del Pino bekannt, daß die kubani- 
sche Luftwaffe, die damals noch 
ältere MiG-23 Jagdbomber ver- 
wendete, UÜbungsflüge für den 
Angriff auf Homestead geflogen 
habe. Die simulierten Angriffe 
seien von San Antonio de los Ba- 
nos, etwa 32 km südwestlich von 
Havanna auf einen simulierten 
Homestead-Flugplatz auf der ku- 
banischen Insel Youth, südlich 
von der Hauptinsel Kuba, gele- 
gen, geflogen worden. 


Es sind rund 320 km vonSanAn- 
tonio de los Banos noch Home- 
stead, das sich weit innerhalb der 
Reichweite von Kubas neuen 
MiG-29 befindet, von der jede 
vier 500-Kilo-Bomben trägt. Del 
Pino sagte, daß die MiG-Ge- 
schwader Übungseinsätze für ei- 
nen Angriff auf Homestead flö- 
gen. Der kubanische General 
sagte, er habe »zwei- oder drei- 
mal«, einmal erst 1986, selbst ei- 
nen dieser Übungseinsätze geflo- 
gen. : 


Del Pino erläuterte die Wahrheit. 
seiner Behauptungen, indem er 
eine Skizze von Homestead, ein- 
schließlich des Kontrollturms des 
Stützpunkts, Pisten und Parkflä- 


Cubas Fidel Castro (links) 
mit Michael Gorbatschow. 
Die Sowjets unterstützen 
Kuba weiter mit modernen 
Waffen. 


chen für US-Düsenabfangjäger 
zeichnete. 

Der General meinte, die kubani- 
sche Luftwaffe habe den Lage- 
plan des amerikanischen Stütz- 
punktes 1968 bekommen als eine 
Gruppe von Offizieren der kuba- 
nischen Luftstreitkräfte nach Ho- 
mestead reisen durften, um eine 
kubanische MiG-17 abzuholen, 
die von einem kubanischen De- 
serteur in die Vereinigten Staaten 
geflogen worden war. Del Pino 
sagte die Offiziere hätten die Si- 
tuation ausgenutzt, um den Stütz- 
punkt gründlich zu fotografieren. 
Homestead ist der Heimatstan- 
dort des 13th Tactical Fighter 
Wing der US-Air Force, der beim 
Schutz des Südostens der Verei- 
nigten Staaten gegen einen feind- 
lichen Luftangriff eine Schlüssel- 
rolle spielen soll. Von 1979 flog 
Air Cubana, die kubanische Luft- 
linie, auf ihren regulären Flügen 
an der Ostküste entlang nach 
Montreal über viele US-Militär- 
anlagen hinweg. 
Es ist seit langem bekannt, daß 
die Passagierflugzeuge kommuni- 
stischer Länder als Spionageflug- 
zeuge verwendet werden. m) 
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Nahost-Journal 


Die Fehler der 
Israelis und 
Palästinenser 


Palästinenser überschlagen sich, 
um mit Israel Schritt zu halten. 
Die im Kielwasser der dramati- 
schen Reformen durch die Län- 
der Osteuropas fegenden Verän- 
derungen haben Israels Status als 
»Vollpartner« der USA in dem 
geostrategischen Kampf mit der 
Sowjetunion ernsthaften Scha- 
den zugefügt. Aber diese histori- 
schen Veränderungen waren 
auch nicht gerade eine Wohltat 
für die Palästinenser. 


Israel überschlägt sich geradezu, 


um seine Bindungen an die neu 
demokratisierten Regierungen 
Osteuropas, die sich bislang tra- 
ditionsgemäß geweigert hatten 
den zionistischen Staat anzuer- 
kennen und die Palästinenser in 
ihrem Kampf um Anerkennung 
als Staat unterstützt hatten, zu ze- 
mentieren. Viele osteuropäische 
Regierungen stufen jetzt ihre Be- 
ziehungen zur PLO herab und 
‚verringern ihre finanzielle Unter- 
stützung; gleichzeitig nahmen sie 
diplomatische Beziehungen zu Is- 
rael auf und schmieden neue 
Handelsvereinbarungen. 


Jedes Land im Sowjetblock hat 
seine Absicht bekundet, diploma- 
tische Beziehung mit Israel anzu- 
knüpfen, mit Ausnahme der 
UdSSR. Sogar Moskau unter- 
nimmt jedoch Schritte in diese 
Richtung, signalisiert durch seine 
kürzliche Unterzeichnung eines 
Handelsabkkommens mit dem 
zionistischen Staat. Es ist nur 
noch eine Frage der Zeit, bevor 
die Sowjetunion Israel ebenfalls 
formell anerkennen wird. 


Die palästinensische Führung, 
sowohl die im Exil als auch die im 
Land, weiß nicht, wie sie darauf 
reagieren soll. Gleichzeitig .- 
ebenfalls als unmittelbare Folge 
der in der Sowjetunion stattfin- 
denden Reformen - strömt eine 
neue Welle jüdischer Einwande- 
rer nach Israel und in die besetz- 
ten Gebiete. Im gleichen Augen- 
blick, wo im Kielwasser der dra- 
: matischen Ereignisse in Osteu- 
ropa die Aufmerksamkeit der 
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westlichen Medien vom Elend 
der Palästinenser abschweifte 
und sie in Stille leiden ließen, 
während die israelische Unter- 
drückung unvermindert und 
ohne den Druck einer negativen 
internationalen Meinung weiter 
ging, leben palästinensische Akti- 
visten in der Angst, daß Israels 
neue, engere Beziehungen mit 
Osteuropa die internationale Kri- 
tik an der verstärkten jüdischen 
Besiedlung am Westufer ab- 
stumpfen werden. 


Der israelische Premierminister 
Jitzhak Shamir freute sich hä- 
misch: »Die Araber, um uns 
herum, befinden sich in einem 
Zustand der Panik. Sie sind von 
einem Gefühl der Niederlagen 
befallen, denn sie sehen, daß die 
Intifada nichts nützt. Sie können 
den natürlichen Strom der Juden 
in ihr Heimatland nicht aufhal- 
ten.« 


Shamir weist eindringlich darauf 
hin, daß seine kürzliche Auße- 
rung, wonach ein »Groß-Israel« 
erforderlich sei, um die wöchent- 
lich ins Land strömenden 1000 Ju- 


:den aus der Sowjetunion unterzu- 


bringen, sich nicht spezifisch auf 


: das Westufer bezieht, obwohl die 


amerikanische Regierung dies so 
auslegt. 


Führer der Palästinenser geben 
zu, daß sie einen taktischen Feh- 
ler begingen, als sie Hilfe von den 
jetzt nicht mehr bestehenden 
kommunistischen Gewaltregi- 
men entgegennahmen. Ein palä- 
stinensischer Sprecher beschrieb 
die Beziehungen zu den gestürz- 
ten Regierungen Rümäniens, der 
Tschechoslowakei und der DDR 
als »schweren Fehler«. »Wir setz- 
ten auf die Regierungen, nicht 
auf das Volk. Jetzt müssen wir 
neue Beziehungen zu den Völ- 
kern dieser Länder aufnehmen.« 


Wie konnten sich die Palästinen- 
ser so sehr verrechnen? Eigent- 
lich war es mehr eine Frage der 
Entgegennahme von Hilfe aus 
welchen Kreisen auch immer, die 
bereit waren diese anzubieten. 
Und da keine wesentliche aus 
den Vereinigten Staaten oder 
Westeuropa kam, bestand kaum 
eine Alternative zur Entgegen- 
nahme von Hilfeleistungen sei- 
tens dieser kommunistischen Un- 
terdrückungsregime der harten 
Linie. 


Die Palästinenser machten effek- 
tiv den gleichen Fehler wie Israel, 


indem sie es zuließen, sich auf 
dem Schachbrett des Konflikts 
der Supermächte auf der Seite 
der Sowjets als Bauern einsetzen 
zu lassen. Als jener Konflikt 
praktisch genommen zu Ende 
ging, kamen sie sich ausgeschlos- 
sen vor. Da Israel den Vorteil hat 
ein wesentlicher Faktor in der 
Rechnung und ein Liebling der 
USA zu sein, und da die osteuro- 
päischen Regierungen begierig 
sind, sich als fähige Partner der 
USA zu erweisen, rücken sie nä- 
her an Israel heran als Zeichen ih- 
rer Bereitwilligkeit, die Sünden 
der Vergangenheit wiedergutzu- 
machen. 


Die Palästinenser werden einiger- 
maßen getröstet durch die 
Wärme, die ihnen durch die sich 
jetzt bildende politische und wirt- 
schaftliche Führung der kurz vor 
der Vereinigung stehenden Euro- 
päischen Gemeinschaft entge- 


gengebracht wird. Und das West- 


europa ein weit größeres Inter- 
esse am Nahen Osten hat - basie- 
rend auf seiner Abhängigkeit 


vom arabischen Ol und seinen, 


Handelsrouten in der Region - 
und oft größere Betonung auf 
Menschenrechte und Demokra- 
tie gelegt hat als die USA, ist zu 
erwarten, daß die EG in den 
kommenden Jahren als Vermitt- 
ler einer Vereinbarung zwischen 
den Palästinensern und den Israe- 
lis eine größere und positivere 
Rolle spielen wird. 


Aber es sind die Ereignisse, die 
sich wahrscheinlich in der Zwi- 
schenzeit abspielen werden, die 
die Palästinenser und die Führer 
der umliegenden arabischen 


‚ Staaten beunruhigen. 


Während sie sich im neu geordne- 
ten Europa um taktische Vorteile 
bemühen, sind die Palästinenser 
als Begünstigte des Tauwetters 
zwischen Ost und West deutlich 
hinter die Israelis zurückgefallen. 
Man muß sich jedoch daran erin- 
nern, daß die israelischen An- 
sprüche auf die. besetzten Ge- 
biete immer noch von fast allen 
Regierungen der Welt zurückge- 
wiesen werden, und daß die Palä- 
stinenser in der Weltmeinung mo- 
ralisch hoch angesehen werden. 


Da ein internationaler Konsen- 
sus schließlich doch erreicht wer- 
den wird, wird es mehr eine 
Frage sein wann, nicht ob, die 
umstrittenen Gebiete von den 
Palästinensern . zurückverlangt 
werden können. [e] 


Ein unter- 
gehender Stern 


Wie es früher oder später kom- 
men mußte, hat Henry Kissinger 
jetzt in Washington keine 
Freunde mehr. Und so wurde der 
überhebliche ehemalige Berater 
des verstorbenen Nelson Rocke- 
feller und Richard Nixons vor 
einigen Wochen langsam aus dem 
President’s Foreign Intelligence 
Advisory Board (PFIAB) heraus- 
gedrängt. Als Folge davon hat er 
keinen freien Zugang mehr zu 
den streng geheimen Informatio- 
nen über die nationale Sicherheit 
der USA -bei der Führung seines 
lukrativen Beratungsgeschäfts ist 
dies ein gewisses Handikap. 


Kissingers offenkundige Interes- 
senkonflikte - Großfirmen und 
ausländische Regierungen dazu 
zu bringen, ihm viel Geld für 
seine internen Kenntnisse über 
die Politik der US-Regierung zu 
zahlen - wurde selbst seinen al- 
ten Freunden einfach zu viel. Mit 
ihm befreundete, in mehreren 
Zeitungen schreibende Journali- 
sten, führende Zeitungen des 
Establishments wie die »New 
York Times«, das »Wall Street 
Journal« und die »Washington 
Post« und alte Kumpels im US- 
Kongreß haben sich schließlich 
alle gegen den einstigen amerika- 
nischen Außenminister gestellt. 


Konservative ebenso wie Libe- 
rale begannen im vergangenen 
Jahr damit, Kissinger ernsthaft 
anzugreifen, als zwei seiner 
Schützlinge, Brent Scoweroft 
und Lawrence ‚Eagleburger, in 
Schlüsselstellungen in der Bush- 
Regierung gehievt wurden. Kriti- 
ker glaubten, die Wahl von Scow- 
croft als Berater für nationale Si- 
cherheit für den Präsidenten und 
Eagleburger zum stellvertreten- 
den US-Außenminister würde 
Kissinger unzulässigen Einfluß 
im Weißen Haus und im US-Au- 
Benministerium verleihen. Es 
wurde jedoch bald offensichtlich, 
daß Scoweroft seine Loyalität ge- 
genüber dem US-Präsidenten 
über den Rest von Zuneigung 
stellte, die er Kissinger gegen- 
über gehabt haben mag und die 
aus ihren früheren Geschäftsver- 
bindungen in der Beratungsfirma 
herrührte. 


Was Eagleburger betrifft, so 
‚wurde er ganz einfach aus der 
Schlinge solcher Fragen wie die 
»besonderen Beziehungen zu Is- 


“ rael« befreit und seitdem mit an- 
deren Aufgaben betraut, die ihm 
abverlangen, sich auf die neuen 
Demokratien Osteuropas zu kon- 
zentrieren. 


Aber Kissinger selbst loszuwer- 
‘ den war eine weit schwierigere 
Sache. Ironischerweise wählten 
seine Feinde Rotchina - zu dem 
er die stärksten Bindungen hatte 
-, um ihn auszuschalten. Dies 
war umso erstaunlicher, als die 
Regierung Kissingers Rat, enge 
Beziehungen zu dem Regime bei- 
zubehalten, nachdem es im ver- 
gangenen Sommer die Studen- 
tenrevolte niedergeschlagen 
hatte, gefolgt war. Kissinger be- 
hauptete später, er sei nicht zu 
Rate gezogen worden und habe 
von den geheimen Reisen Scow- 
crofts und Eagleburgers nach Pe- 
king nichts gewußt. Aber nie- 
mand glaubte ihm. 


Kissinger wurde in der US-Presse 
und im amerikanischen Kongreß 
für seinen Teil an der Ermutigung 
der Bush-Regierung, keine Sank- 
tionen gegen die chinesische Re- 
gierung wegen deren grausamer 
Behandlung der Studenten zu be- 
treiben, angegriffen. Er diente 
als Prügelknabe für den Präsiden- 
ten in dieser Sache, und dann 
wurde er vom Weißen Haus nicht 
einmal dafür gelobt. Von Bush in 
Stich gelassen, sah sich Kissinger 
bald als jedermanns Angriffsziel. 


Und der Faktor seiner Gier kam 
noch hinzu. Kissingers Engage- 
ment für das bewährte Prinzip, 
Geld auf Washingtoner Art zu 
machen, war selbst nach den gel- 
tenden Maßstäben übertrieben. 
Als Berater profitierte er zu sehr 
von seinen vergangenen und der- 
zeitigen Regierungsverbindun- 
gen, vor allem denjenigen im Be- 
reich der streng geheimen Nach- 
richtendienste wie seine Mit- 
gliedschaft in PFIAB. 2 


Bewertung des 
Falles John 
Demjanjuk 


Das seltsame und traurige Schick- 
sal des John Demjanjuk hat plötz- 
lich eine unerwartete Wende ge- 
nommen, die sein Leben retten 
und möglicherweise dem offiziel- 
len sittenwidrigen Zusammen- 


- wirken der USA mit Israel zur 


Vortäuschung eines Sachverhalts 
bei der erbarmungslosen Jagd 


auf Nazi-Kriegsverbrecher - 
wirkliche oder imaginäre - ein 
Ende bereiten könnte. 


Demjanjuk, ein ehemaliger Au- 
tomechaniker aus dem US-Bun- 
desstaat Ohio und naturalisierter 
amerikanischer Bürger aus der 
Ukraine, sitzt in Jerusalem in der 
Todeszelle, nachdem er von ei- 
nem israelischen Gericht verur- 
teilt wurde, während des Zweiten 
Weltkrieges ein mörderischer 
Wachmann im Konzentrationsla- 
ger Treblinka in Polen gewesen 
zu sein. Er wartet derzeit-in Zu- 
sammenhang mit seiner Beru- 
fung gegen das Todesurteil auf 
eine mündliche Verhandlung vor 
dem Obersten Gerichtshof Isra- 
els über neues Beweismaterial. 


Das Beweismaterial, das benutzt 
wurde, um Demjanjuk in Israel 
zu verurteilen, beruht auf höchst 
fragwürdigen Angaben, die das 
Office of Special Investigations 
(OSI) des amerikanischen Justiz- 


ministeriums zusammengestellt _ 


hatte. Zum Beispiel kam vor eini- 
gen Monaten ans Tageslicht, daß 
entscheidende Zeugenaussagen 
eines ehemaligen Wachmanns 
des Lagers, Otto Horn, gegen 
Demjanjuk bei dessen Ausbürge- 
rungsverfahren - vor seinem Pro- 
zeß in Israel - falsch waren. 


Horns Meineid kam heraus, als 
die OSI-Fahnder George Garand 
und Bernard Dougherty versuch- 
ten, die Berichte darüber zu ver- 
nichten, daß Horn unter Eid ge- 
logen hatte. Aber sie vermassel- 
ten die Arbeit. Die weggeworfe- 
nen. Berichte wurden in einer 
Mülltonne außerhalb eines 
McDonald-Restaurant in der 
Nähe der Dienststelle des OSI in 
der Washingtoner Innenstadt auf- 
gefunden. Der Oberste Gerichts- 
hof in Israel weigert sich jedoch, 
die neuen Beweismittel zuzulas- 
sen. 


Später machten Demjanjuks Ver- 
teidiger eine Zeugin, Josefine 
Dolle, ausfindig, die in der Lage 
war bestätigende Aussagen zu 
machen, daß Demjanjuk im letz- 
ten Kriegsjahr tatsächlich in ei- 
nem Kriegsgefangenenlager bei 
Heuberg in Württemberg - wie er 


behauptet - war und nicht in Tre- ' 


blinka. Und auf dieser Grund- 
lage wurde Demjanjuk eine neue 
mündliche Verhandlung zuge- 
standen. 


Und erst kürzlich berichtet die 
amerikanische Fernsehanstalt 


CBS-TV in ihrem Programm »60 
Minutes« im einzelnen über die 
Ereignisse ihrer eigenen Ermitt- 
lungen, die weitere Zweifel auf 
die Behauptung der Anklage wer- 
fen, Demjanjuk sei tatsächlich 
Iwan der Schreckliche gewesen. 
Die Sendung brachte ein Inter- 
view mit Maria Dudek, ihr Leben 
lang Bewohnerin eines Dorfes in 
der Nähe des Lagers Treblinka, 
die außerhalb der Kamera aus- 
sagte, sie habe »Iwan Grozny« - 
russisch für Iwan der Schreckli- 
che — gekannt. Sie sagte aus, 
Iwan pflegte ins Dorf zu kom- 
men, um sich sexuelle Vergünsti- 
gungen und Wodka gegen Gold 
zu kaufen, das er jüdischen Häft- 
lingen weggenommen habe. Sie 
identifizierte Iwan den Schreckli- 
chen als Iwan Marczenko. CBS- 
TV fand heraus, daß Marczenkos 
Name tatsächlich in einer Auf- 
stellung von ukrainischen Wach- 
leuten von Treblinka verzeichnet 


ist, nicht aber Demjanjuks. 


Demjanjuk hatte immer wieder 
eindringlich seine Unschuld be- 
teuert und gesagt, es handele sich 
hier um eine Personenverwechs- 
lung. Kürzlich stimmte der Ober- 
ste Gerichtshof Israel zu, als Teil 
des automatischen Berufungsver- 
fahrens Demjanjuks die Beweis- 
aufnahme wieder aufzunehmen. 
Ursprünglich war seine Berufung 
auf den 14. Mai 1990 festgesetzt, 
aber dieses Datum wurde ver- 
schoben, um seinen Anwälten 
Zeit zu geben neue Beweise ein- 
zuholen und vorzulegen. 


Demjanjuk hat mindestens ein 
Mitglied des amerikanischen 
Kongresses auf seiner Seite. Der 
Abgeordnete James Traficant, 
ein Unabhängiger und ehemali- 
ger Sheriff, hat einen Brief an 
den amerikanische Außenmini- 
ster James Baker geschrieben 
und ihn gebeten im Namen Dem- 
janjuk in Israel zu intervenieren. 
Traficant schrieb: »Das OSI-Man- 
dat zur Fahndung auf Nazi- 
Kriegsverbrecher ist lobenswert. 
Das OSI sollte jedoch nicht in 
eklatanter Weise die von unseren 
Vorvätern entwickelten Richtli- 
nien und Verfassungen außer 
Acht lassen, um die Rechtsfin- 
dung zu vereinfachen und sich 
auch nicht dermaßen von seinem 
Eifer überwältigen lassen, daß es 
unter Verletzung der Rechte des 
Einzelnen handelt. Der Gerech- 
tigkeit wird erst dann Genüge ge- 
tan, wenn John Demjanjuk Se- 
nior nach Hause entlassen wird.« 
Traficant trug in das Protokoll 


des amerikanischen Kongresses 
vom 28. Februar 1990 eine Auf- 
stellung von Beweismitteln ein, 
die dazu dienen, die Anklage ge- 
gen Demjanjuk zu widerlegen. 
Sie dienen auch dazu, gegen das 
OSI wegen seiner schlampigen 
Ermittlungen und der von ihm in 
Gang gesetzten überstürzten Be- 
urteilung, um seine Anklage. zu 
begründen, öffentliche Anklage 
zu erheben. 


Traficant: »Noch.bestürzender — 
als das neue Beweismaterial für 
Demjanjuks Unschuld - ist die 
Tatsache, daß dem OSIschon seit 
1979 bekannt ist, daß John Dem- 
janjuks Name in keiner Akte 
über den Zweiten Weltkrieg, die 
ihn mit dem Todeslager Treblinka 
in Verbindung bringt, verzeich- 
net ist. Offensichtlich hat die pol- 
nische Kriegsverbrecher-Kom- 
mission das Office of Special In- 
vestigations darüber in Kenntnis 
gesetzt, daß ihr keine Informatio- 
nen vorliegen, die Demjanjuk in 
irgendeiner Weise mit Treblinka 
in Verbindung bringen und dar- 
über, daß sich damals 100 ukraini- 
sche Wachleute in Treblinka be- 
fanden, von denen 43 namentlich 
bekannt sind. Unter diesen 43 
Namen ist auch Iwan Marczenko 
aufgeführt. Demjanjuk steht 
nicht auf der Liste.« 


In seinem Eifer, die Flammen der 
Emotionen, die durch den Holo- 
caust des Zweiten Weltkriegs ent- 
zündet wurden, anzufachen, 
könnte Israel sich diesmal selbst 
die Finger verbrannt haben. 
Demjanjuks Strafverfolgung war 
der am stärksten publizierte Fall 
dieser Art seit dem Fall Adolf 
Eichmann Anfang der sechziger 
Jahre. Womit die Israelis jedoch 
nicht gerechnet hatten, war die 
treue Unterstützung durch die 
Familie und Freunde Demjanjuks 
sowie durch die amerikanisch- 
ukrainische Gemeinde in den 
Vereinigten Staaten. Auch das 
OSI hatte bei seiner fanatischen 
Verfolgung von »Kriegsverbre- 
chern« bestimmt nicht einkalku- 
liert, daß seine wackelige An- 
klage gegen Demjanjuk einer so 
harten Prüfung durch diejenigen 
unterzogen werden würde, die 
nach der Wahrheit und nicht nach 
den Opfern für Schauprozesse in 
Israel suchen. 


| Israel 


Wirtschaft am 
Kreuzweg 


Victor Marchetti 


Da eine Beschneidung der amerikanischen Hilfeleistung drohend über 
seinem Haupt schwebt, erhält Israel in diesen Tagen viele Ratschläge 
darüber, wie es seine Volkswirtschaft verbessern könnte. Es wird oft 
Kritik erhoben, daß sich Israels Wirtschaft niemals verbessern wird, be- 
vor das Land selbst nicht in die kalte grausame Welt der Wirtschaftsrea- 
lität hineingestoßen wird, das heißt, daß die Vereinigten Staaten die 
Wirtschaftshilfe einstellen und die Israelis dazu zwingen, eine echte, 
unabhängige, freie Marktwirtschaft aufzubauen. 


Aber die Frage bleibt: Wie kann 
Israel, das die große Wirtschafts- 
konjunktur der achtziger Jahre in 
jeder Hinsicht verpaßt hat, mög- 
licherweise darauf hoffen, seine 
Wirtschaft umzugestalten, um 
dem gerecht zu werden, was viele 
glauben seine Rolle als führendes 
Handelszentrum der Region ist? 


Düsteres Portrait von 
überholten Ideologien 


Und wenn dies möglich ist, 
warum ist es denn noch nicht er- 
reicht worden? Wie es in einem 
kürzlich veröffentlichten Artikel 
im »Moment Magazine« heißt: 
»Warum können Juden überall 
Geld machen nur nicht in Is- 
rael?« Der Artikel »Warum hat 
Israel den weltweiten Wirt- 
schaftsboom verpaßt?«, von Pin- 
haus Landau, einem angesehe- 
nen israelischen Wirtschaftskor- 
respondenten, beantwortet die 
Frage, indem er ein düsteres Por- 
trait von »überholten Ideolo- 
gien« und dem Nichtvorhanden- 
sein eines Profitmotivs malt. 


Daß sich die israelische Wirt- 
schaft in einem beklagenswerten 
Zustand befindet, wird von nie- 
manden bestritten. Hyperinfla- 
tion, tiefgehende Wirtschafts- 
flaute, finanzielle Aderlasse, die 
dem Land durch den Palästinen- 
seraufstand auferlegt werden und 
eine stark bürokratisierte, un- 
wirksame Zentralplanung sind 
alle zusammen charakteristisch 
für das israelische Wirtschaftsle- 
ben. 


Koor Industries, der riesige, 
quasi staatliche Industriekon- 
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Israels Präsident Yitzhak Shamir wird wegen seiner Haltung 


gen werden vielmehr von unten 
geschaffen und verschlingen die 
Führung an der Spitze. Die isra- 
elische Annäherung an die Pro- 
bleme mag langsam sein, weil sie 


| Geld schnuppert 


nach Gewinnen 


heftigen Widerstand von alther- 
gebrachten Interessen überwin- 
den muß, aber sie hat auch mehr 
Aussichten auf Erfolg«. Diese 
Meinung, sollten wir schnell hin- 
zufügen, wird von vielen Volks- 
wirten und anderen Beobachtern 
der israelischen Szene keines- 
wegs geteilt. Landaus Einschät- 
zung der Lage beruht auf persön- 
lichen Eindrücken. Zum Beispiel 
seine Bemerkung »smart money 


»vom göttlichen Recht«, das heißt, wenn ein Jude was tut, muß 


es richtig sein, kritisiert. 


zern, hat ein SOS an die Regie- 
rung gesandt. Falls Koor keine 
gewaltige Bargeldspritze erhält, 
wird man dort wahrscheinlich in 
naher Zukunft Betriebe schlie- 
ßen und 11.000 Arbeiter entlas- 
sen müssen. 


Nur die Hälfte der Arbeitskräfte 
des Landes ist zur Zeit beschäf- 
tigt und viele von ihnen nur auf 
unsicheren Arbeitsplätzen. Von 
denen, die Arbeit haben, arbei- 
ten 30 Prozent für die Regierung. 
Aber, so versichert der Autor, 
»die Lage ändert sich. Jedoch 
nicht von oben nach unten wie in 
der Sowjetunion. Die Anderun- 


is nosing around for bargains« 
(»kluges Geld schnuppert nach 
Gewinnen«) wird folgenderma- 
Ben eingeschränkt: »Man kann 
diese Dinge noch nicht genau be- 
zeichnen und mengenmäßig fest- 
legen, aber »die Nase weiß Be- 
scheid«.« Nach seiner durch 
nichts begründeten freundlichen 
Bewertung der Wahrscheinlich- 
keit, daß sich die Dinge bessern 
werden, kommt Landau auf die 
»harten, unangenehmen« Schrit- 
te, die Israel unternehmen muß, 
zu sprechen. Dazu gehören eine 
Verbesserung in der Ertragsrate 
bei Kapitalanlagen, Steuerermä- 
Bigung, eine Umleitung der staat- 


lichen Resourcen von der Regie- 


rung auf den Geschäftssektor, 


Entregulierung und der Verkauf 
von staatseigenen Unternehmen 
und anderen Vermögenswerten. 
Klingt einfach. 


Landau wartet bis zum letzten 
Absatz um folgenden schrillen 
Ton in seine Betrachtung einzu- 
bringen: »Alles, was erforderlich 
ist- um diese Anderung zu errei- 
chen -, ist, daß die Regierung zur 
Seite tritt, und daß die Vereinig- 
ten Staaten damit aufhören, aus 
Israel einen Hilfsleistungssüchti- 
gen zu machen. Um das übrige 
werden sich dann die Juden 
selbst kümmern.« 


Die Welt befindet 
sich im Fluß 


Aber wer hält nun wen zum Nar- 
ren? Es besteht kein Zweifel, daß 
das israelische Volk den größten 
Vermögenswert des Landes dar- 
stellt, und daß das Potential vor- 
handen ist, um wirtschaftlich le- 
bensfähig zu werden. Aber die Is- 
raelis werden sich nicht über 
Nacht ändern, ganz gleich wie 
sehr dies notwendig ist. 


Im Augenblick sind sie zu sehr 
mit anderen Dingen voll beschäf- 
tigt, wie das Hineinströmen so- 
wjetischer Juden, Israels sich ver- 
ändernder Status als Verbünde- 
ter der USA, die sich verändern- 
den Märkte der Europäischen 
Gemeinschaft und Osteuropas, 
und der Palästinenseraufstand. 
Wenn sie ihre engherzige Art in 
den achtziger Jahren - als es so 
viel leichter war dies zu tun und 
als amerikanische Unterstützung 
stets gewährleistet war, falls sie 
auf den Bauch fallen sollten - 
nicht ablegen konnten, wie sollen 
sie es jetzt tun können, wo so 
viele Münder mehr zu füttern 
sind, und wo man einer derart un- 
sicheren Zukunft entgegensieht? 


Trotz Israels elender Wirtschafts- 
leistung seit seiner Gründung 
bleiben israelische Geschäfts- 
leute anscheinend ewig hoff- 
nungsvoll. Der Industrialist Stef 
Wertheimer glaubt, daß Israel im 
kommenden Jahrzehnt in der 
Arena des internationalen Ge- 
schäfts erfolgreich sein wird. Die 
Welt befindet sich im Fluß, sagt 
er, und bietet Israel eine histori- 
sche Gelegenheit mit Westeu- 
ropa, dem Ostblock und sogar 
mit dem Fernen Osten Handel zu 
treiben. oO 


Er 


Een 


John Demjanjuk 


Neue Beweise 


fur die 


Unschuld 


Fred Blahut 


»John Demjanjuk ist unschuldig. Er ist immer unschuldig gewesen. 
neu aufgetauchtes Beweismaterial belegt seine Unschuld ohne jeden 
Zweifel«, sagte Jerry Brentar, ein Mitglied aus der Gruppe, die sich um 
die Verteidigung von John Demjanjuk bemüht. 


John Demjanjuk, ein im Ruhe- 
stand lebender Automechaniker 
aus dem US-Bundesstaat Cleve- 
land, befindet sich mit einem To- 
desurteil durch Hängen in einem 
Gefängnis in Israel. Er wird be- 
schuldigt, während des Zweiten 
Weltkrieges ein Mann namens 
»Iwan der Schreckliche«, Wach- 
mann im deutschen Konzentra- 
tionslager Treblinka in Polen, ge- 
wesen zu sein. Der Amerikaner 
aus der Ukraine hat stets seine 
Unschuld beteuert und gesagt, es 
handele sich um eine Personen- 
verwechslung. 


Neue Beweis- 
Aufnahme festgesetzt 


Das so eben aufgetauchte Be- 
weismaterial, darunter die Aus- 
sage einer deutschen Frau, die in 
einem deutschen »Grundausbil- 
dungslager« für Nichtdeutsche — 
vor allem Gefangene der Sowjet- 
armee, die man für Feinde des 
Bolschewismus hielt — in Polen 
tätig war, versetzt Demjanjuk° 
dorthin, wo er sich nach eigener 
Aussage zu der Zeit aufhielt, als 
er angeblich der sadistische 
Wachmann »Iwan« gewesen sein 
soll. 


Ende Februar dieses Jahres 
stimmte der Oberste Gerichtshof 
Israels in Zusammenhang mit 
Demjanjuks automatischer Beru- 
fung, die jetzt für den Mai festge- 
setzt ist, einer erneuten Beweis- 
aufnahme zu. Das Gericht er- 
klärte sich bereit, den Termin für 
die Berufungsverhandlung er- 
neut zu verschieben, während 
neues Beweismaterial zusam- 
mengestellt wird. 
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stendes Beweismaterial ver- 
schwinden zu lassen. »Uns liegen 
diese Beweise schon seit 1983 
vor«, sagte Brentar. »Wir hatten 
drei Zeugen, darunter Josefine 
Dolle, die bereit waren nach 
Amerika zu kommen, um für 
John auszusagen.« 


»Aber Michael Wolf vom OSI rief 
die amerikanische Botschaft an 
und forderte diese auf, den Zeu- 
gen die Einreisevisa zu verwei- 
gern, da der Prozeß »zuende« 
sei.« 


Iwan hieß in 
Wirklichkeit Marczenko 


»Der Prozeß war nicht zuende. 
Der Richter hatte uns Zeit einge- 


Der angebliche Dienstausweis von John Demjanuk, der als 
Beweis dient, ist eine plumpe Fälschung des KGB. 


Ein israelischer Staatsbürger, Yo- 
ram Sheftel, sagt, er habe eine 
Zeugin, Josefine Dolle, ausfin- 
ding gemacht, die von 1938 bis 
1945 in Heuberg, einem Truppen- 
übungsplatz, gearbeitet hat. »Sie 
bestätigt, daß sich dort ab Som- 
mer 1944 sowjetische Gefangene 
- Kriegsgefangene — aufhielten, 
und das ist genau die Zeit, in der 
der Angeklagte nach eigener 
Aussage in Heuberg war«, sagte 
Sheftel im Israili Army Radio. 


OSI verweigerte Zeugen 
die Einreise 


Und während er den Durchbruch 
als großen Sieg lobte, verurteilte 
Brentar die Aktionen des dem 
amerikanischen ' Justizministe- 
rium unterstehenden Office of 
Special Investigations (OSI) we- 
gen dessen Bemühungen, entla- 


räumt, um diese Zeugen vorzula- 
den«, sagte Brentar. 


Inzwischen brachte das amerika- 
nische CBS-TV-Programm »60 
Minutes« einen Bericht aus Po- 
len, in dem Demjanjuks Un- 
schuld untermauert wird. Eine 
Reportermannschaft reiste zu ei- 
nem Dorf in der Nähe von Tre- 
blinka, wo Dorfbewohner ihnen 
mitteilten, daß sie »Iwan« als ei- 
nen Mann namens Marczenko, 
nicht Demjanjuk, gekannt hät- 
ten. 


Brentar sagte, er habe nicht nur 
mit Dorfbewohnern in der Nähe 
Treblinkas, sondern auch mit 
dem Kommandanten eines La- 
gers, wo Wachleute für Treblinka 
ausgebildet wurden, gesprochen. 
Es bestand keine Möglichkeit für 
einen gefangenen Nichtdeut- 
schen der sowjetischen Armee als 


Wachtposten nach Treblinka ver- 
setzt zu werden, ohne daß der La- 
gerkommandant es wußte. »John 
war niemals Wachmann in Tre- 
blinka«, sagte Brentar. »Seine 
Angaben entsprechen der reinen 
Wahrheit.« 

Brentar hat zehn Jahre lang in 
Deutschland gelebt. Kurz nach 
dem Zweiten Weltkrieg hatte er 
mit dem internationalen Pro- 
gramm für verschleppte Perso- 
nen (displaced persons) zu tun. 
Er ist mit den Umständen der ge- 
fangenen Soldaten der Sowjetar- 
mee, die von der deutschen Wehr- 
macht zur Arbeit herangezogen 
wurden, bestens vertraut. 


Untersuchung der 
Tätigkeiten des OSI 


»Johns Angaben stimmen mit 
dem Beweismaterial, das ich ent- 
wickelt habe, überein«, sagte 
Brentar. 


Demjanjuks amerikanische 
Staatsbürgerschaft wurde aufge- 
hoben und er selbst nach jahre- 
langer Verfolgung durch das OSI 
1985 nach dem zionistischen 
Kleinstaat ausgewiesen. 


Die Anklage stützt sich in der 
Hauptsache auf einen vom sowje- 
tischen KGB zur Verfügung ge- 
stellten Dienstausweis. Demjan- 
juk und seine Verteidigungs- 
mannschaft waren von Anfangan 
davon überzeugt, daß dieser Aus- 
weis eine Fälschung ist. 


Indessen erneuerte der Abgeord- 
nete James Traficant seinen Auf- 
ruf, zu einer gründlichen Unter- 
suchung der Tätigkeiten des OSI 
durch das amerikanische Justiz- 
ministerium. 


Traficant rief im vergangenen 
Jahr erstmals zu einer Untersu- 
chung auf, als Dokumente aufge- 
funden wurden, die auf die Mög- 
lichkeit eines Fehlverhaltens und 
Amtsmißbrauchs durch Beamte 
des Office for Special Investiga- 
tions hinwiesen. 


Traficant sagte, er werde auch an 
den amerikanischen Außenmini- 
ster James Baker schreiben, um 
herauszufinden, ob dieser im Na- 
men des verurteilten Mannes in- 
tervenieren könne. 


Israel erhält jährlich mehr als drei 

Milliarden Dollar als Hilfslei- 
stungen aus den Vereinigten Staa- 

ten. 
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»Schickt mehr 


Geld!« 


“ Mark Lane 


Die Lösung der Wirtschaftsprobleme Israels heißt: »Schickt mehr 
Geld!«. Die größte Bedrohung für die israelische Sicherheit ist nicht 
der Palästinenseraufstand oder etwa die zusammengeballte Macht ara- 
bischer Armeen, die drauf und dran sind, die winzig kleine zionistische 
Nation ins Meer zu stoßen. Die größte Bedrohung, der sich Israel ge- 
genübersieht und die größte Herausforderung an seine Freunde und 
Verbündete in der ganzen Welt ist, das drohende Gespenst eines wirt- 


schaftlichen Zusammenbruchs. 


Totaler Zusammenbruch ist 
keine zu übertriebene Beschrei- 
bung dessen, was Israel zustoßen 

: kann, es sei denn, es unternehme 
drastische Maßnahmen um ent- 
weder seine Wirtschaft zu refor- 
mieren oder eine massive Dollar- 
Spritze aus Amerika zu bekom- 
men. Von diesen beiden Wegen 
ist letzterer derjenige, den Israel 
bereit ist zu beschreiten. 


- Seit 1977 droht 
der Zusammenbruch 


Israel sollte eigentlich vor der 
Möglichkeit eines wirtschaftli- 
chen Zusammenbruchs mehr als 
gewarnt sein, denn es bewegt sich 
schon seit 1977 in diese Richtung. 
Es wurde nur durch großzügige 
amerikanische Hilfsgelder von 
drei Milliarden Dollar und mehr 
jährlich, den von den zionisti- 
schen Geldauftreibe-Organisa- 
tionen in der ganzen Welt - vor al- 
lem in den USA - gesammelten 
Geldern und von den Wiedergut- 
. machungs-Leistungen der deut- 
schen Regierung über Wasser ge- 
halten. 


Jetzt, wo im amerikanischen 
Kongreß und in der Regierung 
von George Bush über mögliche 
Beschneidungen der Auslands- 
hilfe an Israel gesprochen wird, 
debattieren die Denker, Wissen- 
schaftler und politischen Führer 
in der Welt darüber, welchen Weg 
Israeli einschlagen sollte, um 
seine Wirtschaft in das späte 20. 
Jahrhundert hinüber zu retten. 


Die geo-strategische Lage ändert 
sich so schnell, daß Israel sich ge- 
rade in dem Augenblick als »aus- 
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gezählt« vorkommt, in dem es 
weiterer amerikanischer Unter- 
stützung bedarf, um die unver- 
meidlichen Verschiebungen und 
Entbehrungen, die das israeli- 
sche Volk bei einer Wirtschaftsre- 
form erdulden muß, erträglich zu 


“machen. Zu diesen Problemen 


kommen noch die Lasten hinzu, 
die. dem Land durch das Hinein- 
strömen sowjetischer Juden auf- 
erlegt werden, die untergebracht 
und in die Wirtschaft eingeglie- 
dert werden müssen, sowie der 
andauernde Aderlaß, den die 
Staatskasse durch den Palästinen- 
seraufstand erleidet. 


Denkt man noch an die wach- 


sende Wirtschaftsmacht Japans 
und an die bald vereinigte Euro- 
päische Gemeinschaft, beide 
stark von arabischem Ol abhän- 
gig und Israel gegenüber sehr kri- 
tisch eingestellt, dann beginnt 
man die Dimensionen des Pro- 
blems zu begreifen. 


Die Inflation schoß 
in den Himmel 


Aber zunächst einmal stellt sich 
die Frage, wie Israel in diesen 
traurigen Schlamassel hineinge- 
raten ist. Die Wurzeln des derzei- 
tigen Problems können bis zu den 
Wahlen von 1977 zurückverfolgt 
werden. Dies war das Jahr, in 
dem der am rechten Flügel ste- 
hende Likud-Block der harten 
Linie schwungartig zur Macht 
kam, und der einstige Terrorist 
und zionistische Fanatiker Mena- 
chem Begin auf den Posten des 
Premierministers gehievt wurde. 


‘In dem Bestreben, sich bei einer 


immer noch skeptischen Wähler- 
schaft einzuschmeicheln, öffne- 


ten Begin und seine Minister Isra- 
els Grenzen für eine Flut von 
importierten Luxusartikeln - 
nach einem »Kauft jetzt, zahlt 
später«-Plan. 


Der israelische Schriftsteller 
Ze’ev Chafetz, Verfasser des Bu- 
ches »Inside the New Israel«, 
schreibt: »Die Israelis reagierten 
wie es jeder andere tut, wenn der 
Lebensstandard steil nach oben 
geht - mit Freude. Die Leute 
kauften sich neue Autos, größere 


. Wohnungen, Farbfernsehgeräte. 


Die Inflation schoß zum Himmel 
empor, aber der Bürger wurde 
durch ein Indexsystem geschützt, 
das Löhne und Gehälter mit den 
Lebensunterhaltskosten ver- 
knüpfte. Volkswirte wiesen war- 
nend darauf hin, daß die Nation 
über ihre Verhältnisse lebte, daß 
die gewaltige Auslandsschuld die 
Blase schließlich zum Platzen 
bringen würde, aber die Men- 
schen hörten nicht zu.« 


Die Währungsumstellung 
war keine Lösung 


Die Folgen dieser Ausgabelust 


waren vorhersehbar. Israel be- 


fand sich mitten in einer Infla- , 


tionsspirale, die mit der jedes an- 
deren Landes der dritten Welt 
wetteiferte. Im Februar 1980 trat 
die Regierung endlich in Aktion. 
Sie nannte die amtliche Währung 
in Schekel um und löste die da- 
mals gebräuchlichen Pfundnoten 
zum Kurs von 10 Pfund für jeden 
neuen Schekel aus. Mit anderen 


. Worten, die Regierung unter- 


nahm den gefürchteten Schritt 
der Währungsabwertung. 


Der israelische Volkswirt Harry 
Klinger schrieb in seinem Buch 
»Salad Days«: »Was wirklich ge- 
schah war, daß sich die Regierung 
dazu entschloß, der blühenden 
Untergrundwirtschaft den Todes- 
stoß zu versetzen. Etwa 150 Mil- 
liarden Pfund (60 Prozent der 
Volkswirtschaft) gingen in an- 
dere Hände über, ohne daß der 
Fiskus seinen Anteil bekam.« 


Diese Razzia auf die Untergrund- 
wirtschaft bestand in der Auferle- 
gung strenger Meldepflichten auf 
jeden Geschäftsabschluß über 
1.500 Schekel, damals etwa 375 
Dollar wert. 

Aber trotz der besten Absichten 
der israelischen Regierung wurde 
mit diesen Maßnahmen keine 
Eindämmung der Ausgabeflut er- 
zielt. Ein weiteres Ziel, größere 


Steuerehrlichkeit, wurde auch 
nicht erreicht. Chafetz schreibt: 
»Durch eine ehrliche Steuerer- 
klärung wird man als freier ab- 


qualifiziert, was so viel wie »Ein- 


faltspinsel« oder »williges Opfer« 
bedeutet.« Diese Einstellung 
herrscht heute noch vor. Israel ist 
eine der am höchsten besteuer- 
ten Nationen der Welt, mit einer 
Mehrwertsteuer von 17 Prozent 
auf alle im Lande verkauften Pro- 
dukte, einem Randsteuersatz 
von 66 Prozent und hohen Zöllen 
auf Verbrauchsgütern, die die 
Kosten um das Zwei- oder Drei- 
fache des Einkaufspreises erhö- 
hen, die anderswo verlangt wer- 
den. Und doch bleibt den Steuer- 
einziehern mehr als die Hälfte 
des Volkseinkommens verbor- 
gen. 


Es bleibt immer bei 
symbolischen Maßnahmen 


Diese untauglichen Hilfsmaß- 
nahmen machten bald eine wei- 
tere Abwertung erforderlich. Im 
Januar 1986 schuf die Regierung 
den »neuen Schekel«, von denen 
einer 1.000 alte ersetzte. Das 
Ausmaß der Verwüstungen durch 
die Inflation zeigt sich in der Ver- 
schiebung in dem Wechselkurs 
zum US-Dollar. Im Jahre 1980, 
als der Schekel eingeführt wurde, 
wurde er zum Kurs von vier Sche- 
kel pro US-Dollar gehandelt. 
Sechs Jahre später betrug der 
Wechselkurs 1.500 zu eins. 


Wieso konnte sich die israelische 
Wirtschaft dermaßen verschlech- 
tern? Kann dies alles mit der 
übertriebenen Bürokratie, den 
amtlichen Barrieren gegen neue 
Investitionen, den hohen Steu- 
ern und der Beherrschung der 
Wirtschaft durch untüchtige 


‚ staatseigene Betriebe erklärt 


werden? Diese Faktoren machen 
alle zusammen einen großen Teil 
des Problems aus. Aber da ist 
noch mehr, etwas fast Unaus- 
sprechliches, was man nur als den 
Glauben Israels an sein göttliches 
Recht auf einen Lebensstandard, 
der über seine Verhältnisse geht, 
bezeichnen kann. 


Heute hat Israel ein paar Refor- 
men in Angriff genommen, die 
von Volkswirten sowohl in den 
USA als auch in Israel angeregt 


Ze a ee re 


wurden: Privatisierung, vermin- . - 


derte Steuern, ein größeres 
Schwergewicht auf Ausfuhren. 
Aber das Kernproblem wird 
nicht angepackt. Und diese mehr 


symbolischen Maßnahmen wer- 
den nicht dazu ausreichen, daß 
Israel mit einem Handelsüber- 
schuß wirtschaften, oder seinen 
Staatshaushalt ausgleichen, oder 
von der Notwendigkeit der Aus- 
landshilfe abgebracht werden 
kann. Der letzte Punkt ist wich- 
tig. 


Die höchste 
Pro-Kopf-Verschuldung 


Israel ist nach den Worten des is- 
raelischen Finanzkorresponden- 
. ten Pinhaus Landau ein »aid jun- 
kie« (Abhängiger von Hilfslei- 
stungen, wie man von Drogen ab- 
hängig ist). Da es von ausländi- 
scher Großzügigkeit abhängig 
ist, wird Israel niemals finanziell 
auf eigenen Beinen stehen bis die 
Krücke entfernt wird. 

Klingt einfach. Nun, es gibt da 
ein Problem. Die führenden Per- 
sönlichkeiten Israels haben lange 
darauf bestanden, daß sie keine 


‘drastischen Schritte unterneh- 


men können, um die Wirtschaft 
. zu reformieren ohne die brüchige 
Koalition zu gefährden, die die is- 
» raelische Politik stets beherrscht 
“hat. Jeder Aufruf der politischen 
. Führung zu größeren Opfern sei- 
tens des Volkes löst eine sofortige 
; Regierungskrise aus, die durch 
. eine oder mehrere der Dutzen- 
“den von kleinen politischen Par- 
„.teien, deren sich verschiebenden 
:, Bündnisse den Machtausgleich 
.. herbeiführen müssen, beschleu- 
nigt wird. 
- Mit anderen Worten: Israels viel- 
gepriesene demokratische Regie- 
rungsform, die angeblich in die- 
sem: Teil der Welt einmalig ist, 
hindert es daran, wirklich selbst- 
regierend, das heißt wirklich un- 
abhängig zu sein. 


Eins steht fest, die Ausgaben des 
Verbrauchers und des Staates 
gingen weit über die Mittel der is- 
raelischen Wirtschaft hinaus, und 
amerikanische Auslandshilfe, ob- 
wohl großzügig bemessen, war 
immer noch unzureichend, um 
die Differenz auszugleichen. 
Und so hat sich Israel mit aller 
Macht verschuldet. Seine Ge- 
samtschulden belaufen sich auf 
24,9 Milliarden Dollar. Pro Kopf 
macht dies 5.570 Dollar aus, eine 
der höchsten Schulden der Welt. 


Die meisten anderen mit Schul- 
den belasteten Länder der drit- 
ten Welt haben Reformen einge- 
führt, um den Inlandsverbrauch 
‚.einzudämmen, die Produktion 


und Ausfuhr von landwirtschaftli- 
chen Produkten anzukurbeln 
und Einfuhren zu begrenzen. 
Der Zweck dieser Maßnahmen 
besteht darin, Devisen zu verdie- 
nen, um mit den Zinszahlungen 
an internationale Geldverlei- 
hungsinstitute, bei denen sie ver- 
schuldet sind und die in vielen 
Fällen diese Reformen zur Bedin- 
gung für neue Darlehen gemacht 
haben, auf dem laufenden zu 
bleiben. Israel funktioniert je- 
doch unter einer völlig anderen 
Ethik. 


Seit Jahrzehnten kein 
Handelsüberschuß 


Israel hat niemals einen Handels- 
überschuß erwirtschaftet. In der 
Ausgabe vom September 1989 
der »International Currency Re- 
view« liest man: »In keinem der 
Jahre von 1960 bis 1988 gelang es 
dem Land einen Handelsüber- 
schuß zu erzielen. Dies beweist, 
daß die Wirtschaft ohne fortlau- 
fende massive Subventionen 
durch die Vereinigten Staaten 
einfach nicht lebensfähig ist.« 


Die Zeitschrift führt weiter aus, 
daß die israelischen Regierungs- 
beamten über einen Schulden- 
stand, der in jedem anderen 
Land als katastrophal erachtet 
würde, keineswegs beunruhigt 
sind. Das ist darauf zurückzufüh- 
ren, daß viele, der von den: USA 
geleisteten Zahlungen von Darle- 
hen, in direkte Bewilligungen 
umgewandelt wurden, während 
ein Teil der ausstehenden Schul- 
den erlassen oder zu günstigen 
Zinssätzen refinanziert wurden. 
Und trotz aller Aufregung über 
die kürzlich in den USA gemach- 
ten Vorschläge zur Kürzung der 
Auslandshilfe, glaubt die israeli- 
sche Regierung, sie brauche nur 
noch mehr Druck auf den ameri- 
kanischen Kongreß auszuüben. 

Aber das kann sehr wohl ein gro- 
Ber Irrtum sein. Es besteht kein 
Zweifel darüber, daß Israel um 
jeden Dollar, den es jetzt erhält, 
und um noch mehr Dollar zur Fi- 
nanzierung der Umsiedlung so- 
wjetischer Juden mit Zähnen und 
Klauen kämpfen muß. Ob es 
diese Runde gewinnen wird, ist 
jedoch noch nicht entschieden. 


Wenn auch in Bezug auf die be-. 


sonderen Beziehungen zwischen 
den USA und Israel jetzt ein fri- 
scher- Wind durch Washington 
bläst, darf man die ungeheure 
Macht der Pro-Israel-Lobby kei- 
neswegs unterschätzen: OD 


Revisionismus 


Der Prozeß 
in Remscheid 


Karl Philipp 


Unter dem Vorsitz von Amtsrichter Franke mußten am 1. März 19% im 
Sitzungssaal 14 des Amtsgerichts Remscheid ein weiterer beisitzender 
Richter sowie zwei Schöffen über den sich im vorzeitigen Ruhestand be- 
findenden Studiendirektor Ernst Günter Kögel befinden und urteilen. 
Staatsanwältin Bohnstedt legte dem von Rechtsanwalt Krempel und 
Rechtsanwalt Hermann flankierten Angeklagten zur Last, er habe wi- 
der besseren Wissen unwahre Tatsachen behauptet, die geeignet seien, - 
andere verächtlich zu machen und Teile der Bevölkerung zu verleum- _ 
den, das Andenken: Verstorbener verunglimpft und die Menschen- 

würde anderer angegriffen, den öffentlichen Frieden gestört und zum 

Haß gegen Teile der Bevölkerung und zum Rassenhaß aufgestachelt zu 


haben. 


Dieser Straftaten machte sich der 
ehemalige Studienrat nach An- 
sicht der Staatsanwaltschaft 
schuldig, weil er in einer vonihm 
veröffentlichten Broschüre den 
Bericht über die Pressekonferenz 
des englischen Historikers David 
Irving vom 23. Juni 1989 mit ei- 
nem eigenen - diese Straftatbe- 
stände unterstreichenden - Vor- 
wort versah. Interessant ist die 
neue Qualität der Tatsachenwür- 
digung. 


David Irving kam 
in den Zeugenstand 


Der Remscheider Richter gestat- 


tete im Gegensatz zu allen 
vorausgegangenen »Auschwitz- 
Lüge«-Prozessen einen Exper- 
ten-Zeugen. Eine solche Beweis- 
führung galt bislang als unnötig, 
da man von einer Offenkundig- 
keit der Dinge ausging. Irving, 
der in der das Schöffengericht be- 
schäftigenden Broschüre ausgie- 
big zitiert wird, durfte also in den 
Zeugenstand. 


In seiner Aussage ging der Zeit- 
geschichtsforscher auf das Leuch- 
ter-Gutachten ein und bekräf- 
tigte seinen Standpunkt, wonach 
es weder in Auschwitz, Birkenau 
und Majdanek Gaskammern zur 
Tötung von Menschen gegeben 
haben konnte. Irving ist sich in 
dieser Frage deshalb so sicher, 


. weil Leuchter in den entnomme- 


nen Gemäuerproben der als ehe- 
malige Gaskammern ausgewiese- 
nen Gebäuden, keine Zya- 


nidrückstände fand, während er 
in den von der Lagerverwaltung 
als Entlausungskammern be- 
zeichneten Einrichtungen be- 
trächtliche Mengen von Ferrozy- 
anidverbindungen feststellte. 


Irving zufolge, der sich in seiner 
Aussage auf das Leuchter-Gut- 
achten stützt, hätten die Rück- 
stände in den angeblichen Gas- 
kammergebäuden bis zu einer 
Million höher sein müssen, als in 
den Entlausungskammern. In 
seiner Aussage ging der Histori- 
ker ausführlich auf das von ihm 
angeblich entdeckte Dokumen- 
tenmaterial ein, das die Londo- 
ner Abteilung für psychologische 
Kriegsführung als Erfinder des 
»Gaskammermärchens« ent- 
larvte. 


Seit dreißig Jahren 
unwiderlegt geblieben 


Ob es zutreffe, daß er, Irving, in 
Kollegenkreisen als Außenseiter 
und als umstritten gelte, wollte . 
die Staatsanwältin von dem Zeu- 
gen wissen. Irving bejahte dies, 
fügte allerdings hinzu, daß er von 
den ihn Außenseiter und kontro- 
vers bezeichnenden Kollegen seit’ 


dreißig Jahren unwiderlegt ge- 


blieben sei. Richter Franke 
wollte von dem Zeugen wissen, 
ob er ausschließen könne, daß es 
in anderen, als in den drei ge- 
nannten Konzentrationslagern 
Gaskammern gegeben habe. Ir- 
ving wollte diese Möglichkeit 
nicht ausschließen. 
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Revisionismus 
Der Prozeß 
in Remscheid 


Kögel wurde zur Last gelegt, daß 
er in seinem Vorwort pauscha- 
liert die Existenz von Gaskam- 
mern in allen deutschen Konzen- 
trationslagern verneine. Der um 
einen fairen Prozeß bemühte Vor- 
sitzende Richter hielt dem Ange- 
klagten vor, daß Irving lediglich 
die Gaskammern in Auschwitz, 
Birkenau und Majdanek ver- 
neine. 


Die Verteidigung wiederum 
führte an, daß das »Institut für 
Zeitgeschichte« von keinen Gas- 
kammern in Konzentrationsla- 
gern auf dem Gebiet des Altrei- 
ches mehr spreche. Richter 
Franke wollte sich dieser Ansicht 
nicht anschließen und wandte 
ein, daß eine solche Feststellung 


womöglich nur die persönliche . 


Meinung des verstorbenen Di- 
rektors Broszat gewesen sei. 


Die Verteidigung stellte Beweis- 
antrag, das »Institut für Zeitge- 
schichte« möge Auskunft dar- 
über erteilen, in welchen Lagern 
Gaskammern zur Judenvernich- 
tung in Betrieb waren. Das Ge- 
richt lehnte diesen Beweisantrag, 
wie auch den, den Experten 
Leuchter als Zeugen zu laden, 
ab. Richter Franke wollte, wie er 
sich ausdrückte, keinen politi- 
schen Prozeß in einer Sache füh- 
ren, die hinreichend geklärt sei. 


In den anschließenden Schluß- 
plädoyers führte Staatsanwältin 
Bohnstedt aus, daß ihrer Ansicht 
nach alle Straftatbestände erfüllt 
. seien. Der Angeklagte wußte 
demgemäß, daß es in Auschwitz, 
Birkenau und Majdanek sehr 
wohl Gaskammern gab, in denen 
Millionen von Menschen den Tod 
fanden. Ganz besonders schlimm 
sei es, daß durch eine wie von 
dem Angeklagten veröffentlich- 
ten »Hetzschrift« die Juden und 
ihre schrecklichen Leiden, die 
nach vielen Jahren harter Ausein- 
andersetzung mit Behörden und 
Historikern, endlich von der gro- 
ßen Mehrheit des Volkes aner- 
kannt wurden, nun verächtlich 
gemacht würden. 


Die Juden hätten sich darüber 


. hinaus auch materielle Wieder- 


gutmachung ertrotzt, die, würde 
derartige Hetze Verbreitung fin- 
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perte Fred Leuchter be- 
schäftigt sich in seinem Gut- 
achten eingehend mit den 
Gebäuden des Konzentra- 
tionslagers Auschwitz. 


den, gefährdet wäre. Eine Ge- 
fängnisstrafe von vier Monaten 
zur Bewährung und viertausend 
Mark. Geldstrafe wollte Frau 
Bohnstedt als gerechte Strafe ver- 
hängen. 


Leuchter wurde 
als Gutachter abgelehnt 


Die beiden Verteidiger forderten 
Freispruch. Sie empfanden es als 
Fehler, die Beweisanträge nicht 
zuzulassen. Verteidiger Krempel 
bezeichnete es als ungerecht, den 
Historiker Irving als Außenseiter 
abzuwerten, obwohl seine Bü- 
cher in Großauflagen von allen 
namhaften Verlagen der Welt 
nachweislich verlegt würden. Er 
konnte es nicht verstehen, daß 
von den Historikerkollegen nur 
Kritik zu hören sei, aber die Her- 
ausforderung, ihn 'wissenschaft- 
lich zu widerlegen, niemals ange- 
nommen wurde. 


Verteidiger Herrmann betonte, 
daß man im Zeitalter von labor- 
wissenschaftlichen Methoden 
dann nicht länger von Offenkun- 
digkeit sprechen kann, wenn sol- 
che in der strittigen Sache keine 
Anwendung fanden. Als Beispiel 
führte er Fälle an, in denen fünf 
Zeugen schwörten, der Ange- 
klagte habe nur ein halbes Glas 
Bier getrunken. Der Bluttest hin- 
gegen ergab 1,5 Promille Alkohol 
im Blut. Eine Verurteilung er- 
folgte, obgleich fünf Zeugen die 
Unschuld des Angeklagten be- 
schwörten. Ähnlich, so der Ver- 


Der US-Gaskammer Ex- 


teidiger, verliefen die Wiederauf- 
nahmeverfahren von Vater- 
schaftsklagen. Es wurde Mehr- 
fachverkehr beschworen. Das 
nach Jahre eingeholte erbbiologi- 
sche Gutachten veranlaßte das 
Gericht, entgegen aller Eidesfor- 
mel der Zeugen, den Vater al- 
leine nach laborwissenschaftlich 
angewandten Kriterien und ent- 
gegen allen vorherigen Gerichts- 
urteilen neu zu bestimmen. 


Der Anwalt empfand es als Zu- 
mutung, von einem »nicht offi- 
ziellen« und von einem »soge- 
nannten« Gutachten zu spre- 
chen. Schließlich sei der amerika- 
nische Ingenieur Fred Leuchter 
nicht gerade ein dahergelaufener 
Möchtegern-Experte. Vielmehr 
handele es sich bei diesem Gut- 
achter um den einzigen Kon- 
strukteur für Gaskammern zur 
Tötung von Menschen. Wenn die- 
ser Ingenieur dazu nichts sagen 
könne, so Herrmann, wer denn 
sonst? Er verwies darauf, daß es 
offiziell gar nicht erlaubt sei, ein 
derartiges Gutachten einzuho- 
len. 


Darüber hinaus sei es mit den 
Menschenrechten nicht verein- 
bar, daß dem Angeklagten die 
Beweislast aufgebürdet werde. 
Wenn das Gericht Zweifel am 
Leuchter-Gutachten habe, sei 
das Gericht aufgefordert, ein-ei- 
genes einzuholen. 


Rechtsanwalt Herrmann ist es 
ohnehin unverständlich, daß in 
einem Komplex, wie dem der 
Gaskammern in den deutschen 
Konzentrationslagern, eine wis- 
senschaftliche Untersuchung der 
Tatwaffe nicht von vornherein 
vorgenommen wurde. Er berief 
sich abschließend auf den verfas- 
sungsrechtlich  verbrieften An- 


spruch auf freie Meinungsäuße- 
rung sowie auf den Bundespräsi- 
denten Richard von Weizsäcker, 
der aufgrund neuer Erkenntnisse 
im Zusammenhang mit den Gas- 
kammern nichts mehr in dieser 
Angelegenheit sagen könne und 
stattdessen die Diskussion zu die- 
sem Thema aufmerksam beob- 
achten wolle. Sein Mandat hätte 
mit bester Absicht versucht, zu 
dieser Diskussion mit einer sach- 
lichen Veröffentlichung beizutra- 
gen. 


Kein Strafbestand 
nachzuweisen 


Nach einer langen Beratungs- 
pause von Schöffen und Richtern 
verkündete der Vorsitzende das 
Urteil. Der Angeklagte sei in al- 
len . Punkten freizusprechen. 
Franke wörtlich: »Objektiv er- 
fülle die vom Angeklagten veröf- 
fentlichten Darstellungen zwar in 
jedem Fall die Tatbestände wie 
Verleumdung, Verunglimpfung 
und Volksverhetzung. Subjektiv 
sei ihm jedoch nicht nachzuwei- 
sen, daß er in jedem Fall wider 
besseres Wissen seine Behaup- 
tungen aufgestellt hat.« 


Dem Angeklagten sei nach Ab- 
lauf des Verfahrens nicht abzu- 
sprechen gewesen, daß er Thesen 
habe zur Diskussion stellen wol- 
len, vor allem im Zusammen- 
hang mit der Londoner Presse- 
konferenz, die immer wieder be- 
richterstattend dargestellt: wor- 
den sei. Deshalb könne sein Vor- 
wort auch nicht losgelöst,”"sön- 
dern nur im Zusammenhang mit 
der Berichterstattung gesehen 
und beurteilt werden. Insofern 
sei ihm auch in diesem Sinne sub- 
jektiv kein Strafbestand nachzu- 
weisen. [] 


Revisionismus 


Ernst Zundel 
vor Kanadas 
höchstem 


Gericht 


P. Samuel Foner 


Der in Deutschland geborene revisionistische Publizist Ernst Zündel 
verbrachte eine Woche im Gefängnis, als ein Berufungsgericht seine 
Verurteilung wegen einer »Haß-Straftat« aufrechterhielt. Er befindet 
sich derzeit gegen eine Kaution von 10.000 Dollar auf freiem Fuß, wäh- 
rend sein Anwalt Doug Christie beim höchsten Gericht Kanadas Beru- 


fung eingelegt hat. 


- Das Ontario Court of Appeal 
hielt die Verurteilung Zündels 
von 1988 wegen »Verbreitung 
von Falschnachrichten« aufrecht 
und kritisierte Christie, weil er 
den Vorrichter beschuldigt hatte, 
persönliche Vorurteile gegen sei- 
nen Mandanten bekundet zu ha- 
ben. In einem 95seitigen Urteil, 
das am 5. Februar 1990 verkün- 
det wurde, hielt das Berufungsge- 
richt Zündels Verurteilung zu 
neun Monaten Haftstrafe auf- 
recht und nannte Christie »unver- 
> antwortlich«, weil er die Motive 
des Vorrichters in Frage gestellt 
habe. 


Nicht wegen politischer 
Ansichten bestraft 


Zündel meldete sich am 5. Feb- 
ruar im Torontoer Gefängnis 
Don Jail, während sich seine An- 
hänger draußen versammelten. 
Der in Deutschland geborene ka- 
nadische Einwohner wurde im 
Mai 1988 wegen »Verbreitung 
von Falschnachrichten« verur- 
teilt, die darin bestand, daß er 
eine Broschüre mit dem Titel 
»Did Six Million Really Die?« 
veröffentlicht hatte, in der die 
vom Establishment gelehrte Ho- 
locaust-Theorie in Frage gestellt 
wurde. Indem sie die Verurtei- 
lung zu neun Monaten Gefängnis 
aufrechterhielten, sagten die 


Richter, Zündel sei nicht wegen 
seiner politischen Ansichten be- 


Rechtsanwalt, 


Zündels 
Doug Christie, hat gegen 
das Urteil beim höchsten 
Gericht Kanadas Berufung 
eingelegt. 


straft worden, sondern für das, 
was er getan habe. 

Laut Gericht ging aus der Ent- 
scheidung hervor, daß die Ge- 
schworenen ohne angemessenen 
Zweifel davon überzeugt waren, 
daß Zündel »vorsätzlich eine fal- 
sche Tatsachenaussage gemacht 
habe, von der er wußte, daß sie 
falsch war, und daß die Aussage 
möglicherweise das öffentliche 
Interesse am gesellschaftlichen 
und rassischen Frieden gefähr- 
den könnte« — mit anderen Wor- 
ten die kanadischen »Haß-Ge- 
setze« übertreten hatte. 


Dazu Christie: »Ich glaube, es ist 
ein merkwürdiges Land, das 
zwar Leuten gestattet menschli- 


Der revisionistische Publizist Ernst Zündel in einem »Ar- 
beitsanzug« vor Antritt seiner Haftstrafe. 


ches Leben zu beenden (Abtrei- 
bung), das ihnen aber nicht ge- 
stattet, sich ein Buch auszusu- 
chen, das sie lesen wollen und 
selbst darüber (das heißt über die 
These des Buches) zu entschei- 
den.« 


Der Streit um 
die Tatsachen 


Indessen sagte die Liga für Men- 
schenrechte der B’nai B’rith 
Loge, sie sei durch die Handlung 
des Gerichts »erleichtert«. 

»Ich wurde in Einzelhaft gehal- 
ten, ohne Fenster, ein Licht 
brannte, und ein Guckloch«, 
sagte Zündel. »So ähnlich wie 
Rudolf Heß behandelt wurde.« 


Heß war Adolf Hitlers Stellver- 
treter, der 1941 nach Großbritan- 
nien flog, um zu versuchen, die 
Feindseligkeiten zwischen 
Deutschland und England zu be- 
enden. Er wurde auf Churchills 
Anordnung festgesetzt und bis zu 
seiner kürzlichen Ermordung in 
Einzelhaft gehalten. 


Einer der wesentlichen Punkte 
des Berufungsgerichts war der 
Absatz im Gesetz, der sich mit 
dem »tatsächlichen Wissen um 
die Falschheit« der behaupteten 
Tatsache befaßt. Nach diesem 
Absatz ist es nicht erforderlich, 
daß der Beschuldigte unmittel- 
bare persönliche Kenntnis von 
den Tatsachen hat, die falsch sein 


sollen. Es reicht aus, wenn er 
glaubt, daß die Tatsachen, die er 
veröffentlicht hat, falsch sind. 


Keine Garantie für 
freie Meinung 


Zündel sagt er sei davon über- 
zeugt, daß die Tatachen, die er 
veröffentlicht hat, wahr sind. 
Das Gericht vertrat jedoch die 
Ansicht, daß, da die Schrift die 
Holocaust-Story so wie sie vom 
Establishment aufrechterhalten 
wird, in Frage stellt, Zündel un- 
möglich an etwas anderes ge- 
glaubt haben kann. 


Und obwohl er sich zur Zeit auf 
freiem Fuß befindet, wurde Zün- 
del effektiv ein Maulkorb umge- 
hängt, wie das auch während des 
langen Prozesses der Fall war. Zu 
den Bedingungen der Freilassung 
auf Kaution gehört die Bestim- 
mung, daß der Torontoer Publi- 
zist weder direkt noch indirekt 
»irgendetwas veröffentlicht oder 
vertreibt oder etwas zum Aus- 
druck bringt oder veröffentlicht, 
mit dem die Ansichten oder Tat- 
sachenbehauptungen, die in der 
Broschüre »Did Six Million Re- 
ally Die?« enthalten sind, unter- 
stützt oder erweitert werden«. 


Kanadisches Gesetz ist britisches 
Gesetz. Es gibt nach britischem 
Gesetz keine Garantie für die 
Freiheit der Meinungsäußerung, 
wie das in Amerika der Fall ist. U 
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David Irving 


Ein Historiker 


kämpft gegen 
die Kriegs- 
propaganda 


Tom Valentine 


Unser Mitarbeiter Tom Valentine interviewte den britischen Historiker 
David Irving in einer abendlichen Talkshow im Radio Free America. Ir- 
ving ist der meist gelesene Historiker im englischen Sprachraum, Ver- 
fasser der Bücher »Hitler’s Krieg« und des zweibändigen Werkes 
»Churchill’s War«, das leider noch nicht in deutscher Sprache vorliegt. 
Neben anderen unglaublichen Enthüllungen in diesem Interview 
sprach Irving von neu entdeckten Tatsachen über den »Holocaust« des 
Zweiten Weltkrieges, die ihn davon überzeugt hätten, daß die angebli- 
chen Vergasungen im Konzentrationslager Auschwitz durch die Deut- 
schen in Wirklichkeit niemals stattfanden. 


Mein Sohn hat an der University 
of California in San Diego Ge- 
schichte studiert und einer seiner 
Professoren teilte ihm sehr unwil- 
lig mit, er glaube, daß die besten 
Arbeiten über die Geschichte des 
Zweiten Weltkrieges von Ihnen, 
David Irving, geleistet werden. 


Irving: Gelegentlich bekomme 
ich diese indirekten Kompli- 
mente. Ich höre sogar, daß einer 
der führenden britischen Histori- 
ker, A. L. Rouse, mein Buch 
über Göring — eine Biographie 
des Reichsmarschalls Hermann 
Göring - das »Buch des Jahres« 
genannt hat. 


Man muß zum großen 
Haufen gehören 


Wenn ich solche Dinge höre, 
habe ich den Eindruck, daß diese 
Leute noch nicht das Rundschrei- 
ben bekommen haben, in dem 
gesagt wird, daß man mich in den 
Boden stampfen sollte. 


Im Laufe der Zeit werden sie das 
Rundschreiben natürlich erhal- 
ten. Sie werden von jemanden ei- 
nen Brief erhalten, der besagt: 
»Ist Ihnen eigentlich nicht klar, 
daß Irving nicht auf unserer Seite 
steht?« 
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man nicht dazu gehört, dann be- 
kommt man in der Tat große 
Schwierigkeiten. Und man stellt 
fest, daß man an der Madison 
Avenue oder, was noch schlim- 
mer ist, in Hollywood für einen 
Zeitraum von 10, 15 oder gar 20 
Jahre als nicht fein gilt. 


Theorie des 
Propaganda-Schwungrads 


Es scheint, daß Amerikaner 
keine Flecken auf den Bildern be- 
kommen möchten, die sie mit der 
Propagandamaschine geschaffen 
haben, die alle Staaten zur 
Kriegszeit besitzen, aber unsere 
Kriegspropagandamaschine ist 
nicht verschwunden. 


Irving: Es gibt eine Theorie, die 
ich im Verlauf einer Reihe von 
Vorträgen rund um die Welt ent- 
wickelt habe. Ich nenne sie die 
Theorie des »Propaganda- 
Schwungrads«. 


Während des Krieges wird die 
Propaganda ganz natürlich als 
eine der wichtigsten Kriegswaf- 
fen erkannt. Adolf Hitler war, 


Der britische Historiker David Irving beschuldigt seine Kol- 
legen, Informationen aus zweiter Hand zu verarbeiten und 
Vorurteile zu haben. 


Das ist interessant, daß wir dar- 
über reden, »wer auf unserer 
Seite steht«. Ich habe immer ge- 
glaubt, wenn wir über Geschichte 
sprechen, dann sprechen wir über 
Tatsachen. 


Irving: Nun, man muß zum gro- 
ßen Haufen gehören, und wenn 


glaube ich, der erste, der dies im 
Zweiten Weltkrieg erkannt hat, 
als er zu den altmodischen Gene- 
rälen sagte, daß man im Kriege 
nicht nur mit Kanonen und Pan- 
zern, sondern auch mit psycholo- 
gischer Kriegsführung kämpft. 
Und Hitler war darin sehr gut. 
Generäle und Regierungen ha- 


ben die Aufgabe eine psychologi- 
sche Kriegsführung auf die Beine 
zu stellen. 


Wir erlebten psychologische 
Kriegsführung in intensivster 
Form in den Wochen vor und 
nach dem Sturz und der Gefan- 
gennahme des panamaischen 
Führers Manuel Noriega. Dem 
gesamten amerikanischen Volk 
wurde beigebracht, was für eine 
Ratte General Noriega sei. 


Oder um ein neutraleres Beispiel 
anzuführen, nehmen wir den ru- 
mänischen Diktator Ceausescu. 
Bis kurz vor seiner UÜberwälti- 
gung und Hinrichtung war Ceau- 
sescu einer der letzten überleben- 
den kommunistischen Führungs- 
persönlichkeiten, mit denen alle 
Führer des Westens stolz auf Du 
und Du standen. 


König Eduard ViIll, nach sei- 
ner Abdankung Herzog von 
Windsor, bewunderte die 
Deutschen. 


Auch nach einem Krieg 
wird gelogen 


Er war die einzige Person, die als 
liberaler kommunistischer Dik- 
tator angesehen wurde. Sein 
Land wurde, abgesehen von Un- 
garn, als das fortschrittlichste 
und den westlichen Mächten ge- 
genüber freundschaftlichste 
Land erachtet. Es fiel niemals ein 
häßliches Wort über Ceausescu. 
Er wurde höchstens als etwas ex- 
zentrisch angesehen. 


Das entspricht jetzt natürlich 
überhaupt nicht mehr dem Bild, 
das wir von Ceausescu haben. 


Das ist Propaganda. Das 
Schwungrad setzt sich in Bewe- 
gung, Die Menschen haben ein 
festbegründetes Interesse daran, 
zu jeder Krisen- oder Kriegszeit 
das Schwungrad der Propaganda 
in Tätigkeit zu setzen. 


‚Aber wenn der Krieg zu Ende 
geht, hat niemand ein Interesse 
daran, das Schwungrad anzuhal- 
ten. Niemand erhebt sich und 
sagt: »O.K., Leute, wir geben es 
jetzt zu: Wir haben gelogen. Die 
Japaner warfen keine Kleinkin- 
-. der umher und fingen sie mit Sei- 
tengewehren auf, und Deutsche 
haben keine Menschen zu Seife 
verarbeitet. Wir mußten Sie 
übers Ohr hauen, damit Sie Ihre 
Kanonen auf sie richteten.« 


= Niemand sagt das, sehen Sie, und 
das Propaganda-Schwungrad ro- 
tiert weiter. 


Die einzigen Leute, die ein Inter- 
esse daran haben, das Schwun- 
‚grad anzuhalten — oder zumin- 
-. dest ein Interesse daran haben 
sollten —, sind die Historiker. 
Aber sie lernen schnell, daß, 
. wenn man die Hand auf das 
. Sehwungrad legt, man sich dabei 
die Finger verbrennt. 


: Und sie haben Ihre Hand auf das 
. Schwungrad gelegt. Ich weiß, daß 
Sie lange Zeit jedem 1.000 Dollar 
..angeboten haben, der auch nur 
den Fetzen eines Beweises dafür 
:. vorlegen kann, daß Adolf Hitler 
irgendetwas über das Umsied- 
lungslager Auschwitz wußte. 


Irving: Das ist richtig. Die Leute 
waren bestürzt. Sie waren dar- 
über verägert. A.J.P. Taylor, der 
englische Historiker, sagte zu 
mir: »Irving, das ist so unwürdig, 
dies zu tun.« 


Ohne Beweise 
gegenseitig zitiert 


* Und ich sagte: »Unwürdig« ist 
nicht der richtige Ausdruck. Das 
Wort ist »peinlich«. Denn in den 
letzten vierzig Jahren hat man 
dies immer wieder.ohne die Spur 
eines Beweises behauptet. Die 
Historiker haben sich gegenseitig 
zitiert ohne irgendwelche Be- 
weise dafür vorzulegen.« 


; So haben Sie also in all den Jah- 
ren Ihrer Nachforschungen in Ta- 
gebüchern, Archiven und allen 
‚anderen amtlichen Dokumenten 
‚niemals die Spur eines Beweises 


dafür gefunden, daß Hitler »über 
Auschwitz Bescheid wußte«. 


Irving: Das ist richtig. Und ich 
gehe sogar noch weiter. Ich sage, 
daß ich nirgendwo Beweise dafür 
gefunden habe, daß Hitler über 
den »Holocaust« Bescheid 
wußte, was dies auch immer ge- 
wesen sein mag. Vor zehn Jahren, 
wissen Sie, kam einer der führen- 
den westdeutschen Historiker zu 
mir und sagte: »Wir haben ein 
kleines Problem. Das Wort »Ho- 
locaust« - was bedeutet es? Wir 
können es in den Wörterbüchern 
nicht finden, aber es taucht im- 
mer wieder auf.« 


Und ich mußte ihm erklären, daß . 


es ein veraltetes griechisches 
Wort ist und »Tod durch Feuer« 
bedeutet, das aber »entführt« 
worden ist und jetzt eine be- 
stimmte Greueltat bezeichnet, 
die während des Zweiten Welt- 
kriegs begangen worden sein 
soll. 


Das ist einer der Vorteile meiner 
Arbeitsweise: Ich treibe meine 
Forschungen nur in den Archiven 
und schenke der Arbeit anderer 
Historiker keinerlei Beachtung, 
weil es sich schließlich um Infor- 
mationen aus zweiter Hand han- 
delt. Sie haben Vorurteile und 
möchten gerne ihr eigenes Süpp- 
chen kochen. 


Es geht um die 
Geschichtsfälschung 


Ich habe Sie vor Versammlungen 
des in Costa Mesa, Kalifornien, 
ansässigen Institute for Historical 
Review (IHR) reden gehört. 


Irving: Das ist richtig, und wie 
Sie wissen, entwickelt sich das 
IHR zu einer wirklich prachtvol- 
len Körperschaft. Man pflegte es 
früher scheel von der Seite anzu- 
sehen. Es ist eine sehr nützliche 
Einrichtung. Und ich glaube 
nicht, daß ich Geheimnisse ver- 
rate, wenn ich Ihnen sage, daß 
auf der nächsten Zusammen- 
kunft (die an der Ostküste statt- 
finden wird) einige der ganz gro- 
ßen Namen in der Welt der Ge- 
schichtsschreibung dabei sein 
werden. Die Leute werden das 
Maul aufsperren, wenn sie einige 
der Namen der teilnehmenden 
Historiker lesen. 


Auf jener IHR-Zusammenkunft 
sprachen Sie darüber, wie sich 
Ihre Ansichten hinsichtlich des 


»Holocaust« geändert hätten. Sie 
beschrieben, wie Sie nach To- 
ronto flogen, um dort als Gutach- 
ter beim Prozeß gegen Ernst 
Zündel, der wegen »Geschichts- 
fälschung« angeklagt war, auszu- 
sagen (Anmerkung der Redak- 
tion: Zündel ist niemals wegen 
»Geschichtsfälschung« angeklagt 
worden, sondern wegen »Verbrei- 
tung einer falschen Nachricht, 
Aussage oder Erzählung die mög- 
licherweise den gesellschaftlichen 
und rassistischen Frieden« gefähr- 
den könnte). 


Irving: Das ist richtig. Und Sie 
wissen, daß Zündel einen sehr 
nützlichen Dienst geleistet hat, 
indem er eine Mannschaft von 
Experten nach Auschwitz ent- 
sandte, um dort wissenschaftli- 
che Untersuchungen an den 
»Gaskammern« vorzunehmen, 
die dort zu besichtigen sind. 
Seine Mannschaft unterzog die 
Gaskammern der gleichen Art 
von Untersuchungen, denen ich 
als Historiker Dokumente unter- 
ziehe, Laboruntersuchungen der 
Tinte und des Papiers. Und Zün- 
dels Experten taten das Gleiche 
mit den »Gaskammern«. Sie un- 
tersuchten die Decken ‚und die 
Wände und die Fußböden. Und 
sie kamen zu dem außergewöhn- 
lichen wissenschaftlichen Be- 
fund, daß sich absolut keine 
Rückstände von Giftgas in diesen 
Kammern befinden. 


Sind dies nun die Kammern, die 
tatsächlich im Zweiten Weltkrieg 
vorhanden waren, als die Deut- 
schen angeblich Millionen von 
Juden in Auschwitz vergasten? 


Irving: Ja. Eine andere Mann- 
schaft ist hinübergefahren und 
hat die gleichen Tests und noch 


mehr durchgeführt und außerge- 


wöhnliche Fotografien mitge- 
bracht, aus denen hervorgeht, 
daß die polnischen Behörden tat- 
sächlich die »Gaskammern« in 
Auschwitz gefälscht haben, da- 
mit sie zu den Nachkriegs-Zeu- 
genaussagen, die in verschiede- 
nen »Kriegsverbrecher«-Prozes- 
sen gemacht wurden, passen. 


Viele Fälle von 
Massenhysterie 


Zum Beispiel behaupteten Zeu- 
gen, sie hätten deutsche Wacht- 
posten gesehen, wie sie Giftgas 
durch quadratische Öffnungen in 
den Decken der Gaskammern 
warfen. Aber das Peinliche daran 


a RE * 


ist, daß sich in den Decken keine 
quadratischen Öffnungen befan- 
den. Daher kamen die Polen mit 
Bohrern und Preßlufthämmern 
daher und schnitten quadratische 
Öffnungen dort aus, wo sie nach 
Aussage der Zeugen gewesen 
sein sollen. Und aus den Fotos 
geht hervor, wo .die Polen diese 
Öffnungen angebracht haben. 


Nun, was sagen Sie in Reaktion 
auf diejenigen, die auf alle jene 
Augenzeugen hinweisen, die 
über die angeblichen Vergasun- 
gen ausgesagt haben? 


Irving: Ich sage, daß sich die Psy- 
chiater einmal mit dieser Sache 
befassen sollten.. Es gibt viele 
Fälle von Massenhysterie. Und 
ich meine das nicht im beleidigen- 
den Sinne. 


Aber ich habe in den 30 Jahren 
des Bücherschreibens festge- 
stellt, daß die Menschen halt so 
sind. Wenn sie an der Peripherie 
eines großen Ereignisses waren, 
läßt es ihr Stolz nicht zu, daß sie 
nur an der Peripherie waren. Er 
drängt sie allmählich auf den Mit- 
telpunkt zu. 


Die Totenbücher von 
Auschwitz 


So ist es bei vielen Menschen, die 
Auschwitz als Sklavenarbeiter 
durchlebt haben - sie können auf 
die Tätowierung auf ihrem Arm 
hinweisen -, daß ihr Stolz sie 
nicht sagen läßt, daß sie alle diese 
Dinge - die erzählt werden - 
nicht selber erlebt haben. 


Sie sind sich sicherlich darüber im 
klaren, daß es vielen Amerika- 
nern schwerfällt, sich das anzuhö- 
ren. Wir sprechen über den Holo- 
caust. Es ist eine Legende, die 
Teil unserer Geschichte gewor- 
den ist. Wir zweifeln das niemals 
an. Aber es gibt andere Histori- 
ker wie Sie, die an die Öffentlich- 
keit treten und genau die gleichen 
Dinge sagen. 


Irving: Sogar sowjetische Histori- 
ker sagen es. Als Teil ihres Glas- 
nost haben die Sowjets bereits 
mit der Freigabe von Dokumen- 
ten begonnen. Und jetzt haben 
sie laut Tass, der amtlichen sowje- 
tischen Nachrichtenagentur, die 
echten Totenbücher von Ausch- 
witz freigegeben. 


Bis jetzt ist natürlich gesagt wor- 
den, daß drei oder vier Millionen . 
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hat a ud 


David Irving 

Ein Historiker 
kämpft gegen 
die Kriegs- 
propaganda 


Menschen in den »Gaskam- 
mern« von Auschwitz starben. 
Aber in den in Moskau befindli- 
chen Totenbüchern sind insge- 
samt 74.000 Todesfälle verzeich- 
net - nicht vier Millionen oder 
auch nur eine Million. Und die 
Menschen, die in Auschwitz star- 
ben, sind mit Namen und Datum 
und Ursache des Todes in, glaube 
ich, 45 Totenbüchern aufgeführt. 
Und als ich die Aufzeichnungen 
im Jewish Research Institute in 
New York durchsah, fand ich die 
Befehle, die den Kommandanten 
der KL erteilt wurden, über alle 
vorgekommenen Todesfälle ge- 
nau Buch zu führen. Wenn man 
nun diese Tatsache mit den jetzt 
von den Sowjets freigegebenen 
Büchern und mit den Forschun- 
gen eines jüdischen Historikers 
in Zusammenhang bringt, der 
freimütig darlegte, seiner Mei- 
nung nach seien über die Hälfte 
der Todesfälle in Auschwitz aus 
natürlichen Ursachen eingetre- 
ten, dann kommt man in der Tat 
auf eine sehr kleine Anzahl. 


Die Wahrheit ist 
unteilbar 


Demnach wären etwa 35.000 
Menschen in Auschwitz vorsätz- 
lich getötet worden. Mord ist ein 
Verbrechen ganz gleich in wel- 
cher Größenordnung er began- 
gen wird, aber - das Verbrechen 
in Auschwitz ist — ein Verbre- 
chen, das mit den 48.000 Men- 
schen, die wir Engländer in Luft- 
angriffen über Hamburg 1943 in 
einer Nacht getötet haben, ver- 
gleichbar ist. 


Nun sind Sie aber Engländer und 
kein Verteidiger des Dritten Rei- 
ches. 


Irving: Das ist richtig. Sehen sie, 
ich glaube, die Staatsangehörig- 
keit zählt nicht mehr je weiter 
man zeitlich von den Ereignissen 
entfernt ist, über die man 
schreibt. Patriotismus hat hiermit 
nichts zu tun. Meinungen haben 
auch nichts damit zu tun. 
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König Georg VI., gekrönt am 12. Mai 1937, war ein schwa- 
cher und schwankender Monarch und trägt mit Churchill die 
Schuld am Verlust des britischen Weltreichs. 


Die Wahrheit bei der Geschichts- 
schreibung ist unteilbar. Die Völ- 
ker haben ein Recht darauf, über 
das was geschehen ist, die Wahr- 
heit zu erfahren. Und dieses 
Recht ist den Deutschen in den 
letzten 50 Jahren verweigert wor- 
den. 


Nun glaube ich, daß wir Englän- 
der bei der Geschichtsschreibung 
eine Tradition der Fairness haben 
- die Amerikaner auch. Aber die 
deutschen Historiker haben selt- 
samerweise eine völlig blinde 
Stelle, wenn es dazu kommt, 
über ihre eigene jüngste Ge- 
schichte zu schreiben. Sie haben 
eine Propagandaversion von der 
Wahrheit, und sie gießen immer 
noch als »Geschichte« jene Pro- 
paganda aus, die wir während der 
Kriegsjahre aus militärischen 
Gründen in ihr Land hineinge- 
pumpt hatten. 


Ihre Grundtheorie bei der For- 
schung, die sehr interessant ist, 
besagt, daß es »Lücken« in den 
Geschichtsaufzeichnungen und 
-dokumenten gibt, und daß diese 
Lücken eine deutlichere Aussage 
sind als die Aufzeichnungen 
selbst. 


Irving: Das ist richtig. Manchmal 
entdeckt man die Lücken erst 
wenn man Archive mit Archiven 
- zum Beispiel die britischen mit 
den amerikanischen und den 
deutschen - vergleicht. 


Nehmen wir das Staatsarchiv 
(National Archives) in Washing- 
ton. Man wird feststellen, daß die 
amerikanische Regierung die ge- 
samten Unterlagen über die Ab- 
fangung und Entschlüsselung der 
japanischen diplomatischen und 


militärischen Kommunikationen, 
die sogenannte Operation Ma- 
gic, vor und während des Zwei- 
ten Weltkriegs, freigegeben hat. 


Die Lücken in den 
Archiven 


Aber ich bin jetzt auf Grund mei- 
ner eigenen Forschungen davon 
überzeugt, daß das britische Ent- 
schlüsselungswesen - das seiner- 
zeit zehn- oder fünfzehnmal bes- 
ser als das amerikanische war - 
die Codes der Japaner auf einem 
beträchtlich höheren Niveau ent- 
schlüsselt hat. 

Die Spur, die darauf hindeutet, 
daß die Briten dies taten, ist wie- 
derum eine Lücke. Wenn Sie in 
die britischen Archive gehen, 
dann werden Sie feststellen, daß 
nicht eine einzige Seite der abge- 
fangenen japanischen Meldun- 
gen an die Öffentlichkeit freige- 
geben worden ist. 


Wir haben die abgefangenen 
Meldungen der Deutschen, der 
Spanier, der Vichy-Franzosen, 
aber nicht die der Japaner freige- 
geben. Und wenn einzelne abge- 
fangene japanische Meldungen 
in den Archiven vorhanden wa- 
ren, dann wurden sie herausge- 
nommen. 


Es war Churchills 
Krieg 


Wenn Sie jedoch in die amerika- 
nischen Archive gehen, dann wer- 
den Sie feststellen, daß die engli- 
sche Regierung den Amerikä- 
nern viele der abgefangenen ja- 
panischen Botschaften zugeleitet 
hat, aber nicht alle. 


Mit anderen Worten; man findet 
tatsächlich einige der von den 


Engländern abgefangenen Mel- 


dungen in den amerikanischen 
Akten, aber es ist einem nicht ge- 
stattet, diese gleichen Meldun- 
gen in den britischen Akten ein- 
zusehen? 


Irving: Das ist richtig, und wir 
verbergen sie, weil wir etwas ka- 
schieren wollen, dessen wir schul- 
dig sind. 


Sie spürten diese abgefangenen 
Meldungen während Ihrer For- 
schungsarbeiten für Ihr Buch 
»Churchill’s War« auf. 


Irving: Aber dies war Churchills 
Krieg in mehr als einem Sinne. 
Churchills Krieg dauerte effektiv 
von 1940 bis 1945, und es war 
Churchills Krieg in dem Sinne, 
daß er ihn im Juni 1940 mit einem 
Fingerschnippen hätte beenden 
können, als die Deutschen den 
Briten ein sehr großzügiges Frie- 
densangebot machten. 


Das deutsche Friedensangebot 
wurde in allen amtlichen briti- 
schen Kommunikationen völlig 
unterdrückt und die britische Of- 
fentlichkeit wurde zu keinem 
Zeitpunkt davon unterrichtet. Je- 
desmal, wenn ein deutscher Di- 
plomat versuchte, die britische 
Regierung von dem Friedensan- 
gebot in Kenntnis zu setzen, ord- 
nete Churchill persönlich an, 
dem deutschen Diplomaten das 
Betreten des britischen Grund- 
stücks zu verwehren. 


Als der britische Botschafter 
Lord Lothian sich bei dem deut- 
schen Botschafter in Washington, 
Hans Thomson, über die Natur 
des Friedensangebots erkun- 
digte, bekam Churchill Kenntnis 
davon, denn wir entschlüsselten 
ja den deutschen Code. Und er 
sandte ein wütendes Telegramm 
an Lord Lothian und wies diesen 
an, unter keinen Umständen ir- 


ul: 


gendwelche Verbindungen zu 


den Deutschen aufzunehmen. 
Churchill rief auch gleichzeitig 
den Leiter des Bomberkomman- 
dos der Royal Airforce zu sich 
und fragte, wann wir frühestens 
mit der Bombardierung Berlins 
beginnen könnten. 


Churchill kalkulierte damit, daß 
in dem Augenblick, in dem wir 
mit der Bombardierung Berlins 
begannen, die Deutschen auf 
London zurückschlagen würden, 
da sie bis dahin noch nicht ange- 


griffen hatten. Und das würde 
dem verrückten Gerede über 
Friedensangebote ein Ende be- 
reiten, meinte Churchill. 


Churchill konnte sich 
keinen Frieden leisten 


Wissen Sie, Churchill konnte sich 
keinen Frieden leisten. Er war 
erst einen Monat zuvor an die 
Macht gelangt. Wenn es zum Frie- 
den gekommen wäre, wäre Chur- 
chill erledigtgewesen. Und des- 
wegen verlängerte er absichtlich 
den Krieg. 


Und deswegen lautet der Titel 
meines Buches »Churchill’s War« 
(»Churchills Krieg«). Er verlän- 
gerte den Krieg von Juni 1940 an 
und ließ ihn zu dem schrecklich- 
sten Holocaust im wahrsten 
Sinne des Wortes werden. 


Viele Leute sagen, die Deutschen 
hätten mit der Bombardierung 
von Zivilisten begonnen, und 
dann wären die Briten zur Vergel- 
tung geschritten und hätten das 
Gleiche getan. Stimmt das? 


Irving: Das stimmt überhaupt 
nicht. Wenn Sie sich die Ge- 
schichte des Krieges ansehen, 
dann werden Sie herausfinden, 
daß sich die Deutschen schon in- 
nerhalb eines Tages nach Beginn 
‚des Krieges im September 1939 
formell an die britische Regie- 
rung wandte, und diese um einen 
Aufschub jedes Bombardements 
ziviler Ziele ersuchte. Aber die 
britische Regierung wich diesem 
Ersuchen aus. 


Dann fand in den darauffolgen- 
den zwölf Monaten keine Bom- 
bardierung irgendwelcher briti- 
scher Städte statt. Natürlich bom- 
bardierten die Deutschen Hafen- 
anlagen, Schiffswerften und ähn- 
liche Ziele. Aber die Innenstädte 
wurden nicht angegriffen. Es gab 
keine Flächenbombardierung. 


Die deutsche Regierung hatte so- 
gar die Bombardierung Londons 
völlig untersagt. Und Churchill 
wußte dies, denn wir lasen ja die 
verschlüsselten Einsatzmeldun- 
gen der deutschen Luftwaffe. 
Churchill wußte also, daß Hitler 
Befehle erteilt hatte, britische 
Städte unter keinen Umständen 
anzugreifen. 


Aber Ende August 1940 schickte 
Churchill seine Bomber nach 
Berlin, um Berlin sechs- oder sie- 


benmal höllisch zu bombardie- 
ren, wobei viele Menschen getö- 
tet wurden. 


Hitler begab sich sofort nach Ber- 
lin, um bei seinem Volk zu sein, 
sobald die Bombardierung be- 
gonnen hatte; und im September 
1940 hielt er seine berühmte 
Rede, in der er sagte, daß, wenn 
»dieser Wahnsinnige in London« 
weiterhin deutsche Städte bom- 
bardiert, die deutsche Luftwaffe 
dann antworten werde; wenn die 
Bombardierung weitergeht, sagte 
er, »werde ich ihre Städte ausra- 
dieren«. 


Churchill provozierte 
den Luftkrieg 


In diesem Augenblick befahl 
Churchill einen weiteren massi- 
ven Luftangriff auf Berlin. Dies 


weil Churchill dies vorsätzlich 
provoziert hatte. 


Sie haben ausgeführt, daß in ei- 
nem Falle Churchill genau wußte, 
welche Stadt die Deutschen bom- 
bardieren wollten, und er klet- 
terte auf ein Dach, mutmaßlich in 
kühner Herausforderung der 
Bomber, obwohl er in Wirklich- 
keit genau wußte, daß diese Stadt 
nicht das Ziel der deutschen 
Bomber war. 


Irving: Das ist wahr. Churchill 
wußte aus zwei verschiedenen 
Quellen, welche Städte angegrif- 
fen werden sollten. bis spätestens 
1940 wußte Churchill nämlich in 
80 oder 90 Prozent der Fälle 
schon Stunden im voraus, welche 
britischen Städte bombardiert 
werden würden. Aber natürlich 
konnte er dies den Menschen in 
diesen Städten nicht mitteilen, 


Pearl Habor brachte Churchill die langersehnte Möglichkeit 
die USA in den Zweiten Weltkrieg hineinzuziehen. 


ist genau das, was Churchill 
wollte. Er wollte die Bombardie- 
rung Londons herausfordern. 
Und einen Tag später erschienen 
eintausend deutsche Bomber 
über dem Osten (East End) von 
London. Und im September 1940 
starben 7.000 Londoner, darun- 
ter 700 Kinder, und das alles nur, 


denn dann wäre herausgekom- 
men, daß wir die verschlüsselten 
deutschen Meldungen lasen. 


Churchill hielt sich niemals wis- 
sentlich in London auf, wenn die 
deutsche Luftwaffe kurz darauf 
London bombardieren würde. 
Alle diese Geschichten über sei- 


nen Mut einer Bulldogge und 
seine große Durchhaltekraft sind 
völliger Unsinn. 


Die Feigheit von 
Churchill 


Wenn er ein paar Stunden Vor- 
warnung vor einem bevorstehen- 
den Luftangriff hatte, schlüpfte 
er durch die Hintertür von No. 10 
Downing Street hinaus, stieg in 
seinen großen  splittersicheren 
Wagen und fuhr nicht nur in die 
Vororte hinaus, sondern 150 Mei- 
len bis nach Oxfordshire zur Woh- 
nung eines Milliardärfreundes, 
um bei ihm Schutz zu suchen. 


Und am nächsten Morgen, als 
das Bombardement vorüber war, 
zog er sich die Uniform eines 
Kommandeurs der Air Force an, 
fuhr durch die ausgebombten Be- 
zirke des East End und sagte: 
»Wir werden es dem Nazi-Ab- 
schaum heimzahlen.« Und die 
Menschen jubelten ihm zu. Sie 
glaubten, er sei in London bei ih- 
nen geblieben. 


Können Sie etwas zu dem kürz- 
lich veröffentlichten Bericht sa- 
gen, daß König Eduard VII. 
(später nach seiner Abdankung 
Herzog von Windsor) den Thron 
wieder übernehmen wollte, falls 
Churchills Regierung stürzen 
sollte? 


; Irving: Ja, ich habe in den deut- 


schen Archiven Beweismaterial 
darüber gefunden, daß Hitler 
den Herzog von Windsor als Er- 
satz für dessen Bruder, der ihm 
auf den Thron gefolgt war, König 
Georg VI., sehr geschätzt hat. 


Ich muß sagen, daß meiner An- 
sicht nach sowohl Georg VI. als 
Winston Churchill gleicherma- 
Ben an dem Verlust des britischen 
Weltreiches die Schuld tragen. 
George VI. war ein sehr schwa- 
cher und schwankender Mo- 
narch. 


König Eduard schätzte 
die Deutschen 


Der Bruder des Königs, Eduard, 
der wegen seiner Vermählung mit 
Wallace Simpson, einer geschie- 
denen Amerikanerin, abdanken 
mußte, war sehr deutschfreund- 
lich und fast pro-Hitler. Er 
kannte Hitler und bewunderte 
sehr, was die Nationalsozialisten 
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David Irving 
Ein Historiker 
kämpft gegen 
die Kriegs- 
propaganda 


in Deutschland auf dem sozialen 


Sektor für die arbeitenden 
Schichten getan hatten. 


Eduard hätte sicherlich nicht zu- 
gelassen, daß Großbritannien ge- 
gen Deutschland in den Krieg 
zog. Darüber gibt es überhaupt 
keinen Zweifel. Wenn Eduard 
König geblieben wäre, dann 
hätte es mit Sicherheit keinen 
Krieg zwischen Großbritannien 
und Deutschland gegeben. 


Vieles von dem, was Sie sagen, ist 
für Amerikaner kaum verständ- 
lich. 


-Irving: Es ist für Engländer auch 

schwer zu begreifen. Ich hielt ei- 
nen Vortrag in British Columbia 
und sprach darüber, wie während 
der berühmten Rundfunkrede 
»Churchills«, in der er sagte, 
»People will say this was their fi- 
nest hour« (»die Leute werden 
sagen, dies war ihre beste 
Stunde«), es nicht einmal Chur- 
chill war, der die Rundfunkrede 
hielt. 


Es war ein Schauspieler der Bri- 
tish Broadcasting Company 
(BBC), Norman Shelley, der we- 
gen seiner Kindersendungen sehr 
berühmt war. Ich erinnere mich 
daran, daß er die Rolle von 
»Larry the Lamb« (»Larry das 
Lamm«) spielte. Anscheinend 
war Churchill gegen Abend kei- 
neswegs in der Lage - wegen sei- 
ner schweren Trunksucht - Rund- 
funkreden zu halten. So mußte 
Larry, the Lamb, Churchills 
Rundfunkreden halten. 


Wer finanzierte 
Hitler? 


Als ich diese Geschichte bei mei- 
nem Vortrag in British Columbia 

- erzählte, saß ein englisches Paar 
unter meinen Zuhörern, und sie 
standen auf und gingen hinaus. 
Sie machten keinerlei Schau dar- 
aus, aber sie konnten es halt nicht 
mehr ertragen. Dies war für sie 
die endgültige Enttäuschung. 
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Der britische Geheimdienst nahm auf einerr deutschen 
Karte territoriale Veränderungen vor, die dann dem US-Prä- 
sidenten Roosevelt vorgelegt wurden. 


Es gab sehr viel Spekulation über 
die Frage, wer finanzierte Hitler. 
Wer hat Hitler finanziert? 


Irving: Nun, zu einem sehr gro- 
Ben Teil waren es die Deutschen 
selbst. Aber es gab Zeiten in Hit- 
lers Laufbahn, in denen er am 
Rande des Bankrotts stand. 


Zum Beispiel als Hitlers Zeitung 
kurz vor dem Konkurs stand. Es 
liegen Beweise durch den Reichs- 
kanzler jener Tage, Heinrich 
Brünning — der später in den Ver- 
einigten Staaten Unterschlupf 
fand und der kein Nazi war -, vor. 
Er schrieb einen Brief an Chur- 
chill und teilte ihm mit, diejeni- 
gen, die Hitler finanziert haben 
und ihm somit aus der Bredouille 
halfen, seien die führenden Per- 
sönlichkeiten der größten Ban- 
ken in Berlin, die, wie er 
schreibt, »von Juden beherrscht« 
werden. 


Insbesondere war einer derjeni- _ 


gen, der das meiste Geld auf- 
brachte, der Führer der jüdischen 
Kultusgemeinde in Berlin. Inden 
Archiven von »Time/Life« in der 
Columbia“ University in New 
York fand ich einen Brief Brün- 
nings an die Zeitschrift - die 
Churchills Memoiren veröffent- 
lichte -, in dem er die Redaktion 
beschwört,seine Briefe an Chur- 
chill; in.denen diese Tatsachen of- 
fengelegt werden, nicht abzu- 
drucken, da es sehr nachteilig 
wäre, wenn die Welt erfahren 
würde, daß ausgerechnet die 
Leute, die das Geld für Hitler 
aufgebracht hatten, in Wirklich- 
keit führende Mitglieder der jüdi- 
schen Kultusgemeinde waren. 


Es gibt ein neues Buch »Other 
Losses« von James Bacque, das 
in Kanada herauskam. Der Autor 


: schreibt, daß General Dwight D. 


Eisenhower eine Politik entwor- 


Kr eures, 


rg 
E- 


fen habe, von der er wußte, daß = 


sie zum Tode einer riesigen Zahl 
von deutschen Kriegsgefangenen | 
führen würde, die in den letzten 
Jahren des Krieges gefangenge- 


nommen worden waren. Nach 
Bacques Forschungen starben tat- 
sächlich fast eine Million Gefan- 
gene. 


Eisenhower und der 
Morgenthau-Plan 


Irving: Mir ist Bacques Buch be- 
kannt, und es liegen Beweise da- 
für vor, daß Eisenhower, der ei- 
gentliche Urheber des Morgen- 


thau-Plans — benannt nach dem 


damaligen US-Finanzminister 
Henry Morgenthau -, eines au- 
Bergewöhnlichen,  irrsinnigen 
Planes war, der ganz Deutsch- 
land in ein Ackerland verwan- 
deln sollte und seine Industrie 
und Bergwerke zerstört hätte. 


Es ist sehr interessant. Aber als 


sein Plan nach dem Kriege unter - 


Beschuß geriet, weil Leute sag- 
ten, dies koste das Leben von 
zwei Divisionen amerikanischen 


Soldaten, da die deutschen Sol-.' 


daten von dem Plan erfahren hät- 


ten und zweimal so hart kämpf- 


ten, sagte Morgenthau: »Aber 


das war überhaupt nicht mein - 


Plan. Ich bekam diese Idee von 
Eisenhower. Es war Eisenhower, 
der mich darauf brachte.« 


Sehen sie, Morgenthau besuchte 


im August 1944 Eisenhower. auf 
dem Schlachtfeld der Norman- 
die, und beim Mittagessen sagte 
Eisenhower zu Morgenthau: 
»Ich glaube, wir sollten das tun«, 
und er entwarf einen Plan für 
Deutschland nach dem Kriege 
und das war der Morgenthau- 
Plan. 


Nach seiner Rückkehr in die Ver- 
einigten Staaten brauchte Mor- 
genthau nur noch, sozusagen die 
»Muttern und Schrauben« des 
von Eisenhower, der ein fanati- 
scher Deutschenhasser war, ent- 
worfenen Planes zu überprüfen. 
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»Unser Schicksal sind die Strahlen — 
der Mensch und sein strahlender Lebensraum« ist ein Buch, 
das über die bioenergetischen und bioplasmatischen 
Funktionen des menschlichen Organismus, das energetische 
Milieu als Ursache von Zellfunktionsstörungen 
und Krankheiten berichtet. 


Josef Oberbach »Unser Schicksal sind die Strahlen« 
200 Seiten mit 25 Abbildungen. DM/Sfr 28,- ISBN 3-923864-03-5 
Verlag Diagnosen, D-7250 Leonberg 

Zu beziehen über den Buchhandel 


Winston Churchill 


Kriegsheld 


oder 


Verbrecher? 


Vivian Bird 


Die Vereinigten wollen auf einem Zusammentreffen der vier Sieger- 
mächte des Zweiten Weltkrieges und der beiden deutschen Staaten 
eine Vereinbarung über die Zukunft Deutschlands zimmern. Eine sol- 
che Vereinbarung wäre das endgültige Ende der militärischen Beset- 
zung Deutschlands durch die vier Länder - die Vereinigten Staaten, 
Großbritannien, Frankreich und die Sowjetunion -, die schon seit 1945 
beteht. Es wäre ein Zeichen, daß der Krieg endgültig vorbei ist, da 
noch kein Friedensvertrag unterzeichnet worden ist. Amerikanische 
Regierungsbeamte meinen jedoch, es sei immer noch zu früh, um über 
einen Friedensvertrag zu sprechen, da über 50 Nationen an dem Krieg 


teilgenommen haben. 


Jetzt, wo die deutsche Wiederver- 
einigung sowohl unvermeidlich 
als auch unaufhaltsam ist, ist die 
richtige Zeit gekommen, um 
einige geschichtliche Ereignisse, 
Trends und Persönlichkeiten, die 
mit der Kriegszeit zu tun haben, 
unter die Lupe zu nehmen, um 
eine Idee von der Art des Frie- 
dens zu bekommen, der nun fol- 
gen soll. 


Die Rolle 
Winston Churchills 


Der Historiker David Irving be- 
zeichnet sich selbst als »Lücko- 
loge«, das heißt, er sucht nach 
Lücken in den historischen ‚Un- 
terlagen als Spuren zu dem, was 
sich wirklich ereignet hat. Um zu 
verstehen, was sich in Deutsch- 
land und der Welt heute ereignet 
und um die Zukunft zu planen, 
ist es von absolut wesentlicher 
Bedeutung zu wissen, was in der 
Vergangenheit geschah. 


Winston Churchill wurde vorzei- 
tig am 30. November 1874 in ei- 
ner Umgebung von großer Pracht 
und Wohlstand in Blenheim Pa- 
lace, Woodstock, in Oxfordshire 
zu einer Zeit geboren, als das Bri- 
tische Weltreich auf der Höhe sei- 
ner Macht war. Sein Vater, Lord 
Randolph Henry Spencer Chur- 
chill, starb an Syphilis. In der Tat 
wurde Churchill sein ganzes Le- 
ben lang von der Furcht vor Sym- 
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ptomen einer angeborenen Sy- 
philis geplagt. In Anbetracht sei- 
nes späteren Verhaltens gibt es 
gute Gründe für die Feststellung, 
daß viele seiner Handlungen von 
den Folgen der Infektion seines 
Vaters, die in der Gebärmutter 
auf seinen ungeborenen Sohn 
übertragen wurde, beeinflußt 


wurden. 


Den Dank einer 
»dankbaren Nation« 


Sein Vorfahre aus dem 17. Jahr- 
hundert, John Churchill, später 
Herzog von Marlborough, war 
der Sohn eines verarmten Kava- 
lierabenteurers, war jedoch 
durch eine Reihe von Intrigen, 
Vertrauensschwindel und Dop- 
pelzüngigkeiten sowie Betrug zu 
einem der einflußreichsten Män- 
ner im Königreich aufgestiegen. 


Winston und John Churchill hat- 
ten eine wesentliche Eigenschaft 
gemeinsam: Sie waren völlig 


skrupellos und schreckten nie- 
mals davor zurück, die Seiten zu 
wechseln, wenn es ihnen paßte. 
Beide nahmen an effektiv jedem 
europäischen Bürgerkrieg teil 
und beide empfingen im ‚Laufe 
der Zeit »den Dank einer dank- 
baren Nation«; im: Falle von 
Marlborough war es der riesige 
Palast und das Grundstück von 
Blenheim, und in Zusammen- 
hang mit diesem Erwerb kursier- 
ten Gerüchte über Korruption. 

Heute drängen sich Tausende 
von Amerikanern unter zahlrei- 
chen Besuchern aus der ganzen 
Welt jährlich durch das über: 
heizte stickige Museum, zu dem 
Blenheim geworden ist, und be- 
sichtigen mit unkritischer Verzük- 


Nachdem Churchill mit dem 
Bombenkrieg gegen die Zi- 
vilbevölkerung begonnen 
hatte, bombardierten die 
Deutschen am 14. Novem- 
ber 1940 die Kathedrale von 
Coventry. 


«kung eine Vielfalt von glanzlösen 


Reliquien, die mit ihrem Helden 
und dessen Vorfahren verbunden 


“sind. 


Die Folgen häufiger 
Prügelstrafen 


. Als Kind verhätschelte ihn seine 


Mutter zunächst, schickte ihn 
dann fort in eine Reihe von Inter- 
naten, die er miteiniger Rechtfer- 
tigung fürchtete und haßte. Ins- 


‚ besondere eine Schule, die von 
einem sadistischen, übelgesinn- 


ten Kirchenmann geleitet wurde, 
war berüchtigt für ihre häufigen 
Prügelstrafen bei den kleinen 
Schuljungen. In seinen Memoi- 


- ren beschreibt Roger Fry, ein et- 


was älterer Zeitgenosse, in allen 


“ abscheulichen Einzelheiten eine 


“ dieser 


Montagmorgen-Prügel- 
strafen vor den Augen der ver- 
sammelten Schülerschaft. 


Natürlich waren solche Ereig- 


nisse in britischen Schulen zu je- 


der Zeit gang und gebe, auch in 


.. den Schulen, wo die oberen Klas- 


- sen erzogen wurden, und es be- 


“x 


:. steht kein Zweifel darüber, daß 
“seine frühen Erfahrungen in der 
‚= »Präparanda-Schule« den klei- 
5; nen Winnie fürs Leben zeichne- 
‘x ten. Es ist oft gesagt worden, daß 
." sein eigener späterer Mangel an 

“ Mitgefühl für andere und viele 


:: einer brutaleren Kriegshandlun- 


. gen auf diese Episoden zurückzu- 
'. führen sind, bis hin zum Massen- 


mord an Frauen und Kindern. 


-. Seine Mutter hatte wenig Zeit für 


ihre Kinder übrig, sobald sie 


"glaubte, ihre mütterlichen Pflich- 


ten erfüllt zu haben. Sie wurden 
einfach, wie das in den oberen 
Schichten der Gesellschaft üblich 
war und ist, den Kinderfräulein 
übergeben und von diesen aufge- 


- zogen und durften ihre Eltern 


‘In Harrow, 


nur bei seltenen Anlässen sehen. 
Dann, sobald sie als alt genug da- 
für erachtet wurden, verfrachtete 
man sie zu diesen scheußlichen 
Internaten und später zu den 
noch rauheren »Public Schools« 
(Privatschulen). 


Erste Erfahrungen mit 
Konzentrationslagern 


seiner »public 
school«, trat Chruchill nicht 
durch Leistungen hervor. Er 
wurde verhöhnt, beschimpft, ty- 
rannisiert und allgemein als Töl- 
pel und Dummkopf angesehen. 
Seine Lehrer erachteten ihn au- 


Berdem als ziemlich faul und 
träge. 


In aristokratischen britischen Fa- 
milien ist immer gesagt worden, 
daß während der Trottel der Fa- 
milie in die Kirche eintritt, der 
Halunke der Familie in die Ar- 
mee eintritt. Churchill trat de- 
mentsprechend der Armee bei 
und nahm bald an der Schlacht 
von Omdurman (2. September 
1898) teil, in der es britischen Be- 
rufssoldaten unter ihrem bruta- 
len homosexuellen Komman- 
deur, General Horatio Kitchener, 
nach einer blutigen Kampfhand- 
lung gelang, die moslemische Ar- 
mee des Abdullah et Taaisha 
(Seyyid Abdullah Mohammed, 
des Kalifen) in die Flucht zu 
schlagen und fast gänzlich zu ver- 
nichten, obwohl sie mit dem Mut 
der Verzweiflung kämpften. 


Während des Burenkrieges 
wurde Churchill als Kriegsberich- 
ter von den Buren gefangenge- 
nommen, die ihn gut behandel- 
ten und ihm das Ehrenwort ge- 
währten, nachdem er ihnen auf 
Ehre und Gewissen als britischer 
Offizier versprochen hatte, kei- 
nen Fluchtversuch zu unterneh- 
men. Bei der ersten sich bieten- 
den Gelegenheit tat er genau das, 
und es gelang ihm, sich zu den 
britischen Linien zurückzuschlei- 
chen. 


Die Errichtung von großen mit 
Stacheldraht und Wachtürmen 
umgebenen Konzentrationsla- 
gern durch die Briten, in denen 
Tausende von südafrikanischen 
Zivilpersonen, darunter viele 
Frauen und Kinder, wie die Flie- 
gen an Fleckfieber und Hunger 
starben, störte Churchill nicht. 
Es ist. interessant darauf hinzu- 
weisen, daß Konzentrationslager 
von den Briten während des Krie- 
ges und nicht später von den 
Deutschen erfunden wurden. 


Churchill geht in 
die Politik 


Nach dem Burenkrieg bewarb 
sich Churchill um einen Sitz im 
Parlament, und seine Familie 
und Parteiverbindungen ermög- 
lichten es ihm, 1900 als Liberaler 
gewählt zu werden. Opportuni- 
stisch zur Conservative Party 
überschwenkend, gelang es ihm 
1906 wiedergewählt zu werden. 


Während der Aufstände in Taff 
Vale in Südwales durch hun- 


gernde, streikende Bergarbeiter 
zögerte er als kurz zuvor ernann- 
ter Innenminister nicht, Truppen 
und gepanzerte Fahrzeuge hin- 
auszuschicken, um die Arbeiter 
niederzuschlagen. Die Aufwer- 
tung des englischen Pfunds durch 
Churchill im Jahre 1925 ver- 
schlechterte ohne Zweifel die 
wirtschaftliche Lage und war so- 
mit ein Faktor der zum General- 
streik im Jahre 1926 beitrug. 


Erbarmungslos im 
Kampf gegen Irland 


Churchill trat für erbarmungslose 
Maßnahmen ein, um jedes Anzei- 
chen eines Kampfes um die Frei- 
heit in Irland im Keime zu erstik- 
ken. 


Gegen eine kleine Bande russi- 
scher Anarchisten, die sich in der 
Londoner Sydney Street verbar- 
rikadiert hatten, riefer Einheiten 
eines Wachbataillons auf und sah 
zu, wie das Haus und seine Beset- 
zer in Flammen aufgingen. 


1911 wurde er auf den sehr ein- 
flußreichen Posten des Ersten 
Lords der Admiralität berufen, 
wo er mit seinem alten Bekann- 
ten und Vorgänger John »Jackie« 
Fisher Pläne schmiedete, um der 
wachsenden Präsenz der deut- 


schen Kriegsmarine entgegenzu-- 


treten. Churchill und Fisher ka- 
men auf die Idee, einen hinter- 
hältigen Anschlag auf die deut- 
sche Flotte zu verüben. Aber als 
Fisher diesen Gedanken König 
Georg V. vortrug, erwiderte die- 
ser: »Fisher, ich glaube Sie sind 
wahnsinnig.« 


Churchill und Fisher wurden 
stark von einem Stück hoch ima- 
ginärer- Prosadichtung des iri- 
schen Autoren Erskine Childers 
beeindruckt, der sowohl Chur- 
chill als Fisher Exemplare seines 
spannenden Romans »The 
Riddle of the Sands« überreicht 
hatte. In diesem Spionageroman 
wurde unterstellt, daß die Deut- 
schen eine massive Überra- 
schungsinvasion über die Nord- 
see unter Verwendung von äu- 
Berst gut getarnten Schiffen in 
Form von Lastkähnen und Leich- 
tern planten. 


Ein derartiger Angriff war in kei- 
ner Weise durchführbar, und ei- 
nen solchen Plan gab es auch zu 
keiner Zeit auf deutscher Seite. 
Im Gegenteil, ein Überra- 
schungsangriff, verbunden mit ei- 


ner Invasion in das deutsche Fest- 
land von See her, war ein von Fi- 
sher konzipierter und vielverkün- 
deter Plan, der von dem kriegs- 
eifrigen Churchill in den Jahren 
vor dem europäischen Konflikt, 
der sich zum ersten Weltkrieg 
ausweitete, unterstützt wurde. 


Die Kriegserklärung war 
die Stunde Churchill’ 


Als schließlich 1914 der Krieg er- 
klärt wurde, war Churchill außer‘ 
sich vor Freude. Er fühlte, daß 
nun seine Stunde gekommen war. 
Er war so voller Eifer, daß er 
nicht einmal auf die Genehmi- 
gung des Kabinetts wartete, son- 
dern unverzüglich selbst Befehle 
zur allgemeinen Mobilmachung 
der Kriegsmarine erteilte, eine 
Handlung, die’ ihm einige Feinde 
unter seinen Kollegen schaffte, 
die seine kriegslüsterne Eifrig- 
keit mit Argwohn und Verach- 
tung betrachteten. 


Sein Verbleiben in der Admirali- 
tät war für alle Beteiligten untrag- - 
bar, und er wurde bald in einige 
katastrophale militärische Aben- 
teuer verwickelt, in denen er na- 
türlich seine eigene kostbare 
Haut nicht riskierte. Dazu ge- 
hörte, daß Churchill eine unzu- 
reichende Armee entsandte, die 
versuchte, sich an den belgischen 
Kanalhäfen festzuklammern: 
Dann die furchtbare Katastrophe 


, der Dardanellen, bei deren Pla- 


nung er eine führende Rolle ge- 
spielt hatte, die unter anderen 
furchtbaren Verlusten wegen der 
Taktik des britischen Oberkom- 
mandos, das die »Anzacs« unnö- 
tigerweise in fruchtlosen Frontal- 
angriffen gegen die türkischen Li- 
nien verheizte, zur Vernichtung 
der Blüte der australischen Ju- 
gend führte. 


Der Zwischenfall mit 
der Lusitania 


Aber vielleicht seine ruchloseste 
»Errungenschaft« während sei- 
ner Zeit in der Admiralität war 
die Verwendung sogenannter Q- 
Schiffe, um deutsche U-Boote in 
die Falle zu locken, zu jagen und 
zu zerstören. Q-Schiffe waren 
schwer bewaffnete leichte Kreu- 
zer, die als Handelsschiffe ge- 
tarnt waren und häufig die Flagge 
neutraler Länder, insbesondere 
der Vereinigten Staaten hißten. 

Zu dieser Zeit erteilte er den Be- 
fehl, daß Überlebende auf deut- 
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Kriegsheld 
oder 
Verbrecher? 


scher Seite gefangenzunehmen 
oder »wenn es günstiger er- 
scheint, durch Maschinengewehr 
zu töten sind. In allen Fällen ist 
auf weiße Flaggen zu schießen«, 
lautete Churchills Botschaft. 
Über zahlreiche Vorfälle dieser 
Art wurde von überlebenden be- 
richtet, aber die Admiralität leug- 
nete jede Kenntnis von derarti- 
gen Greueltaten ab. 


Churchills größter Streich war je- 
doch der Zwischenfall mit der 
»Lusitania«, als es ihm gelang, 
das große Schiff in eine solche Po- 
sition zu manövrieren, daß der 
Angriff eines deutschen U-Boo- 
tes wahrscheinlich wurde; nach- 
dem er vorher verhindert hatte, 
daß irgendeine bewaffnete Es- 
korte gestellt wurde. 


Die »Lusitania« war in Wirklich- 
keit bewaffnet und trug auch eine 
große Ladung Munition, und das 
Schiff sank als Folge eines Torpe- 
dos, der tatsächlich abgefeuert 
wurde, aber durch eine gewaltige 
Explosion dieser Munition mitt- 
schiffs. 


Viele Amerikaner verloren dabei 
ihr Leben und die amerikanische 
öffentliche Meinung wurde da- 
durch entscheidend beeinflußt, 
um den Eintritt Amerikas in den 
Ersten Weltkrieg herbeizufüh- 
ren. 


Die Begegnung mit 
Bernard Baruch 


Nach Ende des Ersten Weltkriegs 
war Churchill, dessen einziger 
Beruf aus der Stiftung von Un- 
ruhe und Zwistigkeiten bestand, 
ruhelos, aber immer noch poli- 
tisch und militärisch aktiv. Zu ei- 
ner Zeit, als er ganz besonders 
wegen Geldmangel unter Druck 
stand, reiste er nach Amerika, 
wo er zufällig die Bekanntschaft 
des New Yorker Bankers Bernard 
Baruch machte, und es entwik- 
kelte sich daraus eine lebens- 
lange Freundschaft, sobald Ba- 
ruch angeboten hatte, Churchill 
finanziell aus der Patsche zu hel- 
fen. 
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Winston Churchill zeichnete 
sich durch Zynismus, Skru- 
pellosigkeit, Erbarmungslo- 
sigkeit und Heuchelei aus. 


Nun: begann sich bei Churchill 
eine prozionistische Einstellung 
zu offenbaren. Bis dahin war 
Churchill betont judenfeindlich 
gesinnt. 


Als der Zweite Weltkrieg näher- 
rückte, schloß er sich mehr und 
mehr der Kriegspartei an. Als 
Frankreich fiel, nachdem er alles 
getan hatte, was er tun konnte, 
um dessen Beteiligung an einem 
Krieg zu verlängern, den nie- 
mand wollte außer er selbst und 
seine Zionistenfreunde, ergriff er 
diese Gelegenheit, bootete 
Chamberlain aus und begann sei- 
nen Feldzug für einen totalen 
Krieg, mit dem Endziel die Ame- 
rikaner darin zu verwickeln. 


Sein prahlerischer Wortschwall 
zu diesem Zeitpunkt im Rund- 
funk, »Wir werden kämpfen an 
den Buchten«, war, wie sich spä- 
ter herausstellte, Wort für Wort 
einer Rede entnommen, die Ga- 
ribaldi in der Mitte des 19. Jahr- 
hunderts hielt. Außerdem wurde 
diese Rundfunkansprache, wie 
sich ebenfalls viele Jähre später 
erwies, nicht einmal: von Chur- 
chill selbst, sondern von dem 
Schauspieler Norman Shelley ge- 
halten, der Churchills harsche 
Stimme nachahmte. Churchill 
selbst hatte sich in die relative Si- 
cherheit auf dem Lande, weit von 
den Gefahren der deutschen 
Bomben begeben, wo er Pläne 


schmiedete, wie er Amerika noch 
einmal ‚in einen europäischen 
Krieg hineinziehen könnte. 


Churchills viele 
grauenhaften Taten 


Als sich der Krieg weiterentwik- 
kelte, vollbrachte Churchill 
einige schreckliche Taten, von de- 
nen viele erst Jahrzehnte später 
ans Tageslicht kamen. Als Frank- 
reich, trotz Churchills bizarren 
Angebots einer, gemeinsamen 
Staatsbürgerschaft indem Bemü- 
hen Frankreich am Kämpfen zu 
halten, fiel, und er glaubte, es be- 
stünde eine Möglichkeit, daß die 
französische Flotte bei Toulon 
und Mars-el-Kebir in deutsche 
Hände fallen könnte, startete er 
einen hinterhältigen Angriff, ver- 
senkte die größten Schiffe und tö- 
tete Tausende von französischen 
Seeleuten. 


1940 bedrohte er auch seinen ein- 
stigen Freund, den Herzog von 
Windsor, der sich in Portugal auf- 
hielt und offen zum Frieden mit 
Deutschland aufrief, mit Kriegs- 
gericht, falls er nicht unverzüg- 
lich den Posten des Gouverneurs 
der Bahamas annehmen würde, 
um den Herzog aus der Reich- 
weite deutscher Abgesandter zu 
bringen. 


Als Rudolf Heß, Stellvertreter 
Adolf Hitlers, dem der Gedanke 
das Herz zerriß, daß England 
und Deutschland sich zum Wohle 
der Feinde Europas gegenseitig 
vernichteten, 1941 in einer letz- 
ten verzweifelten Friedensmis- 


sion nach Schottland flog, wei- 
gerte sich Churchill, ihn zu emp- 
fangen. 


1941, zu einer kritischen Zeit für 
Europa, einer Stunde der Ent- 
scheidung für die westliche Zivili- 
sation, zögerte er keinen Augen- 
blick damit, Stalin und die roten 
Horden und die Kommunistische 
Internationale als Verbündete zu 
empfangen; aber seine größte 
Freude war es, als im Dezember 
1941 die Vereinigten Staaten auch 
in den europäischen Konflikt hin- 
eingezogen wurden. 


Er wußte damals, daß alle seine 
Bemühungen - kriminelle Hand- 
lungen wie die Fälschung der so- 
genannten Nazi-Karte von Süd- 
amerika, mit der angeblich deut- 
sche Pläne für diesen Bereich ent- 
hüllt wurden, die die Vereinigten 
Staaten bedrohten - nicht ohne 
Erfolg geblieben waren. 


Ein hinterlistiger, 
skrupelloser Tyrann 


Im August 1941 trafer vor der Kü- 
ste von Neufundland mit: Roose- 
velt zusammen, um die soge- 
nannte Atlantic Charter zu konzi- 
pieren, die wie Churchill hoffte, 
die Vereinigten Staaten noch en- 
ger an Großbritannien heranfüh- 
ren würde. 


Solange er konnte, verbarger Ka- 
tastrophen und Niederlagen vor 
dem britischen Volk. Als zwei 
große britische Schlachtschiffe 
durch japanische Luftangriffe 
versenkt wurden, nachdem Chur- 


chill sie ohne Deckung aus der 
Luft auf den Weg nach Singapur 
geschickt hatte und die gesamten 
Mannschaften umkamen, gab er 
diesen ungeheuren Verlust sei- 
nem Volk erst viel später be- 
kannt. 


Und man könnte noch viele an- 
dere Vorfälle von dreister Hinter- 
list aufzählen. Aber sein lärmen- 
des  diktatorisches Auftreten 
schüchterte die meisten seiner 
parlamentarischen Kritiker ein, 
under konnte seinen Willen mehr 
oder weniger durchsetzen, wie er 
wöllte. Als eines Tages auf dem 

Höhepunkt des Krieges Wladis- 
law Sikorski, der im Exil lebende 
polnische Oberkommandeur, zu 
ihm kam und sich bitterlich be- 
klagte, weil ihm Beweise dafür 
vorlagen, daß die Sowjets Aber- 
tausende von polnischen Offizie- 
ren und hohen Beamten in den 
Wäldern bei Katyn ermordet hat- 
ten, zuckte Churchill lediglich 
die Schulter und sagte: »Wenn 
das wahr ist, dann gibt es nichts, 
was Sie in dieser Sache unterneh- 
men können.« 


Sikorski war nicht damit einver- 
standen und brach die Beziehun- 
gen zu den Sowjets ab. Später 
starb Sikorski durch einen myste- 
riösen Flugzeugabsturz. Es be- 
steht ein begründeter Verdacht, 
daß Churchill ihn beseitigen ließ, 
weil er ihm bei seinen Beziehun- 
gen mit den Sowjets ein Hinder- 
nis war. 


Zu einem anderen Zeitpunkt 
kam Churchill auf den Gedanken 
Milzbrandbomben auf deutsche 
landwirtschaftliche Gebiete ab- 
werfen zu lassen, um in einem 
weiten Bereich Tod und Pest über 
Mensch und Tier zu säen, und er 
gab diesen Gedanken erst auf, als 
ihm von seinen Beratern klarge- 
macht wurde, daß der Erfolg ei- 
nes solchen Einsatzes nicht ge- 
währleistet werden könne, und 
daß er die Weltmeinung noch 
mehr entfremden würde. 


Churchills Holocaust 
gegen Dresden 


Inzwischen hatte er es geschafft, 
eine ganze Inselin Schottland mit 
tödlichen Milzbrandkeimen zu 
infizieren, und erst in allerjüng- 
ster Zeit wurde die Insel Versu- 
chen unterzogen, sie zu entseu- 
chen. Milzbrandbomben wurden 
auf’angebundene Schafe und Zie- 
‚gen abgeworfen, um die Auswir- 


Winston Churchill — hier mit seiner Frau Clementine — wollte 
Milzbrandbomben auf deutsche landwirtschaftliche Ge- 


biete abwerfen. 


kungen an diesen hilflosen Krea- 
turen, die die Zivilbevölkerung 
in Nordeuropa simulierten, zu er- 
proben. 

Andere Experimente zur Erzeu- 
gung von kleinen Feuerstürmen, 
wie sie später im Holocaust von 
Hamburg und Dresden zur Per- 
fektion gebracht wurden, wurden 
auf den Feldern in der Nähe von 
Oxford unter der Leitung von 
Churchills technischen Beratern 
und Zionistenfreunden wie Solly 
Zuckerman durchgeführt. 


Arthur Travers »Bomber« Harris 
schickte sich an, mit Churchills 
wissentlichem Gewährenlassen, 
Freund und Feind gleichermaßen 
mit wahllosen Bombenangriffen 
auf deutsche und andere europäi- 
sche Städte zu vernichten. Chur- 
chill sorgte dafür, daß Harris und 
nicht er die Verantwortung für 
den Terrorangriff auf Dresden im 
Februar 1945 übernahm. Harris, 
der protestierte, er habe nur Be- 
fehlen gehorcht, war inzwischen 
entbehrlich geworden. 


In Potsdamm konnten Winston Churchill (links) mit US-Prä- 
sidenten Truman (Mitte) und Josef Stalin die Zerschlagung 


Deutschlands besiegeln. 


Als Churchill nicht mehr in Amt 
und Würden war, spielte er sich 
als Anwalt für ein vereintes West- 
europa auf. So wie die Jahre ver- 
gingen wurde er jedoch immer se- 
niler. 


Die Neubewertung 
der Geschichte 


Wenn auch in immer kleiner wer- 
dender Anzahl, werden viele äl- 
tere Menschen, wenn sie Kritik 
an Churchill hören, sich entwe- 
der ohne Vorbehalte auf seine 
Seite stellen oder vielmehr erwi- 
dern: »Stimmt, aber was hätten 
wir ohne ihn machen sollen? Wo 
wären wir heute?« 


Es ist eine traurige Sache dies ein- 
gestehen zu müssen, aber was so 
viele der älteren Engländer an 
Churchill liebten und bewunder- 
ten war sein angeborenes Phili- 
stertum, sein Fremdenhaß, sein 
Mangel an wirklicher innerer 
Kultur, sein Zynismus, seine 
Skrupellosigkeit, ja sogar seine 
Brutalität, seine Erbarmungslo- 
sigkeit, seine Heuchelei, sein 
hochtrabender, bombastischer 
und übertriebener Stil, und vor 
allem seine billige Sentimentali- 
tät, die ihn in die Lage versetzte, 
wenn er es wünschte, bei öffentli- 
chen Anlässen die Menschen 
zum Weinen zu bringen oder zu 
Tränen zu rühren, ganz gleich ob 
es sich um Pokal-Endspiele, Fei- 
ern zum Gedenken an die Kriegs- 
toten, Beerdigungen und ähnli- 
ches handelte. 


Was waren seine guten Seiten? 
Sie sind schwer zu finden, prak- 
tisch nicht vorhanden. Es man- 
gelte ihm völlig an Kreativität, an 
echter Empfindsamkeit. Sein an- 
geborenes Zerstörertum verhin- 
derte dies, und dies zeigte sich 
auch in der mittelmäßigen Quali- 
tät seiner Gemälde. Sein Leben 
war voller Geräusch und Wut und 
bedeutete nichts. 


Die Neubewertung der Ge- 
schichte, die heute in Großbri- 
tannien langsam Formen an- 
nimmt, muß in ihrer Untersu- 
chung von katastrophalen Ge- 
stalten wie Churchill gnadenlos 
sein. Das Blut und der Schweiß 
mögen der Vergangenheit ange- 
hören, aber die Tränen bleiben 
und die ewige Trauer über den 
Verlust von so vielem, was in-Eu- 
ropa groß, edel und schön war. U] 
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Nordkorea 
Beunruhigt 
über das 
Schicksal des 
Kommunismus 


»Die heutige internationale Lage 


‘ist sehr ernst und gefährlich«, 


warnten die scharf überwachten 
Medien des nordkoreanischen 
Diktators Kim Il-Sung. »Die Ent- 
wicklung der Gesamtsituation ist 
so, daß jetzt nicht die Zeit ist, 
sich von solchen Bemerkungen 
wie Entspannung oder Zusam- 
menarbeit verlocken zu lassen.« 


Etwa zur gleichen Zeit, wie der 


japanische Nachrichtendienst 
Kyodo berichtet, rief Nordkorea 
seine Abgesandten aus dem Aus- 
land zu einer dringenden Sitzung 
zusammen, um die turbulente Si- 
tuation in Osteuropa. und der So- 


wjetunion zu besprechen. Nord- ' 


koreanische Botschafter in 30 
Ländern, darunter Polen, Un- 
garn, Rotchina und die Sowjet- 
union, trafen sich mit der Kim-Il- 
Sung-Führung. 


Abgeordnete des japanischen 
Landtags, die aus der Hauptstadt 
des Nordens, Pjöngjang, zurück- 
kehrten, sind davon überzeugt, 
daß die nordkoreanische Füh- 
rung, wie die Rotchinas, bis zum 
letzten Mann kämpfen wird, um 
irgendwelche Änderungen in ih- 
ren jeweiligen Diktaturen abzu- 
wenden. In der japanischen 
Presse wird die Untersuchung 
der westlichen Medien, aus der 
hervorgeht, daß die kommunisti- 
schen Hardliner-Länder kurz vor 
dem Zusammenbruch stehen, in 
Frage gestellt. 


Als Beweis gegen dieses »Isola- 
tionsthema« berichtet die japani- 


sche Tageszeitung »Yomiuri 
Shimbun« unter Berufung auf 
Geheimdienstkreise, Kim-I- 


Sung habe seine Absicht bekannt 
gegeben, in nächster Zeit in die 
Sowjetunion zu reisen. 


Sowjetische Experten in Europa 
meinten, der Grund dafür, daß 
die kommunistischen Länder der 
harten Linie, vor allem China, 
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ihre Anti-Gorbatschow-Richtung 
beibehalten, sei in ihren Verbin- 
dungen zu der Hardliner-Partei- 
ung in Moskau zu sehen, von der 
man erwarte, daß sie letztendlich 
Oberhand behalten wird. 0 


USA 
Noriega hat 
Status eines 
Kriegs- 
gefangenen 


Die Regierung der Vereinigten 
Staaten erklärte sich damit ein- 
verstanden, General Manuel No- 
riega als Kriegsgefangenen zu be- 
handeln. Gleichzeitig wurde mit- 
geteilt, daß diese Bezeichnung 
seine strafrechtliche Verfolgung 
wegen der Anklage des illegalen 
Drogenhandels vor einem ameri- 
kanischen bürgerlichen Gericht 
nicht verhindern werde. 


Noriegas Anwälte hatten darauf 
plädiert, daß Noriega zum 
Kriegsgefangenen erklärt und 
aus seiner Zelle in Miami in das 
Gewahrsam £ines neutralen Lan- 
des gebracht werden sollte. Sie 
sagten, der Fall muß vor den In- 
ternationalen Gerichtshof in Den 
Haag. 


In Papieren, die beim US-Bun- 
desgericht in Miami hinterlegt 
wurden, stellten sich Anwälte des 
amerikanischen Justizministe- 
riums gegen diesen Vorschlag 


.und führten aus, daß die Genfer 


Konvention es zulasse, daß 
Kriegsgefangene wegen gewöhn- 
licher Straftaten belangt werden 
können, »vorausgesetzt, daß die 
gleichen Handlungen auch straf- 
bar wären, wenn sie von einem 
Angehörigen der bewaffneten 
Streitkräfte der Gewahrsams- 
macht begangen worden wären«. 


Andere internationale Rechtsex- 
perten bestreiten diese Ausle- 


‚gung. Der Forscher am Queens 


College der Cambridge Univer- 
sity, Marc Weller, behauptete in 
einer Zuschrift in der britischen 
Zeitung »Independent«, daß No- 
riega »Anspruch auf die gleiche 
Behandlung habe, die die USA 
für ihren eigenen Stabschef wün- 
schen würden, sollte er von einer 
fremden Macht gefangengenom- 
men werden«. 


Wenn die USA dies zurückwei- 
sen würden, schrieb Weller, dann 
würde dies jene Grundsätze des 


. dent 


humanitären Gesetzes verwäs- 
sern, auf die die Vereinigten Staa- 
ten sich selbst einmal verlassen 
müssen. »Angenommen zum 
Beispiel amerikanische Flieger 
würden nach einem Bombenein- 
satz auf angebliche terroristische 
Ziele, sagen wir einmal in Libyen 
oder im Libanon abgeschossen. 
Wenn dann die Soldaten der Luft- 
waffe nicht durch die Genfer 
Grundsätze geschützt wären, 
könnten sie von den örtlichen Be- 
hörden vor Gericht und wegen 
gewöhnlicher Verbrechen wie 
Mord hingerichtet werden.« DI 


Tunesien 
Seltsame 
politische 
Spiele 


Ein seltsamer Prozeß steht in Tu- 
nesien zur Verhandlung an. 
Darin wird Ahmed Kedidi, ein 
ehemaliger tunesischer Parla- 
mentarier, verwickelt sein, der 
von 1980 bis 1986 Mitglied des 
Zentralkomitees der herrschen- 
den Dastour-Partei unter Präsi- 
dent Habib Bourguiba war und 
der die Tageszeitung der Partei 
»Al Amalk« leitete. 


Beweise deuten auf die Tatsache 
hin, daß das Verfahren im No- 
vember 1987 durch den Premier- 
minister Hedi Bakoush als politi- 
sche Vendetta in die Wege gelei- 
tet wurde wegen Kedidis engen 
Beziehungen zu dem ehemaligen 
Premierminister Mohammed 
M’Zali, der sich 1986 mit Präsi- 
Bourguiba überworfen 
hatte. Sowohl Kedidi als auch 
M’Zali leben seitdem im Exil. - 


Zu den ersten Anklagepunkten 
gegen Kedidi gehörten Vorwürfe 
der Korruption und der wider- 
rechtlichen Verwendung von 
Staatsbesitz. Sie wurden vom 
Magistrat verworfen; aber Ba- 
koush ließ den Fall wieder auf- 
nehmen. 


1985 war Kedidi das Ziel einer 
Reihe von Briefbomben gewe- 
sen, während einer Welle des Ter- 
rors, die zum Abbruch der diplo- 
matischen Beziehungen zwi- 
schen Tunesien und Libyen 
führte. Aus späteren Untersu- 
chungen geht auch hervor, daß 


Netzwerke der tunesischen Fun- - 


damentalisten, die sowohl mit 
dem Iran als auch mit Libyen in 
Verbindung stehen, darin verwik- 


kelt waren. Am 6. Juli 1986_ge#. 


stand ein Fundamentalist, Jalal:.: 
Jebali, ein, daß die Kampagne ': 
Teil eines Mordkomplotts gegen, : 
den damaligen Staatssekretär für. - 
Sicherheit Zin el Abidin Ben Ali, - 
den heutigen Präsidenten, und 


Kedidi war. 


und den Fundamentalisten 1987 


"Als Teil der zwischen Bakoush 4 


und 1988 über eine »nationale 


Versöhnung« geführten Verhand- 
lungen verlangten die Fundamen- 
tälisten Kedidis Kopf. Bakoush 


wurde jedoch Ende 1989 selbst... 


u 


von Präsident Ben Ali entlassen, 
nachdem er seine Weigerung be- 
kanntgab, die fundamentalisti- 
sche Opposition zulegalisieren. 

z | 


Japan 
Satelliten-Trio 


kommt in die 
Umlaufbahn 
der Erde 


Japan feuerte am 7. Februar 1990. ; 
an Bord einer zweistufigen H-1- ' 
Rakete ein Satelliten-Trio in den : 


Umlaufkreis der Erde. »Die Sa- 


telliten müssen alle in verschie- _ 


dene Umlaufkreise gebracht wer- 
den, und daher ist das ziemlich, ' 
schwierig«, sagte ein Beamterbei 
der staatlichen Raumfahrt-Ent: -. 


wicklungsbehörde in Japan. 


Die Satelliten trennten sich und. ' 


traten in verschiedene Umlauf- 
bahnen ein, obwohl man noch da- 
bei war, die Genauigkeit der Um- 
laufkreise zu überprüfen. Die 
Vereinigten Staaten, die Sowjet- 


union, China und die europäi- 


sche Raumfahrt-Behörde haben 
schon früher Mehrfach-Satelliten 
von einer Rakete aus in die Um- 
laufbahn geschickt. 


Der Marine Observation Satel- 


lite 1b (MOS-1b) ist Teil eines in- 


ternationalen Netzes von Erdbe- 
obachtungssatelliten und wird. 
Temperaturen, Niederschlag und 
andere Merkmale der Ozeane 
und Festländer überwachen. Er 
wird die vom MOS-1, einem 1987 
gestarteten Satelliten ähnlicher 
Bauart, der nächstes Jahr auslau- 
fen soll, ausgesandten Daten er- 


-gänzen. 


Ein zweiter Satellit, DEBUT, 
Abkürzung für Deployable 


Boohm and Umbrella Test (Test: 
mit entfaltbarem Ausleger und. 


-$chirm), ist darauf ausgelegt, die 
Fachkenntnisse zu vertiefen, die 
Japan benötigen wird, wenn esin 
den späteren neunziger Jahren an 
der amerikanischen Raumstation 
Freedom ein Modul anbringt. Es 
wird die Entfaltung eines Ausle- 
gers mit Halteseil in den Raum 
testen, der benutzt werden kann, 
um Versuchsplattformen von den 
Vibrationen und Magnetfeldern 
- abzuhalten, die die Umgebung 
innerhalb eines Raumschiffes in- 
fizieren. Der dritte Satellit wird 
Satelliten-Verbindungen zu 
‚Funkamateuren in der ganzen 
Welt herstellen. DO 


Sri Lanka 
Verurteilung 
von Amnesty 
International 


»Amnesty International ist eine 
“weitere terroristische Organisa- 
“tion. Sie können sagen, daß ich 

“das gesagt habe«, äußerte Außen- 

Minister Ranjan Wijeratne auf ei- 

: ner Pressekonferenz. 


.»Wijeratne nahm zu einer Erklä- 
:rung des Oppositionsführers Siri- 
‚ mavo Bandaranaike Stellung, in 
der er die hilfeleistenden Staaten 
-“ aufforderte, die Protokolle der 
- Regierung über Menschenrechte 
x und angebliche Auswaschung der 
“ ‚Demokratie auf der Insel zu prü- 
« fen. 


»Ich klage an, daß sich in Amne- 
‘sty International terroristische 
Sympathisanten und Terroristen 
befinden«, sagte Wijeratne in be- 
zug auf frühere Beschuldigungen 
der Organisation, die Colombo- 
Regierung habe die Menschen- 
rechte verletzt. 


»Amnesty International geht im 
- Schafpelz einher und tut teufli- 
sche Dinge, um demokratische 
Regierungen zu destabilisieren«, 
stellt er fest. ji) 


Angola 

‚ UNITÄA nicht 
für Ein- 
Parteien-Staat 


Der angolanische Rebellenfüh- 
 " rer Jonas Savimbi sagt, es wäre 
für seine UNITA gleichbedeu- 


tend mit Selbstmord einen Ein- 
Parteien-Staat hinzunehmen, 
wie es von der marxistischen Re- 
gierung des Landes verlangt 
wird. »Er ist überholt, sogar für 
angolanische Verhältnisse«, 
meint er. »Wer wird heute in der 
Welt noch ein Ein-Parteien-Sy- 
stem akzeptieren?« 


Savimbi wies die von Präsident 
Jose Eduardo dos Santos ge- 
machten Friedensvorschläge als 
Sophisterei, die den Friedenspro- 
zeß nicht voranbringe, zurück. 
Er war besonders zornig über dos 


Santos’ Behauptung, unabhän- 


gige Verbände könnten unter der 
Ein-Parteien-Herrschaft der Po- 
pular Movement for the Libera- 
tion of Angola (PMLA) politi- 
sche Freiheiten ausüben. 


»Verbände, die von einer politi- 
schen Partei beherrscht werden, 
die nichts vertritt«, sagte er mit 
einem Lachen. »Das ist keine De- 
mokratie. Ich kann das nicht hin- 
nehmen. Man fordert keinen 
Mann auf Selbstmord zu bege- 
hen, um den Frieden zu gewin- 
nen.« 2] 


Südkorea 

Das Land will 
sich selbst : 
verteidigen 


Der südkoreanische Präsident 
Noh Tae Woo, der hervorhob, 
daß die Zeit gekommen sei, daß 
das Land sich völlig selbst vertei- 
digt, rief zur »Koreanisierung« 
der Verteidigung als Vorberei- 
tung zum Abzug der US-Iruppen 
aus. 


»Wie wir an der teilweisen Umor- 
ganisierung der in Korea statio- 
nierten US-Streitkräfte gesehen 
haben, muß die Rolle der USA 
darauf beschränkt werden Hilfe 
zu gewähren, und wir sollten un- 
ser Land mit unserem eigenen 
Blut und Schweiß verteidigen«, 
sagte No Tae Woo während einer 
Lagebesprechung mit dem Ver- 
teidigungsminister Yi Sang Hun 
über das Verteidigungsprogramm 
für 1990. 


Koreanische Regierungsbeamte 
behaupten, die USA könnten 
entweder 2000 bis 3000 Angehö- 
rige der zweiten Infantry Divi- 


sion abziehen oder die Anzahl 
der Division und der Zivilperso- 
nen, die in Korea stationiert sind, 
bis Ende des laufenden Jahres 
verringern. m 


Japan 
Die Vorteile 
der Kernkraft 


Das jährliche Weißbuch der japa- 
nischen Agentur für Wissenschaft 
und Technologie, das kürzlich 
vom japanischen Kabinett gebil- 
ligt wurde, hob die Vorteile der 
Kernkraft für die Umwelt hervor. 
Im Weißbuch wird vorgeschla- 
gen, daß die industrialisierten 
Länder sich mehr auf Kernener- 
gie verlassen sollten, um fossile 
Brennstoffe für die Entwick- 
lungsländer und zukünftigen Ge- 
nerationen im Boden zu belassen. 


Yukiko Araki, ein Vertreter der 


Agentur für Wissenschaft und 
Technologie, betonte, daß die 


_ Verwendung von Kernenergie 


eine »Schlüsselmaßnahme« zur 
Lösung der Probleme des sauren 
Regens und der globalen Erwär- 
mung sei. Oo 


Kolumbien 
Todes- 
drohungen 
vom Drogen- 
Kartell 


Der kolumbianische Politiker 
Maximiliano Londono, General- 
sekretär der Andean Labor Party 
(PLAN) bekannte, er und seine 
Mitstreiter seien mit dem Tode 
bedroht worden. Die Andean La- 
bor Party führt seit vielen Jahren 
eine Kampagne gegen die Dro- 
genmafia und ihre »liberalen« 
Helfershelfer und rief zu einem 
ernsthaften Krieg gegen Drogen 
durch die Regierung auf. Sie un- 
terstützte intensiv die Politik ei- 
ner solchen Kriegsführung gegen 
den Drogen-Terrorismus. 


Londono meinte: »Wir sind ge- 
gen den Vorschlag des Ex-Präsi- 
denten Alfonso Lopez Michel- 
sen, mit den illegalen Drogen- 
händlern einen Dialog zu führen; 
und in gleicher Weise sind wir ge- 
gen die Idee des Lieblings der 


Drogen-Lobby, Ernesto Samper 
Pizano, Drogen zu legalisieren.« 


»Wir haben die Behörden über 
die erneute Bedrohung gegen 
Mitglieder der Andean Labor 
Party unterrichtet, und wir sind 
zuversichtlich, daß die Regie- 
rung dementsprechend handeln 
wird, um die Teilnahme unserer 
Bewegung an der künftigen Poli- 
tik des Landes zu gewährlei- 
sten.« El 


Population Council 
Bevölkerungs- 


politik durch 
Tyrannei 


Der in New York ansässige Popu- 
lation Council hat offen zugege- 
ben, daß seine Politik zur Bevöl- 
kerungseinschränkung einer 
kommunistischen Tyrannei be- 
darf, um zu funktionieren. 


Der Rat, der seit langem von 


-McGeorge Bundy als Vertreter 


von amerikanischen und briti- 
schen Bankeliten geleitet wird, 
hat kürzlich mehrere Warnungen 
des Inhalts herausgegeben, daß 
eine Schwächung des Pekinger- 
Regimes sich für das Programm 
der Massensterilisation und Mas- 


senabtreibung als tödlich erwei- . 


sen könnte. 


In einer Abhandlung mit dem Ti- 
tel »The Evolution of the One- 
Child-Policy in Shaanxi Pro- 
vince« (»Die Entwicklung der 
Ein-Kind-Politik in der Provinz 
Shaanxi«) beklagt sich die For- 
scherin des Rates, Susan Gree- 
halgh, über die Schwierigkeit 
»eine schnelle Fruchtbarkeitsver- 
ringerung zu erzielen, wenn die 
Werte pronatalistisch (zur Bevöl- 
kerungsvermehrung tendierend) 
sind«. 


»Zwangsmaßnahmen sind wahr- 
scheinlich die einzigen verfügba- 
ren Maßnahmen für Politiker, um 
dieses Ziel zu erreichen«, 
schreibt sie. »Die Wucht der 
Kampagne verringert sich, so- 
bald sie sich zum politischen Sy- 
stem herunter bewegt - je tiefer - 
nach unten angelangt, desto 
schwächer werden die Vollstrek- 
kungsmaßnahmen, je dünner die 
Hilfsmittel werden, um so größer 
ist die Identifizierung der Füh- 
rungsschichten mit jenen, deren 
Fruchtbarkeit sie einschränken 
sollen.« El 
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Betr.: Revisionismus 
»Mein Leben als 
Revisionist«, Nr. 2/% 


Ein Mitarbeiter von CODE hat Professor 

Dr. Ernst Nolte vom Fachbereich Ge- 

schichtswissenschaften Friedrich-Mei- 

necke-Institut der Freien Universität Ber- 

| lin angeschrieben und erhielt von dem Hi- 
 storiker die folgende Antwort: 


Ich bin wie Sie der Meinung, daß man hi- 
storischen Untersuchungen oder auch 
Zweifeln nicht mit Verboten entgegen- 
treten soll, und ich stimme der Auffas- 
sung zu, daß im Hinblick auf die »Endlö- 
sung der Judenfrage« mancherlei Wider- 
sprüche und Schwierigkeiten zu ver- 
zeichnen sind, so daß eine gewisse Band- 
breite der Antworten beziehungsweise 
Lösungsversuche nicht nur tolerabel, 
sondern wünschenswert ist. Ich glaube 
aber nicht, daß solche Zweifel sich auf 
die Grundtatsache ausgedehnter Mas- 
senvernichtungen von Juden im Osten 
erstrecken dürfen, die durch zahllose 
Zeugnisse und Berichte gesichert ist und 
schon aus Äußerungen Hitlers und ande- 
rer führender Nationalsozialisten mit ei- 
nem hohen Grade von Wahrscheinlich- 
keit abgeleitet werden kann. 


Man könnte die Deutschen immer noch 
als ein »Volk von Massenmördern« be- 
zeichnen, wenn nur zwei Millionen 
durch die Erschießungen der Einsatz- 
gruppen und durch den Typhus in den 
Gettos umgekommen wären, und man 
kann diese Charakterisierung auch dann 
unzulässig finden, wenn tatsächlich sechs 
Millionen Menschen ermordet wurden, 
und zwar großenteils in Gaskammern. 


Eine solche Kennzeichnung wäre nur 
dann keine »kollektivistische Schuldzu- 
schreibung«, wenn Hilberg mit seiner 
These recht hätte, daß jeder Reichsbahn- 


und Polizeibeamte, der mit den Transpor- 


ten und Deportationen in Berührung 

kam (und damit zahllose Familienange- 

hörige und letzten Endes das ganze Volk) 

. | ‚über die Gaskammern und Vernichtungs- 
, lager informiert gewesen wäre. 


Ich schreibe den »Revisionisten« einen 
‘Verdienst zu, sofern sie das Thema aus 
dem Bereich derbloßen Anklage heraus- 
bringen wollen, aber sie gehen meines 
Erachtens in die Irre, wenn sie nach dem 
Muster der »Kriegsdiskussion« der Jahre 
ab 1918 einen Kampf für die »nationale 
Ehre« oder ähnliches führen zu müssen 
glauben. Freilich ist es vermutlich noch 
nie so schwer gewesen, einen ganzen Be- 
reich der Weltgeschichte »für die Wissen- 
schaft« zu erschließen. 


Professor Dr. Ernst Noite, Berlin 


* 


Zum lesenswerten Beitrag von Professor 
Dr. Faurisson ist aus antizionistischer 
Sicht folgendes zu sagen: Es erscheint lo- 
gisch, daß die 74.000 Toten, die Professor 
Dr. Faurisson erwähnt, an Seuchen ge- 
storben sind. 


Da es widersprüchliche Angaben zu die- 
ser Sache gibt, soll hier aus fachlicher 
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Briefe _ 


Sicht nicht kommentiert werden. Über 
die unfreiwilligen Enthüllungen über das 
Entstehen des Mythos möchte man als 
antizionistischer Jude, der in den dreißi- 
ger und vierziger Jahren nicht'in Europa 
gelebt, nichts sagen. Es kann aber gesagt 
werden, daß eine französische - also eu- 
ropäische - antizionistische Zeitung am 
29. Mai des Jahres 1981, also lange vor 
dem 6. Juni 1986 (Nolte-Artikel in der 
»Frankfurter Allgemeinen Zeitung«: 
»Vergangenheit, die nie vergehen will«), 
eine Sache veröffentlichte, die damals 
für keinerlei Aufregung irgendwelcher 
Kreise sorgte. Sie soll hier zitiert wer- 
den: »On attribue & Staline une remar- 
que cynique, mais &tonnament exacte du 
point de vue psychologique: »La mort 
d’un homme, c’est de la tragedie; la 
disparation de millions de gens, c’est de 
la statistique«. 


Aus berechtigten Gründen wird hier nur 
dieser kleine Teil zitiert, da gewisse 
Kreise sich auf den Schlips getreten füh- 
len würden. 


Die Übersetzung lautet folgenderma- 
Ben: 


Man weißt Stalin, folgende zynische, 
vom psychologischen Standpunkt aus je- 
doch erstaunlich zutreffende Bemer- 
kung zu: »Der Tod eines Menschen ist tra- 
gisch, der Tod von Millionen von Men- 
schen ist reine Statistik<.« 


Es kann also festgestellt werden, nach- 
dem wir unverdächtige Druckerzeug- 
nisse konsultiert haben, daß es auch in 
dem prozionistischen Flügel der Juden 
angehörenden Gruppierungen Tote ge- 
geben hat. j 


A. van Rosendahl, Visselhövede 


Betr.: Leuchter-Gutachten 
»Landgericht entscheidet 
für Revisionisten«, 

Nr. 3/% 


Der Angeschuldigte hat vor dem Land- 
gericht Bielefeld obsiegt, die Beschlag- 
nahme der Nr. 36 der »Historischen Tat- 
sachen« ist aufgehoben. Damit könnte 
der Fall ad acta ee werden. Dennoch 
mögen einige Überlegungen hierzu er- 
laubt sein. 


Das Gericht hat zwar die Erfüllung des 
Tatbestandes der Beleidigung verneint, 
aber dennoch die sogenannte »historisch 
gesicherte Wahrheit«, beziehungsweise 
die »geschichtlich erwiesenen Tatsa- 
chen« als »offenkundig« i.S. des $ 244 
StPO angesehen und das Leuchter-Gut- 
achten als dieser Offenkundigkeit wider- 
sprechend keiner Würdigung unterzo- 
gen. Solange aber angeblich »geschicht- 
lich erwiesene Tatsachen« als offenkun- 
dig und damit i.S. des $ 244 StPO keines 
Beweises bedürfend, behandelt werden, 
ist der Sieg des Angeschuldigten in die- 
sem Verfahren ein Pyrrhussieg und die 
Euphorie des Kommentators nur be- 
dingt gerechtfertigt. 


Das 21. Strafrechtsänderungsgesetz hat 
die Diskussion der »Wahrheit« in unbe- 


greiflicher Weise beschnitten.. Dabei ist 
es doch gerade die Wahrheit, die immer 
und immer wieder diskutiert werden 
müßte. Ob der römische Prokurator Pon- 
tius Pilatus ein Idiot war, weiß ich nicht. 
Immerhin ist seine Frage »Was ist Wahr- 
heit?« (Johannes 18,38) in weiten Teilen 
bis heute nicht beantwortet. 


Daß aber-Heraklit kein Idiot war, dürfte 
unbestritten sein. Und der hatte schon 
500 Jahre früher gedacht: »Durch ihre 
Unglaubhaftigkeit entzieht sich die 
Wahrheit dem Erkanntwerden.« 


Und schließlich sei zur Abrundung auch 
noch Lichtenberg erwähnt, der richtiger- 
kannt hatte: »Was jedermann für abge- 
macht hält, verdient am meisten unter- 
sucht zu werden.« 


Um die Richtigkeit dieser alten Erkennt- 
nisse zu belegen, brauchen wir nicht ein- 
mal Galilei zu bemühen, der eine »wis- 
senschaftlich gesicherte Erkenntnis« 
wegwischte und deshalb einen dornen- 
vollen Weg gehen mußte. 


Gerade in unserer Zeit, wo gewisserma- 
ßen Schlag auf Schlag »wissenschaftlich 
gesicherte Erkenntnisse« hinweggefegt 
werden, wo gerade auch »historisch gesi- 
cherte Erkenntnisse« durch archäologi- 
sche Funde, durch Archiv-Öffnungen 
oder durch welche Gründe auch immer 
über Nacht zu Makulatur werden, zeugt 
es von einer Überheblichkeit ohneglei- 
chen von »historisch gesicherter Wahr- 
heit« zu sprechen und dafür auch noch 
die Vorschrift des $ 244 StPO zu mißbrau- 
chen. 


Wenn es uns also wohl anstände, in aller 
Bescheidenheit die »Wahrheit« immer 
wieder von neuem zu erforschen, dann 
gilt das vor allem und ganz besonders für 
die politisch beeinflußten »geschichtlich 
erwiesenen Tatsachen«. Dann gilt das 
vor allem und ganz besonders auch in ei- 
ner Zeit, in der doch auch die Kriegspro- 
paganda unserer einstigen Gegner wohl 
noch unser Geschichtsbild beeinflußt. 
Daß dies absolut nicht aus der Luft ge- 
griffen ist, dafür sei ein unbestritten in- 
tegrer Mann, nämlich Professor Fried- 
rich Grimm als Zeuge angerufen. Er 
spricht in seinen Büchern »Mit offenem 
Visier« und »Politische Justiz« von der 
verheerenden Wirkung der Propaganda, 
die es auch den gutgesinnten Menschen 
so schwer mache, die wirklichen Vor- 
gänge des Zeitgeschehens zu erkennen 
und zu beurteilen und dem 1945 ein fran- 
zösischer Major von der Spionageab- 
wehr erklärte, daß man auch nach dem 
gewonnenen Krieg die Greuelpropa- 
ganda fortsetzen und sogar noch steigern 
werde, bis in der Welt der letzte Funke 
der Sympathie für Deutschland ausge- 
löscht sein werde. Daß dies durchaus 
auch heute noch so sein kann, dafür spre- 
chen - um nur ein Beispiel zu nennen — 
die antideutschen Filme unserer ameri- 
kanischen Freunde. 


Es wäre gar nicht auszudenken, wenn 
das alles auch auf Auschwitz zuträfe. 


Wenn der Insider Janusz Patek recht 
hätte (Warum sollte ein Pole in dieser 
Frage lügen?)- 


Wenn der Gutachter Alfred Leuchter |}: 
recht hätte (Warum sollte ein Amerika-}:: 
ner ein falsches Gutachten erstellen?)- 


Verdient nicht gerade das »am meisten «| 


untersucht zu werden«? 


Wenn wir also die Erkenntnisse so ge- 
scheiter Leute wie Heraklit und Lichten- 
berg nicht widerlegen können und wir 
uns auch nach 2000 Jahren mit Pontius 
Pilatus immer noch fragen müssen: »Was 
ist Wahrheit?«, dann ist es anmaßend, 
durch die Anwendung des $ 244 StPO auf 
»geschichtlich erwiesene Tatsachen«, die 
Wahrheitssuche zu umgehen. 


Was spricht eigentlich dagegen, das 
Leuchter-Gutachten durch einen ent- 
sprechenden Einsatz von Richtern und 
Gutachtern (Historiker, Chemiker, Phy- 
siker) entweder zu bestätigen oder zu wi- 
derlegen? Warum darf diese brennende 
Frage nicht endlich so oder so geklärt 
werden? 


Ich meine, die Welt habe ein Recht dar- 
auf. Ich meine, insbesondere wir Deut- 
schen haben ein Recht darauf. 


Gunther Hartmetz, Passau 


Betr.: Deutschland 
»Frankreich und die Bi 
deutsche Einheit«, Nr. 3/90 |: 


Wenn man die Einstellung Frankreichs 
und Englands zur bevorstehenden deut- 
schen Einheit betrachtet, fühlt man sich 
an die Zeiten vor 1914 und 1939 erinnert. 


Schon 1898 wünschte sich der französi-- 
sche Außenminister : Delcasse einen 
Bund Frankreich, England und Rußland 
gegen Deutschland. 


Die englische Zeitung »Saturday Re- 
view« hetzte schon ab 1895 laufend ge- 
gen Deutschland und versäumte nicht, 
immer darauf hinzuweisen, »Deutsch- 
land müsse vernichtet werden!« 


Vor 1939 hetzte Winston Churchill, 
»Deutschland werde zu stark, es müsse 
vernichtet werden!« 


Nun hört man wieder die gleichen Töne, 
daß ein wiedervereinigtes Deutschland’ 
zu stark sei. 


Diese Vorbehalte Frankreichs und Eng- 


‚lands sind scheinheilig, von Neid geprägt 


und unrealistisch. Ein schwaches 
Deutschland wäre niemals in der Lage, 
die Lasten zu tragen, die man ihm aufge- 
bürdet hat. Was können wir Deutschen 
eigentlich dafür, daß wir fleißiger und 
tüchtiger als die anderen sind? Es hin- 
dert die anderen doch niemand daran, es 
uns gleich zu tun. 


Schon der britische Außenminister und 
spätere Premierminister Earl of Balfour 
sagte 1910, daß es um die britische Vor- 
herrschaft in Europa ginge, und daß ein 
Krieg gegen Deutschland einfacher 
wäre, als härter zu arbeiten und den Le- 
bensstandard senken zu müssen. 


Werner Käuflin, Wutöschingen 
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